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Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der

Schwarzarbeitsbekampfung

A. Problem und Ziel

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD wurde unter anderem verein-
bart, die Finanzkontrolle Schwarzarbeit weiter zu stirken und hérter gegen dieje-
nigen vorzugehen, die illegale Beschéftigung betreiben oder schwarzarbeiten. Zu-
dem sollen mit einer besseren digitalen Vernetzung Kontrollen mdglichst biiro-
kratiearm und effektiv gestaltet werden und es soll ein vollstindiger Datenaus-
tausch zwischen Sozial-, Finanz- und Sicherheitsbehorden ermoglicht werden.
Des Weiteren sollen durch die Stirkung der Finanzkontrolle Schwarzarbeit Mehr-
einnahmen fiir die 6ffentlichen Haushalte erzielt werden.

Dariiber hinaus setzt der Koalitionsvertrag wichtige Schwerpunkte auf die Be-
kédmpfung der organisierten Kriminalitét, die Modernisierung des Strafrechts und
die schnelle Entlastung der Justiz.

In diesem Sinne dient die Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzar-
beitsbekdmpfung dem Ziel, die Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der Zollver-
waltung entsprechend zukunftsaddquat aufzustellen, damit deren Arbeit noch ef-
fizienter und wirksamer wird. Denn eine wirksame Bekdmpfung von Schwarzar-
beit und illegaler Beschéftigung schiitzt insbesondere den Sozialstaat mit seinem
sozialen Sicherungssystem, den Rechtsstaat sowie betroffene Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer und gewihrleistet zugleich einen fairen Wettbewerb zwischen
den redlichen Arbeitgebern.

Schwarzarbeit hat negative gesamtgesellschaftliche Auswirkungen. Sie schadet
der deutschen Wirtschaft und untergrébt das Vertrauen in den Rechtsstaat. Wer
schwarz oder illegal arbeitet oder arbeiten lasst, zahlt weder Steuern noch Sozial-
abgaben. Dadurch ist eine soziale Absicherung nicht gewahrleistet und die Folge-
kosten fallen der Allgemeinheit zur Last. Die Handlungsfahigkeit des Staates wird
geschwicht, da das Sozialversicherungssystem umgangen, die Wirtschafts- und
Arbeitsordnung untergraben und Arbeitnehmerrechte ausgehebelt werden. Die
Bekampfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung ist auch eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe und erfordert erhebliche Anstrengungen sédmtlicher
staatlichen Ebenen (Bund, Lédnder und Kommunen) sowie der Sozialpartner, um
legale Arbeitsplitze zu schiitzen und unlautere Geschiftspraktiken zu unterbin-
den.
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Der Staat hat durch Gesetze sowie durch die mit deren Vollzug beauftragten Ver-
waltungen dafiir zu sorgen, dass die Ordnung des Arbeitsmarktes, ein fairer un-
ternehmerischer Wettbewerb sowie ordnungsgeméfBe Steuereinnahmen und Sozi-
alabgaben gesichert sind. Steuerhinterziehung, Beitragsvorenthaltung, Wettbe-
werbsverzerrungen oder die Nichteinhaltung von Mindestarbeitsbedingungen
sind nicht tolerierbar, da sie die genannte Rechts- und Sozialordnung nachhaltig
gefihrden, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer benachteiligen sowie zu unfai-
ren Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der redlichen Unternehmen fiihren. Da-
mit die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschiftigung durch die
FKS weiterhin effektiv wahrgenommen werden kann, ist es notwendig, alle Auf-
gabenbereiche der FKS moglichst zielgenau und entsprechend auf die aktuellen
Entwicklungen in der Gesellschaft, der Wirtschaft sowie in den anderen Zusam-
menarbeitsbehdrden auszurichten.

Zudem kann die effektive Schwarzarbeitsbekdmpfung durch die FKS die Konso-
lidierung der Staatsfinanzen und die Sicherung der Sozialsysteme durch die Ver-
hinderung von Steuer- und Beitragsausfallen positiv beeinflussen. Zugleich tra-
gen zielgerichtetere Priifungen und Ermittlungen der FKS zu einem sozialvertrag-
lichen Wirtschaftswachstum bei, weil Unternehmen, die ihren Beitrag zur Sozial-
versicherung leisten und die gesetzlichen Mindestarbeitsbedingungen einhalten,
ihre wirtschaftliche Leistungsfahigkeit am Markt erhalten und weiterentwickeln
konnen. Hingegen werden unredliche Geschéftspraktiken verstdrkt aufgedeckt
und kdnnen unterbunden werden.

Letztlich werden auch die Ausgaben der Sozialsysteme unter anderem durch die
Arbeit der FKS auf ihre Richtigkeit tiberpriift. Durch das Aufdecken und effektive
Ahnden von Féllen des Missbrauchs beim Bezug von Sozialleistungen kdnnen
unberechtigt erhaltene Sozialleistungen durch den Staat zuriickgefordert werden.
Dadurch wird ein Beitrag dazu geleistet, dass Verteilungsungerechtigkeiten beim
Bezug von Sozialleistungen reduziert werden und die Treffsicherheit des Sozial-
staates erhoht wird.

In der Vergangenheit wurde jedoch wiederholt unter anderem durch den Bundes-
rechnungshof und die Mindestlohnkommission beméngelt, dass die Schwarzar-
beitsbekdmpfung der Zollverwaltung nicht den gewiinschten Effekt erzielen
wiirde, da die bereits im Vorfeld der Priifungen vorhandene Daten nicht ausrei-
chend genutzt und dadurch bei einem GroBteil der Priifungen der FKS keine Ver-
stoBe aufgedeckt wiirden. Zugleich verliefen die Priifungen der FKS noch nicht
effektiv genug, da bei diesen teilweise noch analoge Dokumentations- und Kom-
munikationswege genutzt werden, die den Priifablauf verlangsamen, unter ande-
rem durch Medienbriiche und doppelte Datenerfassungserfordernisse. Die bishe-
rigen Beanstandungsquoten legen nahe, dass das Potential der FKS nicht vollstin-
dig ausgeschopft wird, um nach der Priifung insbesondere dort wegen Schwarz-
arbeit und illegaler Beschéftigung zu ermitteln und zu ahnden, wo es zwingend
erforderlich ist. Nicht zuletzt hat die zurzeit laufende Evaluierung des Gesetzes
gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019
(BGBL. I S. 1066) aufgezeigt, dass das Potential der damals getroffenen Regelun-
gen aufgrund des noch ausstehenden Personalzulaufs auf Grundlage des Erfiil-
lungsaufwandes des Gesetzes und aufgrund von rechtlichen Anpassungsbedarfen
noch nicht vollstindig ausgeschopft werden konnte.

Um die Arbeit der FKS noch zielgenauer auszurichten, sind die rechtlichen
Grundlagen sowie die Abldufe in den Bereichen des Risikomanagements, der Prii-
fungen, der Ermittlungen und der Ahndung stetig fortzuentwickeln. Perspekti-
visch soll sich auf Grundlage des Gesetzes durch Optimierung des risikoorientier-
ten Priifansatzes der FKS und insbesondere durch die technische Realisierung
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eines operativen Informations- und Datenanalysesystems die gesamte Beanstan-
dungsquote aus den Priifungen der FKS mindestens verdoppeln sowie die von der
FKS aufgedeckten Verstofie und Schiden deutlich erhohen.

B. Lésung

Mit dem vorliegenden Gesetz soll der mit dem Gesetz gegen illegale Beschifti-
gung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 eingeschlagene Weg der
FKS hin zu einer zentralen Priifungs- und Ermittlungsbehorde fortentwickelt wer-
den, um die Aufgabenwahrnehmung der FKS im Sinne einer qualitativen Ver-
dichtung zielgerichteter, moderner, digitaler und schlagkréftiger auszurichten.

Im Wesentlichen wird damit die gesetzliche Grundlage fiir die weitere Optimie-
rung des risikoorientierten Priifansatzes der FKS geschaffen, der kiinftig durch
einen automatisierten Datenabgleich verbessert werden und die FKS in die Lage
versetzen soll, groe Datenmengen systematisch hinsichtlich bestehender Risiken
fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung auszuwerten so-
wie daraus eine Risikobewertung abzuleiten. Die Priifungen in den identifizierten
Risikobereichen sollen intensiver und umfassender durchgefiihrt werden, hinge-
gen konnen rechtstreue Unternehmen mit weniger Priifungen rechnen und werden
gleichzeitig vor unredlichen Mitbewerbern verstérkt geschiitzt, da letztere ver-
stirkt in den Fokus der Priifungen genommen werden. Durch eine bessere Hin-
weis- und Informationsverdichtung der FKS werden die Priifungen kiinftig mit
optimalem Ressourceneinsatz durchgefiihrt, zu deutlich héheren Beanstandungs-
quoten fithren und damit mehr erfolgreiche Ermittlungsverfahren mit substanzi-
ellen Verstden und weniger reinen Formalverstoen zur Folge haben.

In diesem Zusammenhang werden mit diesem Gesetz die Priifungen in den be-
sonders fiir Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung anfélligen Bereichen weiter
priorisiert und der Katalog der fiir Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung be-
sonders anfilligen Branchen im Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz (Schwarz-
ArbQG) soll an aktuelle Entwicklungen angepasst werden.

Dariiber hinaus werden die Priifungen der FKS kiinftig moderner und stérker di-
gital moglich sein, sodass insbesondere die Priifungsregelungen der FKS zur Per-
sonenbefragung und Geschiftsunterlagenpriifung weitere Grundlagen erhalten,
die einen digital unterstiitzten Ablauf der Priifung ermdglichen. Durch die Wei-
terentwicklung der Befugnisse bei der Personenbefragung kann die FKS kiinftig
eigenstindig geeignete MaBinahmen zur Identititsiiberpriifung schnell und digital
durchfiihren ohne hierfiir auf die Amtshilfe der Zusammenarbeitsbehérden ange-
wiesen zu sein. Hierdurch wird die Personenerfassung durch die FKS fiir alle
Priifbeteiligten beschleunigt und die erforderlichen Informationen kénnen weni-
ger eingriffsintensiv fiir die iiberpriiften Personen und damit auch verhiltnismaBig
erhoben werden, da die Freiheitsrechte der Betroffenen durch die beschleunigten
Priifungen fiir einen deutlich kiirzeren Zeitraum beeintrachtigt werden. Zugleich
konnen in Zukunft erforderliche Unterlagen fiir die Priifungen medienbruchfrei
der FKS zur Verfiigung gestellt werden, sodass der Priifablauf im Idealfall fiir alle
Beteiligten schneller und effektiver verlauft.

Durch die stérker risikoorientierte Herangehensweise der FKS konnen ihre Res-
sourcen gezielter in den Bereichen der Bekdmpfung der organisierten Kriminalitét
sowie der Bekdmpfung der organisierten Formen der Schwarzarbeit (schwere
strukturelle Kriminalitét) eingesetzt werden, in denen die grofiten Schiden fiir den
Staat und die Gesellschaft sowie die betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer verursacht werden. Durch die Verbesserung der Ermittlungs- und Ahn-
dungstitigkeit soll die Schwarzarbeitsbekdmpfung der FKS noch schlagkriftiger
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werden. In diesem Zusammenhang soll auch die Ermittlungstétigkeit der FKS
durch deren Teilnahme am polizeilichen Informationsverbund gestarkt werden,
um den Informationsaustausch mit den Polizeibehdrden und den weiteren Ver-
bundteilnehmern zu verbessern sowie dem fachlichen Informationsbedarf bei der
Kriminalitatsbekdmpfung gerecht zu werden.

Zugleich wird die Handhabbarkeit des Straf- und BuBigeldrechts im Bereich der
Bekidmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung verbessert, um die
kiinftige Ahndung der Verstde zu erleichtern. Um hierzu auch die Ahndung
durch die FKS noch effektiver auszurichten, sollen die Befugnisse der Zollver-
waltung zur selbstindigen Durchfiihrung von Ermittlungsverfahren erweitert wer-
den. Dadurch werden die Strafverfahren bei der Schwarzarbeitsbekdmpfung kiinf-
tig noch effektiver und praxistauglicher, ohne die Rechte der Beschuldigten und
deren Verteidigung zu beschneiden.

Perspektivisch kann sich auf Grundlage des Gesetzes und insbesondere nach der
Realisierung eines operativen Informations- und Datenanalysesystems die ge-
samte Beanstandungsquote aus den Priifungen der FKS mindestens verdoppeln.
Bis dahin wird mit der Fortentwicklung des Risikomanagements bereits eine erste
Verbesserung der Beanstandungsquoten ab Inkrafttreten des Gesetzes in den
Folgejahren erwartet. Mit der Etablierung eines operativen Informations- und Da-
tenanalysesystems ist insbesondere ein Anstieg der aufgedeckten VerstoBBe wegen
Beitragsvorenthaltung gemél} § 266a des Strafgesetzbuches (StGB) mit substan-
ziellen Schadenssummen zu erwarten. Da der Anteil solcher substanziellen Ver-
stoBBe wegen Beitragsvorenthaltung einen Grofteil der gesamten von der FKS auf-
gedeckten Schadenssumme darstellt, kann angenommen werden, dass rein rech-
nerisch ein Anstieg der von der FKS aufgedeckten Gesamtschadenssumme auf
iiber 155 Prozent moglich ist.

Durch das Gesetz entstehen fiir die Haushalte von Bund, Lindern und den Sozi-
alversicherungen erhebliche Mehreinnahmen (rund 858,4 Mio. Euro bis zum Jahr
2029), insbesondere durch die Befugniserweiterungen und den Effizienzzuwachs
(v. a. nach der technischen Realisierung des operativen Informations- und Daten-
analysesystems) sowie der damit einhergehenden verbesserten Aufdeckung von
Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung.

C. Alternativen

Die Regelungen bilden nach einer Kosten-Nutzen-Abwigung und nach Effizien-
zerwigungen die bestmdgliche Losung ab. Soweit mit den Regelungen Grund-
rechtseingriffe verbunden sind, bspw. durch die Ausweitung von Datenverarbei-
tungsbefugnissen der FKS im Rahmen der operativen Informations- und Daten-
analyse oder den verbesserten Informationsaustausch iiber die Teilnahme der FKS
am polizeilichen Informationsverbund, sind diese verhéltnisméfig, um eine funk-
tionierende und effiziente Aufgabenerledigung zu gewahrleisten.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand
Bund

Durch das Gesetz entstehen im Bundeshaushalt im Einzelplan 08 (Kapitel 0813 —
Zollverwaltung — und Kapitel 0816 — Informationstechnikzentrum Bund —) in den
ersten vier Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes sowohl einmalig als auch jdhr-
lich zusétzliche Ausgaben in Hohe von zusammen rund 474 Mio. Euro.



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode -5-

Drucksache 21/1930

Im Einzelplan 08 entstehen durch das Gesetz im Jahr 2026 einmalige Ausgaben
in Hohe von rund 15 Mio. Euro, in 2027 in H6he von rund 16 Mio. Euro, in 2028
in Hohe von rund 12 Mio. Euro und in 2029 in Héhe von rund 8 Mio. Euro.

Weiterhin ist im Jahr 2026 mit jahrlichen Ausgaben insbesondere fiir Personal
und Informationstechnik in Héhe von rund 65 Mio. Euro, im Jahr 2027 in Hohe
von rund 120 Mio. Euro, und ab dem Jahr 2028 in H6he von rund 118 Mio. Euro
zu rechnen.

Fiir die von der Datenstelle der Rentenversicherung durchgefiihrte Datenselektion
nach § 26 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a SchwarzArbG-E i. V. m. § 28p
Absatz 8 Satz 9 bis 13 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch wird ein geschétzter
dauerhafter Mehraufwand von rund zwei Stellen und entsprechende Personal- und
Sachkosten in Hoéhe von rund 0,3 Mio. Euro jahrlich angenommen. Hierin enthal-
ten ist auch der einmalige Aufwand fiir die erstmalige Einrichtung der Dateniiber-
mittlung. Der entstandene Aufwand der Datenstelle der Rentenversicherung fiir
die Datenselektion nach § 26 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a Schwarz-
ArbG-E i. V. m. § 28p Absatz 8 Satz 9 bis 13 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch wird der Deutschen Rentenversicherung Bund aus dem Einzelplan 08 erstat-
tet.

Der Mehrbedarf des Einzelplans 08 an Sach- und Personalmitteln soll finanziell
und stellenméBig im Einzelplan 08 ausgeglichen werden. Einzelheiten sind Ge-
genstand der kommenden Haushaltsaufstellungsverfahren.

Im Einzelplan 06 (Kapitel 0624 — Bundeskriminalamt —) entstehen durch die Um-
setzung des Gesetzes jahrliche Ausgaben fiir Personal in Héhe von rund 0,4 Mio.
Euro.

In 2026 wird mit Einnahmen fiir den Bundeshaushalt in Hohe von rund 10,4 Mio.
Euro durch die Nacherhebung von Gemeinschaftssteuern und durch vereinnahmte
Sanktionsbetrage gerechnet. Diese steigern sich in 2027 auf rund 17,5 Mio. Euro,
ab dem Jahr 2028 aufrund 121,1 Mio. Euro und ab dem Jahr 2029 auf rund 131,5
Mio. Euro.

Léander

Fiir die Lander (und ggf. anteilig die Gemeinden) wird mit Einnahmen durch die
Nacherhebung von Gemeinschaftssteuern und Vereinnahmung von Geldstrafen
im Jahr 2026 von rund 16 Mio. Euro, im Jahr 2027 von rund 23,7 Mio. Euro, im
Jahr 2028 von rund 175,8 Mio. Euro und im Jahr 2029 von rund 188,2 Mio. Euro
gerechnet.

Zudem werden die Landerhaushalte durch das Gesetz im Bereich der Justiz jéhr-
lich um ca. 59 Mio. Euro entlastet.

Sozialversicherungstriager

Im Zuge der Neuregelungen entstehen den Triagern der gesetzlichen Rentenversi-
cherung einmalige und dauerhafte Mehraufwénde. Fiir die Entwicklung und Im-
plementierung des Datenexports aus der Al-Datenbank an die Generalzolldirek-
tion (GZD) entsteht ein einmaliger Mehraufwand von rund 75.000 Euro bei der
Datenstelle der Rentenversicherung. Fiir die Priifdienste der Rentenversicherung
ergeben sich ein dauerhafter Mehraufwand von rd. 143 Stellen und entsprechende
Personal- und Sachkosten in Héhe von rund 20,5 Mio. Euro.

Der Bundesagentur fiir Arbeit entsteht ein einmaliger Mehraufwand von rund
14.274 Euro.
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Fiir die Sozialversicherungstrager wird durch die Nachforderungen von Sozial-
versicherungsbeitragen mit Mehreinnahmen im Jahr 2026 von rund 22,2 Mio.
Euro, im Jahr 2027 von rund 45,2 Mio. Euro, im Jahr 2028 von rund 501,4 Mio.
Euro und im Jahr 2029 von rund 538,7 Mio. Euro gerechnet.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erflllungsaufwand fir Birgerinnen und Blrger

Fiir Biirgerinnen und Biirger entsteht kein Erfiillungsaufwand.

E.2 Erflllungsaufwand fir die Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft entsteht durch notwendige Informationspflichten ein einmali-
ger Erfiillungsaufwand in Hohe von insgesamt 0,8 Mio. Euro aufgrund der Auf-
nahme des Friseur- und Kosmetikgewerbes in den Katalog der besonders fiir Ver-
stoBBe im Bereich der Schwarzarbeit und der illegalen Beschéftigung anfalligen
Branchen nach § 2a SchwarzArbG.

Die notwendigen jahrlichen Informationspflichten (Aufnahme des Friseur- und
Kosmetikgewerbes in § 2a SchwarzArbG / § 28a Absatz 4 SGB-1V, Verliangerung
der Aufbewahrungsfristen von Buchungsbelegen) werden durch Entlastungen
(Streichung der Forstwirtschaft und des Fleischerhandwerks in § 2a Schwarz-
ArbG / § 28a Absatz 4 SGB-IV sowie Entlastung durch gezieltere Priifungen und
effizientere Priifungsabliufe fiir simtliche Branchen) gesamtwirtschaftlich kom-
pensiert, sodass durch das Gesetz im Saldo eine Entlastung fiir die Wirtschaft in
Hohe von rund 6,3 Mio. Euro entsteht.

Davon Birokratiekosten aus Informationspflichten

Der Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschaft entfallt fast vollstdndig auf Biirokratie-
kosten aus Informationspflichten, die zur Erreichung der jeweiligen gesetzlichen
Ziele zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschiftigung erforder-
lich sind.

Die verbleibenden Entlastungen fiir die Wirtschaft durch das Regelungsvorhaben
stellen im Sinne der ,,One in, one out“-Regelung der Bundesregierung ein ,,Out*
in Hohe von 6,3 Mio. Euro dar.

Dartiiber hinaus werden mit dem Entwurf weitere Entlastungen fiir die Wirtschaft
durch gezieltere Priifungen und effizientere Priifungsablaufe, Mitwirkungser-
leichterungen sowie die Gewéhrleistung eines fairen Wettbewerbs zwischen den
Unternehmen geschaffen. Insbesondere redliche Unternehmen werden aufgrund
eines optimierten Risikomanagements perspektivisch nicht in den Fokus der FKS-
Priifungen fallen, sondern vielmehr sollen aufgrund der Neuregelungen verstarkt
unredliche Teilnehmer am Markt durch die FKS gepriift werden. Insofern treffen
Entlastungen redliche und Belastungen unredliche Unternehmen. Die weiteren
Entlastungen sind aktuell nicht - auch nicht schitzungsweise - bezifferbar.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fir die Verwaltung des Bundes (Zollverwaltung, Informationstechnikzentrum
Bund, Bundeskriminalamt, Triager der gesetzlichen Rentenversicherung und
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Bundesagentur fiir Arbeit) entsteht einmaliger Erfiillungsaufwand in Hohe von
rund 26,9 Mio. Euro und laufender Erfiillungsaufwand in Héhe von rund 78,9
Mio. Euro. Dabei sind bereits perspektivische Minderaufwinde von rd. 21,2 Mio.
Euro der FKS enthalten, die unter anderem durch die Beschleunigung und Digi-
talisierung der Priifabldufe aufgrund der Neuregelungen der §§ 2a bis 5a Schwarz-
ArbG sowie den moglichen Einsatz von Kiinstlicher Intelligenz (KI) ermdglicht
werden.

Der Erfiillungsaufwand nach diesem Gesetz steht in enger Verbindung mit dem
bis zum Jahr 2030 zulaufenden Personal bzw. dem geltend gemachten Erfiillungs-
aufwand nach dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmiss-
brauch vom 11. Juli 2019. Das bisher zugelaufene und kiinftig zulaufende Perso-
nal nach dem Inkrafttreten des vorgenannten Gesetzes vom 11. Juli 2019 wird
zwangslaufig die verbesserten und gednderten Priif- und Ermittlungsbefugnisse
nach diesem Gesetz anwenden, um unter anderem auch die Aufgaben nach dem
Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch effizienter
und effektiver wahrzunehmen. Zusitzliche Personalaufwinde, die sich aus den
neuen Regelungen nach diesem Gesetz ergeben, werden durch eine priorisierte,
risikoorientierte Aufgabenwahrnehmung und zu erwartende Effizienzgewinne in
den betroffenen Einzelpldnen weitestgehend ausgeglichen. Aus diesem Grund
sind die Erfiillungsaufwinde beider Gesetzgebungsvorhaben und deren Korrela-
tion zueinander im Rahmen einer abschlieenden gemeinsamen Evaluierung bei-
der Regelungsvorhaben im Jahr 2031 zu betrachten. Zu diesem Zeitpunkt ist der
Personalzulauf nach dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleis-
tungsmissbrauch nach jetzigem Planungsstand vollstidndig erfolgt und die Recht-
sdnderungen seit 2019 konnten ihre volle Wirkung entfalten, sodass eine umfas-
sende Betrachtung des Erfiillungsaufwandes moglich ist.

Im Zuge der Neuregelungen entstehen den Trigern der gesetzlichen Rentenversi-
cherung folgende Mehraufwinde:

— Fiir die Priifdienste der Rentenversicherung ergibt sich ein jahrlicher Per-
sonalaufwand in Hohe von 143 Mitarbeiterkapazitdten bzw. von rund
10,8 Mio. Euro.

—  Fiir die Entwicklung und Implementierung des Datenexports aus der A1-
Datenbank an die GZD entsteht ein einmaliger Mehraufwand von rund
75.000 Euro bei der Datenstelle der Rentenversicherung.

— Fiir die von der Datenstelle der Rentenversicherung durchgefiihrte Da-
tenselektion nach §26 Absatz2 Satz1 Nummer2 Buchstabe a)
SchwarzArbG-E i. V. m. § 28p Absatz 8 Satz 9 bis 13 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch wird ein geschétzter jahrlicher Personalaufwand von
rund zwei Mitarbeiterkapazititen bzw. rund 0,2 Mio. Euro jahrlich ange-
nommen. Hierin enthalten ist auch der einmalige Aufwand fiir die erst-
malige Einrichtung der Dateniibermittlung. Der Aufwand fiir die Daten-
selektion wird der Deutschen Rentenversicherung Bund nach § 26 Absatz
3 Satz 1 SchwarzArbG-E erstattet.

Der Bundesagentur fiir Arbeit entsteht voraussichtlich einmaliger Erfiilllungsauf-
wand fiir Personal- und IT-Aufwénde in Héhe von rund 14.274 Euro.

Fiir die Verwaltung der Lander entsteht einmaliger Erfiillungsaufwand in Hohe
von rund 140.000 Euro.
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F. Weitere Kosten

Der Wirtschaft, einschlieBlich kleiner und mittelstandischer Unternehmen, entste-
hen keine weiteren Kosten. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisni-
veau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.

Im Bereich der Justiz werden die Staatsanwaltschaften durch das Gesetz jéhrlich
um ca. 59 Mio. Euro entlastet.
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND
DER BUNDESKANZLER

Berlin, 1. Oktober 2025

An die

Prasidentin des
Deutschen Bundestages
Frau Julia Kléckner
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Sehr geehrte Frau Bundestagsprasidentin,
hiermit Ubersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung

der Schwarzarbeitsbekampfung

mit Begrundung und Vorblatt (Anlage 1).

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufihren.

Federflihrend ist das Bundesministerium der Finanzen.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemaf § 6 Absatz 1
NKRG ist als Anlage 2 beigeflgt.

Der Bundesrat hat in seiner 1057. Sitzung am 26. September 2025 gemaf}
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie

aus Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen.

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist

in der als Anlage 4 beigefligten Gegenaufllerung dargelegt.

Mit freundlichen GriiRen

Friedrich Merz
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Anlage 1

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der
Schwarzarbeitsbekampfung

Vom ...

Der Bundestag hat mit der Mehrheit seiner Mitglieder und mit Zustimmung des Bundesrates das folgende
Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Anderung des Schwarzarbeitsbekimpfungsgesetzes

Das Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz vom 23. Juli 2004 (BGBI. I S. 1842), das zuletzt durch Artikel 24
des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBI. 2024 1 Nr. 149) geiandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Die Inhaltsiibersicht wird wie folgt gedndert:

a) Die Angabe zu § 4 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»3 4 Befugnisse bei der Priifung von Unterlagen und Daten®.

b) Die Angabe zu § 5a wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»§ 5a  Elektronische Einsichtnahme in und Ubermittlung von Unterlagen und Daten

§ 5b  Unzuléssiges Anbieten und Nachfragen der Arbeitskraft.

c¢) Die Angabe zu den §§ 9 und 10 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

»89 Strafvorschriften

§ 10 Beschéftigung von Ausldnderinnen und Auslédndern ohne Genehmigung, Aufenthaltstitel, Erlaub-
nis oder Berechtigung und zu ungiinstigen Arbeitsbedingungen*.

d) Die Angabe zu § 15 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»3 15 Allgemeine Datenverarbeitung™.
e) Nach der Angabe zu § 23 wird die folgende Angabe eingefiigt:

,,Abschnitt 7

Zentralstelle und Risikomanagement

§ 24  Zentralstelle

§ 25  Zentrales Risikomanagement

§ 26  Operatives Informations- und Datenanalysesystem; Verordnungserméchtigung®.
2. § 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 wird nach der Angabe ,,Zweck des Gesetzes ist die” die Angabe ,,Verhinderung und* ein-
gefligt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
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aa)

bb)

3. §2wird

In Nummer 1 wird die Angabe ,,Auslédnder und Auslédnderinnen als Arbeitgeber durch die Angabe
,-als Arbeitgeber Ausldnder und Ausldnderinnen® ersetzt.

Nummer 3 wird wie folgt gedndert:

aaa)  In Buchstabe a wird die Angabe ,,Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes,” durch die Angabe
»Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes oder™ ersetzt.

bbb)  In Buchstabe b wird nach der Angabe ,,Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes* die Angabe
,oder gestrichen.

ccc)  Buchstabe ¢ wird gestrichen.

wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)

bb)

cc)

In Nummer 4 Buchstabe a wird die Angabe ,,§ 4a Absatz 4 und 5 Satz 1 und 2* durch die Angabe
,»§ 4a Absatz 5 Satz 1 oder 2 ersetzt.

Nummer 5 wird durch die folgende Nummer 5 ersetzt:
,,5. Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen

a) ohne erforderliche Erlaubnis nach § 1 Absatz 1 Satz 1 des Arbeitnehmeriiberlassungs-
gesetzes ver- oder entlichen werden oder wurden oder

b) entgegen den Bestimmungen nach § 1 Absatz 1 Satz 5 und 6, § 1a oder § 1b des Ar-
beitnehmeriiberlassungsgesetzes ver- oder entliehen werden oder wurden, .

In Nummer 8 wird die Angabe ,,§ 5a“ durch die Angabe ,,§ 5b* ersetzt.

b) Nach Absatz 4 wird der folgende Absatz 5 eingefligt:

»(5) Die Entscheidung iiber die Durchfiihrung von Priifungen nach Absatz 1 liegt im pflichtgemé-

Ben Ermessen der Behorden der Zollverwaltung. Die Priifungen werden auf Grundlage eines risikoori-
entierten Ansatzes durchgefiihrt. Die Auswahl der zu priifenden Sachverhalte erfolgt anhand einer Ri-
sikobewertung auf der Grundlage von Risikokriterien. Bei der Entscheidung iiber die Auswahl der zu
priifenden Sachverhalte kdnnen die Behorden der Zollverwaltung die Risikohinweise nach § 26 Ab-
satz 5 Satz 4 beriicksichtigen. Die Auswahl einer hinreichenden Anzahl von Priifungen von Sachver-
halten, zu denen keine Risikohinweise vorliegen, wird durch die Behorden der Zollverwaltung gewihr-
leistet.”

4. § 2awird wie folgt gedndert:

a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa)
bb)

cc)

dd)

ee)

Nummer 6 wird gestrichen.
Die Nummern 7 bis 10 werden zu den Nummern 6 bis 9.
Nummer 8 wird durch die folgende Nummer 8 ersetzt:

,8. inder Fleischwirtschaft mit Ausnahme des Fleischerhandwerks nach § 2 Absatz 2 Satz 2 des
Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft,

Nummer 11 wird zu Nummer 10 und die Angabe ,,Sicherheitsgewerbe. Wird durch die Angabe
,»Sicherheitsgewerbe, ersetzt.

Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 eingefiigt:

»11. im Friseur- und Kosmetikgewerbe.*

b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

+(2)

Der Arbeitgeber hat jeden und jede seiner Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen vor der Erbrin-

gung der Dienst- oder Werkleistungen nachweislich und schriftlich auf die Pflicht nach Absatz 1
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hinzuweisen, diesen Hinweis fiir die Dauer der Erbringung der Dienst- oder Werkleistungen aufzubewahren
und auf Verlangen bei den Priifungen nach § 2 Absatz 1 vorzulegen.*

5. § 3 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,.Zur Durchfithrung der Priifungen nach § 2 Absatz 1 sind die Behdrden der Zollverwaltung und
die sie gemdB § 2 Absatz 4 unterstiitzenden Stellen befugt, angekiindigt oder unangekiindigt die
Geschéftsraume, mit Ausnahme von Wohnungen, und Grundstiicke von Arbeitgebern, Auftragge-
bern von Dienst- oder Werkleistungen, Entleihern sowie Selbststdndigen (Priifbeteiligte) wéhrend
der Arbeitszeiten der dort titigen Personen oder wihrend der Geschiftszeiten zu betreten.*

bb) Satz 2 Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

»2. Einsicht in Unterlagen und Daten zu nehmen, von denen anzunehmen ist, dass aus diesen
der Umfang, die Art oder die Dauer von tatséchlich bestehenden oder vorgespiegelten Be-
schéftigungsverhéltnissen oder Tétigkeiten hervorgehen oder abgeleitet werden kdnnen
(Unterlagen und Daten).*

Nach Absatz 1 werden die folgenden Absitze 1a und 1b eingefiigt:

»(1a) Neben der Einholung von Auskiinften nach Absatz 1 Satz2 Nummer 1 und der Einsicht-
nahme in Unterlagen und Daten vor Ort kdnnen die Behorden der Zollverwaltung zur Durchfiihrung
der Priifungen nach § 2 Absatz 1 Folgendes von den fiir die Priifbeteiligten titigen Personen verlangen:

1. die Erteilung von Auskiinften iiber ihre Beschéftigungsverhiltnisse oder ihre tatséchlichen oder
scheinbaren Tatigkeiten in schriftlicher oder elektronischer Form oder an Amtsstelle in miindlicher
Form, oder

2. die Vorlage und Ubersendung ihrer Unterlagen und Daten an Amtsstelle.

(1b) Fiir die Vorlage und Ubersendung von Unterlagen und Daten nach Absatz 1a Nummer 2 kénnen
die Behorden der Zollverwaltung

1. eine elektronische Einsichtnahme von der Amtsstelle aus nach § Sa Absatz 1 durchfiihren oder
2. die elektronische Ubermittlung nach § 5a Absatz 2 verlangen.

Die Erteilung von Auskiinften nach Absatz 1a Nummer 1 und die Vorlage und Ubersendung nach Ab-
satz 1a Nummer 2 konnen innerhalb einer angemessenen Frist verlangt werden. Fiir Satz 1 Nummer 1
und 2 gilt § 4 Absatz 1 Satz 2 und 3 entsprechend, unabhingig vom Einsatzort der Datenverarbeitungs-
systeme der Behorden der Zollverwaltung.*

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aaa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,sind, und* durch die Angabe ,,sind, ersetzt.

bbb)  In Nummer 2 wird die Angabe ,,Selbststédndigen. Durch die Angabe ,,Selbststindigen
und“ ersetzt.

ccc)  Nach Nummer 2 wird die folgende Nummer 3 eingefiigt:

,»3.  der Personen, die ihre Arbeitskraft entgegen § 5b Absatz 1 Satz 1 anbieten oder eine
Arbeitskraft entgegen § 5b Absatz 1 Satz 2 nachfragen.”

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,Priifung* durch die Angabe ,,Uberpriifung nach Satz 1 ersetzt.
cc) Nach Satz 2 wird der folgende Satz eingefiigt:

,Dabei diirfen die Behorden der Zollverwaltung die Echtheit der ausgehidndigten Ausweispapiere
iiberpriifen sowie die Identitdt des Inhabers der Ausweispapiere feststellen.*
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d)

Nach Absatz 3 werden die folgenden Absitze 3a bis 3¢ eingefligt:

,»(3a) Die Behorden der Zollverwaltung kénnen zum Zweck der Feststellung der Identitit einer
Person nach Absatz 3 Satz 1 Lichtbilder und Fingerabdriicke dieser Person erheben, sofern die Kenntnis
iiber die Identitét der Person zur Durchfithrung der Priifungen nach § 2 Absatz 1 erforderlich ist und die
Identitét in anderer Weise nicht oder nicht rechtzeitig oder nur unter erheblichen Schwierigkeiten fest-
gestellt werden kann.

(3b) Die Behorden der Zollverwaltung konnen zum Zweck der Feststellung der Identitdt einer
Person nach Absatz 3 Satz 1 die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 oder Absatz 3a erhobenen personenbezo-
genen Daten mit dem Inhalt von Dateien abgleichen, die sie selbst fithren oder fiir die sie die Berechti-
gung zum Abruf haben, einschlielich der fiir die Identitétsfeststellung erforderlichen Daten aus dem
polizeilichen Informationsverbund.

(3c) Daten, die nach Absatz 3 Satz 3 oder nach Absatz 3a fiir den Abgleich nach Absatz 3b von
den Behorden der Zollverwaltung erhoben worden sind, mit Ausnahme der biometrischen Daten, diirfen
zur Verarbeitung im zentralen Informationssystem automatisiert gespeichert werden, sofern die Daten
fiir die Durchfiihrung der Priifungen nach § 2 Absatz 1 erforderlich sind. Die biometrischen Daten sind
unmittelbar nach der Uberpriifung der Ausweispapiere oder Feststellung der Identitit zu 16schen.

6. § 4 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

»§ 4
Befugnisse bei der Priifung von Unterlagen und Daten®.
Absatz 1 wird durch die folgenden Absétze 1 bis 1b ersetzt:

»(1)  Zur Durchfiihrung der Priifungen nach § 2 Absatz 1 sind die Behdrden der Zollverwaltung
und die sie gemil § 2 Absatz 4 unterstiitzenden Stellen befugt, angekiindigt oder unangekiindigt Ge-
schéftsrdume, mit Ausnahme von Wohnungen, und Grundstiicke der Priifbeteiligten wihrend der Ge-
schiftszeiten zu betreten und dort Einsicht in die in § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 genannten Unterlagen
und Daten zu nehmen. Das Recht zur Einsichtnahme besteht in Bezug auf die Unterlagen und Daten
nach Satz 1 unabhéngig von deren Format, Aufbewahrung und Speicherung. Zur Priifung von mit Hilfe
eines Datenverarbeitungssystems erstellten und gespeicherten Daten kdnnen die Behdrden der Zollver-
waltung das Datenverarbeitungssystem der Priifbeteiligten nutzen. Die Verarbeitung und Aufbewah-
rung der in Satz 2 genannten Daten ist auch auf mobilen Datenverarbeitungssystemen der Behorden der
Zollverwaltung unabhéngig von deren Einsatzort zuldssig, sofern fiir die Datenverarbeitungssysteme
angemessene sowie den einschldgigen Vorschriften und Standards entsprechende Mallnahmen zur Ge-
wihrleistung der Informationssicherheit getroffen wurden, die dem jeweiligen Stand der Technik ent-
sprechen sollen.

(1a) Die Behorden der Zollverwaltung kénnen wihrend der Geschiftszeiten aus den Geschifts-
rdumen zur weiteren Priifung an Amtsstelle mitnehmen:

1. mit Zustimmung des Priifbeteiligten die Unterlagen im Original oder

2. ohne Zustimmung kostenfrei eine Abschrift der Unterlagen in Kopie oder eine elektronische Ab-
schrift auf Datentrigern.

(1b) Neben der Einsichtnahme in die Unterlagen und Daten nach Absatz 1 vor Ort sowie der Mit-
nahme der Unterlagen und Daten nach Absatz 1a konnen die Behdrden der Zollverwaltung

1. die Vorlage und Ubersendung der Unterlagen und Daten an Amtsstelle verlangen,

2. eine elektronische Einsichtnahme in die Unterlagen und Daten des Priifbeteiligten von der Amts-
stelle aus nach § 5a Absatz 1 durchfiihren oder

3. die elektronische Ubermittlung der Unterlagen und Daten nach § 5a Absatz 2 verlangen.
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Fiir Satz 1 Nummer 2 und 3 gilt Absatz 1 Satz 4 entsprechend, und zwar unabhéngig vom Einsatzort
der Datenverarbeitungssysteme der Behorden der Zollverwaltung. Die Behdrden der Zollverwaltung
konnen die Vorlage und Ubersendung nach Satz 1 Nummer 1, die elektronische Einsichtnahme nach
Satz 1 Nummer 2 sowie die elektronische Ubermittlung nach Satz 1 Nummer 3 innerhalb einer ange-
messenen Frist verlangen.*

7. § 5 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

d)

Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

aa) In der Angabe vor Nummer 1 wird nach die Angabe ,,Werkleistungen, tatsdchlich oder scheinbar
selbststindig titige Personen und Dritte, die bei einer Priifung nach § 2 Absatz 1 und 3 angetroffen
werden, sowie Entleiher, die bei einer Priifung nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 und 6 ange-
troffen werden, haben® durch die Angabe ,,Werkleistungen, Entleiher, tatsdchlich oder scheinbar
selbststindig titige Personen und Dritte haben bei einer Priifung nach § 2 Absatz 1 und 3 ersetzt.

bb) Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

»1. die Priifung zu dulden und dabei mitzuwirken, insbesondere fiir die Priifung erhebliche Aus-
kiinfte zu erteilen, die in den §§ 3 und 4 genannten Unterlagen und Daten vorzulegen und
die Nutzung der Datenverarbeitungssysteme oder die Ubermittlung der mit Hilfe eines Da-
tenverarbeitungssystems erstellten und gespeicherten Daten zu ermdglichen,.

cc) In Nummer 2 wird die Angabe ,,dulden und* durch die Angabe ,,dulden,” ersetzt.
dd) Nummer 3 wird durch die folgenden Nummern 3 und 4 ersetzt:
»3. in den Féllen des § 2 Absatz 1 auf Verlangen der Behorden der Zollverwaltung

a) in schriftlicher oder elektronischer Form oder an Amtsstelle in miindlicher Form Aus-
kiinfte zu erteilen und

b) die in den §§ 3 und 4 genannten Unterlagen fiir die Mitnahme zu einer Priifung an
Amtsstelle bereitzustellen oder an Amtsstelle vorzulegen,

4.  beider Vorlage oder Ubersendung von Unterlagen und Daten auf Datentriigern diese ausge-
sondert zur Verfiigung zu stellen und bei der elektronischen Ubermittlung von Unterlagen
und Daten auf Anforderung der Behorden der Zollverwaltung die Einsicht kostenfrei zu er-
moglichen.*

Nach Absatz 2 wird der folgende Absatz 2a eingefligt:

»(22) Mﬁr}dliche Auskiinfte im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 konnen auch femmﬁndl_ich oder elekt-
ronisch durch Ubertragung in Ton oder in Bild und Ton erfolgen. Fiir die elektronische Ubertragung in
Ton oder in Bild und Ton gilt § 5a Absatz 2 Satz 4 entsprechend.*

Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird nach der Angabe ,,Ausldnder die Angabe ,,und Ausldnderinnen” eingefiigt.
bb) Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

»Werden die in Satz 1 genannten Dokumente einbehalten, so erteilen die Behdrden der Zollver-
waltung dem betroffenen Ausldander oder der betroffenen Ausldnderin eine Bescheinigung, die die
einbehaltenen Dokumente auffithrt und die Auslinderbehorde bezeichnet, an die die Dokumente
iubermittelt werden.*

bb) In Satz 3 wird nach der Angabe ,,Auslidnder die Angabe ,,oder die Ausldnderin® eingefiigt.
Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) Die Sitze 1 und 2 werden durch den folgenden Satz ersetzt:

,Priifbeteiligte diirfen automatisiert verarbeitbare Datentréger oder Daten in ihrer Gesamtheit und
ohne Aussonderung zur Verfligung stellen, wenn die Aussonderung mit einem
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10.

unverhéltnismiBigen Aufwand verbunden wére und liberwiegende schutzwiirdige Interessen der
betroffenen Personen nicht entgegenstehen.*

bb) In dem neuen Satz 3 wird die Angabe ,,oder Listen* gestrichen.

Nach § 5 wird der folgende § Sa eingefiigt:

»§ 5a
Elektronische Einsichtnahme in und Ubermittlung von Unterlagen und Daten

(1) Der Priifbeteiligte hat den Behorden der Zollverwaltung die elektronische Einsichtnahme in seine
in § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 genannten Unterlagen und Daten an Amtsstelle zu ermoglichen. Der Zu-
gang fiir die Einsichtnahme ist den Behorden der Zollverwaltung kostenlos zu ermoglichen. Der Zugriff auf
die in Satz 1 genannten Unterlagen und Daten richtet sich nach Absatz 2.

(2) Der Priifbeteiligte hat den Behorden der Zollverwaltung auf Verlangen Unterlagen und Daten
elektronisch zu libermitteln, sofern dies fiir den Priifbeteiligten technisch moglich ist. Der Priifbeteiligte hat
den Behorden der Zollverwaltung nach ihren Vorgaben die Daten in einem maschinell auswertbaren Format
zu libermitteln. Werden zwischen dem Priifbeteiligten und den Behdrden der Zollverwaltung Daten iibermit-
telt, die dem Sozialdatenschutz unterliegen, so sind diese Daten mit einem sicheren und mit den Behdrden
der Zollverwaltung abgestimmten Verfahren zu verschliisseln. Sofern alle betroffenen Personen schriftlich
eingewilligt haben, nachdem sie iiber die moglichen Folgen ihrer Einwilligung durch den Arbeitgeber belehrt
worden sind, kann auf eine Verschliisselung verzichtet werden. Der Nachweis der schriftlichen Einwilligung
nach Satz 4 ist den Behorden der Zollverwaltung unaufgefordert elektronisch zu iibermitteln. Eine elektro-
nische Benachrichtigung iiber die Bereitstellung von Daten zur elektronischen Einsichtnahme oder iiber den
Zugang elektronisch an die Behdrden der Zollverwaltung {ibermittelter Daten darf auch ohne Verschliisse-
lung iibermittelt werden.*

Der bisherige § 5a wird zu § 5b.
§ 6 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe ,,die Ergebnisse der Priifungen® die Angabe ,,und Ermittlungen
unverziiglich® eingefiigt.

bb) In Satz 3 wird die Angabe ,,oder Ordnungswidrigkeiten* gestrichen.
b) Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefiigt:

,»(1a) Die Behorden der Zollverwaltung iibermitteln dem Zollkriminalamt die zur Erflillung seiner
Aufgabe als Zentralstelle gemil § 3 Absatz 7 Satz 1 Nummer 4 des Zollfahndungsdienstgesetzes erfor-
derlichen Informationen einschlieBlich personenbezogener Daten.*

c) Absatz 2 Satz 3 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,,Die Behorden der Zollverwaltung diirfen, soweit dies zur Durchfithrung von Priifungen nach § 2 oder
zur Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten, die mit einem der in § 2 genannten Priifge-
genstinde zusammenhéngen, erforderlich ist, Daten aus dem Dateisystem der Datenstelle nach § 150
Absatz 5 Satz 1 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch automatisiert abrufen.

d) In Absatz 3 Satz 6 wird die Angabe ,,§ 478 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Strafprozessordnung* durch die
Angabe ,,§ 480 Absatz 1 Satz 1 und 2 der Strafprozessordnung™ ersetzt.

e) Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 6 ersetzt:

,»(6) Auf die Zusammenarbeit der Behérden der Zollverwaltung mit Behorden anderer Mitgliedstaaten
der Europiischen Union und mit Behdrden anderer Vertragsstaaten des Abkommens iiber den Europa-
ischen Wirtschaftraum geméf § 20 Absatz 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 18 Absatz 2 des
Mindestlohngesetzes und § 18 Absatz 6 des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes finden die §§ 8a bis 8e
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11.

12.

des Verwaltungsverfahrensgesetzes in Verbindung mit den Artikeln 6, 7, 14 bis 18 und 21 der Richtlinie
2014/67/EU in der Fassung vom 15. Mai 2014 auch in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 11 Unterabsatz
1 Buchstabe ¢ und Unterabsatz 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2020/1057 in der Fassung vom 15. Juli 2020
Anwendung. Ersuchen auf Grundlage der Zusammenarbeit im Sinne des Satzes 1, die iiber das Binnen-
markt-Informationssystem eingehen und die nicht in Zusammenhang mit einem der in § 2 Absatz 1
genannten Priifgegenstinde stehen, werden von der Generalzolldirektion im Rahmen ihrer Funktion als
Verbindungsbiiro im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG in der Fassung vom 16.
Dezember 1996 an die zustindige nationale Zusammenarbeitsbehdrde libermittelt. Die Generalzolldi-
rektion darf die ihr von der zustdndigen nationalen Zusammenarbeitsbehorde libermittelte Beantwor-
tung des Ersuchens an die ersuchende Behorde iibermitteln.*

§ 6a Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:

»(5)  Personenbezogene Daten, die nach der Richtline (EU) 2023/977 in der Fassung vom 10. Mai

2023 an die Behorden der Zollverwaltung iibermittelt worden sind, diirfen ohne Zustimmung des {ibermit-
telnden Staates nur fiir die Zwecke, fiir die sie iibermittelt wurden, oder zur Abwehr einer gegenwértigen
und erheblichen Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit verarbeitet werden. Fiir einen anderen Zweck oder als
Beweismittel in einem gerichtlichen Verfahren diirfen sie nur verarbeitet werden, wenn der {ibermittelnde
Staat zugestimmt hat. Bedingungen, die der libermittelnde Staat fiir die Verarbeitung der Daten stellt, sind
zu beachten.*

§ 7 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,,Namen und Anschrift des Auftraggebers™ durch die Angabe ,,Na-
men, Anschrift und Anzahl der Angebote oder WerbemalBnahmen des Auftraggebers™ ersetzt.

Nach Absatz 1 wird der folgende Absatz 1a eingefligt:

,»(1a) Die Behdrden der Zollverwaltung diirfen in Bezug auf die in Absatz 1 genannten Angebote
oder WerbemalBinahmen an diejenigen, die die Angebote oder die Werbemafinahmen ver6ffentlicht ha-
ben, Auskunftsersuchen tiber eine ihnen noch unbekannte Anzahl von Sachverhalten mit dem Grunde
nach bestimmbaren, ihnen noch nicht bekannten Personen stellen (Sammelauskunftsersuchen). Die Ge-
neralzolldirektion darf Sammelauskunftsersuchen stellen, sofern sie als Zentralstelle die Behorden der
Zollverwaltung bei der Koordinierung der Priifungs-, Ermittlungs- und Ahndungsverfahren nach § 24
Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 unterstiitzt. Voraussetzung fiir ein Sammelauskunftsersuchen ist, dass ein
hinreichender Anlass fiir die Priifung nach § 2 Absatz 1 besteht und andere zumutbare Mainahmen zur
Sachverhaltsaufklarung keinen Erfolg versprechen.*

13. § 8 wird wie folgt gedndert:

a)

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 2a Abs. 1 durch die Angabe ,,§ 2a Absatz 1* ersetzt.
bb) Nummer 2 wird durch die folgende Nummer 2 ersetzt:

»2. entgegen § 2a Absatz 2 einen Hinweis nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig, nicht in der
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig gibt, nicht oder nicht fiir die vorgeschriebene
Dauer aufbewahrt oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,

cc) In Nummer 3 Buchstabe a wird die Angabe ,,Nummer 1, 2 oder 3* durch die Angabe ,,Nummer 1
ersetzt.

dd) Nach Nummer 3 werden die folgenden Nummern 4 bis 6 eingefligt:

4. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a eine dort genannte Auskunft nicht,
nicht richtig, nicht vollstidndig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig
erteilt,

5. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b eine dort genannte Unterlage nicht,
nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig bereitstellt oder nicht, nicht richtig,
nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig vorlegt,
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14.

15.

16.
17.

6. entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 die Einsicht in eine dort genannte Unterlage nicht,
nicht richtig oder nicht rechtzeitig ermdglicht, .

ee) Die bisherige Nummer 4 wird zu Nummer 7.
ff) Die bisherigen Nummern 5 bis 7 werden durch die folgenden Nummern 8 und 9 ersetzt:
»3. entgegen § 5b Absatz 1 Satz 1 ihre Arbeitskraft anbietet oder
9. entgegen § 5b Absatz 1 Satz 2 das Anbieten einer Arbeitskraft nachfragt.”

b) In Absatz 4 Nummer 1 wird nach der Angabe ,,Dienst- oder Werkleistung* die Angabe ,,oder einer
Lieferung™ eingefiigt.

c) Absatz 5 wird gestrichen.
d) Absatz 6 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:

,»(5) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fillen des Absatzes 4 mit einer GeldbuB3e bis zu hundert-
tausend Euro, in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 1 Buchstabe d und e und Nummer 2 sowie in den
Féllen des Absatzes 3 mit einer Geldbul3e bis zu fiinfzigtausend Euro, in den Fillen des Absatzes 2
Nummer 3 Buchstabe a und Nummer 9 mit einer Geldbuf3e bis zu dreiBigtausend Euro, in den Féllen
des Absatzes 2 Nummer 1 und 8 mit einer Geldbuf3e bis zu fiinftausend Euro und in den iibrigen Fillen
mit einer Geldbufe bis zu tausend Euro geahndet werden.*

e) Die Absitze 7 bis 9 werden zu den Absitzen 6 bis 8.

§ 9 wird durch den folgenden § 9 ersetzt:

»$9
Strafvorschriften

Mit Freiheitsstrafe bis zu fiinf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine in § 8 Absatz 4 be-
zeichnete Handlung begeht und gewerbsméBig oder als Mitglied einer Bande handelt, die sich zur fortge-
setzten Begehung solcher Taten verbunden hat.*

§ 10 wird wie folgt gedndert:
a) Die Uberschrift wird durch die folgende Uberschrift ersetzt:

»§ 10

Beschiftigung von Ausldnderinnen und Auslédndern ohne Genehmigung, Aufenthaltstitel, Erlaubnis
oder Berechtigung und zu ungiinstigen Arbeitsbedingungen®.

b) In Absatz 1 wird die Angabe ,,den Auslander* durch die Angabe ,,die Auslédnderin oder den Ausldnder
ersetzt.

In § 10a wird nach der Angabe ,,,,§ 4a Absatz 5 Satz 1“ die Angabe ,,oder 2 eingefligt.
§ 11 Absatz 1Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer 1 wird nach der Angabe ,,Satz 1 die Angabe ,,oder 2* eingefligt.

b) Nummer 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In Buchstabe ¢ wird die Angabe ,,§ 98 Absatz 2a Nummer 1 durch die Angabe ,,§ 98 Absatz 2b
Nummer 1 ersetzt.

bb) In Buchstabe d wird die Angabe ,,§ 98 Abs. 3 Nr. 1 durch die Angabe ,,§ 98 Absatz 3 Nummer
la* ersetzt.


https://www-1juris-1de-1k2ekdwtn241f.dmzhan1.bmj.local/r3/document/BJNR184210004BJNE002800360/format/xsl?oi=TkDFN5zahx&sourceP=%7B%22source%22:%22Link%22%7D
https://www-1juris-1de-1k2ekdwtn241f.dmzhan1.bmj.local/r3/document/BJNR184210004BJNE002800360/format/xsl?oi=TkDFN5zahx&sourceP=%7B%22source%22:%22Link%22%7D
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18.

19.

20.

21.

©)

In Nummer 3 wird nach der Angabe ,,Satz 1 die Angabe ,,oder 2* eingefiigt.

§ 12 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Absatz 1 Nummer 4 wird die Angabe ,,§ 8 Absatz 3 bis 5“ durch die Angabe ,,§ 8 Absatz 3 und 4
ersetzt.

In Absatz 4 wird die Angabe ,,Absatz 3 bis 5 durch die Angabe ,,Absatz 3 und 4 ersetzt.

Nach § 14 Absatz 3 wird der folgende Absatz 4 eingefiigt:

»(4)  § 5 Absatz 3 gilt im Ermittlungsverfahren entsprechend.*

§ 14a wird wie folgt gedndert:

a)

b)

c)

Absatz 1 Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,,Die Behorden der Zollverwaltung fiihren in den Féllen, in denen ihnen die Befugnisse nach § 14 zu-
stehen, die Ermittlungsverfahren nach Mallgabe dieser Vorschrift und in den Grenzen des § 14b selbst-
stindig durch, wenn die Tat eine Straftat darstellt nach

1. § 266a des Strafgesetzbuches oder

2. § 263 des Strafgesetzbuches bei der auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen oder der Vortiu-
schung von Dienst- oder Werkleistungen Sozialleistungen nach dem Zweiten oder Dritten Buch
Sozialgesetzbuch zu Unrecht bezogen werden oder wurden.*

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

~Absatz 1 gilt nicht, wenn besondere Umsténde es angezeigt erscheinen lassen, dass das Ermitt-
lungsverfahren unter der Verantwortung der Staatsanwaltschaft zu fiihren ist.

bb) Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aaa)  Nummer 1 wird gestrichen.

bbb)  Die Nummern 2 und 3 werden zu den Nummern 1 und 2 und die Angabe ,,worden ist*
wird jeweils durch die Angabe ,,werden soll* ersetzt.

ccc)  Die Nummern 4 bis 6 werden zu den Nummern 3 bis 5.

ddd) Nummer 7 wird zu Nummer 6 und die Angabe ,,wird” wird durch die Angabe ,,werden
soll* ersetzt.

eee)  Nummer 8 wird zu Nummer 7.
cc) Nach Satz 2 werden die folgenden Sitze eingefiigt:

,,Besteht bei den Behorden der Zollverwaltung Unsicherheit dariiber, ob ein Ermittlungsverfahren
unter der Verantwortung der Staatsanwaltschaft zu fithren ist, legen die Behorden der Zollverwal-
tung das entsprechende Verfahren der zustindigen Staatsanwaltschaft vor. Diese entscheidet, ob
sie die Strafsache in eigener Zustiandigkeit weiterfithren will.

Die Absitze 3 und 4 werden durch die folgenden Absétze 3 und 4 ersetzt:

»(3) Ergibt sich erst wihrend der selbststdndigen Durchfiihrung des Ermittlungsverfahrens, dass
ein Fall des Absatzes 2 vorliegt, gibt die Behorde der Zollverwaltung die Strafsache an die Staatsan-
waltschaft ab.

(4) Im Ubrigen konnen die Behorden der Zollverwaltung die Strafsache jederzeit an die Staats-
anwaltschaft abgeben. Die Staatsanwaltschaft kann die Strafsache jederzeit an sich ziehen. In beiden
Fillen kann die Staatsanwaltschaft im Einvernehmen mit den Behorden der Zollverwaltung die Straf-
sache wieder an die Behorden der Zollverwaltung abgeben.*

Nach § 14b Absatz 5 wird der folgende Absatz 6 eingefiigt:
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22.

23.

,(0) Das Gericht gibt den Behorden der Zollverwaltung Gelegenheit, diejenigen Gesichtspunkte vor-
zubringen, die aus ihrer Sicht fiir die Entscheidung von Bedeutung sind. Dies gilt auch, wenn das Gericht
erwigt, das Verfahren einzustellen. Der Termin zur Hauptverhandlung und der Termin zur Vernehmung
durch einen beauftragten oder ersuchten Richter nach den §§ 223 und 233 der Strafprozessordnung werden
den Behorden der Zollverwaltung mitgeteilt. Ihre Vertretung erhélt in der Hauptverhandlung auf Verlangen
das Wort. Ihr ist zu gestatten, Fragen an Angeklagte, Zeugen und Sachverstindige zu richten. Das Urteil und
andere das Verfahren abschlieende Entscheidungen sind den Behorden der Zollverwaltung mitzuteilen.*

§ 14c wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa)  In Nummer 2 wird die Angabe ,,Abgabe des Ermittlungsverfahrens durch die Staatsan-
waltschaft” durch die Angabe ,,Einleitung des Ermittlungsverfahrens ersetzt.

bbb)  In Nummer 3 wird die Angabe ,,Abgabe‘ durch die Angabe ,,Einleitung™ ersetzt.
bb) Satz 2 wird durch die folgenden Sitze ersetzt:

,-3ind nach Satz 1 mehrere Hauptzolldmter zustindig, so gebiihrt der Vorzug demjenigen Haupt-
zollamt, das wegen der Tat zuerst ein Strafverfahren eingeleitet hat. Auf Ersuchen dieses Haupt-
zollamts hat ein anderes zustindiges Hauptzollamt die Strafsache zu iibernehmen, wenn dies fiir
die Ermittlungen sachdienlich erscheint. In Zweifelsfillen entscheidet die Zentralstelle.

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,Abgabe‘ durch die Angabe ,,Einleitung® ersetzt.
bb) Satz 2 wird gestrichen.

§ 15 wird durch den folgenden § 15 ersetzt:

»§ 15
Allgemeine Datenverarbeitung

(1) Fiir die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz durch die Behdrden der Zollverwaltung
gelten hinsichtlich der Sozialdaten die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehnten Buches Sozialgesetz-
buch. Diese Aufgaben gelten in datenschutzrechtlicher Hinsicht auch als Aufgaben nach dem Sozialgesetz-
buch. Die Verarbeitung personenbezogener Daten im Ermittlungsverfahren richtet sich nach den Vorschrif-
ten der Strafprozessordnung und, sofern erforderlich, nach den Vorschriften des Gesetzes iiber Ordnungs-
widrigkeiten. Die Vorschriften des Vierten Abschnitts des Ersten Teils der Abgabenordnung zum Steuerge-
heimnis bleiben unberiihrt.

(2) Die Behorden der Zollverwaltung konnen unbeschadet des Absatzes 1 personenbezogene Daten
weiterverarbeiten, soweit dies erforderlich ist

1. zur Erfillung ihrer Aufgaben nach diesem Gesetz oder

2. zur Verhiitung, Verfolgung, Ahndung und Vollstreckung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die
mit einem der in § 2 Absatz 1 genannten Priifgegenstinde zusammenhéangen.

§ 100e Absatz 6, § 161 Absatz 3 und 4 sowie § 479 Absatz 2 der Strafprozessordnung finden entsprechend
Anwendung.

(3) Absatz 2 gilt nicht fiir personenbezogene Daten, die durch den Einsatz verdeckter Mafinahmen
nach MaBgabe der Strafprozessordnung oder der Polizeigesetze erhoben wurden. Diese personenbezogenen
Daten diirfen die Behorden der Zollverwaltung nur dann zu anderen als dem Erhebungszweck weiterverar-
beiten, wenn

1. mindestens
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a) vergleichbar gewichtige Straftaten verhiitet, aufgedeckt oder verfolgt werden sollen oder
b) vergleichbar gewichtige Rechtsgiiter geschiitzt werden sollen und

sich im Einzelfall konkrete Ermittlungsansitze zur Verhiitung, Aufdeckung oder Verfolgung solcher
Straftaten ergeben.

(4) Bei der Verarbeitung von personenbezogenen Daten stellen die Behorden der Zollverwaltung

durch technische und organisatorische Maflnahmen sicher, dass die Absétze 2 und 3 beachtet werden. Insbe-
sondere sind personenbezogene Daten, die durch den Einsatz verdeckter MaBBnahmen nach Mafigabe der
Strafprozessordnung oder der Polizeigesetze der Lander und des Bundes erhoben wurden, bei der Speiche-
rung zu kennzeichnen und diirfen ohne entsprechende Kennzeichnung nicht verarbeitet werden. Nach einer
Ubermittlung an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung durch diese aufrechtzuerhalten.

(5) Sofern die oder der Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit Versto3e

nach § 16 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes beanstandet hat, kann sie oder er geeignete Maflnahmen
anordnen, wenn dies zur Beseitigung eines erheblichen Verstoles gegen datenschutzrechtliche Vorschriften
erforderlich ist.*

24. § 16 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geéndert:
aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,, oder” durch die Angabe ,,und 5, ersetzt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,,Verhiitung und Verfolgung* durch die Angabe ,,Verhiitung, Ver-
folgung, Ahndung und Vollstreckung* ersetzt und wird nach der Angabe ,,zusammenhéngen, die
Angabe ,,oder* eingefligt.

cc) Nach Nummer 2 wird die folgende Nummer 3 eingefiigt:
»3. zur Durchfithrung des zentralen Risikomanagements nach § 25,
Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 1 wird nach der Angabe ,,§ 2 Absatz 1 die Angabe ,,und 5 eingefiigt.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,,Verhiitung und Verfolgung* durch die Angabe ,,Verhiitung, Ver-
folgung, Ahndung und Vollstreckung® ersetzt.

cc) In Nummer 4 wird die Angabe ,,oder § 17a des Zollverwaltungsgesetzes und die Angabe ,,und*
gestrichen.

dd) In Nummer 5 wird die Angabe ,,werden.* Durch die Angabe ,,werden,* ersetzt.
ee) Nach Nummer 5 werden die folgenden Nummern 6 und 7 eingefiigt:
,»0.  zur Wahrnehmung der Zentralstellenaufgaben nach § 24 und

7. zur Durchfiihrung der Aufgaben des zentralen Risikomanagements nach § 25.“

25. § 17 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

©)

In Nummer 9 wird die Angabe ,,Sozialgesetzbuch oder” durch die Angabe ,,Sozialgesetzbuch,* ersetzt.
In Nummer 10 wird die Angabe ,,Sozialgesetzbuch.“ Durch die Angabe ,,Sozialgesetzbuch oder* ersetzt
Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 eingefiigt:

,11. das Zollkriminalamt zur Erfiillung seiner Aufgaben nach § 3 Absatz 7 Satz 1 Nummer 3 und 4
des Zollfahndungsdienstgesetzes.*

26. § 19 wird durch den folgenden § 19 ersetzt:
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27.

»§ 19
Loschung

Die Daten im zentralen Informationssystem fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit und die dazugehori-

gen Verfahrensakten sind nach den Bestimmungen des § 489 der Strafprozessordnung, des § 49¢ des Geset-
zes liber Ordnungswidrigkeiten und des § 84 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch zu 16schen und zu ver-
nichten, spitestens jedoch

1.

ein Jahr nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem eine Priifung nach § 2 ohne Einleitung eines Straf-
oder BuBlgeldverfahrens abgeschlossen worden ist,

fiinf Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem
a) ein Strafverfahren rechtskriftig abgeschlossen worden ist oder

b) ein Bufigeldverfahren rechtskriftig abgeschlossen worden ist und die BuBBgeldentscheidung begli-
chen oder vollstreckt wurde,

zwei Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem ein Strafverfahren abgeschlossen worden ist, wenn

a) die Person, iiber die Daten nach § 16 gespeichert wurden, von dem betreffenden Tatvorwurf rechts-
kréftig freigesprochen worden ist,

b) die Er6ffnung des Hauptverfahrens unanfechtbar abgelehnt worden ist oder

¢) das Verfahren nicht nur vorléufig eingestellt worden ist und keine Anhaltspunkte dafiir vorhanden
sind, dass die Tat als Ordnungswidrigkeit verfolgt werden kann, oder

ein Jahr nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem
a) der Hinweis durch einen Hinweisgeber tibermittelt worden ist oder

b) der Risikohinweis nach § 26 Absatz 5 Satz 4 {ibermittelt worden ist.

Die Loschfrist fiir Hinweise und Risikohinweise nach Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a und b gilt, sofern diesen
Hinweisen keine Priifung nach § 2 oder ein Ermittlungsverfahren gefolgt ist. Die Daten nach Satz 1 Nummer
4 Buchstabe a sind unverziiglich zu 16schen, sofern sie fiir die weitere Aufgabenerfiillung nicht mehr erfor-
derlich sind.*

§ 21 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 wird durch die folgenden Nummern 1 bis 4 ersetzt:

”1'
2.
3.

4,

§ 8 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 Nummer 3, Absatz 3 oder den §§ 9 bis 11,
§ 404 Absatz 1 oder 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch,

den §§ 15, 15a, 16 Absatz 1 Nummer 1, 1a, 1c, 1d, 1f, 2, 7b oder 11 bis 17 des Arbeitnehmeriiberlas-
sungsgesetzes oder

§ 266a Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuches™.

28. Nach § 23 wird der folgende Abschnitt 7 eingefiigt:
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,,Abschnitt 7

Zentralstelle und Risikomanagement

§24
Zentralstelle

(1) Die Generalzolldirektion ist die Zentralstelle der Behorden der Zollverwaltung fiir die Bekdmp-
fung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschiftigung (Zentralstelle).

(2) Die Zentralstelle unterstiitzt die Hauptzollamter insbesondere
1. bei der Koordinierung der Priifungs- und Ermittlungsverfahren sowie eingehender Ersuchen,

2. durch die Erstellung von Analysen, Statistiken und Berichten zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und
der illegalen Beschiftigung,

3. auf dem Gebiet der internationalen Amtshilfe zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und der illegalen
Beschéftigung sowie

4.  durch ein zentrales Risikomanagement nach § 25.

Die Zentralstelle kann personenbezogene Daten verarbeiten, soweit dies zur Erfiillung der Aufgaben nach
Satz 1 erforderlich ist und dieses Gesetz oder andere Vorschriften keine zusétzlichen Voraussetzungen vor-
sehen.

(3) Die Zentralstelle kann den Hauptzolldmtern zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse
nach diesem Gesetz Weisungen erteilen.

(4) Die Zentralstelle erstellt Statistiken iiber die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Be-
schiftigung nach diesem Gesetz. Die Zentralstelle hat die einheitliche und termingerechte Erstellung von
Statistiken sicherzustellen, die Ergebnisse der Statistiken in angemessener Gliederung iiber das Internet zu
verdffentlichen sowie die Daten der Statistiken zu analysieren.

§25
Zentrales Risikomanagement

(1) Die Zentralstelle nimmt fiir die Hauptzollaimter die Aufgaben des zentralen Risikomanagements
fiir die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung wahr. Die Zentralstelle arbeitet bei ihren
Aufgaben des zentralen Risikomanagements mit den in § 2 Absatz 4 genannten Stellen sowie mit den Stellen,
die fiir deren Datenhaltung verantwortlich sind, zusammen. Grundsitze dieser Zusammenarbeit werden im
gegenseitigen Einvernehmen geregelt.

(2) Ziel des zentralen Risikomanagements ist die systematische Ermittlung von Risiken fiir das Auf-
treten von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung und die Anwendung aller fiir die Risikobegrenzung
erforderlichen Maflnahmen. Ein Risiko fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung
liegt vor, wenn es nach objektiven Indikatoren wahrscheinlich ist, dass Schwarzarbeit nach § 1 Absatz 2
geleistet oder illegale Beschéftigung nach § 1 Absatz 3 ausgeiibt wird (Risikoindikatoren). Als Risikoindi-
katoren fiir Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung kommen insbesondere Auffilligkeiten und Anomalien
im Zusammenhang mit der Beschiftigten- oder der Lohnstruktur, der Arbeitszeit, dem Umsatz oder dem
Gewinn in Unternehmen oder der Art der Dienst- und Werkleistungen in Betracht. Von den Risikoindikato-
ren werden branchenabhiingige Parameter als Werte abgeleitet, bei deren Uber- oder Unterschreiten, abhin-
gig vom Risikoindikator, ein erhohtes Risiko fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Beschafti-
gung gegeben ist (Risikoparameter).
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(3) Zu den Aufgaben des zentralen Risikomanagements gehéren insbesondere

1. das Erheben von nach Absatz 4 erforderlichen Informationen einschlieSlich personenbezogener Daten
bei den Hauptzolldmtern sowie im gegenseitigen Einvernehmen bei den jeweils betroffenen in § 2 Ab-
satz 4 genannten Stellen und den Stellen, die fiir deren Datenhaltung verantwortlich sind,

2. die Analyse und Bewertung der erhobenen Informationen einschlielich personenbezogener Daten hin-
sichtlich der Risiken fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung,

3. die Ubermittlung der aus der Analyse und Bewertung gewonnenen Risikohinweise an die Hauptzoll-
amter, die im Sinne des § 2 Absatz 5 Satz 4 bei der Auswahl der zu priifenden Sachverhalte zu beriick-
sichtigen sind, und

4.  die Uberwachung und Uberpriifung des Risikomanagementprozesses und seiner Ergebnisse.

(4) Informationen, einschlieBlich personenbezogener Daten, diirfen nur dann fiir die Aufgaben des
zentralen Risikomanagements verarbeitet werden, wenn damit mogliche Risiken fiir das Auftreten von
Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 identifiziert werden konnen. Die
Zentralstelle darf personenbezogene Daten zur Erfiillung der Aufgaben nach Absatz 3 im Einzelfall verar-
beiten.

(5) Fiir die Aufgaben des zentralen Risikomanagements nach dieser Vorschrift kann die Zentralstelle
ein operatives Informations- und Datenanalysesystem nach § 26 in den dort genannten Grenzen einsetzen.

§26
Operatives Informations- und Datenanalysesystem; Verordnungserméchtigung

(1) Fiir die Entscheidung nach § 2 Absatz 5 Satz 4 werden in dem operativen Informations- und Da-
tenanalysesystem die nach Absatz 2 gespeicherten Daten von der Zentralstelle anhand festgelegter Risikoin-
dikatoren und Risikoparameter im Sinne des § 25 Absatz 2 hinsichtlich moglicher Risiken fiir das Auftreten
von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung unter Beachtung der nachfolgenden Absétze automationsge-
stlitzt analysiert und bewertet. Die Risikoindikatoren und die Risikoparameter werden von der Zentralstelle
im Einvernehmen mit den betroffenen in Absatz 2 genannten Stellen fiir die von ihnen zum Abruf zur Ver-
fligung gestellten oder iibermittelten Daten sowie im Einvernehmen mit der oder dem Bundesbeauftragten
fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit festgelegt. Die automationsgestiitzte Analyse und Bewer-
tung nach Satz 1 erfolgt in den Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen nach § 2a Absatz 1 dieses
Gesetzes, nach § 4 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes sowie in den weiteren Wirtschaftsbereichen oder
Wirtschaftszweigen nach Absatz 9 Satz 1 in Verbindung mit Absatz 9 Satz 2 Nummer 1.

(2) Zur Durchfiihrung der automationsgestiitzten Analyse und Bewertung nach Absatz 1 darf die Zent-
ralstelle folgende auf die Wirtschaftsbereiche oder Wirtschaftszweige nach Absatz 1 Satz 3 entfallende und
mit den nachfolgenden Stellen abgestimmte Daten, soweit diese dort vorhanden und fiir eine Analyse und
Bewertung nach Absatz 1 Satz 1 erforderlich sind, in der Regel einmal halbjahrlich bei diesen Stellen auto-
matisiert abrufen oder von diesen Stellen iibermittelt bekommen und diese Daten in dem operativen Infor-
mations- und Datenanalysesystem speichern:

1. von den Landesfinanzbehdrden: die zu einem Arbeitgeber oder Unternehmer gespeicherten Grundin-
formationen aus dem Stammdatendienst, Daten aus Umsatzsteuer-Voranmeldungen nach § 18 des Um-
satzsteuergesetzes, Lohnsteuer-Anmeldungen nach § 41a des Einkommensteuergesetzes sowie Ge-
winnermittlungsdaten nach § 4 Absatz 1 und 3 sowie § 5 des Einkommensteuergesetzes,

2. von der Datenstelle der Rentenversicherung:

a) Daten aus der Datenselektion nach § 28p Absatz 8 Satz 9 bis 13 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch,

b) Daten nach § 150 Absatz 3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch,
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3. Meldedaten der Zollverwaltung: Daten der Meldungen nach § 16 des Mindestlohngesetzes, nach § 18
des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und nach § 17b des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes.

Zur Identifikation des Arbeitgebers oder des Unternehmers darf die Zentralstelle mit dem Datenabruf oder
der Dateniibermittlung nach Satz 1 bei den dort genannten Stellen und soweit bei diesen vorhanden, folgende
Daten zu Arbeitgebern und Unternehmern von der Zentralstelle zusétzlich automatisiert abrufen oder iiber-
mittelt bekommen und speichern:

Name,

Sitz oder Ort der Geschiftsleitung,
Rechtsform,

Registernummer und -ort,

Adressdaten,

Name der vertretungsberechtigten Person,
Betriebsnummer,

Wirtschaftsidentifikationsnummer und

A P S U e

Wirtschaftszweigklassifikation oder Gewerbekennzahl.

(3) Die Kosten fiir die Datenselektion nach § 28p Absatz 8 Satz 9 bis 13 des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch sind der Deutschen Rentenversicherung Bund zu erstatten. Die Daten aus der Datenselektion
diirfen nur fiir die Aufgaben des zentralen Risikomanagements nach § 25 verwendet werden. Das Néhere zur
Verwaltungskostenerstattung wird durch Verwaltungsvereinbarung zwischen der Generalzolldirektion und
der Deutschen Rentenversicherung Bund einvernehmlich geregelt.

(4) Die Zentralstelle darf die nach Absatz 2 erhobenen Informationen einschlieBlich personenbezoge-
ner Daten sowie die aus deren Abgleich gewonnenen Informationen und personenbezogenen Daten in dem
operativen Informations- und Datenanalysesystem verarbeiten, soweit dies fiir die Aufgaben des zentralen
Risikomanagements nach § 25 erforderlich ist. Die in Satz 1 genannten personenbezogenen Daten diirfen
nicht zu anderen als dem in Satz 1 genannten Zweck verarbeitet werden. Die Verarbeitung nach Satz 1 erfolgt
in Form eines ersten automatisierten Datenabgleichs aus den Daten nach Absatz 2 anhand der nach Absatz
1 Satz 2 festgelegten Risikoindikatoren und Risikoparameter. Bei Uber- oder Unterschreiten der Risikopa-
rameter, abhéngig vom Risikoindikator, werden die Abgleichergebnisse gespeichert (Risikofille). Die von
der Datenstelle der Rentenversicherung iibermittelten Risikofille nach § 28p Absatz 8 Satz 10 des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch sind den Risikofillen nach Satz 4 gleichgestellt. Abhiéingig vom MaB der Uber-
und Unterschreitung eines oder mehrerer Risikoparameter wird jedem Risikofall ein Punktwert zugeordnet
(Risikobewertung). Die Risikobewertung erfolgt fiir jeden Risikoindikator unter Beriicksichtigung des spe-
zifischen Risikos fiir Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung bezogen auf unterschiedliche Wirtschaftsbe-
reiche oder Wirtschaftszweige nach Absatz 1 Satz 3 und der tatsédchlichen Umstinde in der jeweiligen Bran-
che.

(5) Die Risikofille kénnen in einem zweiten automatisierten Datenabgleich mit den im zentralen In-
formationssystem fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit nach § 16 dieses Gesetzes vorgehaltenen Daten ab-
geglichen werden. Wenn dieser Datenabgleich zu neuen Erkenntnissen fiihrt, die Riickschliisse auf die Wahr-
scheinlichkeit von Schwarzarbeit oder illegaler Beschéftigung zulassen, dann wird die Risikobewertung ge-
mif Absatz 4 Satz 6 angemessen erhoht oder vermindert. Hierbei wird beriicksichtigt, ob bereits Priifungen
nach § 2 Absatz 1 durchgefiihrt werden oder wurden, ob eine Geldwischeverdachtsmeldung nach § 43 des
Geldwischegesetzes im Informationssystem der Finanzkontrolle Schwarzarbeit vorliegt, oder ob VerstoB3e
im Sinne von § 6 Absatz 4 oder Straftaten und Ordnungswidrigkeiten nach § 14 Absatz 1 festgestellt worden
sind und welches Ausmal} diese Verstofle hatten. Sofern bei der Risikobewertung ein festgelegter Schwel-
lenwert tiberschritten wird, kann das Gesamtergebnis aus dem operativen Informations- und Datenanalyse-
system an das zentrale Informationssystem fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit nach § 16 als Hinweis
(Risikohinweis) iibermittelt und fiir die Entscheidung nach § 2 Absatz 5 Satz 4 beriicksichtigt werden. Bei
der Ubermittlung des Risikohinweises an das zentrale Informationssystem sind diejenigen Risikoindikatoren,
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die zu einem Risikohinweis fithren, mit dem Datensatz des Risikohinweises zu verkniipfen und miissen einer
datenschutzrechtlichen Uberpriifung zugénglich sein.

(6) Die Zentralstelle darf zur Unterstiitzung bei der Anpassung von Risikoparametern nach Absatz 1
Satz 2 sowie bei der Ermittlung von Punktwerten nach Absatz 4 Satz 6 und Schwellenwerten nach Absatz 5
Satz 4 selbstlernende oder automatisierte Systeme einsetzen. Das Anlernen der in Satz 1 genannten Systeme
erfolgt auf Grundlage der Daten aus der Risikobewertung, der erstellten Risikohinweise sowie der Ergeb-
nisse aus Priifungen. Dabei gewihrleistet die Zentralstelle, dass diese Systeme ausschlielich Vorschldge zur
Anpassung oder Berechnung von Risikoparametern oder Punkt- und Schwellenwerten erstellen. Diese Vor-
schldge sind von der Zentralstelle auf ihre Eignung zu iiberpriifen. Geeignet sind die Vorschldge nur dann,
wenn sie nicht auf diskriminierenden oder verzerrenden Algorithmen beruhen. Entscheidungen iiber die An-
passung von Risikoparametern und von Punkt- und Schwellenwerten sind zu begriinden. Sdmtliche Verar-
beitungsschritte der in Satz 1 genannten Systeme sind zu protokollieren. Automatisierte Systeme, die eigen-
stindig Gefahrlichkeitsaussagen tiber Personen treffen konnen, sind unzuldssig.

(7) Personenbezogene Daten aus allgemein zugénglichen Quellen diirfen nicht automatisiert verarbei-
tet werden. Abweichend von § 15 Absatz 3 diirfen personenbezogene Daten, die durch den Einsatz verdeck-
ter UberwachungsmaBnahmen nach Mafgabe der Strafprozessordnung oder der Polizeigesetze erhoben wur-
den, nicht fiir den Abgleich nach Absatz 5 Satz 1 weiterverarbeitet werden.

(8) Die Daten in dem operativen Informations- und Datenanalysesystem sind spétestens ein Jahr nach
Ablauf des Kalenderjahres, in dem die nach § 26 Absatz 2 erhobenen Daten zugegangen sind, zu 16schen.
Daten, die zu keinem Risikohinweis fiihren, sind unverziiglich nach der maschinellen Risikobewertung im
operativen Informations- und Datenanalysesystem zu 10schen.

(9) Das Bundesministerium der Finanzen bestimmt im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales die weiteren Einzelheiten zur Datenverarbeitung durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates. Die Rechtsverordnung legt insbesondere fest:

1. weitere Wirtschaftsbereiche oder Wirtschaftszweige neben Absatz 1 Satz 3, sofern dies erforderlich ist
auf Grundlage der Bewertungen des zentralen Risikomanagements nach § 25,

2. von § 26 Absatz 2 Satz 1 abweichende Zeitrdume und

3. weitere Einzelheiten zum Umfang der Daten nach § 26 Absatz 2 und der Verarbeitungsmethoden nach
§ 26 Absatz 4 bis 6.

(10) Die Zentralstelle stellt durch organisatorische und technische Maflnahmen sicher, dass Daten nur
gemal ihrer rechtlichen Verwendbarkeit verarbeitet werden. Hierbei sind auch Begrenzungen der Zugriffs-
moglichkeiten auf die automationsgestiitzten Systeme vorzusehen. Die organisatorischen und technischen
Einzelheiten des operativen Informations- und Datenanalysesystems werden von der Zentralstelle in einer
Verwaltungsvorschrift festgelegt. Die Verwaltungsvorschrift ist in der jeweils aktuellen Fassung im Bundes-
anzeiger zu verdffentlichen. Die Risikoparameter und Einzelheiten zur Risikobewertung diirfen nicht verof-
fentlicht werden.*

Artikel 2
Anderung der Strafprozessordnung

Die Strafprozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBL I S. 1074, 1319),

die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Juli 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 163) gedndert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

§ 100a Absatz 2 Nummer 1 wird wie folgt gedndert:

1.
2.

In Nummer 1 Buchstabe q wird die Angabe ,,Nummer 4* durch die Angabe ,,Nummer 3 oder 4 ersetzt.

In Nummer 11 Buchstabe b wird die Angabe ,,Abs. 5 und 6. Durch die Angabe ,,Absatz 5 und 6, ersetzt.
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3. Nach Nummer 11 wird die folgende Nummer 12 eingefiigt:
»12. aus dem Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz:

Straftaten nach § 9.

Artikel 3
Anderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 24) wird
wie folgt gedndert:

§ 31a Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

1. In Nummer 2 wird die Angabe ,,Leistung aus dffentlichen Mitteln oder* durch die Angabe ,,Leistung aus
Offentlichen Mitteln, ersetzt.

2. In Nummer 3 wird die Angabe ,,wurde.* Durch die Angabe ,,wurde oder" ersetzt.
3. Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 4 eingefiigt:

»4.  fur die automationsgestiitzte Analyse und Bewertung nach § 26 Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekamp-
fungsgesetzes.*

Artikel 4
Anderung des Umsatzsteuergesetzes

Das Umsatzsteuergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Februar 2005 (BGBI. I S. 386), das
zuletzt durch Artikel 27 des Gesetzes vom 2. Dezember 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 387) gedndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

§ 15 Absatz 4 Satz 4 wird durch die folgenden Sétze ersetzt:

,.Fur Grundstiicke ist dabei eine Aufteilung nach dem Verhiltnis der Nutzflachen vorzunehmen, es sei denn, eine
andere Methode fiihrt zu einer demgegeniiber priaziseren wirtschaftlichen Zuordnung. In den Fillen des Absatzes
1b gelten die Sétze 1 bis 4 entsprechend.*

Artikel 5
Anderung des Wettbewerbsregistergesetzes

Das Wettbewerbsregistergesetz vom 18. Juli 2017 (BGBI. I S. 2739), das zuletzt durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

§ 2 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a bis e werden durch die folgenden Buchstabe a bis e ersetzt:

,»a) nach § 8 Absatz 1 Nummer 2, Absatz 2 Nummer 3 und Absatz 3 und nach den §§ 9 bis 11 des Schwarzar-
beitsbekdmpfungsgesetzes,

b) nach § 404 Absatz 1 und 2 Nummer 3 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch — Arbeitsforderung — (Artikel 1
des Gesetzes vom 24. Mérz 1997, BGBI. I S. 594, 595), das zuletzt durch Artikel 60 des Gesetzes vom 23.
Oktober 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 323) geéndert worden ist,
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¢) nachden §§ 15, 15a, 16 Absatz 1 Nummer 1, 1a, 1c, 1d, 1f, 2, 7b und 11 bis 17 des Arbeitnehmeriiberlas-
sungsgesetzes,

d) nach § 21 Absatz 1 Nummer 1 bis 10, 12 und 13 sowie Absatz 2 des Mindestlohngesetzes,

e) mnach §23 Absatz 1 Nummer 1 bis 11 und 13 sowie Absatz 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes;".

Artikel 6

Anderung des Mindestlohngesetzes

Das Mindestlohngesetz vom 11. August 2014 (BGBI. I S. 1348), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172) geéndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

L.
a)
b)
2.
a)
b)
©)

§ 15 wird wie folgt gedndert:

In Satz 1 wird die Angabe ,,§§ 2 bis 6, 14, 15, 20, 22 und 23* durch die Angabe ,,§§ 2 bis 7, 13, 14, 15
bis 20, 22 und 23 ersetzt.

Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,Entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer konnen im Rahmen der Priifungen nach dem
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz auch nach dem Abschluss der Entsendung kontaktiert werden.*

§ 16 wird wie folgt gedndert:

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe ,,nach Absatz 6* gestrichen.
bb) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aaa)  In Nummer 1 wird die Angabe ,,den Vornamen und das Geburtsdatum® durch die Angabe
»den Vornamen, das Geburtsdatum, die Staatsangehdrigkeit und Kontaktdaten® ersetzt.

bbb)  Nummer 5 wird durch die folgende Nummer 5 ersetzt:

,,5. Den Familiennamen, den Vornamen und die Anschrift in Deutschland einer oder eines
Zustellungsbevollméchtigten,*

cce) In Nummer 6 wird die Angabe ,,sollen, und“ durch die Angabe ,,sollen,* ersetzt.
ddd) Nummer 7 wird durch die folgenden Nummern 7 und 8 ersetzt:

1.  die Tétigkeit oder die Position der im Geltungsbereich dieses Gesetzes beschiftig-
ten Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer fiir die Dauer der Beschéftigung und

8. den Familiennamen, den Vornamen oder die Firma sowie die Anschrift des Auf-
traggebers.*

In Absatz 2 Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 wird die Angabe ,,der Européischen Union oder des
Européischen Wirtschaftsraums* durch die Angabe ,,der Europdischen Union, des Europdischen Wirt-
schaftsraums oder des Vereinigten Konigreichs GroBbritannien und Nordirland* ersetzt.

Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,den Vornamen und das Geburtsdatum* durch die Angabe ,,den
Vornamen, das Geburtsdatum, die Staatsangehorigkeit und Kontaktdaten® ersetzt.

bb) Nach Nummer 6 wird die folgende Nummer 7 eingefiigt:

»7.  die Tatigkeit oder die Position der im Geltungsbereich dieses Gesetzes beschéftigten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer fiir die Dauer der Beschéftigung und*.
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cc) Die bisherige Nummer 7 wird zu Nummer 8.
d) Absatz 4 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

»1.  dass, auf welche Weise und unter welchen technischen und organisatorischen Voraussetzungen
eine Anmeldung oder eine Anderungsmeldung abweichend von Absatz 1 Satz 1 und 3, Absatz 2
und 3 Satz 1 und 2 elektronisch iibermittelt werden kann,*.

e) In Absatz 5 wird nach der Angabe ,,Absatz 1 Satz 1 die Angabe ,,, Absatz 2 Satz 1 eingefiigt.

3. In§ 19 Absatz 1, 2 und 3 Satz 1 wird jeweils die Angabe ,,§ 21 Absatz 1 Nummer 1 bis §, 10 und 11 durch
die Angabe ,,§ 21 Absatz 1 Nummer 1 bis 10, 12 und 13“ ersetzt.

4. § 21 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 15 Satz 1 durch die Angabe ,,§ 15 ersetzt und wird die Angabe
,»oder 3 gestrichen.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 15 Satz 1* durch die Angabe ,,§ 15 ersetzt.
cc) Nach Nummer 2 werden die folgenden Nummern 3 bis 5 eingefligt:

»3. entgegen § 15 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des Schwarz-
arbeitsbekdmpfungsgesetzes eine dort genannte Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstin-
dig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erteilt,

4. entgegen § 15 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b des Schwarz-
arbeitsbekdmpfungsgesetzes eine dort genannte Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollstin-
dig oder nicht rechtzeitig bereitstellt oder nicht, nicht richtig, nicht vollstindig oder nicht
rechtzeitig vorlegt,

5. entgegen § 15 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Schwarzarbeitsbe-
kdmpfungsgesetzes die Einsicht in eine dort genannte Unterlage nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig ermoglicht,.

dd) Die bisherige Nummer 3 wird gestrichen.
ee) Die bisherigen Nummern 4 bis 11 werden zu den Nummern 6 bis 13.
b) Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 13 und des Absatzes 2
mit einer GeldbuBle bis zu finfhunderttausend Euro, in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 8 mit einer
GeldbuBe bis zu fiinfzigtausend Euro und in den iibrigen Féllen mit einer Geldbuf3e bis zu dreifigtau-
send Euro geahndet werden.*

Artikel 7
Anderung des Arbeitsschutzgesetzes

Das Arbeitsschutzgesetz vom 7. August 1996 (BGBI. I S. 1246), das zuletzt durch Artikel 32 des Gesetzes
vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 236) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

§ 23 wird wie folgt gedndert:
1. Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Nummer | wird die Angabe ,,§ 4 Abs. 3* durch die Angabe ,,§ 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthalts-
gesetzes, eine Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4 und
die Angabe ,,§ 284 Abs. 1“ durch die Angabe ,,§ 284 Absatz 1 ersetzt.
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1.

b)

c)

d)

In Nummer 3 wird die Angabe ,,Gesetz zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit“ durch die Angabe
»Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz* ersetzt.

Nach Nummer 9 werden die folgenden Nummern 10 und 11 eingefiigt:
,10. VerstoBe gegen das Mindestlohngesetz,
11. VerstdBe gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz,”.

In der Angabe nach Nummer 11 wird die Angabe ,,der Versto3e nach den Nummern 1 bis 9 gestrichen.

Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 3a eingefligt:

»(3a) Leitet die Generalzolldirektion im Rahmen ihrer Funktion als Verbindungsbiiro im Sinne des Ar-

tikels 4 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG in der Fassung vom 28. Juni 2018 ein iiber das Binnenmarkt-In-
formationssystem eingehendes Ersuchen, das die Mindestarbeitsbedingungen nach Artikel 3 Absatz 1 Buch-
stabe e der Richtlinie 96/71/EG in der Fassung vom 28. Juni 2018 betrifft, an die zustindigen Behorden
weiter, so konnen diese die zur Beantwortung erforderlichen Informationen an die Generalzolldirektion zur
Weiterleitung an die ersuchenden Behdrden iibermitteln.*

Artikel 8

Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz vom 20. April 2009 (BGBI. I S. 799), das zuletzt durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 17 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

In Satz 1 wird die Angabe ,,§§ 2 bis 6, 14, 15, 20, 22 und 23* durch die Angabe ,,§§ 2, 3 bis 7, 13, 14,
15 bis 20, 22 und 23 ersetzt.

Die Sétze 2 und 3 werden durch den folgenden Satz ersetzt:

,Entsandte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen kénnen im Rahmen der Priifungen nach dem
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz auch nach dem Abschluss der Entsendung kontaktiert werden.*

§ 18 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,Vornamen und Geburtsdatum® durch die Angabe ,,Vornamen,
Geburtsdatum, Staatsangehorigkeit und Kontaktdaten® ersetzt.

bb) Nummer 5 wird durch die folgende Nummer 5 ersetzt:

»J. Familienname, Vornamen und Anschrift in Deutschland eines oder einer Zustellungsbevoll-
machtigten,”.

cc) In Nummer 6 wird die Angabe ,,sollen, und“ durch die Angabe ,,sollen, ersetzt.
dd) Nummer 7 wird durch die folgenden Nummern 7 und 8 ersetzt:

»71. die Tatigkeit oder die Position der im Geltungsbereich dieses Gesetzes beschiftigten Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen fiir die Dauer der Beschéftigung und

13

8. den Familiennamen, den Vornamen oder die Firma sowie die Anschrift des Auftraggebers.*

In Absatz 2 Satz 1 in der Angabe vor Nummer 1 wird die Angabe ,,der Européischen Union oder des
Européischen Wirtschaftsraums* durch die Angabe ,,der Europdischen Union, des Europdischen Wirt-
schaftsraums oder des Vereinigten Konigreichs GroBbritannien und Nordirland* ersetzt.

Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geéndert:
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aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,Vornamen und Geburtsdatum® durch die Angabe ,,Vornamen,
Geburtsdatum, Staatsangehorigkeit und Kontaktdaten® ersetzt.

bb) In Nummer 6 wird die Angabe ,,sollen, und“ durch die Angabe ,,sollen,* ersetzt.
cc) Nach Nummer 6 wird die folgende Nummer 7 eingefiigt:

»7. Tatigkeit oder Position der im Geltungsbereich dieses Gesetzes beschéftigten Arbeitneh-
mer und Arbeitnehmerinnen fiir die Dauer der Beschiftigung und®.

dd) Die bisherige Nummer 7 wird zu Nummer 8.
d) Absatz 4 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

»1. in welchem Fall, auf welche Weise und unter welchen technischen und organisatorischen Vo-
raussetzungen eine Anmeldung oder eine Anderungsmeldung abweichend von Absatz 1 Satz 1
und 3, Absatz 2 und 3 Satz 1 und 2 elektronisch {ibermittelt werden kann,*.

e) In Absatz 5 wird nach der Angabe ,,Absatz 1 Satz 1 die Angabe ,,, Absatz 2 Satz 1 eingefiigt.

3. In§ 21 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 und 3 Satz 1 wird jeweils die Angabe ,,§ 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 9 und
11% durch die Angabe ,,§ 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 11 und 13 ersetzt.

4. § 23 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) In Nummer 2 wird die Angabe ,,oder 3* gestrichen.
bb) Nach Nummer 3 werden die folgenden Nummern 4 bis 6 eingefiigt:

»4. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes eine dort genannte Auskunft nicht, nicht richtig, nicht
vollstdndig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erteilt,

5. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes eine dort genannte Unterlage nicht, nicht richtig, nicht
vollstédndig oder nicht rechtzeitig bereitstellt oder nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder
nicht rechtzeitig vorlegt,

6. entgegen § 17 Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Schwarzarbeits-
bekdmpfungsgesetzes die Einsicht in eine dort genannte Unterlage nicht, nicht richtig oder
nicht rechtzeitig ermdglicht,”.

cc) Die bisherige Nummer 4 wird gestrichen.
dd) Die bisherigen Nummern 5 bis 11 werden zu den Nummern 7 bis 13.

b) In Absatz 3 wird nach der Angabe ,,flinthunderttausend Euro,* die Angabe ,,in den Fillen des Absatzes
1 Nummer 9 mit einer GeldbuBe bis zu fiinfzigtausend Euro,* eingefiigt.

5. In § 35 Satz 1 Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 2a Absatz 1 Nummer 8 durch die Angabe ,,§ 2a Absatz 1
Nummer 7 ersetzt.

Artikel 9
Anderung des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft

Das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft vom 17. Juli 2017 (BGBI. I
S. 2541, 2572), das zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBL. I S. 3334) geédndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:
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1. In§ 6b Absatz 2 in der Angabe vor Nummer 1 wird die Angabe ,,§§ 2 bis 6, 14, 15 bis 20, 22 und 23* durch
die Angabe ,.§§ 2, 3 bis 7, 13, 14, 15 bis 20, 22 und 23“ ersetzt.

2. In § 7 Absatz 3 wird die Angabe ,,in den Fillen des Absatzes 2 Nummer 1 mit einer GeldbuB3e bis zu fiinf-
zigtausend Euro und in den Féllen des Absatzes 2 Nummer 2 mit einer Geldbuf3e bis zu dreiBligtausend Euro*
durch die Angabe ,,in den iibrigen Fillen mit einer Geldbuf3e bis zu fiinfzigtausend Euro* ersetzt.

Artikel 10
Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes

Das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Februar 1995 (BGBI. I S.
158), das zuletzt durch Artikel 55 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 1 Nr. 323) geéndert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 16 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 11 wird die Angabe ,,§ 17a* durch die Angabe ,,§ 17a Satz 1* ersetzt und die Angabe
,»oder 3 gestrichen.

bb) In Nummer 12 wird die Angabe ,,§ 17a“ durch die Angabe ,,§ 17a Satz 1* ersetzt.
cc) Nach Nummer 12 werden die folgenden Nummern 13 bis 15 eingefiigt:

»13. entgegen § 17a Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe a des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes eine dort genannte Auskunft nicht, nicht richtig, nicht
vollsténdig, nicht in der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig erteilt,

14. entgegen § 17a Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes eine dort genannte Unterlage nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig bereitstellt oder nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder
nicht rechtzeitig vorlegt,

15. entgegen § 17a Satz 1 in Verbindung mit § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Schwarzar-
beitsbekdmpfungsgesetzes die Einsicht in eine dort genannte Unterlage nicht, nicht richtig
oder nicht rechtzeitig ermoglicht,*.

dd) Die bisherige Nummer 13 wird gestrichen.
ee) Die bisherigen Nummern 14 bis 17 werden zu den Nummern 16 bis 19.
b) Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 2, 7a, 7b und 8a mit
einer Geldbuf3e bis zu fiinfhunderttausend Euro, in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 18 mit einer
GeldbuBe bis zu flinfzigtausend Euro, in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 1 bis 1f, 6, 11 bis 17 und
19 mit einer GeldbuBe bis zu dreifligtausend Euro, in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 2a, 3, 9 und
10 mit einer GeldbuB3e bis zu dreitausend Euro, in den Féllen des Absatzes 1 Nummer 8 mit einer Geld-
buBe bis zu zweitausend Euro und in den iibrigen Féllen mit einer GeldbuBe bis zu tausend Euro geahn-
det werden.*

¢) In Absatz 3 wird die Angabe ,,sowie 11 bis 17 die Behdrden der Zollverwaltung* durch die Angabe
,sowie 11 bis 19 die Behorden der Zollverwaltung* ersetzt.

2. § 17a wird durch den folgenden § 17a ersetzt:



Drucksache 21/1930 -32- Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

»§ 17a
Befugnisse der Behorden der Zollverwaltung

Die §§ 2, 3 bis 7, 13, 14, 15 bis 20, 22 und 23 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes sind entspre-
chend anzuwenden mit der Maf3gabe, dass die dort genannten Behorden auch Einsicht in Arbeitsvertrége,
Niederschriften nach § 2 des Nachweisgesetzes und andere Geschiftsunterlagen nehmen kdnnen, die mittel-
bar oder unmittelbar Auskunft iiber die Einhaltung der Arbeitsbedingungen nach § 8 Absatz 5 geben. Ent-
sandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kdnnen im Rahmen der Priifungen nach dem Schwarzarbeits-
bekdmpfungsgesetz auch nach dem Abschluss der Entsendung kontaktiert werden.*

3. § 17b wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,Vornamen und Geburtsdatum* durch die Angabe ,,Vornamen,
Geburtsdatum, Staatsangehorigkeit und Kontaktdaten® ersetzt.

bb) In Nummer 6 wird die Angabe ,,und* gestrichen.
cc) Nach Nummer 6 wird die folgende Nummer 7 eingefiigt:

,,7.  Titigkeit oder Position des iiberlassenen Leiharbeitnehmers fiir die Dauer der Uberlassung
und*®.

dd) Die bisherige Nummer 7 wird zu Nummer 8.
b) Absatz 2 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:

,1. in welchem Fall, auf welche Weise und unter welchen technischen und organisatorischen Vo-
raussetzungen eine Anmeldung oder eine Anderungsmeldung abweichend von Absatz 1 elektro-
nisch iibermittelt werden kann,.

4. Nach § 18 Absatz 2 Nummer 6 werden die folgenden Nummern 7 bis 9 eingefligt:
»71.  VerstdoBe gegen das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft,
8. VerstdlBe gegen das Mindestlohngesetz,

9. VerstoBe gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz,”.

Artikel 11
Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch — Allgemeiner Teil — (Artikel I des Gesetzes vom 11. Dezember 1975,
BGBI. I S. 3015), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19. Juli 2024 (BGBL. 2024 I Nr. 245) gedndert
worden ist, wird wie folgt gedndert:

In § 35 Absatz 1 Satz 4 wird nach der Angabe ,,Aufgaben nach § 2 die Angabe ,,oder § 25 eingefiigt.
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Artikel 12
Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften fiir die Sozialversicherung — in der Fassung

der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. I S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das zuletzt durch Artikel
6a des Gesetzes vom 25. Februar 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 63) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.
2.

In § 18m Absatz 2 Satz 1 wird nach der Angabe ,,Aufgaben nach § 2 die Angabe ,,oder § 25 eingefiigt.
§ 28a Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) Nummer 6 wird gestrichen.

b) Die Nummern 7 bis 10 werden zu den Nummern 6 bis 9.

¢) Nummer 8 wird durch die folgende Nummer 8 ersetzt:

,»8. in der Fleischwirtschaft mit Ausnahme des Fleischerhandwerks nach § 2 Absatz 2 Satz 2 des
Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft,

d) Nummer 11 wird zu Nummer 10 und die Angabe ,,Sicherheitsgewerbe.” Wird durch die Angabe ,,Si-
cherheitsgewerbe, ersetzt.

e) Nach Nummer 10 wird die folgende Nummer 11 eingefiigt:
,11. im Friseur- und Kosmetikgewerbe.*
Nach § 28p Absatz 8 Satz 8 werden die folgenden Sitze eingefiigt:

,»Die Datenstelle der Rentenversicherung darf zur Erkennung von Risikofdllen in den Wirtschaftsbereichen
oder Wirtschaftszweigen nach § 26 Absatz 1 Satz 3 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes in Vorberei-
tung der automationsgestiitzten Analyse und Bewertung durch die Zentralstelle nach § 26 Absatz 1 Satz 1
des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes nach MaB3gabe von Satz 10 und 11 eine Datenselektion durchfiih-
ren. Zu diesem Zweck darf die Datenstelle der Rentenversicherung die Daten nach Satz 3 sowie die ihr nach
§ 18m Absatz 1 von der Bundesagentur fiir Arbeit tibermittelten Betriebsnummern und Angaben nach § 18i
Absatz 2 und 4 aus dem Dateisystem der Beschiftigungsbetriebe verarbeiten. Fiir die Datenselektion ver-
wendet die Datenstelle der Rentenversicherung die nach § 26 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Schwarzarbeitsbe-
kampfungsgesetzes von ihr und der Zentralstelle im Einvernehmen sowie im Einvernehmen mit der oder
dem Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit festgelegten Risikoindikatoren
und Risikoparametern. Sie darf der Zentralstelle die hierdurch ermittelten Risikofille einschlieBlich der ein-
schldgigen Risikoindikatoren und Risikoparameter sowie zur eindeutigen Identifikation des Arbeitgebers die
ihr von der Bundesagentur flir Arbeit fiir die betroffenen Arbeitgeber libermittelten Daten nach § 18m Absatz
1 der betroffenen Arbeitgeber libermitteln. Soweit die festgelegten Risikoindikatoren und Risikoparameter
zur Erstellung von Risikoféllen einen Datenabgleich bei der Zentralstelle mit weiteren nach § 26 des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes vorliegenden Daten erfordern, darf die Datenstelle der Rentenversiche-
rung zu diesem Zweck und unabhingig von der Datenselektion nach Satz 9 bis 11 neben den Daten nach
Satz 12 auch folgende Daten an die Zentralstelle {ibermitteln:

1. die Anzahl der bei dem Arbeitgeber Beschiftigten,
2. die monatsbezogene Anzahl der An- und Abmeldungen von Beschiftigten,

3. die Kennzeichnung, in wie vielen Féllen es sich bei den zu den Nummern 1 und 2 genannten um ge-
ringfiigige Beschéftigungen handelt,

4. das in der Unfallversicherung beitragspflichtige Entgelt der bei dem Arbeitgeber Beschiftigten als Ge-
samtsumme.“
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Artikel 13

Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch

Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Rentenversicherung — in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 2002 (BGBI. I S. 754, 1404, 3384), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 18.
Dezember 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 423) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 150 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Nach Absatz 3 wird der folgende Absatz 3a eingefiigt:

»(3a) Die Datenstelle ist berechtigt, der Zentralstelle im Sinne des § 24 des Schwarzarbeitsbekdmp-
fungsgesetzes alle erforderlichen Daten aus der Datenbank nach Absatz 3 zur Erfiillung der Aufgaben
der Zentralstelle nach § 26 Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes zu iibermitteln.*

In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 2 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes durchfiihren durch
die Angabe ,,§ 2 oder § 25 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes durchfiihren oder Straftaten oder
Ordnungswidrigkeiten verfolgen, die in Zusammenhang mit einem der in § 2 Absatz 1 des Schwarzar-
beitsbekdmpfungsgesetzes genannten Priifgegenstéinde stehen‘ ersetzt.

2. §321 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a)

b)
c)

In Nummer 2 wird die Angabe ,,§ 4 Abs. 3“ durch die Angabe ,,§ 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthalts-
gesetzes, eine Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4 und
die Angabe ,,§ 284 Abs.1* durch die Angabe ,,§ 284 Absatz 1 ersetzt.

In Nummer 7 wird die Angabe ,,Aufenthaltsgesetz* durch die Angabe ,,Aufenthaltsgesetz,” ersetzt.

Nach Nummer 7 werden die folgenden Nummern 8 bis 10 eingefiigt:

»8.  VerstoBe gegen das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft,
9. Verstofle gegen das Mindestlohngesetz,

10. VerstoBe gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz*.

Artikel 14

Anderung des Bundeskriminalamtgesetzes

Das Bundeskriminalamtgesetz vom 1. Juni 2017 (BGBI. I S. 1354; 20191 S. 400), das zuletzt durch Artikel 5
des Gesetzes vom 30. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 255) geédndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.  §29 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:

4.

die Behorden der Zollverwaltung, soweit

a) sie betraut sind mit der Wahrnehmung grenzpolizeilicher Aufgaben,

b) sie betraut sind mit der Verhiitung, Aufdeckung und Verfolgung von Steuerstraftaten,

c) sie betraut sind mit der Bekdmpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschiftigung, oder

d) dies bei der Erfiillung ihrer Aufgaben nach dem Zollverwaltungsgesetz oder dem Zollfahndungs-
dienstgesetz zur Sicherung ihrer selbst, anderer Zollbediensteter sowie von fiir die Durchfiihrung
der Aufgaben der Bundesfinanzbehdrden notwendigen Einrichtungen und Einsatzmittel erforder-
lich ist,.
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2.

§ 32 Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
»atz 1 gilt im Bereich der Zollverwaltung, soweit

1. aufgrund einer Rechtsverordnung nach § 68 des Bundespolizeigesetzes grenzpolizeiliche Aufgaben
wahrgenommen werden,

2. die Finanzkontrolle Schwarzarbeit Ermittlungsbefugnisse nach § 14 des Schwarzarbeitsbekdmp-
fungsgesetzes wahrnimmt,

3. Ermittlungsbefugnisse zur Verfolgung von Steuerstraftaten nach § 369 der Abgabenordnung wahr-
genommen werden.

b) In Satz 3 wird nach der Angabe ,,Zollfahndungsdienstgesetzes* die Angabe ,,sowie des Schwarzarbeits-
bekdmpfungsgesetzes™ eingefiigt.

In § 33a Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,§ 33b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 18 durch die Angabe ,,§
33b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 17 ersetzt.

§ 33b Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
a) Satz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Nummer 17 wird gestrichen.
bb) Nummer 18 wird zu Nummer 17.

b) In Satz 2 wird die Angabe ,,18 durch die Angabe ,,17* ersetzt.

Artikel 15
Anderung des Zollfahndungsdienstgesetzes

Das Zollfahndungsdienstgesetz vom 30. Marz 2021 (BGBI. I S. 402), das zuletzt durch Artikel 26 des Ge-

setzes vom 6. Mai 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 149) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1.

§ 3 Absatz 7 Satz 1 wird wie folgt geéndert:

a) In Nummer 2 wird die Angabe ,,Institutionen und* durch die Angabe ,,Institutionen,* ersetzt.
b) In Nummer 3 wird die Angabe ,,Lénder,” durch die Angabe ,,Lander und* ersetzt.

¢) Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 4 eingefligt:

,4.  fur die Behorden der Zollverwaltung fiir Auskiinfte an andere 6ffentliche Stellen zu dort durch-
gefithrten Zuverldssigkeits- und Sicherheitsiiberpriifungen,”.

§ 13 wird durch den folgenden § 13 ersetzt:

»§ 13
Daten zur Beobachtung bestimmter Verkehre

(1) Das Zollkriminalamt kann, soweit es zur Erfiillung seiner Aufgaben nach § 3 Absatz 1 und 2,
jeweils auch in Verbindung mit § 3 Absatz 11, erforderlich ist, personenbezogene Daten von Personen, die
am innerstaatlichen, grenziiberschreitenden und internationalen Waren-, Kapital- und Dienstleistungsver-
kehr teilnehmen, verarbeiten. Das Zollkriminalamt kann hierzu verarbeiten:

1. Angaben zur betroffenen Person,
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2. die hinweisgebende Stelle und
3. Artund Inhalt der Information.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten, die in anderen Dateisystemen der Zollverwaltung gespeichert
sind, ist, mit Ausnahme von personenbezogenen Daten zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und der illegalen
Beschiftigung, zulédssig, soweit die Verarbeitung zur Erfiillung der Aufgaben des Zollkriminalamtes nach §
3 Absatz 1 und 2, jeweils auch in Verbindung mit § 3 Absatz 11, erforderlich ist; § 30 der Abgabenordnung
steht einer Zweckénderung nicht entgegen. § 88a der Abgabenordnung und § 67b des Zehnten Buches Sozi-
algesetzbuch bleiben unberiihrt.

(2) Das Zollkriminalamt darf bei der Verarbeitung personenbezogener Daten nach Absatz 1 zur Er-
fiillung seiner Aufgabe nach § 3 Absatz 2 automationsgestiitzte Systeme einsetzen

1. zur Identifikation von Beteiligten und

2. bei der Bearbeitung von Verwaltungsvorgédngen im Einzelfall zur Bewertung des Risikos, dass die von
Beteiligten gemachten oder unterlassenen Angaben oder die den Beteiligten zuzurechnenden Informa-
tionen von den tatsdchlichen Gegebenheiten abweichen (Vorgangsrisiko).

(3) Eine Risikobewertung der beteiligten Personen iiber den zu bewertenden Einzelfall hinaus ist un-
zuléssig. Folgende personenbezogene Daten diirfen in automationsgestiitzten Systemen nach Absatz 2 nicht
verarbeitet werden:

1. besondere Kategorien personenbezogener Daten geméfl § 46 Nummer 14 des Bundesdatenschutzgeset-
zes und nach Artikel 9 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 in der Fassung vom 27. April 2016,

2. Daten, die urspriinglich durch den Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt fiir Verfassungsschutz, die
Verfassungsschutzbehorden der Lander oder den Militdrischen Abschirmdienst erhoben wurden,

3. Daten, die aus MaBnahmen nach § 99, den §§ 100a bis 100c oder 100f bis 100i, § 100k Absatz 1
Satz 2, § 110a oder 163f der Strafprozessordnung erlangt wurden,

4. Daten, die aus Mallnahmen nach den §§ 47, 62, 72, 77 und 78 erlangt wurden und

5. Daten aus Mallnahmen, die einen vergleichbar schwerwiegenden Eingriff darstellen wie die in den
Nummern 3 und 4 genannten Mafinahmen.

Personenbezogene Daten aus allgemein zugénglichen Quellen und geschiitzten Bereichen sozialer Netz-
werke diirfen nicht automatisiert in die Verarbeitung einbezogen werden.

(4) Folgende Datenarten von am Vorgang beteiligten natiirlichen oder juristischen Personen diirfen
mittels automationsgestiitzter Systeme nach Absatz 2 verarbeitet werden:

1. zur Identifikation von Beteiligten
a) Namen,
b) Adressen,
¢) Geburtstag,
d) Geburtsort,
¢) Geburtsland,
f) Griindungsdatum,

g) Zuordnung zu einer Kennzeichnung oder Legitimationsdokumente einschlielich der ausstellenden
Offentlichen Stelle,

h) Telekommunikationsanschliisse,
i) Adressen fiir elektronische Post,

j) Kontodaten,
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2. zur Bewertung des Vorgangsrisikos

a) Anmelde- oder Antragsdaten,

b) Art und Haufigkeit von Anmeldungen und Antrégen,

¢) Urkunden,

d) Feststellungen aus zuriickliegenden Anmeldungen, Antrdgen oder Entscheidungen,

e) Erkenntnisse aus Kontrollen, Steueraufsichtsmafnahmen, AuBlenpriifungen, Zahlungsverhalten, Vollstre-
ckungsmalBnahmen, strafrechtliche Erkenntnisse oder Erkenntnisse aus Ordnungswidrigkeitenverfah-
ren sowie Erlaubnisse, Zulassungen oder Bewilligungen, einschlieBlich deren Anderung, Widerruf oder
Aussetzung, sofern und soweit sich hieraus Erkenntnisse eines erhohten oder verringerten Vorgangsri-
sikos ergeben konnen.

(5) Durch den Einsatz automationsgestiitzter Systeme nach Absatz 2 konnen durch die Zollverwaltung
im Einzelfall zu bearbeitende Verwaltungsvorgénge unter Verwendung der Datenarten nach Absatz 4 Num-
mer 2 hinsichtlich des Vorgangsrisikos bewertet werden. Zu diesem Zweck kann anldsslich eines Verwal-
tungsvorgangs fiir jeden Beteiligten das Risiko, dass die von ihm gemachten oder unterlassenen Angaben
oder die ihm zuzurechnenden Informationen von den tatséchlichen Gegebenheiten abweichen (Beteiligten-
risiko), anhand der zu ihm vorliegenden Daten nach Absatz 4 Nummer 2 bewertet werden. Das Vorgangsri-
siko wird fiir jeden angefragten Vorgang anhand des Beteiligtenrisikos aller Beteiligten ermittelt und nach
§ 3 Absatz 11 den Behorden der Zollverwaltung mitgeteilt. Liegt ein erhebliches Vorgangsrisiko vor, schei-
det eine automatisierte Verarbeitung des Verwaltungsvorgangs im Zielsystem aus. Auf die automationsge-
stiitzten Systeme ist § 88 Absatz 5 Satz 3 der Abgabenordnung entsprechend anzuwenden.

(6) Das Zollkriminalamt darf zur Unterstiitzung der automationsgestiitzten Systeme nach Absatz 2
selbstlernende Systeme einsetzen. Das Anlernen der in Satz 1 genannten Systeme erfolgt auf Grundlage der
Daten nach Absatz 4. Dabei gewéhrleistet das Zollkriminalamt, dass diese Systeme ausschlieBlich Vor-
schldge zur Anpassung oder Berechnung von Risiken erstellen. Diese Vorschldge sind vom Zollkriminalamt
auf ihre Eignung zu iiberpriifen. Geeignet sind die Vorschldge nur dann, wenn sie nicht auf diskriminierenden
oder verzerrenden Algorithmen beruhen. Entscheidungen iiber die Festlegung von Parametern zur Risikobe-
wertung sind zu begriinden. Der Einsatz automatisierter Systeme, die eigenstindig Gefahrlichkeitsaussagen
tiber Personen treffen kdnnen, ist unzuléssig.

(7) Die Daten in den automationsgestiitzten Systemen nach Absatz 2 sind spétestens ein Jahr nach
Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Verwaltungsvorgang im Sinne des § 13 Absatz 2 Nr. 2 abgeschlossen
wurde, zu 16schen. Daten, die zu keinem Vorgangsrisiko fithren, sind unverziiglich nach der maschinellen
Risikobewertung in dem automationsgestiitzten System zu loschen.

(8) Das Zollkriminalamt stellt durch organisatorische und technische MaBinahmen sicher, dass Daten
nur gemél ihrer rechtlichen Verwendbarkeit verarbeitet werden. Hierbei sind auch Begrenzungen der Zu-
griffsmoglichkeiten auf die automationsgestiitzten Systeme vorzusehen. Insbesondere ist sicherzustellen,
dass ein Zugriff nur von einzelnen, entsprechend qualifizierten Bediensteten zur Erstellung und Pflege des
Systems erfolgen kann. § 76 des Bundesdatenschutzgesetzes ist entsprechend anzuwenden.

(9) Das Bundesministerium der Finanzen legt die Kriterien und Kategorien fiir die zu verarbeitenden
Datenarten nach Absatz 4 Nummer 2, die Datenarten und Datenquellen nach Absatz 6 sowie die Bewer-
tungsmethoden nach Absatz 5 Satz 2 in einer Verwaltungsvorschrift fest. Die oder der Bundesbeauftragte
fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit ist vor Erlass einer Verwaltungsvorschrift anzuhoren. Die
Verwaltungsvorschrift ist in der jeweils aktuellen Fassung im Bundesanzeiger zu ver6ffentlichen. Einzelhei-
ten der Risikomanagementsysteme diirfen nicht veréffentlicht werden, soweit dies die GleichméBigkeit und
GesetzmaiBigkeit der Besteuerung gefahrdet.
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Artikel 16
Anderung des Zollverwaltungsgesetzes

Das Zollverwaltungsgesetz vom 21. Dezember 1992 (BGBI. I S. 2125; 1993 1 S. 2493), das zuletzt durch
Artikel 23 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 236) geidndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

Nach § 11b wird der folgende § 11c eingefiigt.

»§ e
Dateniibermittlung zu Zwecken des Risikomanagements

(1) Die Dienststellen der Zollverwaltung nach § 11 Absatz 1 Satz 1 konnen die in § 13 Absatz 4 des Zoll-
fahndungsdienstgesetzes genannten personenbezogenen Daten im nach Absatz 2 ndher bezeichneten Umfang zu
Zwecken des Risikomanagements im Sinne des § 3 Absatz 2 des Zollfahndungsdienstgesetzes an das Zollkrimi-
nalamt {ibermitteln; die weitere Datenverarbeitung durch das Zollkriminalamt erfolgt nach § 13 des Zollfahn-
dungsdienstgesetzes. § 30 der Abgabenordnung steht der Ubermittlung nach Satz 1 nicht entgegen.

(2) Das Bundesministerium der Finanzen bestimmt durch Verwaltungsvorschrift die von der Zollverwal-
tung betriebenen oder genutzten Datenverarbeitungssysteme, aus denen Daten geméll Absatz 1 iibermittelt wer-
den diirfen und bestimmt die Sachverhalte, fiir die eine Dateniibermittlung zum Zwecke der Risikoanalyse erfol-
gen soll. Die oder der Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit ist vor Erlass einer
Verwaltungsvorschrift anzuhdren.

(3) Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens fiir die Ubermittlung der Daten an das Zollkriminal-
amt durch Abruf ist mit Zustimmung des Bundesministeriums der Finanzen zuldssig, soweit diese Form der Da-
teniibermittlung unter Berticksichtigung der schutzwiirdigen Interessen der betroffenen Personen wegen der Viel-
zahl der Ubermittlungen oder ihrer besonderen Eilbediirftigkeit angemessen ist. Die Verantwortung fiir die Zu-
lassigkeit der einzelnen Abfrage tragt das Zollkriminalamt. Zur Wahrung des Steuergeheimnisses und zur Sicher-
stellung von Datenschutz und Datensicherheit beim Abrufverfahren sind § 2 Absatz 1 und die §§ 5 bis 8 der Steu-
erdaten-Abrufverordnung entsprechend anzuwenden.*

Artikel 17
Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung

Das Einflihrungsgesetz zur Abgabenordnung vom 14. Dezember 1976 (BGBI. I S. 3341; 19771 S. 667), das
zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom 2. Dezember 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 387) gedndert worden ist wird
wie folgt gedndert:

§ 19a Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:
,»(3) Bei Steuerpflichtigen, die

1. Institute im Sinne des § 1 Absatz 1b des Kreditwesengesetzes sind, einschlielich Zweigstellen nach §
53 des Kreditwesengesetzes,

2. der Aufsicht nach § 1 Absatz 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes unterliegen oder
3. Wertpapierinstitute im Sinne des § 2 Absatz 1 des Wertpapierinstitutsgesetzes sind,

ist § 147 Absatz 3 Satz 1 der Abgabenordnung in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung abweichend
von Absatz 2 anzuwenden.
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Artikel 18
Anderung des Handelsgesetzbuchs

Das Handelsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 4100-1, verdffentlichten
bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Februar 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 69) gedn-
dert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 257 Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Die in Absatz 1 Nummer 1 aufgefiihrten Unterlagen sind zehn Jahre, die in Absatz 1 Nummer 4
aufgefiihrten Unterlagen acht Jahre und die sonstigen in Absatz 1 aufgefiihrten Unterlagen sechs Jahre auf-
zubewahren. Abweichend von Satz 1 sind bei Personen oder Gesellschaften, die

1. Institute im Sinne des § 1 Absatz 1b des Kreditwesengesetzes sind, einschlie8lich Zweigstellen nach §
53 des Kreditwesengesetzes,

2. der Aufsicht nach § 1 Absatz 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes unterliegen oder
3. Wertpapierinstitute im Sinne des § 2 Absatz 1 des Wertpapierinstitutsgesetzes sind,

die in Absatz 1 Nummer 4 aufgefiihrten Unterlagen zehn Jahre aufzubewahren.*

Artikel 19
Folgeinderungen

(1) Das Aufenthaltsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Februar 2008 (BGBL. 1 S. 162),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 17. Juli 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 173) gedndert worden ist, wird wie
folgt gedndert:

§ 90 Absatz 1 wird wie folgt geéndert:
1. Nummer 3 wird durch die folgenden Nummern 3 bis 10 ersetzt:
»3.  VerstoBe gegen das Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz,
4. VerstoBe gegen das Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz,

5. VerstdBe gegen die Bestimmungen des Vierten und des Siebten Buches Sozialgesetzbuch iiber die
Verpflichtung zur Zahlung von Sozialversicherungsbeitrigen,

6. Verstoe gegen die Steuergesetze,
7. Verstofe gegen das Bundeskindergeldgesetz,
8. VerstoBe gegen das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft,
9. VerstoBe gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz,
10. VerstoBe gegen das Mindestlohngesetz, .
2. Die Angabe nach Nummer 10 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,unterrichten die mit der Ausfiihrung dieses Gesetzes betrauten Behorden die fiir die Verfolgung und Ahn-
dung der VerstdB3e jeweils zustdndigen Behorden, und soweit erforderlich, die Triger der Grundsicherung
fiir Arbeitsuchende oder der Sozialhilfe sowie die nach § 10 des Asylbewerberleistungsgesetzes zustindigen
Behorden.*
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(2) Das Fiinfte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes vom
20. Dezember 1988, BGBI. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. Februar 2025
(BGBI. 2025 I Nr. 64) geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 396 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

1. InNummer 2 wird die Angabe ,,nichtdeutschen Arbeitnehmern ohne den erforderlichen Aufenthaltstitel nach
§ 4 Abs. 3“ durch die Angabe ,,Ausldndern ohne den erforderlichen Aufenthaltstitel nach § 4a Absatz 5
Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes, eine Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung
mit Absatz 4° ersetzt.

2. In Nummer 7 wird die Angabe ,,Aufenthaltsgesetz. Durch die Angabe ,,Aufenthaltsgesetz,” ersetzt.
3. Nach Nummer 7 werden die folgenden Nummern 8 bis 10 eingefiigt:
»3.  VerstoBe gegen das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft,
9. VerstoBe gegen das Mindestlohngesetz,
10. VerstoBe gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz.*

(3) Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Unfallversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes vom 7.
August 1996, BGBL. I S. 1254), das zuletzt durch Artikel 66 des Gesetzes vom 23. Oktober 2024 (BGBI. 2024 1
Nr. 323) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

§ 211 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

1. InNummer 2 wird die Angabe ,,§ 4 Abs. 3* durch die Angabe ,,§ 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufenthaltsgesetzes,
eine Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4“ und die Angabe
»$ 284 Abs. 1 durch die Angabe ,,§ 284 Absatz 1* ersetzt.

2. In Nummer 7 wird die Angabe ,,Aufenthaltsgesetz“ durch die Angabe ,,Aufenthaltsgesetz,” ersetzt.
3. Nach Nummer 7 werden die folgenden Nummern 8 bis 10 eingefiigt:
»3.  VerstoBe gegen das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft,
9. VerstoBe gegen das Mindestlohngesetz,
10. VerstoBe gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz*.

(4) Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 (BGBL. 1 S. 202), die
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 27. Dezember 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 438) geéndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

1. § 139b wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 7 wird wie folgt gedndert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,,§ 4 Abs. 3* durch die Angabe ,,§ 4a Absatz 5 Satz 1 des Aufent-
haltsgesetzes, eine Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit
Absatz 4 und die Angabe ,,§ 284 Abs.1 durch die Angabe ,,§ 284 Absatz 1 ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird die Angabe ,,Gesetz zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit™ durch die Angabe
»Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz* ersetzt.

cc) Nach Nummer 7 werden die folgenden Nummern 8 bis 10 eingefiigt:

»8.  VerstoBBe gegen das Gesetz zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirt-
schaft,

9. VerstoBe gegen das Mindestlohngesetz,
10. VerstoBe gegen das Arbeitnehmer-Entsendegesetz,”.

dd) Die Angabe nach Nummer 10 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
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,unterrichten sie die flir die Verfolgung und Ahndung der VerstoBe jeweils zustdndigen Behorden
und, soweit erforderlich, die Triger der Sozialhilfe sowie die Behorden nach § 71 des Aufenthalts-
gesetzes.*

b) In Absatz 8 Nummer 4 wird die Angabe ,,VerstoBen gegen das Gesetz zur Bekdmpfung der Schwarz-
arbeit durch die Angabe ,,Ordnungswidrigkeiten nach dem Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz* er-
setzt.

2. In § 150a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b wird die Angabe ,,§ 21 Absatz 1 Nummer 1 bis 8, 10 und
11% durch die Angabe ,,§ 21 Absatz 1 Nummer 1 bis 10, 12 und 13 und die Angabe ,,§ 23 Absatz 1 Nummer
1 bis 9 und 11 durch die Angabe ,,§ 23 Absatz 1 Nummer 1 bis 11 und 13 ersetzt.

(5) Die FKS-Datenverordnung vom 18. November 2019 (BGBIL. I S. 1778) wird wie folgt gedndert:
1. § 1 Absatz 1 Nummer 3 wird wie folgt gedndert:

a) In der Angabe vor Buchstabe a wird die Angabe ,,eines der folgenden durch die Angabe ,,folgende
ersetzt.

b) In Buchstabe b wird die Angabe ,,oder* durch die Angabe ,,und* ersetzt.
2. §2 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 4 wird durch die folgende Nummer 4 ersetzt:
,4.  folgende Kontaktdaten:
a) Telefonnummer,
b) Mobiltelefonnummer und
c¢) E-Mail-Adresse.”
b) Nummer 11 wird durch die folgende Nummer 11 ersetzt:
»11. folgende Zuordnungsmerkmale von Zusammenarbeitsbehdrden:

a) Kundennummer der Trager nach dem Zweiten oder dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch und
Betriebsnummer nach dem Vierten Buch Sozialgesetzbuch sowie

b) Steueridentifikationsnummer, Wirtschafts-Identifikationsnummer, Kleinunternehmer-Iden-
tifikationsnummer oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummer.*

3. § 3 Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Sofern gegen vertretungsberechtigte Organe oder faktisch Vertretende des Unternehmens oder das
Unternehmen selbst straf- oder ordnungswidrigkeitenrechtliche Ermittlungen gefiihrt werden, kénnen im
zentralen Informationssystem fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit folgende Daten zu Unternehmen ge-
speichert werden, sofern dies zur Aufgabenerfiillung erforderlich ist:

1. Art und Hohe von Vermdgenswerten fiir die Zwecke von vorldufigen Sicherungsmafinahmen nach
den §§ 111b bis 111q der Strafprozessordnung sowie Einziehungsmafinahmen in den Féllen des § 73b des
Strafgesetzbuches und

2. Angaben zu Handlungen, die eine Geldbewegung oder eine sonstige Vermdgensverschiebung be-
zwecken oder bewirken.*

4. § 4 wird durch den folgenden § 4 ersetzt:

»3 4
Speicherung von Daten aus Hinweisen

(1) Aus Hinweisen, welche der Finanzkontrolle Schwarzarbeit zu Sachverhalten und etwaigen Ver-
stoBen mitgeteilt werden, konnen im zentralen Informationssystem fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit
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personenbezogene Daten oder dem Schutz nach § 67 Absatz 2 Satz 2 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
unterliegende Daten gespeichert werden. Die Daten miissen zur Aufgabenerfiillung erforderlich sein und den
in § 16 Absatz 2 Satz 1 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes oder den in den §§ 1 bis 3 oder in den §§ 5
bis 7 genannten Daten entsprechen.

(2) Aus Risikohinweisen, welche der Finanzkontrolle Schwarzarbeit im Rahmen der automationsge-
stiitzten Analyse gemil § 26 Absatz 5 Satz 4 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes libermittelt werden,
konnen neben den Daten nach den §§ 1 und 2 auch die Risikoindikatoren gespeichert werden, sofern dies
zur Aufgabenerfiillung erforderlich ist.

§ 6 wird wie folgt gedndert:
a) Die Angabe vor Nummer 1 wird durch die folgende Angabe ersetzt:

,,Neben den nach den §§ 1, 2 und 3 Absatz 3 speicherbaren Daten kdnnen im zentralen Informa-
tionssystem fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit zu Beschuldigten im Rahmen von strafrechtlichen
Ermittlungen und zu Betroffenen sowie Beteiligten im Ordnungswidrigkeitenverfahren sowie zu Drit-
ten im Rahmen von vermégensabschdpfenden Mallnahmen folgende Daten gespeichert werden, sofern
dies zur Aufgabenerfiillung erforderlich ist:*.

b) Nummer 6 wird durch die folgende Nummer 6 ersetzt:
,0.  folgende Kontaktdaten:
a) Telefonnummer,
b) Mobiltelefonnummer
¢) Telefaxnummern und
d) E-Mail-Adresse.”
§ 7 Nummer 1 wird durch die folgende Nummer 1 ersetzt:
»l.  folgende Kontaktdaten:
a) Telefonnummer,
b) Mobiltelefonnummer,
¢) E-Mail-Adresse und“.
(6) Die Mindestlohnmeldeverordnung vom 26. November 2014 (BGBI. I S. 1825), die zuletzt durch Artikel

5 des Gesetzes vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172) gedndert worden ist wird wie folgt gedndert:

§ 2 wird wie folgt gedndert:

1.

Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) In den Féllen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 hat der Arbeitgeber in der Einsatzplanung folgende
Angaben zu machen:

1. den Familiennamen, den Vornamen, das Geburtsdatum, die Staatsangehorigkeit und Kontaktdaten der
von ihm beschéftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,

2. den Beginn und die voraussichtliche Dauer der Beschéftigung,

3. den Ort der Beschéftigung, wobei die Angaben die Ortsbezeichnung, die Postleitzahl und, soweit vor-
handen, den Stra3ennamen sowie die Hausnummer enthalten miissen und der Einsatz der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer am Beschéftigungsort durch die Angabe von Datum und Uhrzeiten zu
konkretisieren ist,

4. den Ort im Inland, an dem die nach § 17 Absatz 2 des Mindestlohngesetztes, § 19 Absatz 2 des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes erforderlichen Unterlagen bereitgehalten werden,

5. den Familiennamen, den Vornamen, und die Anschrift in Deutschland einer oder eines Zustellungsbe-
vollméchtigten,
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6. die Branche, in die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entsandt werden sollen,

7. die Tétigkeit oder die Position der beschéftigten Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer fiir die Dauer
der Beschiftigung, und

8. den Familiennamen, den Vornamen oder die Firma sowie die Anschrift der Auftraggeber.
Die Einsatzplanung kann einen Zeitraum von bis zu drei Monaten umfassen.*
2. Absatz 3 wird durch den folgenden Absatz 3 ersetzt:

»(3) In den Fillen des Absatzes 1 Nummer 3 hat der Arbeitgeber in der Einsatzplanung folgende An-
gaben zu machen:

1. den Familiennamen, den Vornamen, das Geburtsdatum, die Staatsangehorigkeit, Kontaktdaten der von
ihm voraussichtlich eingesetzten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer unter Angabe der voraussicht-
lichen Anzahl der Einsdtze in Deutschland wihrend des angemeldeten Beschiftigungszeitraums,

2. den Beginn und das voraussichtliche Ende der Werk- oder Dienstleistung,

3. denOrtim Inland, an dem die § 17 Absatz 2 des Mindestlohngesetztes, § 19 Absatz 2 des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes erforderlichen Unterlagen bereitgehalten werden,

4. die Branche, in die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer entsandt werden sollen,

5. die Tétigkeit oder die Position der beschiftigten Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer fiir die Dauer
der Beschiftigung, und

6. den Familiennamen, den Vornamen oder die Firma sowie die Anschrift der Auftraggeber.

Die Einsatzplanung kann je nach Auftragssicherheit einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten umfassen.
Sofern die Unterlagen im Ausland bereitgehalten werden, ist der Einsatzplanung eine Versicherung
beizufiligen, dass die Unterlagen auf Anforderung der Behdrden der Zollverwaltung fiir die Priifung in
deutscher Sprache im Inland bereitgestellt werden. Diesen Unterlagen sind auch Angaben zu den im
gemeldeten Zeitraum tatsdchlich erbrachten Werk- oder Dienstleistungen sowie den jeweiligen Auf-
traggebern beizufligen.*

3. Absatz 4 wird durch den folgenden Absatz 4 ersetzt:

»(4) Bei einer ausschlieBlich mobilen Tétigkeit im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3 handelt es sich um
eine Tatigkeit, die nicht an Beschéftigungsorte gebunden ist. Eine ausschlie8lich mobile Tatigkeit liegt ins-
besondere bei der Zustellung von Briefen, Paketen und Druckerzeugnissen, der Abfallsammlung, der Stra-
Benreinigung, dem Winterdienst, dem Gitertransport und der Personenbeforderung vor. Das Erbringen am-
bulanter Pflegeleistungen wird einer ausschlieBlich mobilen Tétigkeit gleichgestellt. Abweichend von Satz
2 gelten die Beforderung von Giitern oder Personen im Stralenverkehrssektor fiir Arbeitgeber mit Sitz in
einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union oder des Europdischen Wirtschaftsraums, die eine Ent-
sendung im Sinne des Abschnitts 9, Unterabschnitt 2 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes darstellen, nicht
als ausschlieBlich mobile Tatigkeit im Sinne des Absatzes 1 Nummer 3.

4.  Absatz 5 wird durch den folgenden Absatz 5 ersetzt:

»(5) Die Absétze 1 bis 3 und 4 Satz 1 bis 3 gelten entsprechend fiir Angaben des Verleihers auf Grund
des § 16 Absatz 3 des Mindestlohngesetzes, des § 18 Absatz 3 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und des
§ 17b Absatz 1 des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes mit der MaBgabe, dass an Stelle der Angaben zum
Auftraggeber nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 6 die entsprechenden Angaben
zum Entleiher zu titigen sind. Sofern eine Rechtsverordnung nach § 3a des Arbeitnehmeriiberlassungsgeset-
zes auf ein Arbeitsverhéltnis Anwendung findet, hat der Verleiher anstelle der Pflichten nach Absatz 2 Satz
1 Nummer 4 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 3 die nach § 17c¢ des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes erfor-
derlichen Unterlagen bereitzuhalten oder sie in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 3 auf Anforderung der
Behorden der Zollverwaltung fiir die Priifung in deutscher Sprache im Inland bereitzustellen.*

(7) Die Steuerdaten-Abrufverordnung vom 13. Oktober 2005 (BGBI. I S. 3021), die durch Artikel 3 der
Verordnung vom 12. Juli 2017 (BGBI. I S. 2360) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:
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§ 3 wird wie folgt geéndert:
1.  In Nummer 6 wird die Angabe ,.titig sind.” Durch die Angabe ,,titig sind,* ersetzt.
2. Nach Nummer 6 wird die folgende Nummer 7 eingefiigt:

»7. Amtstrigern der Zollverwaltung oder gleichgestellten Personen, soweit die Abrufbefugnis fiir die
Wahrnehmung der Aufgaben oder Befugnisse nach dem Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz erforder-
lich ist.*

(8) Das Gesetz iiber die Alterssicherung der Landwirte vom 29. Juli 1994 (BGBI. I S. 1890, 1891), das
zuletzt durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 408) gedndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

In § 62 wird die Angabe ,,mit Ausnahme des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 6 und 8 und des Absatzes 3 des Sechsten
Buches Sozialgesetzbuch® durch die Angabe ,,mit Ausnahme des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 6 und 8, des Absat-
zes 3 und des Absatzes 3a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch® ersetzt.

Artikel 20
Weitere Anderung des Schwarzarbeitsbekimpfungsgesetzes

Das Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz, das zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geéndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

§ 2a Absatz 1 Nummer 8 wird durch die folgende Nummer 8 ersetzt:

,,8. in der Fleischwirtschaft,

Artikel 21
Weitere Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch, das zuletzt durch Artikel 12 dieses Gesetzes gedndert worden ist, wird
wie folgt gedndert:

§ 28a Absatz 4 Nummer 8 wird durch die folgende Nummer 8 ersetzt:
,,8.  in der Fleischwirtschaft,*

Artikel 22

Einschrinkung eines Grundrechts

Durch Artikel 2 (§ 100a der Strafprozessordnung) wird das Grundrecht des Fernmeldegeheimnisses (Artikel
10 des Grundgesetzes) eingeschrankt.

Artikel 23
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absitze 2 bis 4 am Tag nach der Verkiindung in Kraft.



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode —45 - Drucksache 21/1930

(2) Artikel 6 Nummer 2, Artikel 8 Nummer 2, Artikel 10 Nummer 3 und Artikel 19 Absatz 6 Nummer 1,
2 und 4 treten am ... [einsetzen: Datum sechs Monate nach der Verkiindung] in Kraft.

(3) Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb tritt zum Datum der Inbetriebnahme des Euro-
pdischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems, das durch Beschluss der Kommission gemif Artikel 88
Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1240 festgelegt wird, in Kraft. Das Bundesministerium des Innern gibt den
Tag des Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt bekannt.

(4) Die Artikel 20 und 21 treten am ... [einsetzen: Datum fiinf Jahre nach der Verkiindung] in Kraft.

EU-Rechtsakte

1. Richtlinie 96/71/EG des Europédischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 iiber die Entsendung von Arbeit-
nehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen (Abl. L 18 vom 21.1.1997, S. 1), die durch die Richtlinie (EU)
2018/957 (Abl. L 173 vom 9.7.2018, S. 16; L 91 vom 29.3.2019, S. 77) gedndert worden ist

2. Richtlinie 2014/67/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie
96/71/EG iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen und zur Anderung der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 {iber die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems (Abl.
L 159 vom 28.5.2014, S. 11)

3. Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Authebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) (Abl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2; L 074
vom 4.3.2021, S. 35)

4. Verordnung (EU) 2018/1240 des Européischen Parlaments und des Rates vom 12. September 2018 iiber die Einrichtung eines
Européischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems (ETIAS) und zur Anderung der Verordnungen (EU) Nr.
1077/2011, (EU) Nr. 515/2014, (EU) 2016/399, (EU) 2016/1624 und (EU) 2017/2226 (Abl. L 236 vom 19.9.2018, S. 1; L 323
vom 19.12.2018, S. 37; L 193 vom 17.6.2020, S. 16; L 266 vom 13.10.2022, S. 24), die zuletzt durch die Verordnung (EU)
2024/1358 (AbL. L, 2024/1358, 22.5.2024) gedndert worden ist

5. Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur Festlegung besonderer Regeln
im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung von Kraftfahrern im Stra-
Benverkehrssektor und zur Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der Durchsetzungsanforderungen und der Verord-
nung (EU) Nr. 1024/2012 (Abl. L 249 vom 31.7.2020, S. 49)

6.  Richtlinie (EU) 2023/977 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 iiber den Informationsaustausch
zwischen den Strafverfolgungsbehorden der Mitgliedstaaten und zur Authebung des Rahmenbeschlusses 2006/960/J1 des Ra-
tes (Abl. L 134 vom 22.5. 2023, S. 1)
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

I Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD wurde unter anderem vereinbart, die Finanzkontrolle
Schwarzarbeit weiter zu stidrken und hérter gegen diejenigen vorzugehen, die illegale Beschéftigung betreiben
oder schwarzarbeiten. Zudem sollen mit einer besseren digitalen Vernetzung Kontrollen méglichst biirokratiearm
und effektiv gestaltet werden und es soll ein vollstindiger Datenaustausch zwischen Sozial-, Finanz- und Sicher-
heitsbehorden ermdglicht werden. Des Weiteren sollen durch die Stirkung der Finanz-kontrolle Schwarzarbeit
Mehreinnahmen fiir die 6ffentlichen Haushalte erzielt werden.

Dartiiber hinaus setzt der Koalitionsvertrag wichtige Schwerpunkte auf die Bekdmpfung der organisierten Krimi-
nalitét, die Modernisierung des Strafrechts und die schnelle Entlastung der Justiz.

In diesem Sinne dient die Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekdmpfung dem Ziel, die Fi-
nanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der Zollverwaltung entsprechend zukunftsaddquat aufzustellen, damit deren
Arbeit noch effizienter und wirksamer wird. Denn eine wirksame Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler
Beschiftigung schiitzt insbesondere den Sozialstaat mit seinem sozialen Sicherungssystem, den Rechtsstaat sowie
betroffene Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und gewéhrleistet zugleich einen fairen Wettbewerb zwischen
den redlichen Arbeitgebern.

Schwarzarbeit hat negative gesamtgesellschaftliche Auswirkungen. Sie schadet der deutschen Wirtschaft und un-
tergrabt das Vertrauen in den Rechtsstaat. Wer schwarz oder illegal arbeitet oder arbeiten ldsst, zahlt weder Steu-
ern noch Sozialabgaben. Dadurch ist eine soziale Absicherung nicht gewidhrleistet und die Folgekosten fallen der
Allgemeinheit zur Last. Die Handlungsféhigkeit des Staates wird geschwicht, da das Sozialversicherungssystem
umgangen, die Wirtschafts- und Arbeitsordnung untergraben und Arbeitnehmerrechte ausgehebelt werden. Nicht
nur der Staat wird durch die ausbleibenden Steuern strukturell geschwécht, auch die im Kontext der Schwarzarbeit
agierenden Personen schaden sich dadurch selbst. Indem diese Personen nicht sozialversicherungspflichtig be-
schiftigt sind, gehen mit ihrer beruflichen Tétigkeit keine spiteren Rentenanspriiche einher. Dies gefdhrdet das
Ziel der Bundesregierung, die nachhaltige wirtschaftlichen Eigenstindigkeit von Médnnern und Frauen zu starken.
Deshalb ist die Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung auch eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe.

Der Staat hat durch Gesetze sowie durch die mit deren Vollzug beauftragten Verwaltungen dafiir zu sorgen, dass
die Ordnung des Arbeitsmarktes, ein fairer unternehmerischer Wettbewerb sowie ordnungsgeméfie Steuereinnah-
men und Sozialabgaben gesichert sind. Steuerhinterziehung, Beitragsvorenthaltung, Wettbewerbsverzerrungen
oder die Nichteinhaltung von Mindestarbeitsbedingungen sind nicht tolerierbar, da sie die genannte Rechts- und
Sozialordnung nachhaltig gefahrden, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer benachteiligen sowie zu unfairen
Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der redlichen Unternehmen fiihren. Damit dagegen der Schutzauftrag des
Staates durch die FKS weiterhin effektiv wahrgenommen werden kann, ist es notwendig, alle Aufgabenbereiche
der FKS moglichst zielgenau und entsprechend auf die aktuellen Entwicklungen in der Gesellschaft, der Wirt-
schaft sowie in den anderen Zusammenarbeitsbehdrden auszurichten.

Zudem kann die effektive Schwarzarbeitsbekdmpfung durch die FKS die Konsolidierung der Staatsfinanzen und
die Sicherung der Sozialsysteme durch die Verhinderung von Steuer- und Beitragsausfallen positiv beeinflussen.
Zugleich tragen zielgerichtetere Priifungen und Ermittlungen der FKS zu einem sozialvertriglichen Wirtschafts-
wachstum bei, weil Unternehmen, die ihren Beitrag zur Sozialversicherung leisten und die gesetzlichen Mindest-
arbeitsbedingungen einhalten, ihre wirtschaftliche Leistungsfahigkeit am Markt erhalten und weiterentwickeln
koénnen. Hingegen werden unredliche Geschéftspraktiken verstirkt aufgedeckt und kdnnen unterbunden werden.
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Letztlich werden auch die Ausgaben der Sozialsysteme unter anderem durch die Arbeit der FKS auf ihre Richtig-
keit iiberpriift. Durch das Aufdecken und effektive Ahnden von Fillen des Missbrauchs beim Bezug von Sozial-
leistungen konnen unberechtigt erhaltene Sozialleistungen durch den Staat zuriickgefordert werden. Dadurch wird
ein Beitrag geleistet, dass Verteilungsungerechtigkeiten beim Bezug von Sozialleistungen reduziert werden und
die Treffsicherheit des Sozialstaates erhoht wird.

In der Vergangenheit wurde jedoch wiederholt unter anderem durch den Bundesrechnungshof und die Mindest-
lohnkommission beméngelt, dass die Schwarzarbeitsbekdmpfung der Zollverwaltung nicht den gewiinschten Ef-
fekt erzielen wiirde, da die bereits im Vorfeld der Priifungen zugénglichen Daten nicht ausreichend genutzt und
dadurch bei einem Grofiteil der Priifungen der FKS keine Verstof3e aufgedeckt wiirden. Zugleich verliefen die
Priifungen der FKS noch nicht effektiv genug, da bei diesen teilweise noch analoge Dokumentations- und Kom-
munikationswege genutzt werden, die den Priifablauf verlangsamen, unter anderem durch Medienbriiche und
doppelte Datenerfassungserfordernisse. Die bisherigen Beanstandungsquoten legen nahe, dass das Potential der
FKS nicht vollstidndig ausgeschopft wird, um nach der Priifung insbesondere dort wegen Schwarzarbeit und ille-
galer Beschiftigung zu ermitteln und zu ahnden, wo es zwingend erforderlich ist. Auch im Rahmen der Evaluie-
rung des Gesetzes gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 (BGBI. I
S. 1066) hat sich gezeigt, dass das praktische Bediirfnis einer noch effektiveren Ermittlungsarbeit der FKS besteht.

Um die Arbeit der FKS noch zielgenauer auszurichten, sind die rechtlichen Grundlagen sowie die Abliufe in den
Bereichen des Risikomanagements, der Priifungen, der Ermittlungen und der Ahndung stetig fortzuentwickeln.
Dahingehend werden verschiedene Mafinahmen auf Grundlage des Gesetzes entwickelt und implementiert, die
darauf abzielen die Aufgabenwahrnehmung der FKS effizienter, nutzerfreundlicher sowie biirger- und wirt-
schaftsorientierter zu gestalten, wahrend gleichzeitig der Biirokratieabbau gefordert wird.

Eine konsequent vorangetriebene Digitalisierung soll zu einer Steigerung der Effizienz insbesondere im Priifungs-
prozess beitragen. Mittels digitaler Kommunikation sollen effiziente und schnelle Ubermittlungen von Informa-
tionen unabhéngig von rdumlichen oder zeitlichen Einschrinkungen und der Austausch sowie die effektive Zu-
sammenarbeit der Akteure und effiziente und schnelle Bearbeitungen ermoglicht werden. Eine ganzheitliche In-
tegration von technischen Losungen und organisatorischen Anpassungen gewéhrleistet reibungslose digitale
Kommunikation sowie mittels Programmldsungen eine Vereinfachung von Identitétsfeststellungen und die digi-
tale Aufbereitung, Konsolidierung, Verkniipfung, Auswertung, Analyse von Daten und Unterlagen sowie deren
Ergebnisbewertung. Priifabldufe werden damit schneller und Medienbriiche sowie doppelte Datenerfassungser-
fordernisse entfallen. Dahingehend kann insbesondere unter anderem auch durch die Einrichtung einer zentralen
Plattform (sog. ,,One-Stop-Shop*) ein unkomplizierter Austausch ohne Behdrdenginge oder ldngerer Priifungs-
handlung der FKS vor Ort sowie eines Schriftformerfordernisses zwischen der Wirtschaft und der FKS ermdglicht
werden. Der Zugang zu und die Verkniipfung relevanter Daten kann damit auch sichergestellt werden.

Weitergehend sollen durch Automatisierung, Beschleunigung und effizientere Gestaltung, insbesondere unter
Einsatz kiinstlicher Intelligenz (KI), die Aufgabenwahrnehmungsprozesse der FKS verbessert werden. Ein offe-
neres und positiveres Verstdndnis fiir die Datennutzung trdgt dabei zu dem Vorhaben der Datenbiindelung und -
nutzung bezliglich einer effektivieren und zielgerichteten Aufgabenwahrnehmung bei. Damit einhergehend sollen
Priifungen zur Effizienzsteigerung und Gewéhrleistung eines zeitnahen und gleichméaBigen Vollzugs nach allge-
meinen Erfahrungen der FKS sowie Wirtschaftlichkeit und ZweckmaBigkeit entsprechend potenzieller Risiken
fiir mogliche Manipulationen oder Umgehungen in Bezug auf Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung durch-
gefiihrt werden. Dieses fiihrt zu einer effizienteren Nutzung der vorhandenen Ressourcen, um den Auftrag der
Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschiftigung effektiver und wirkungsvoller zu erfiillen.

Perspektivisch kann sich auf Grundlage des Gesetzes und insbesondere nach der Realisierung eines operativen
Informations- und Datenanalysesystems die gesamte Beanstandungsquote aus den Priifungen der FKS mindestens
verdoppeln. Bis dahin wird mit der Fortentwicklung des Risikomanagements bereits eine erste Verbesserung der
Beanstandungsquoten ab Inkrafttreten des Gesetzes in den Folgejahren erwartet. Mit der Etablierung eines ope-
rativen Informations- und Datenanalysesystems ist insbesondere ein Anstieg der aufgedeckten Verstofle wegen
Beitragsvorenthaltung gemil § 266a des Strafgesetzbuches (StGB) mit substanziellen Schadenssummen zu er-
warten. Da der Anteil solcher substanziellen Verstdf3e wegen Beitragsvorenthaltung einen Grofiteil der gesamten
von der FKS aufgedeckten Schadenssumme darstellt, kann angenommen werden, dass rein rechnerisch ein An-
stieg der von der FKS aufgedeckten Gesamtschadenssumme auf iiber 155 Prozent moglich ist.
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Dadurch entstehen Bund und Landern (und ggf. anteilig den Gemeinden) erhebliche Mehreinnahmen, insbeson-
dere durch die Befugniserweiterungen und den Effizienzzuwachs (v. a. nach der technischen Realisierung des
operativen Informations- und Datenanalysesystems) sowie die mit einer verbesserten Aufdeckung von Schwarz-
arbeit und illegaler Beschéftigung einhergehenden Nacherhebung von Gemeinschaftssteuern, wie der Lohn- und
Umsatzsteuer, oder auch durch vereinnahmte Sanktionsbetrage, wie bspw. Geldbuflen, Geldauflagen und Geld-
strafen. Auf Grundlage der durch die FKS aufgedeckten Sozialversicherungsschéden ist die Nachforderung der
ausstehenden Beitrdge rechtlich moglich, sodass die zunéchst ausgebliebenen Einnahmen im Haushalt der Sozi-
alversicherungstrager wieder nachtréglich dort einflieBen konnten.

Bei Annahme eines jéhrlichen Effizienzzuwachses in Hohe von 3 Prozent sowie einer einmaligen weiteren Effi-
zienzsteigerung von 155 Prozent ab dem Jahr 2028 durch die geplante Produktivsetzung der operativen Informa-
tions- und Datenanalyse wird ein Anstieg der potenziellen Mehreinnahmen fiir die 6ffentlichen Haushalte durch
die Tétigkeit der FKS bei den unterstellten Wirkungen des Gesetzes in den ersten vier Jahren nach dem Inkraft-
treten des Gesetzes um rund 858,4 Mio. Euro auf insgesamt 2,07 Mrd. Euro im Jahr 2029 geschétzt. Von den
potenziellen Mehreinnahmen entfallen anteilig rund 63 Prozent auf die Sozialversicherungstriager, rund 22 Pro-
zent auf die Lander und rund 15 Prozent auf den Bund (s. ausfiihrliche Darstellung des Mehreinnahmenpfads
unter D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand).

1I. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Mit dem vorliegenden Gesetz soll der mit dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmiss-
brauch vom 11. Juli 2019 eingeschlagene Weg der FKS hin zu einer zentralen Priifungs- und Ermittlungsbehdrde
fortentwickelt werden, um die Aufgabenwahrnehmung der FKS im Sinne einer qualitativen Verdichtung zielge-
richteter, moderner, digitaler und schlagkriftiger auszurichten.

Im Wesentlichen wird damit die gesetzliche Grundlage fiir einen risikoorientierten Priifansatz der FKS in § 2 des
Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes (SchwarzArbG) geschaffen, der kiinftig durch einen automatisierten Daten-
abgleich effektiver vorbereitet werden soll und die FKS in die Lage versetzt, groBe Datenmengen systematisch
hinsichtlich bestehender Risiken fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung auszuwerten
sowie daraus eine Risikobewertung abzuleiten (§§ 25, 26 SchwarzArbG). Die Priifungen in den identifizierten
Risikobereichen sollen intensiver und umfassender durchgefiihrt werden, hingegen kdnnen rechtstreue Unterneh-
men mit weniger Priifungen rechnen und werden gleichzeitig vor unredlichen Mitbewerbern verstérkt geschiitzt.
Durch eine bessere Hinweis- und Informationsverdichtung der FKS werden die Priifungen kiinftig mit optimalem
Ressourceneinsatz durchgefiihrt, deutlich hohere Beanstandungsquoten und damit mehr erfolgreiche Ermittlungs-
verfahren mit substanziellen Verstdoen und weniger reinen Formalverst63en zur Folge haben.

Der Katalog der fiir Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung besonders anfilligen Branchen im SchwarzArbG
soll an aktuelle Entwicklungen angepasst und um das Friseur- und Kosmetikgewerbe erweitert werden. Damit
soll die Verbreitung von Schwarzarbeit im Friseurhandwerk effektiv eingedimmt und gleichzeitig die Einhaltung
fairer Wettbewerbs- und Arbeitsbedingungen gefordert werden. Durch die Erweiterung des Branchenkatalogs um
das Friseur- und Kosmetikgewerbe kann die Priifungssituation durch die damit verbundenen Pflichten, wie die
Ausweismitfithrungspflicht, fiir die FKS erheblich verbessert werden. Priifungen in diesen Branchen kénnen, auch
im Sinne der von der Priifung betroffenen Personen und Unternehmen, deutlich ziigiger und effektiver durchge-
fithrt werden. Vor allem werden auch rechtstreue Unternehmen durch die Priifungserleichterung nicht langer als
n6tig mit Priifungen der FKS konfrontiert.

Zugleich werden die durchgefiihrten Priifungen kiinftig noch moderner und digitaler moglich sein, sodass insbe-
sondere die Priifungsregelungen der FKS zur Personenbefragung und Geschéftsunterlagenpriifung weitere Grund-
lagen erhalten, die einen digital unterstiitzten Ablauf der Priifung ermdglichen (§§ 3 bis 5 SchwarzArbG). Durch
die Weiterentwicklung der Befugnisse bei der Personenbefragung kann die FKS kiinftig eigenstindig geeignete
Malnahmen zur Identitdtsiiberpriifung schnell und digital durchfiihren, ohne hierzu auf die Amtshilfe der Zusam-
menarbeitsbehdrden angewiesen zu sein. Hierdurch wird die Personenbefragung durch die FKS fiir alle Priifbe-
teiligten beschleunigt und die erforderlichen Informationen konnen weniger eingriffsintensiv und damit auch ver-
héltnismiBig erhoben werden, da die Freiheitsrechte der Betroffenen durch die beschleunigten Priifungen fiir
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einen deutlich kiirzeren Zeitraum beeintrachtigt werden. Zugleich kdnnen in Zukunft erforderliche Unterlagen fiir
die Priifungen medienbruchfrei der FKS zur Verfiigung gestellt werden, sodass der Priifablauf im Idealfall fiir alle
Beteiligten schneller und effektiver verlduft.

Die Priifung an Amtsstelle wird im SchwarzArbG in vermehrtem Ausmaf ermoglicht. Das SchwarzArbG stellte
bisher stark auf die Priifungen der FKS vor Ort ab, d. h. in den Geschéftsrdumen, auf den Grundstiicken der
Arbeit- und Auftraggeber und in Steuerbiiros. In geeigneten Fillen kann eine Anforderung von Geschiftsunterla-
gen in elektronischer, hilfsweise schriftlicher Form und eine Priifung an Amtsstelle ebenfalls erfolgreich sein und
die Aufwinde fiir die betroffenen Unternehmen, die mit einer Priifung in den Geschiftsriumen verbunden sind,
vermeiden. Durch eine vom Unternehmenssitz unabhéngige und ortsflexible Geschiftsunterlagenpriifung kann
sich die FKS gegeniiber den gepriiften Unternehmen als moderne Priifbehdrde und Partner der Wirtschaft préasen-
tieren, indem vor allem elektronische Ubermittlungswege angeboten und genutzt werden konnen. Weiterhin wer-
den die insoweit erforderlichen Anpassungen der Rechtsgrundlagen zur elektronischen Kommunikation, bspw.
Zum Ausbau der elektronischen Unterlageniibersendung, der Zugriffsmoglichkeiten auf Unternehmens-Clouds
oder der Einsichtnahmemaoglichkeiten in EDV-Systeme, vorgenommen.

Durch die stirker risikoorientierte Herangehensweise der FKS kdnnen ihre Ressourcen verstirkt in den Bereichen
der Beké@mpfung der organisierten Kriminalitit sowie der organisierten Formen der Schwarzarbeit eingesetzt wer-
den, in denen die grofBten Schiden fiir den Staat und die Gesellschaft sowie die betroffenen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer verursacht werden. Durch die Stirkung der Ermittlungs- und Ahndungstitigkeit soll die
Schwarzarbeitsbekdmpfung der FKS noch schlagkriftiger werden. Insbesondere soll hierzu die Ermittlungstitig-
keit der FKS durch deren Teilnahme am polizeilichen Informationsverbund gestérkt werden, um den Informati-
onsaustausch mit den Polizeibehdrden und den weiteren Verbundteilnehmern zu verbessern sowie dem fachlichen
Informationsbedarf bei der Kriminalititsbekdmpfung gerecht zu werden. Fiir das zielgerichtete Erkennen von
Taterstrukturen sowie zur Koordinierung, Anreicherung und der Bearbeitung der eigenen Verfahren besteht das
gegenseitige Erfordernis des Abgleichs zwischen den Erkenntnissen verschiedener Ermittlungsbehdrden. Die
multidisziplindre Kooperation ist elementar fiir eine erfolgreiche Kriminalitidtsbekdmpfung, wie bspw. Die Be-
kampfung des Menschenhandels, der Zwangsarbeit und der Ausbeutung der Arbeitskraft. Insbesondere auch die
Erkenntnisse aus den Priifungen der FKS zu Verstdfen und der Abgleich mit polizeilichen Daten sind fiir ein
vollstédndiges Bild iiber bereits zuvor bekannt gewordene kriminelle Aktivititen unabdingbar. Mit den Informati-
onen konnen insbesondere Zusammenhénge erkannt und damit auch weitere Ermittlungen unterstiitzt werden.
Insbesondere kann damit gezielter gegen organisierte Formen der Schwarzarbeit, die der schweren strukturellen
Kriminalitit zuzuordnen sind, und Organisierte Kriminalitét vorgegangen werden.

AuBerdem wird die Handhabbarkeit des Straf- und Bufigeldrechts im Bereich der Bekdmpfung von Schwarzarbeit
und illegaler Beschéftigung verbessert, um die kiinftige Verfolgung der Verstdf3e zu erleichtern. Die strafrechtli-
che Ausgestaltung des Herstellens und Inverkehrbringens von unrichtigen Belegen (§ 9 SchwarzArbG) bildet den
hohen Unrechtsgehalt der Tathandlungen ab und ermdoglicht kiinftig eine effektivere Verfolgung und Ahndung
der VerstoBe. Damit wird dem im Evaluierungsprozess durch die Hauptzolldmter und Staatsanwaltschaften iiber-
wiegend geduBerten Bediirfnis nach einer Stirkung der Ermittlungsarbeit der FKS Rechnung getragen. Um auch
die Ahndung der FKS noch effektiver auszurichten, sollen die Befugnisse der Zollverwaltung zur selbstindigen
Durchfiihrung von Ermittlungsverfahren nach den §§ 14a bis 14c SchwarzArbG erweitert werden. Dies wird auch
dem mehrheitlichen Wunsch der im Evaluierungsprozess befragten Staatsanwaltschaften nach einer Optimierung
des Abgabeverfahrens gerecht. Die bisherigen Regelungen der §§ 14a bis 14c SchwarzArbG wurden vielerorts
von den Staatsanwaltschaften als keine echte Entlastung angesehen. Die Abgaberegelung machte weiterhin eine
entsprechende Befassung der Staatsanwaltschaften erforderlich. Mischsachverhalte durften grundsétzlich nicht
und Kleinfélle nach erfolgter Durchsuchung nicht mehr abgegeben werden und die FKS durfte an den Hauptver-
handlungen nicht mitwirken und ihre fachliche Expertise einbringen. Mit den Neuregelungen konnen die Ermitt-
lungsverfahren in einem groBeren Anwendungsbereich nunmehr direkt durch die Hauptzolldmter bearbeitet wer-
den, ohne dass diese zuvor an die Staatsanwaltschaften tibersendet und von diesen wieder an die Hauptzollamter
zur abschlieBenden Bearbeitung abgegeben werden miissen. Zudem werden die Beteiligungsrechte der FKS ver-
bessert. Mit den Befugniserweiterungen wird den praktischen Bediirfnissen entsprochen, die Anwendbarkeit der
Verfahrensregelungen verbessert sowie dem Beschleunigungsgebot und dem Ziel der weiteren Entlastung der
Staatsanwaltschaften Rechnung getragen. Dabei bleibt die allgemeine Sachleitungskompetenz der Staatsanwalt-
schaft weiterhin gewahrt. Insgesamt werden die Strafverfahren bei der Schwarzarbeitsbekdmpfung kiinftig somit
noch effektiver und praxistauglicher, ohne die Rechte der Beschuldigten und deren Verteidigung zu beschneiden.
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111. Alternativen

Die Regelungen bilden nach einer Kosten-Nutzen-Abwigung und nach Effizienzerwigungen die bestmogliche
Losung ab. Soweit auf Grundlage der Regelungen Grundrechtseingriffe verbunden sind, bspw. Durch die Aus-
weitung von Datenverarbeitungsbefugnissen der FKS im Rahmen der operativen Informations- und Datenanalyse
oder den verbesserten Informationsaustausch iiber die Teilnahme der FKS am polizeilichen Informationsverbund,
sind diese verhdltnismafBig, um eine funktionierende und effiziente Aufgabenerledigung zu gewihrleisten.

Die VerhiltnisméaBigkeit der einzelnen Regelungen wurde hinsichtlich Art und Umfang der Datenverarbeitung
sorgfiltig abgewogen und Begrenzungen in den Regelungen vorgesehen, um einen behutsamen Umgang mit den
Daten zu gewihrleisten und eine zweckwidrige Verarbeitung moglichst von vornherein zu verhindern.

Mit einem Verzicht auf eine Datenverarbeitung oder weitergehenden Einschrankungen konnten die Ziele der Re-
gelungen nicht erreicht werden oder die Ergebnisse wiirden weit hinter diesen zuriickbleiben.

Bspw. Wiirde ein Verzicht auf den automatisierten Datenabgleich im Wege der operativen Informations- und
Datenanalyse dazu fiihren, dass Priifungen der FKS ohne entsprechende Risikohinweise weiterhin flichenmaBig
bei einer Vielzahl von Unternehmen notig sind, um die gleichen Ergebnisse wie mit dem Einsatz der automati-
onsgestiitzten Datenanalyse zu erzielen. Risikoeinschdtzungen miissten anhand zeitintensiver handischer Daten-
abgleiche in jedem Einzelfall getroffen werden. Der Verwaltungsaufwand wére um ein Vielfaches hoher. Es
miisste in Kauf genommen werden, dass mit den zur Verfligung stehenden Ressourcen nicht das volle Potential
bei der Schwarzarbeitsbekdmpfung ausgeschopft werden kann und Félle von Schwarzarbeit und illegaler Beschif-
tigung weiterhin unerkannt bleiben.

Bei einem Verzicht auf einen einheitlichen Datenaustausch im polizeilichen Informationsverbund blieben fiir die
Kriminalitatsbekdmpfung relevante Informationen bei den betroffenen Verbundteilnehmern unberiicksichtigt. Be-
sonders bei der Bekdmpfung der organisierten Kriminalitét und der organisierten Formen der Schwarzarbeit agie-
ren die Taterkreise iiber Zustdndigkeitsgrenzen hinweg in den unterschiedlichsten Rechtsbereichen. Nur durch
das Zusammenfiihren aller relevanten Tat- und Téterinformationen der beteiligten Ermittlungsbehorden konnen
Zusammenhdnge erkannt und Ermittlungen effektiv durchgefiihrt werden. Ein Verzicht auf einen Informations-
austausch wiirde die FKS und die Polizei- und Strafverfolgungsbehérden bei der Kriminalititsbekdmpfung und
insbesondere bei der Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung zuriicksetzen.

Iv. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des SchwarzArbG (Artikel 1) folgt aus Artikel 74
Absatz 1 Nummer 11 (Recht der Wirtschaft) des Grundgesetzes (GG). Der Bund kann diese Gesetzgebungskom-
petenz nach Artikel 72 Absatz 2 GG in Anspruch nehmen, da fiir die Aufgabenwahrnehmung der FKS bundesge-
setzliche Regelungen bestehen miissen, um die Rechts- und Wirtschaftseinheit im Bundesgebiet zu wahren.

Der Gesetzentwurf bedarf nach Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 GG der Zustimmung des Bundesrates. Es besteht ein
dringender Bedarf fiir die Wahrnehmung einer neuen Aufgabe durch die Bundesverwaltung, im speziellen durch
die FKS. Mit dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 wurde
bereits der FKS im begrenzten Umfang die Strafverfolgungskompetenz der Lander fiir die selbststéndige Durch-
filhrung von Ermittlungsverfahren einschlieBlich der Rechte und Pflichten, die der Staatsanwaltschaft im Ermitt-
lungsverfahren zustehen, iibertragen. Die allgemeine Sachleitungskompetenz der Staatsanwaltschaft wurde davon
nicht beriihrt. Dies gilt gleichermaBen bei den nunmehr vorgesehenen neuen Aufgaben aus den erweiterten Ahn-
dungskompetenzen der FKS durch die Streichung der AusschlieBlichkeit fiir den Zusténdigkeitskatalog zur selbst-
stindigen Durchfithrung von Ermittlungsverfahren, die Ergdnzung um einfach gelagerte Félle des Betruges nach
§ 263 des Strafgesetzbuches (StGB) im Zusammenhang mit Sozialleistungen sowie den Wegfall des vorgelager-
ten Abgabeerfordernisses. Diese Aufgaben wurden bislang nicht von der Bundesverwaltung ausgefiihrt. Die bis-
herige Wahrnehmung der Aufgabe durch die Landesjustizbehdrden ist fiir die Beurteilung der neuen Aufgabe
unschédlich. Vom Bund kénnen auch Aufgaben iibernommen werden, die bisher von den Landern erfiillt wurden,
sofern ihm die Gesetzgebungskompetenz zusteht und aufgrund neuer Gesichtspunkte die Ubernahme in die Zu-
standigkeit der bundeseigenen Verwaltung dringend erforderlich erscheint. Der dringende Bedarf im Sinne des
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Artikels 87 Absatz 3 Satz 2 GG ist dann anzunehmen, wenn eine bundeseigene Verwaltung gerade durch regional
beschrinkt zustindige Mittel- und/oder Unterbehdrden fiir eine sachgerechte Aufgabenwahrnehmung erforderlich
ist. Dies ist unter anderem der Fall, wenn mit objektiv erkennbarer Deutlichkeit feststeht, dass ohne den Einsatz
eines bundeseigenen Verwaltungsunterbaus eine reibungsarme, umfassende und effektive Ausfithrung der Auf-
gaben nicht gewahrleistet werden kann. Diese Voraussetzungen liegen vor, aufgrund der angespannten Personal-
situation in vielen Bereichen der Justiz und der nicht eingetretenen Entlastung sowie Verfahrensbeschleunigung
aufgrund der bisher eingeschrinkten Regelungen zur selbststindigen Durchfiihrung des Ermittlungsverfahrens
durch die FKS. Zudem haben bisher innerhalb der bestehenden Organisationsstruktur der Justiz alternative Ent-
lastungsmaBnahmen, wie Neueinstellung von Personal in der Justiz, nicht die erwarteten Entlastungen bewirkt.
Denn es bestehen insbesondere in der Strafjustiz und vor allem bei den Staatsanwaltschaften deutliche Zeichen
der Uberlastung. Die Durchfiihrung von Ermittlungsverfahren in den genannten einfach gelagerten und eng um-
grenzten Fillen wird durch die Ubertragung der Aufgaben auf die Bundeszollverwaltung durch einen zentral ge-
steuerten und bundeseinheitlichen Vollzug verbessert.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung der Strafprozessordnung (Artikel 2) ergibt sich aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Strafrecht und gerichtliches Verfahren).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung der Abgabenordnung (Artikel 3) und des Einfiih-
rungsgesetzes zur Abgabenordnung (Artikel 17) folgt aus Artikel 108 Absatz 5 GG.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich fiir die Anderung des Umsatzsteuergesetzes (Artikel 4) aus
Artikel 105 Absatz 2 Satz 2 erste Alternative GG, da das Steueraufkommen diesbeziiglich dem Bund ganz oder
teilweise zusteht. Eine Zustimmung des Bundesrates zu einer Anderung des Umsatzsteuergesetzes ist nach Artikel
105 Absatz 3 GG erforderlich.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Wettbewerbsregistergesetzes (Artikel 5) ergibt
sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nr. 11 Grundgesetz (Recht der Wirtschaft) in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2
Grundgesetz. Eine bundesgesetzliche Regelung beziiglich der Fithrung eines Wettbewerbsregisters ist zur Wah-
rung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Mindestlohngesetzes (Artikel 6), des Arbeitneh-
mer-Entsendegesetzes (Artikel 8) und des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes (Artikel 10) ergibt sich aus Artikel
74 Absatz 1 Nummer 12 GG (Arbeitsrecht).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Arbeitsschutzgesetzes (Artikel 7) und des Geset-
zes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft (Artikel 9) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz
1 Nummer 12 GG (Recht des Arbeitsschutzes).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (Artikel 11),
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch (Artikel 12) und des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (Artikel 13) folgt
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG (Sozialversicherung).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Bundeskriminalamtgesetzes (Artikel 14) folgt
aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 10 Buchstabe a (Zusammenarbeit des Bundes und der Lander in der Kriminal-
polizei), auch in Verbindung mit Artikel 87 Absatz 1 Satz 2 GG. Die Aufnahme der genannten Bereiche der
Zollverwaltung in den polizeilichen Informationsverbund dient der Verbesserung der Zusammenarbeit bei der
Bekampfung der schweren strukturellen und Organisierten Kriminalitdt. Bei den aufgenommenen Bereichen han-
delt es sich um Bundesbehorden, die polizeidhnliche oder ordnungsbehdrdliche Aufgaben wahrnehmen. Die po-
lizeidhnliche Aufgabenwahrnehmung ergibt sich aus der Gleichstellung mit den Polizeivollzugsbehdrden im
Sinne der Strafprozessordnung fiir die Verfolgung der jeweiligen bereichsspezifischen Straftaten. Fiir die Be-
kédmpfung der Schwarzarbeit und der illegalen Beschiftigung durch die FKS gehen derartige Polizeibefugnisse
aus § 14 Absatz 1 SchwarzArbG hervor. Fiir die Verfolgung von Steuerstraftaten ergeben sich derartige Polizei-
befugnisse flir die Behorden der Zollverwaltung als Finanzbehorden aus § 386 Absatz 1, 2 und § 402 der Abga-
benordnung. Soweit die Vollzugsbereiche der Zollverwaltung bei ihrer Aufgabenwahrnehmung Sicherungs- und
Schutzmalinahmen zu treffen haben, ergeben sich polizeivollzugsihnliche Befugnisse aus § 10a des Zollverwal-
tungsgesetzes.

Die ausschlieBliche Gesetzgebungskompetenz des Bundes zur Anderung des Zollfahndungsdienstgesetzes (Arti-
kel 15) und des Zollverwaltungsgesetzes (Artikel 16) folgt aus Artikel 73 Absatz 1 Nummer 5 GG.
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Die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderungen des Einfiihrungsgesetzes zum
HGB (Artikel 18) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft). Die Voraussetzungen des
Artikels 72 Absatz 2 GG sind erfiillt; zur Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit ist eine bundesgesetzliche
Regelung im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Aufenthaltsgesetzes (Artikel 19) ergibt sich aus
Artikel 74 Absatz 1 Nummer 4 (Aufenthaltsrecht) in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Die bundesgesetz-
liche Regelung zur Unterrichtung der fiir die Verfolgung und Ahndung der genannten Verstofe zustindigen Be-
horden durch die Auslédnderbehorden ist zur Wahrung der Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforder-
lich.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch und des Sieb-
ten Buches Sozialgesetzbuch (Artikel 19) folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 GG (Sozialversicherung).

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Anderung der Gewerbeordnung (Artikel 19) folgt aus Artikel
74 Absatz 1 Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft) in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Die bundesge-
setzliche Regelung zur Unterrichtung der fiir die Verfolgung und Ahndung der genannten VerstoB3e zustdndigen
Behorden durch die fiir den Arbeitsschutz zustdndigen Landesbehdrden ist zur Wahrung der Rechtseinheit im
gesamtstaatlichen Interesse erforderlich.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europiischen Union und vélkerrechtlichen Vertrigen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Europdischen Union und mit volkerrechtlichen Vertrégen, die die Bundesre-
publik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

VI Beitrag von Interessenvertreterinnen oder Interessenvertretern sowie beauftragten Dritten (,,Exe-
kutiver Fuflabdruck*)

Die im Rahmen der Beteiligung von Zentral- und Gesamtverbdnden sowie Fachkreisen eingegangenen Stellung-
nahmen wurden bei der Erstellung des Entwurfs beriicksichtigt.

Dariiber hinaus hat sich der Entwurf durch die Vortrige grundsitzlich nicht gedndert.

Das Einwirken des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks und des Deutschen Fleischer-Verbandes auf das
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie sowie auf das Bundesministerium der Finanzen hatte Auswirkun-
gen auf die Regelung in Art. 1 Nr. 4 mit der das Fleischerhandwerk befristet aus dem Anwendungsbereich des §
2a Absatz 1 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz herausgenommen wurde.

Auch das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie hat die Notwendigkeit der Abgrenzung des Fleischer-
handwerks von der Fleischindustrie im Rahmen des von ihm durchgefiihrten Praxischecks Lebensmittelhandwerk
zum Abbau von biirokratischen Lasten erkannt.

Der Gesetzentwurf hitte ansonsten im Anwendungsbereich des § 2a Absatz 1 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz
nur die Aufnahme des Friseur- und Kosmetikgewerbes sowie den Ausschluss der Forstwirtschaft vorgesehen.

VII.  Gesetzesfolgen

Die Regelungen bewirken eine konsequente Fortentwicklung des Rechtsrahmens fiir die Aufgabenwahrnehmung
der FKS, um Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung wirkungsvoller und effektiver zu bekdmpfen und so zum
besseren Schutz der sozialen Sicherungssysteme und der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung beizutragen.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Der Entwurf enthilt zahlreiche Rechts- und Verwaltungsvereinfachungen im Bereich der Schwarzarbeitsbekdmp-
fung, die auf der einen Seite die Handhabbarkeit des materiellen Rechts erhéhen (z. B. durch die Verbesserung
der Ahndungsmoglichkeiten der FKS) und auf der anderen Seite ein digitales und effizientes Verwaltungshandeln
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der FKS erméglichen (z. B. durch eine automationsgestiitzte Datenanalyse im Rahmen des Risikomanagements,
die Neugestaltung der Priifbefugnisse oder die Teilnahme am polizeilichen Informationsverbund).

Einzelheiten ergeben sich aus den Begriindungen zu den Regelungen im Besonderen Teil.
2. Nachhaltigkeitsaspekte

Das Gesetz beriicksichtigt die deutsche Nachhaltigkeitsstrategie und ist insbesondere fiir folgende Ziele und In-
dikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie relevant:

Der Indikator ,,Armut begrenzen* ist fiir das Vorhaben relevant, da die Modernisierung und Digitalisierung der
Schwarzarbeitsbekdmpfung zum Schutz der sozialen Sicherungssysteme beitragen, die wiederum die Armut be-
grenzen konnen.

Ebenso ist das Ziel ,,Gesundheit und Wohlergehen® fiir das Regelungsvorhaben relevant. Denn die Optimierung
der Schwarzarbeitsbekdmpfung trdgt zum Schutz der Mindestarbeitsbedingungen von Arbeitnehmern bei. Die
Einhaltung von Mindestarbeitsbedingungen, wie einen angemessenen Lohn, kann mittelbar positive Auswirkun-
gen auf ein gesundes Leben fiir die Beschiftigten jeden Alters gewéhrleisten und ihr Wohlergehen fordern. Um-
gekehrt kdnnen ausbeuterische Arbeitsverhéltnisse sich negativ auf die Gesundheit und das Wohlergehen der
Beschiftigten auswirken.

Zudem wird das Ziel ,,Menschenwiirdige Arbeit und Wirtschaftswachstum* mit seinen Indikatoren zur Staatsver-
schuldung und Konsolidierung der Staatsfinanzen positiv beeinflusst, da durch das Gesetz die Schwarzarbeitsbe-
kédmpfung noch effektiver und schlagkriftiger ausgerichtet wird. Aufgedeckte Félle der Schwarzarbeit treten re-
gelmdBig in Verbindung mit Steuerhinterziehung auf. Insbesondere solche Tatkonstellationen kénnen durch die
Fortentwicklung des operativen Risikomanagements der FKS kiinftig noch besser aufgedeckt werden und liefern
damit einen Beitrag zur Sicherung der Staatsfinanzen durch Steuereinnahmen. Ebenso ist in diesem Ziel der In-
dikator zur wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit einschldgig, da die Wirtschaftsleistung sozialvertrdglich gesteigert
werden kann. Denn durch die effektivere Schwarzarbeitsbekdmpfung wird zugleich ein Beitrag zum Schutz der
sozialen Sicherungssysteme geleistet. Durch effektivere Priifungen und Ermittlungen der FKS steigert sich die
wirtschaftliche Leistungsfahigkeit vor allem bei solchen Unternehmen, die auch ihren Beitrag zur Sozialversiche-
rung leisten. Hingegen werden unredliche Geschéftspraktiken verstirkt aufgedeckt und kdnnen nicht vom wirt-
schaftlichen Wachstum profitieren. Damit wird das Wirtschaftswachstum in Summe auch sozialvertréglicher.
Letztlich wird das Ziel der menschenwiirdigen Arbeit durch eine noch effektivere Schwarzarbeitsbekdmpfung der
FKS unterstiitzt, da die Priifungen der FKS einen Beitrag zur Einhaltung der Mindestarbeitsbedingungen fiir Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer liefern und die FKS zugleich gezielt gegen ausbeuterische Arbeitsverhéltnisse
ermittelt.

Weiterhin wird das Ziel ,,Weniger Ungleichheiten durch den Indikator ,,Verteilungsgerechtigkeit: Zu gro3e Un-
gleichheit innerhalb Deutschlands verhindern* unterstiitzt. Das Gesetz verbessert die risikoorientierte Ausrich-
tung der Priifungen der FKS. Dadurch werden kiinftig mehr VerstoBe durch Priifungen der FKS aufgedeckt wer-
den konnen, unter anderem solche im Bereich des Missbrauchs von Sozialleistungen im Zusammenhang mit ei-
nem Beschéftigungsverhiltnis. Das Aufdecken und das effektive Ahnden dieser Fille fiihren zur Moglichkeit,
unberechtigt erhaltene Sozialleistungen durch den Staat zuriickzufordern. Dadurch wird ein Beitrag geleistet, dass
Sozialleistungen nur die dazu berechtigten Personen erhalten und dadurch Verteilungsungerechtigkeit reduziert
werden kann. Hingegen konnen dadurch die Gerechtigkeit und Treffsicherheit bei der Verteilung von Sozialleis-
tungen erhoht werden.

Das Ziel der nachhaltigen Produktion wird ebenfalls durch das Gesetz unterstiitzt, da die Voraussetzung der So-
zialvertriglichkeit von produzierenden Unternehmen gef6érdert wird, indem Unternehmen mit sozialunvertragli-
chen und in der Regel damit auch rechtswidrigen Beschéftigungspraktiken durch effektivere Priifungen der FKS
an deren Fortsetzung gehindert werden. Dadurch wird die Einhaltung von Sozialstandards in produzierenden Un-
ternehmen, wie etwa die Zahlung des Mindestlohnes, gestarkt. Der Ausbau des risikoorientierten Priifansatzes der
FKS durch dieses Gesetz liefert dazu einen wichtigen Beitrag.

Das Gesetz erhoht die Effektivitit der FKS im Bereich der Ermittlungen durch Teilnahme am polizeilichen Infor-
mationsverbund. Zudem werden die Straftatbestinde und Ordnungswidrigkeitentatbestinde im Bereich der
Schwarzarbeitsbekdmpfung und illegalen Beschiftigung optimiert sowie die Ahndungsbefugnisse der FKS weiter
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ausgebaut. Damit kann die FKS schlagkriftiger gegen Kriminalitit im Bereich der Schwarzarbeit vorgehen und
leistet einen Beitrag zum Nachhaltigkeitsziel fiir Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen.

Das Gesetz orientiert sich zudem an den Prinzipien einer nachhaltigen Entwicklung, u. a. indem es wie oben
dargestellt die gemeinsame Entwicklung von wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit und zugleich sozialer Gerech-
tigkeit unterstiitzt sowie ein nachhaltiges Wirtschaften stiarkt. Dabei wird das Prinzip der Starkung einer nachhal-
tigen Wirtschaft u. a. durch das Gesetz im Bereich der Sicherung von einer nachhaltigen Produktion durch soziale
Standards unterstiitzt. Ebenso wird das Prinzip des sozialen Zusammenhalts in einer offenen Gesellschaft durch
das Gesetz gestirkt.

Wie oben dargelegt unterstiitzt das Gesetz somit in mehreren Bereichen die nachhaltige Entwicklung im Sinne
der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

a) Bund

Durch das Gesetz entstehen im Bundeshaushalt im Einzelplan 08 (Kapitel 0813 — Zollverwaltung — und Kapitel
0816 — Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) —) in den ersten vier Jahren nach dem Inkrafttreten des
Gesetzes sowohl einmalig als auch jéhrlich zusitzliche Ausgaben in H6he von zusammen rund 474 Mio. Euro.

Im Einzelplan 08 entstehen durch das Gesetz im Jahr 2026 einmalige Ausgaben in Hohe von rund 15 Mio. Euro,
in 2027 in Héhe von rund 16 Mio. Euro, in 2028 in Héhe von rund 12 Mio. Euro und in 2029 in Hohe von rund
8 Mio. Euro.

Weiterhin ist mit jdhrlichen Ausgaben insbesondere fiir Personal und Informationstechnik im Jahr 2026 in Hohe
von rund 64 Mio. Euro, im Jahr 2027 in Hohe von rund 119 Mio. Euro und in den Jahren 2028 und 2029 in Hohe
von jeweils rund 116 Mio. Euro zu rechnen.

Der Vollzugsaufwand fiir die Zollverwaltung und das ITZBund stellt sich im Einzelnen wie folgt dar:

HH-Jahr 2026 | 2027 | 2028 2029
Kapitel
Titel in T€
Tit. 422 01 26.740 53.480 53.480 53.480
Tit. 511 01 19.588 23.675 23.675 23.675
081 Tit. 532 01 8.972 12.284 8.817 5.617
Tit. 812 01 4.544 9.088 9.088 9.088
Summe 59.843 98.527 95.085 91.885
Tit. 422 01 4.797 5.526 5.759 6.327
Tit. 511 01 1.463 1.684 1.758 1.935
Tit. 518 01 1.500 2.500 2.500 2.500
0816
Tit. 532 01 1.520 3.940 3.610 2.620
Tit. 812 01 731 842 879 968
Tit. 812 02 1.690 5.790 2.590 1.690
Summe 12.001 21.702 18.796 17.840
0811 (Zoll) Tit. 634 03 7.432 14.864 14.864 14.864
0811 (ITZBund) Tit. 634 03 1370 1.578 1.643 1.802
Summe 8.802 16.442 16.507 16.666
Summe Epl. 08 / HH-Jahr 80.646 136.670 130.388 126.391
anteiliger Umstellungsaufwand 15.492 16.224 12.427 8.237
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anteiliger laufender Aufwand 65.154 120.447 117.961 118.154

Gesamtsumme Epl. 08 474.095

Die Personalausgaben entsprechen einem Personalmehrbedarf von 796 AK fiir die Zollverwaltung und 69 AK fiir
das ITZBund:

HH-Jahr
2026 2027 2028 2029
Kapitel Laufbahngruppe
hoéherer Dienst 7
gehobener Dienst 704
0813
mittlerer Dienst 85
einfacher Dienst
héherer Dienst 4
gehobener Dienst 53 5 7
0816
mittlerer Dienst
einfacher Dienst

Fiir die von der Datenstelle der Rentenversicherung durchgefiihrte Datenselektion nach Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe a SchwarzArbG-E i. V. m. § 28p Absatz 8 Satz 9 bis 13 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
wird ein geschitzter dauerhafter Mehraufwand von rund zwei Stellen und entsprechende Personal- und Sachkos-
ten in Hohe von rund 0,3 Mio. Euro jahrlich angenommen. Hierin enthalten ist auch der einmalige Aufwand fiir
die erstmalige Einrichtung der Dateniibermittlung. Der entstandene Aufwand wird der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund aus dem Einzelplan 08 erstattet.

Der Mehrbedarf des Einzelplans 08 an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellenméBig im Einzel-
plan 08 ausgeglichen werden. Einzelheiten sind Gegenstand der kommenden Haushaltsaufstellungsverfahren.

Im Einzelplan 06 (Kapitel 0624 — Bundeskriminalamt —) entstehen durch die Umsetzung des Gesetzes jahrliche
Ausgaben fiir Personal in Héhe von 374.400 Euro (2 x gD, 2 x hD).

Durch das Gesetz entstehen fiir die Haushalte von Bund, Landern und den Sozialversicherungen erhebliche Mehr-
einnahmen, insbesondere durch die Befugniserweiterungen und den Effizienzzuwachs (v. a. nach der technischen
Realisierung des operativen Informations- und Datenanalysesystems) sowie der damit einhergehenden verbesser-
ten Aufdeckung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung.

In 2026 wird mit potenziellen Mehreinnahmen fiir den Bundeshaushalt in Hohe von rund 10,4 Mio. Euro durch
die Nacherhebung von Gemeinschaftssteuern und durch vereinnahmte Sanktionsbetrige gerechnet. Diese steigern
sich in 2027 auf rund 17,5 Mio. Euro, ab dem Jahr 2028 auf rund 121,1 Mio. Euro und ab dem Jahr 2029 auf rund
131,5 Mio. Euro.

Mehreinnahmen (in Mio. Euro) 2026 2027 2028 2029

Schadenssumme im Rahmen der straf-
und buBlgeldrechtlichen Ermittlungen 763,7 786,7 1242,9 1.280,2
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Steuerschidden aus Ermittlungsverfah-

ren, die aufgrund von Priifungs- und

Ermittlungserkenntnissen des Zolls 424.4 4371 690.6 11,3
veranlasst wurden

Summe der festgesetzten Geldbul3en,

Verwarnungsgelder und Einziehungs- | 56,5 58,2 60,0 61,8
betrage

Mehreinnahmen durch Befugniserwei-

terungen im SchwarzArbMoDiG 12,1 12,5 128 132
Summe 1.256,7 1.294,4 2.006,3 2.066,5
dgvon Mehreinnahmen aufgrund Effi- 48.6 86.3 798, 858.4
zienzzuwachs

anteilig Bund 10,4 17,5 121,1 131,5
anteilig Lander 16,0 23,7 175,8 188,2
anteilig Sozialversicherungstriger 22,2 45,2 501,4 538,7

Zur Berechnung der Mehreinnahmen:

Ausgehend von den vergangenen fiinf Jahren von 2020 bis 2024 wurden als Mittelwert 14.906 Strafverfahren
wegen Verdachts des Vorenthaltens und Veruntreuens von Arbeitsentgelt gemél § 266a StGB durch die FKS
eingeleitet, die zu einer aufgedeckten Schadenssumme im Mittelwert von rund 600,2 Mio. Euro fiihrten und einen
Grofteil der durch die FKS gesamten aufgedeckten Schadenssumme darstellen. Diese basieren auf einer aktuellen
Beanstandungsquote von rund 26 Prozent der Priifungen der FKS.

Perspektivisch soll sich auf Grundlage des Gesetzes und insbesondere nach der Realisierung eines operativen
Informations- und Datenanalysesystems die gesamte Beanstandungsquote mindestens verdoppeln. Bis dahin wird
mit der Fortentwicklung des Risikomanagements bereits eine erste Verbesserung der Beanstandungsquoten ab
Inkrafttreten in den Folgejahren erwartet.

Mit der Etablierung der operativen Informations- und Datenanalyse ist insbesondere ein Anstieg bei den Verfah-
ren wegen Beitragsvorenthaltung um mehr substanzielle Verstof3e zu erwarten. Es wird angenommen, dass aus
der erhohten Beanstandungsquote sich zusétzlich rund 2.500 Verstoe wegen Beitragsvorenthaltung mit substan-
ziellen Schadenssummen ergeben werden.

In der Regel betrégt der Anteil solcher substanziellen Verstofle rund 20 Prozent aller Verfahren wegen Beitrags-
vorenthaltung. Diese wiederum bilden rund 80 Prozent der gesamten von der FKS aufgedeckten Schadenssumme.
Bei den iibrigen Verstoen handelt es sich um einfach gelagerte Verstdfe mit regelmiBig nur geringen Schadens-
summen.

Ausgehend von der oben genannten Relation bezogen auf die Werte aus den vergangenen fiinf Jahren konnte
angenommen werden, dass die neuen 2.500 substanziellen VerstoB3e im gleichen Verhiltnis eine Erhdhung der
Schadenssumme um rund 402,7 Mio. Euro ermoglichen. Insgesamt kdnnte sich nach der technischen Realisierung
des operativen Informations- und Datenanalysesystems rein rechnerisch ein Anstieg der von der FKS aufgedeck-
ten Gesamtschadenssumme auf bis zu 155 Prozent (1,14 Mrd. Euro) des Mittelwertes der gesamten Schadens-
summe der FKS aus den letzten fiinf Jahren von 2020 bis 2024 (735 Mio. Euro) ergeben.

Der oben geschitzte Mehreinnahmenpfad fiir die 6ffentlichen Haushalte aus der Tétigkeit der FKS bei den unter-
stellten Wirkungen des Gesetzes in den ersten vier Jahren ergibt sich bei Annahme eines jéhrlichen Effizienzzu-
wachses in Hohe von 3 Prozent sowie einer einmaligen weiteren Effizienzsteigerung von 155 Prozent ab dem
Jahr 2028 durch die geplante Produktivsetzung der operativen Informations- und Datenanalyse.

Mit der eigenstindigen Moglichkeit, das Ausstellen inhaltlich unrichtiger Belege zu verfolgen, die das Erbringen
oder Ausfithrenlassen von Dienst- oder Werkleistung sowie Lieferungen vorspiegeln und geeignet sind,
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Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung zu ermdglichen, wird ein weiterer Anstieg an Strafverfahren erwartet
(geschitzte jahrliche Fallzahl von 2.400 Verfahren wegen § 9 SchwarzArbG-E). Ausgehend von den durchschnitt-
lichen Geldstrafen der letzten 3 Jahre, die fiir den Ursprungstatbestand des § 266a StGB, welcher ein vergleich-
bares Strafmalf besitzt und in unmittelbarem fachlichen Zusammenhang steht, verhéngt wurden, lasst dies Mehr-
einnahmen von bis zu 8,66 Mio. Euro jahrlich fiir die Landesjustiz erwarten.

Im Rahmen der selbststdndigen Durchfithrung der Ermittlungsverfahren in einfach gelagerten Fillen des Sozial-
leistungsbetruges werden von den jahrlich zu bearbeitenden 86.000 Fallen schatzungsweise 10 Prozent gemal §
153a Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 Strafprozessordnung (StPO) jeweils mit einer durchschnittlichen Geldauflage in
Hohe von erfahrungsgemif ca. 400 Euro zugunsten der Staatskasse eingestellt. Somit ergeben sich im Bereich
des Sozialleistungsbetruges Mehreinnahmen von rund 3,44 Mio. Euro.

b) Lénder

Fiir die Lander (und ggf. anteilig die Gemeinden) wird mit potenziellen Einnahmen durch die Nacherhebung von
Gemeinschaftssteuern und Vereinnahmung von Geldstrafen im Jahr 2026 von rund 16 Mio. Euro, im Jahr 2027
von rund 23,7 Mio. Euro, im Jahr 2028 von rund 175,8 Mio. Euro und im Jahr 2029 von rund 188,2 Mio. Euro
gerechnet.

Zudem werden die Landerhaushalte durch das Gesetz im Bereich der Justiz jéhrlich um ca. 59 Mio. Euro entlastet.

¢) Sozialversicherungstriger

Im Zuge der Neuregelungen entstehen den Trigern der gesetzlichen Rentenversicherung einmalige und dauerhafte
Mehraufwinde. Fiir die Entwicklung und Implementierung des Datenexports aus der Al-Datenbank an die GZD
entsteht ein einmaliger Mehraufwand von rund 75.000 Euro bei der Datenstelle der Rentenversicherung. Fiir die
Priifdienste der Rentenversicherung ergibt sich ein dauerhafter Mehraufwand von rund 143 Stellen und entspre-
chende Personal- und Sachkosten in H6he von rund 20,5 Mio. Euro.

Der Bundesagentur fiir Arbeit entsteht ein einmaliger Mehraufwand von rund 14.274 Euro.

Fiir die Sozialversicherungstrager kann aufgrund der Moglichkeit der Nachforderung der von der FKS aufgedeck-
ten Sozialversicherungsschiden mit potenziellen Mehreinnahmen im Jahr 2026 von rund 22,2 Mio. Euro, im Jahr
2027 von rund 45,2 Mio. Euro, im Jahr 2028 von rund 501,4 Mio. Euro und im Jahr 2029 von rund 538,7 Mio.
Euro gerechnet werden.

4. Erfiillungsaufwand

4.1 Biirgerinnen und Biirger
Fiir Biirgerinnen und Biirger entsteht kein Erfiillungsaufwand.
4.2 Wirtschaft

Fiir die Wirtschaft entsteht durch notwendige Informationspflichten (Aufnahme des Friseur- und Kosmetikgewer-
bes in § 2a SchwarzArbG) ein einmaliger Erfiillungsaufwand in Hohe von insgesamt rund 0,8 Mio. Euro.

Die notwendigen jahrlichen Informationspflichten (Aufnahme des Friseur- und Kosmetikgewerbes in § 2a
SchwarzArbG / § 28a SGB-IV) werden durch Entlastungen (Streichung der Forstwirtschaft und des Fleischer-
handwerks in § 2a SchwarzArbG / 28a SGB-IV sowie Entlastung durch gezieltere Priifungen und effizientere
Priifungsabldufe fir simtliche Branchen) gesamtwirtschaftlich kompensiert, sodass durch das Gesetz im Saldo
eine Entlastung fiir die Wirtschaft in Hohe von rund 6,3 Mio. Euro entsteht.

a) Anpassung des Branchenkatalogs nach § 2a SchwarzArbG

Durch die Anpassung des Katalogs der besonders fiir Verstdfle im Bereich der Schwarzarbeit und illegalen Be-
schiftigung anfilligen Branchen nach § 2a SchwarzArbG entsteht aufgrund der Aufnahme des Friseur- und Kos-
metikgewerbes ein Erfiillungsaufwand von einmalig rund 0,8 Mio. Euro.

Durch die Aufnahme in den § 2a SchwarzArbG entsteht ein jéhrlicher Erfiillungsaufwand fiir das Friseur- und
Kosmetikgewerbes in Hohe von rund 1,8 Mio. Euro. Durch die Streichung der Forstwirtschaft und des Fleischer-
handwerks aus dem Katalog des § 2a SchwarzArbG reduziert sich die jéhrliche Belastung fiir diesen Bereich um
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rund 2,5 Mio. Euro. Gesamtwirtschaftlich besteht im Saldo eine jéhrliche Entlastung in Héhe von rund 0,8 Mio.
Euro.

Im Einzelnen:

Mit der geplanten Anderung wird eine Ausweismitfiihrungspflicht fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nach
§ 2a SchwarzArbG in den Branchen des Friseur- und Kosmetikgewerbes eingefiihrt und der gleichlautende Kata-
log fiir die Sofortmeldepflicht nach § 28a Absatz 4 SGB IV entsprechend angepasst.

Damit verbunden sind zur Erreichung der jeweiligen gesetzlichen Ziele zur Bekdmpfung der Schwarzarbeit und
illegalen Beschéftigung erforderliche Informationspflichten fiir die betroffenen Arbeitgeber des Friseur- und Kos-
metikgewerbes:

1. Hinweispflicht nach § 2a Absatz 2 SchwarzArbG

2. Sofortmeldepflicht nach § 28a Absatz 4 SGB IV

3. Meldepflicht nach § 16 des Mindestlohngesetzes (MiLoG)
4. Arbeitszeitaufzeichnungspflicht nach § 17 MiLoG

Gleichsam entfallen diese Pflichten fiir den Bereich der Forstwirtschaft und das Fleischerhandwerk durch deren
Streichung aus dem Katalog des § 2a SchwarzArbG.

Die Beschiftigtenzahlen und Lohnkostensétze der betroffenen Wirtschaftsbereiche sowie die voraussichtlich zu
erwartenden Gesamtaufwénde fiir diese Bereiche stellen sich wie folgt dar:

Wirtschaftsbereich/- WZ 2008 Beschiftigte Durchschnitt- | Einmaliger Jihrlicher Er-
zweig licher Lohn- | Erfiillungs- fiilllungsauf-
kostensatz pro | aufwand wand
Stunde
Friseur- und Kosmetikge- S 96.02 196.744 25,00 € 819.767 € 1.765.976 €
werbe
Forstwirtschaft A 02 133.760 30,40 € -1.892.782 €
Fleischerhandwerk c10 60.848 24,10 € -630.000 €
Summe 391.352 819.767 € -756.806 €

Zu 1. — Hinweispflicht nach § 2a Absatz 2 SchwarzArbG

Arbeitgeber in den mitfiihrungspflichtigen Wirtschaftsbereichen und -zweigen haben ihre Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer nach § 2a Absatz 2 SchwarzArbG auf die Ausweismitfiihrungspflicht hinzuweisen. Die Anderun-
gen weiten den bisherigen Geltungsbereich der Mitfiihrungspflicht aus. Laut ,,Onlinedatenbank des Erfiillungs-
aufwands® (OnDEA) betragen die Biirokratiekosten aus dieser Informationspflicht nach bisherigem Stand 17,5
Mio. Euro pro Jahr.

Im Friseur- und Kosmetikgewerbe gibt es insgesamt ca. 196.744 Beschéftigte, die nun einmalig auf die Mitfiih-
rungspflicht hingewiesen werden miissen (einmalige Fallzahl). Fiir die jéhrliche Fallzahl wird die Fluktuation des
Wirtschaftsbereichs herangezogen. Die Agentur fiir Arbeit weist diese in ihrem Bericht ,,Der Arbeitsmarkt in
Deutschland® aus. Um Coronaeffekte auszuschlieBen, werden die Daten aus dem Bericht von 2019 verwendet, da
die Fluktuation laut dem Institut der Deutschen Wirtschaft aktuell wieder auf Vorkrisenniveau ist. Die Hohe der
Fluktuation liegt bei 38,1 Prozent fiir sonstige Dienstleistungen und bei der Forstwirtschaft bei 78,2 Prozent,
welche relevant ist, da die betroffenen 133.760 Beschiftigten im Bereich der Forstwirtschaft nun nicht mehr da-
rauf hingewiesen werden miissen. Fluktuation im Fleischerhandwerk gemifl dem Bericht ,,Der Arbeitsmarkt in
Deutschland®: fiir das Verarbeitende Gewerbe = 20,1 %.

Der Arbeitgeber hat jeden seiner Beschiftigten nachweislich und schriftlich auf die Pflicht nach § 2a Abs. 1
SchwarzArbG hinzuweisen. Der bislang geltende Zeitansatz betrdgt 10 Minuten (Ausdruck der Unterrichtung
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iiber die Mitfithrungspflicht sowie Unterschrift durch den Beschiftigten), welcher auf die neuen Fille tibertragen
wird.

Wenn ein Arbeitgeber gleichzeitig mehrere neue Beschéftigte einstellt, kann der Hinweis an alle neuen Beschéf-
tigten nachweislich und schriftlich einmalig gebiindelt erfolgen. In solchen Féllen wiirde der Aufwand von 10
Minuten nicht mehrfach anfallen, sondern einmalig gebiindelt. Dieser Synergieeffekt kann jedoch nicht valide mit
Werten hinterlegt werden und wird innerhalb dieser Schitzung ignoriert.

Einmaliger Aufwand:
Wirtschaftsbereich/- Fallzahl Zeitaufwand Durchschnittli- | Einmaliger Einmaliger Er-
zweig pro Fall in Mi- | cher Lohnkos- | Personalauf- fiillungsauf-
nuten tensatz pro wand wand
Stunde
Friseur- und Kosmetik- | 96 744 10 25,00 € 819.767 € 819.767 €
gewerbe

Der hier entstehende einmalige Erfiillungsaufwand gehort zur Kategorie ,,Einmalige Informationspflicht®.

Jahrlicher Aufwand:
Wirtschaftsbereich/- Fallzahl Zeitaufwand Durchschnittli- | Jidhrlicher Per- | Jiahrlicher Er-
zweig pro Fall in Mi- | cher Lohnkos- | sonalaufwand fiillungsauf-
nuten tensatz pro wand
Stunde
Friseur- und Kosmetik- 74.952 10 25,00 € 312.300 € 312.300 €
gewerbe
Forstwirtschaft - 104.600 10 30,40 € -529.973 € -529.973 €
Fleischerhandwerk -12.230 10 24,10 € -49.124 € -49.124 €
Summe -41.878 -266.797 € -266.797 €

Die jahrlichen Biirokratiekosten dieser Informationspflicht (2009011517155701 ,,Hinweispflicht des Arbeitge-
bers gegeniiber seinem Arbeitnehmer auf die Mitfiihrungs- und Vorlagepflicht von Ausweispapieren mit Aufbe-
wahrungsverpflichtung®) reduzieren sich demnach um 266.707 Euro von rund 17,5 Mio. Euro auf 17,2 Mio. Euro.

Zu 2. — Sofortmeldepflicht nach § 28a Absatz 4 SGB IV

Nach § 28a Absatz 4 SGB IV hat der Arbeitgeber den Beschiftigungsbeginn der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in den dort genannten Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen spatestens bei dessen Aufnahme an
die Datenstelle der Rentenversicherung zu melden. Aufgrund einiger noch nicht quantifizierter Fortschreibungen
weist die bestehende Informationspflicht nach OnDEA bislang mindestens 16,6 Mio. Euro an jahrlichen Biiro-
kratiekosten auf.

Die Fallzahl berechnet sich anhand der regelméBigen Fluktuation entsprechend der Wirtschaftszweige (vgl.
Nr. I).

Zurzeit werden die Parameter der Sofortmeldepflicht in Folge des Projekts Optimierte Meldeverfahren in der
sozialen Sicherung II (OMS II) angepasst. Es erfolgte eine Segmentierung nach der Bearbeitung durch eigenes
Personal a) und durch externe Dienstleister b). Zudem wurden Sonderlohnsétze berechnet; 44,30 Euro fiir a) und
39,72 Euro fiir b). In 27 Prozent gibt das eigene Personal die Sofortmeldung ab, hierfiir wird ein Zeitaufwand von
3,8 Minuten angesetzt. Bei den restlichen 73 Prozent ibernimmt dies ein externer Dienstleister (z.B. Steuerbera-
ter). Hierbei werden neben dem Zeitaufwand von 1,3 Minuten Sachkosten von 3,67 Euro ausgewiesen.

Einmaliger Erfiillungsaufwand fallt nicht an.
Jéhrlicher Aufwand:
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Wirt- Erfiillung | Fallzahl Zeitauf- Lohn- Sach- Jihrlicher Jihrlicher Jihrlicher
schaftsbe- | der Vor- wand pro | Kosten- | kosten Personal- Sachauf- Erfiillungs-
reich/- gabe Fall in satz pro | pro Fall | aufwand wand (in aufwand
zweig durch... Minuten Stunde | (in Euro)

Euro)
, Eigenes 20.237 3.8 4430 € - 56.778 € - 56.778 €

Friseur- Personal

und Kos-

metikge- Externe

werbe Dienst- 54.715 1,3 39,72 € 3,67€ 47.088 € 200.804 € 247.892 €
leister

Summe 74.952 103.866 € 200.804 € 304.670 €
Eigenes -28.242 3.8 4430€ - -79.238 € - -79.238 €
Personal

Forstwirt-

schaft Externe
Dienst- -76.358 1,3 39,72 € 3,67€ -65.714 € -280.234 € -345.948 €
leister

Summe -104.600 -144.952 € -280.234 € -425.186 €
Eigenes -22311 3.8 4430€ - -62.597 € - -62.597 €
Personal

Fleischer-

handwerk | Externe
Dienst- - 38.537 1,3 39,72 € 3,67 € -33.165 € -141.431 € -174.596 €
leister

Summe -60.848 -95.762 € -141.431 € -237.193 €

Ergebnis -90.496 -136.488 € | -220.861€ | -357.709 €

Die zurzeit rund 22 Mio. Euro an Biirokratiekosten der Vorgabe (ID 2010042811312701 ,,Internetgestiitzte So-
fortmeldepflicht fiir Arbeitgeber zur Sozialversicherung zum Zeitpunkt der Beschéftigungsaufnahme in Wirt-
schaftsbranchen, in denen ein erhhtes Risiko fiir Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung besteht™) verringern
sich durch die hier geschitzten Anderungen um 357.709 Euro auf rund 21,6 Mio. Euro.

Zu 3. — Meldepflicht nach § 16 MiLoG

Arbeitgeber mit Sitz im Ausland, die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer in den in § 2a SchwarzArbG ge-
nannten Wirtschaftsbereichen oder -zweigen beschéftigen, sind aufgrund der Verweisung in § 16 MiLoG ver-
pflichtet, fiir den Einsatz ihrer Beschiftigten in Deutschland vor Beginn jeder Werk- oder Dienstleistung eine
schriftliche Meldung in deutscher Sprache bei der zustindigen Behorde der Zollverwaltung vorzulegen, die die
fiir die Priifung wesentlichen Angaben enthélt. Das gleiche gilt fiir Verleiher mit Sitz im Ausland, die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer in die in § 2a SchwarzArbG genannten Wirtschaftsbereiche oder -zweige entleihen.

Eine verldssliche Prognose der Anzahl der voraussichtlich nach dem MiLoG meldepflichtigen Sachverhalte ist
nicht mdglich. Hilfsweise konnen die bisherigen sozialversicherungsrechtlichen Entsendevorgénge fiir eine ana-
loge Betrachtung herangezogen werden. Nach der A1-Datei der Deutschen Rentenversicherung Bund, an die die
zustdndigen Sozialversicherungstriager der Mitgliedstaaten der EU, des EWR und der Schweiz die von ihnen aus-
gestellten Bescheinigungen A1 und E101 {ibermitteln, bezogen sich von den fiir das Jahr 2023 erfassten Entsen-
devorgingen in allen Branchen (457.796 Entsendevorgénge) 146 Entsendevorgénge (ca. 0,03 Prozent) auf den
Bereich des Friseur- und Kosmetikgewerbes und 346 Entsendevorgéinge (ca. 0,08 Prozent) auf den Bereich der
Forstwirtschaft. Es wird angenommen das hiervon rund 460 (ca. 0,1 Prozent) aus dem Bereich des Fleischerhand-
werks sind.
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Fir die Entsendungen wird ein Zeitaufwand von 7 Minuten der entsprechenden Vorgabe aus der Datenbank fuir
die in § 2a SchwarzArbG genannten Branchen angesetzt. Aufgrund der Anderungen zu arbeitsrechtlichen Ent-
sendemeldungen erhoht sich der Zeitaufwand um 2 Minuten auf 9 Minuten pro Fall fiir die hinzukommenden
Meldungen.

Einmaliger Erfiillungsaufwand fallt nicht an.
Jéhrlicher Aufwand Entsendungen:

Wirtschaftsbereich/- Fallzahl Zeitaufwand Durchschnittli- | Jiahrlicher Per- | Jihrlicher Er-
zweig pro Fall in Mi- | cher Lohnkos- | sonalaufwand fiillungsauf-

nuten tensatz pro wand

Stunde

Friseur- und Kosmetik- 146 9 25.00 € 548 € 548 €
gewerbe
Forstwirtschaft -346 7 30,40 € -1.227€ -1.227€
Fleischerhandwerk -460 7 24,10 € -1.293 € -1.293 €
Summe -660 -1.972 € -1.972 €

Somit reduzieren sich die Biirokratiekosten von rund 2,1 Mio. Euro der Vorgabe 200610201033523 ,,Meldung
iiber den Einsatz grenziiberschreitend entsandter Arbeitnehmer und Abgabe einer Versicherung® (§ 18 Absatz 1
und 2 AentG i. V. m. § 16 Absatz 1 und 2 MiLoG) um rund 2.000 Euro auf und liegen damit weiterhin bei rund
2,1 Mio. Euro.

Fiir die Entleihung werden die Erfahrungen aus der Nachmessung herangezogen. Nach den Zahlen der Gene-
ralzolldirektion waren 96 Prozent aller Meldungen Entsendungen und 4 Prozent Entleihungen. Ubertragen auf die
aktuellen Entsendungszahlen (146 auf das Friseur- und Kosmetikgewerbe und 346 in der Forstwirtschaft) gibt es
folglich rund 152 Meldungen des Friseur- und Kosmetikgewerbe und 360 in der Forstwirtschaft. Daraus errechnen
sich fiir die Entleihung die Fallzahlen 6 fiir das Friseur- und Kosmetikgewerbe und 14 fiir die Forstwirtschaft.
Aufgrund der Anderungen zu arbeitsrechtlichen Entsendemeldungen erhéht sich der Zeitaufwand von 9 Minuten
um 2 Minuten auf 11 Minuten pro Fall fiir den hinzukommende Friseur- und Kosmetikgewerbe.

Jéhrlicher Aufwand Entleihungen:

Wirtschaftsbereich/- Fallzahl Zeitaufwand Durchschnittli- | Jahrlicher Per- | Jahrlicher Er-
zweig pro Fall in Mi- | cher Lohnkos- | sonalaufwand fiillungsauf-

nuten tensatz pro wand

Stunde

Friseur- und Kosmetik- 6 1 25.00 € 28 € 28 €
gewerbe
Forstwirtschaft -14 9 30,40 € -64 € -64 €
Fleischerhandwerk -20 9 24,10 € =72 € =72 €
Summe -28 -108 € -108 €

Fiir die Vorgabe 200610201033524 ,,Meldung iiber den Einsatz grenziiberschreitend iiberlassener Arbeitnehmer
und Abgabe einer Versicherung® (§ 18 Absatz 3 und 4 AentG sowie § 16 Absatz 3 und 4 MiLoG) verringern sich
die Biirokratiekosten um rund 100 Euro und liegen damit weiterhin bei rund 0,1 Mio. Euro.

Die Anpassung der wesentlichen Angaben bei den Meldepflichten fiihrt nur zu einem geringfiigigen zusatzlichen
Mehraufwand fiir die o. g. Arbeitgeber mit Sitz im Ausland. Kiinftig miissen die Kontaktdaten der entsandten
Arbeitnehmerin oder des entsandten Arbeitnehmers und Familienname, Vorname oder Firma sowie Anschrift des
Auftraggebers in den Meldungen angeben werden. Gleichzeitig entfillt die Benennung des verantwortlich
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Handelnden in Deutschland. Das neue Meldeformat wird den betroffenen Arbeitgebern von der Zollverwaltung
nach einer technischen Anpassung im Meldeportal-Mindestlohn zur Verfiigung gestellt.

Zu 4. — Arbeitszeitaufzeichnungspflicht nach § 17 MiLoG

Infolge der Verweisung in § 17 MiLoG sind Arbeitgeber, die Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer in den in
§ 2a SchwarzArbG genannten Wirtschaftsbereichen oder -zweigen beschéftigen, verpflichtet, die Arbeitszeiten
der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen aufzuzeichnen und aufzubewahren bzw. bereitzuhalten.

Fiir die Schétzung des Aufwandes kann auf die Erkenntnisse zur Nachmessung des Erfiillungsaufwands von § 17
MiLoG zuriickgegriffen werden: Der Anteil der geringfiigig Beschéftigten lag bei ca. 60 Prozent. Da diese schon
aktuell Arbeitszeitaufzeichnungen nach dem Mindestlohngesetz fiihren miissen, werden diese aus den ca. 196.744
hinzukommenden Beschéftigten im Friseur- und Kosmetikgewerbe und die wegfallenden 133.760 Beschéftigten
aus dem Bereich der Forstwirtschaft herausgerechnet. Von den verbliebenen 40 Prozent (25.194 Beschiftigte)
fallen aufgrund von Entgeltgrenzen (MiLoDokV) rund 54 Prozent der Beschéftigten unter die Pflicht zur Arbeits-
zeitdokumentation (entspricht -13.605 Beschiftigten). Von diesen haben wiederum schon 52 Prozent aller Be-
triebe die Dokumentation entsprechend der Anforderungen des Mindestlohngesetzes gefiihrt, also sind nur 48
Prozent fiir die Schétzung zu beriicksichtigen. Somit entfdllt rechnerisch fiir ca. 6.530 Beschiftigte infolge des
Gesetzes gegen illegale Beschéftigung und Sozialleistungsmissbrauch die Dokumentation der Arbeitszeiten.

Als Zeitaufwand wurde ein Mehraufwand von durchschnittlich rund 1,33 Minuten (1 Minute und 20 Sekunden)
je Beschiftigten und Arbeitstag erhoben.

Fiir die Hochrechnung werden {iblicherweise rund 200 Arbeitstage pro Jahr zugrunde gelegt. Fiir § 17 MiLoG ist
die Betrachtung jedoch aufgrund des Aufwands pro Arbeitstag differenzierter: Wahrend fiir Vollzeitbeschéftigte
standardméBig 200 Arbeitstage pro Jahr angesetzt werden, ist zu beachten, dass knapp unter 30 Prozent der Er-
werbstitigen in Deutschland in Teilzeit beschéftigt sind (nicht branchenspezifisch). Die Hochrechnung erfolgt
daher auf durchschnittlich 110 Arbeitstage pro Jahr.

Bei Zutreffen mehr als eines Qualifikationsniveaus wird im Regelfall der Durchschnittslohnsatz tiber alle Niveaus
verwendet. In diesem Falle erfolgt die Aufzeichnung selbst oft durch die Beschiftigten (mittleres oder niedriges
Qualifikationsniveau) und wird durch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der Buchhaltung, Vorgesetzte oder die
Geschiftsleitung gepriift und ggf. weiterverarbeitet (mittleres oder hohes Qualifikationsniveau). Da nach § 17
MiLoG der Arbeitgeber flir die Aufzeichnung verantwortlich ist, liegt es in seiner Entscheidung, die Angaben
selbst oder liber Vorgesetzte zu priifen. Eine mogliche (auch elektronische) Weiterverarbeitung ist nach § 17 Mi-
LoG nicht erforderlich, zahlt aber zu den Biirokratiekosten, wenn sie dem iiblichen Vorgehen in den Unternehmen
entspricht. Um angesichts dieser unterschiedlichen Beteiligten einen angemessenen Lohnsatz zu verwenden, wird
eine Gewichtung vorgenommen: In 66 Prozent der zur Nachmessung befragten Unternehmen die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer fiir die Aufzeichnung der Arbeitszeiten zumindest mitverantwortlich. Hier wird ein ge-
ringes Qualifikationsniveau angesetzt, da die Personen, welche die Arbeitszeit dokumentieren miissen, aufgrund
der genannten Entgeltgrenzen hiufig Personen mit niedriger Qualifikation und Lohn sind. Fiir das Friseur- und
Kosmetikgewerbe wird daher ein Lohnsatz von 23,09 Euro (66 Prozent 22,10 Euro; 34 Prozent 25,00 Euro), fiir
die Forstwirtschaft von 27,69 Euro (66 Prozent 26,30 Euro; 34 Prozent 30,40 Euro) und fiir das Fleischerhandwerk
von 22,25 Euro (66 Prozent 21,30 €; 34 Prozent 24,10 €) angesetzt.

Einmaliger Erfiillungsaufwand fallt nicht an.

Jéhrlicher Aufwand:

Wirtschaftsbe- | Fallzahl Zeitauf- Arbeits- Durchschnittli- | Jahrlicher Per- | Jihrlicher Er-

reich/- zweig wand pro tage pro cher Lohnkos- | sonalaufwand fiillungsauf-
Fall und Jahr tensatz pro wand
Arbeitstag Stunde
in Minuten

Friseur- und

Kosmetikge- 20.398 1,33 110 23,09 € 1.148.430 € 1.148.430 €

werbe

Forstwirtschaft -13.868 1,33 110 27,69 € -936.332 € -936.332 €
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Fleischerhand- -6.309 1,33 110 2225€ -342.282 € -342.282 €
werk
Summe 221 -130.184 € -130.184 €

Fiir die Vorgabe 2014051910104801 ,,Dokumentation von Beginn, Ende und Dauer der tdglichen Arbeitszeit” (§
17 MiLoG) reduzieren sich die Biirokratiekosten um rund 130.000 Euro von 412,1 Mio. Euro auf rund 412 Mio.
Euro.

b) Anderungen bei den Vorschriften zu arbeitsrechtlichen Entsendemeldungen

Durch Anderungen an den meldepflichtigen Merkmalen ergibt sich eine Erhéhung der Biirokratiekosten in Bezug
auf die Meldepflichten nach § 16 Absatz 1 und 3 MiLoG, § 18 Absatz 1 und 3 AentG und § 17b Absatz 1 AUG.
Grund hierfiir sind die Anderungen an den fiir die Meldepflichten erforderlichen Merkmalen. Es werden mehr
Angaben als bisher notwendig.

Fiir die Fallzahl wird die A1-Datei der Deutschen Rentenversicherung Bund, wie schon in a) zu 3. Herangezogen
(457.796 Entsendevorgénge). Fiir die Entleihungen wird die Fallzahl auch analog berechnet. Hierdurch kommen
wir auf eine Anzahl von schitzungsweise rund 19.075 Entleihungen (457.796/96*4).

Fir die Meldung von Entsendungen wird ein Zeitaufwand von 7 Minuten der entsprechenden Vorgabe aus der
Datenbank fiir die nach MiLoG, AentG und AUG meldepflichtigen Branchen angesetzt. Aufgrund der Anderun-
gen zu arbeitsrechtlichen Entsendemeldungen erhdht sich der Zeitaufwand um 2 Minuten auf 9 Minuten pro Fall.

Fiir die Meldung einer grenziiberschreitenden Arbeitnehmeriiberlassung erhoht sich der Zeitaufwand von den 9
Minuten, welche zurzeit in der Datenbank stehen, um 2 Minuten auf 11 Minuten pro Fall.

Jahrlicher Aufwand:

Art der Meldung Fallzahl Zeitaufwand Durchschnitt- | Jahrlicher Per- | Jihrlicher Er-
pro Fall in Mi- | licher Lohn- sonalaufwand fiilllungsauf-
nuten kostensatz wand

pro Stunde

Entsendevorgénge 457.796 +2 38,60 € 589.031 € 589.031 €

Entleihungen 19.075 +2 38,60 € 24543 € 24.543 €

Summe 476.871 613.574 613.574

Somit erhdhen sich die Biirokratiekosten von rund 2,1 Mio. Euro der Vorgabe 200610201033523 ,,Meldung iiber
den Einsatz grenziiberschreitend entsandter Arbeitnehmer™ (§ 18 Absatz 1 und 2 AentG i. V. m. § 16 Absatz 1
und 2 MiLoG), welche auch den Aufwand nach § 17b AUG enthilt, um rund 589.031 Euro auf schitzungsweise
rund 2,7 Mio. Euro.

Fiir die Vorgabe 200610201033524 ,,Meldung iiber den Einsatz grenziiberschreitend {iberlassener Arbeitnehmer*
(§ 18 Absatz 3 AentG, sowie § 16 Absatz 3 MiLoG) erhohen sich die Biirokratiekosten um rund 24.543 Euro und
liegen damit statt bei rund 100.000 Euro bei rund 124.543 Euro

¢) Zu den weiteren Entlastungen:

Mit dem Entwurf werden auch Entlastungen fiir die Wirtschaft durch gezieltere Priifungen und effizientere Prii-
fungsabldufe, Mitwirkungserleichterungen sowie die Gewahrleistung eines fairen Wettbewerbs zwischen den Un-
ternehmen geschaffen. Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung konnen mit den Regelungen weiter eingeddmmt
und rechtstreue Unternehmen vor unlauterer Konkurrenz geschiitzt sowie in einem von Ordnung und Fairness
gepragten Wettbewerbsumfeld gestirkt werden. Insbesondere redliche Unternehmen werden aufgrund eines op-
timierten Risikomanagements perspektivisch nicht in den Fokus der FKS-Priifungen fallen, sondern vielmehr
sollen aufgrund der Neuregelungen verstirkt unredliche Teilnehmer am Markt durch die FKS gepriift werden.
Insofern treffen Entlastungen redliche und Belastungen unredliche Unternehmen.
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Schwarzarbeit soll vor allem dort bekdmpft werden, wo sie die groBBten Schiden verursacht und die Rechtsordnung
spiirbar gefihrdet. Dadurch soll ein fairer Wettbewerb gesichert, aber insbesondere auch Ausfille bei den Sozial-
systemen und Steuereinnahmen verhindert werden. Durch einen stérker risikoorientierten Ansatz kénnen insbe-
sondere rechtstreue Unternehmen kiinftig mit weniger Priifungen rechnen, da vielmehr der Fokus auf intensivere
Priifungen in den Hochrisikobereichen gelegt wird.

Unternehmern mit digitaler Verwaltung haben aufgrund der Regelung des § 4 Absatz 1b SchwarzArbG eine Ent-
lastung in Hohe von 6,5 Mio. Euro durch die digitalen Priifungsméglichkeiten der elektronischen Unterlagen-
iibermittlung und der elektronischen Einsichtnahme von der Amtsstelle aus. Die betrifft insbesondere Sach- und
Personalaufwendungen im Bereich der Bereitstellung von Unterlagen wie z. B. Kopieren (Aufwand fiir Papier
und Druckerpatronen), Datentrageriiberlassung (CD, DVD). Solche Unternehmen, die bereits iiber eine cloudba-
sierte Datenhaltung und -bereitstellung verfiigen, haben zusitzliche Entlastungen im Hinblick auf eine Datentré-
geriiberlassung (USB, externe Festplatte) sowie einen nicht mehr erforderlichen Personaleinsatz fiir den Daten-

export (Zusammenstellung der Daten und Export tiber Schnittstellen auf ein Datenmedium).

Jéhrlicher Aufwand:
Paragraph, Bezeich- Rechenweg — Jihrlicher | Erlduterung Fallzahl | Zeitauf-
nung und Art der Vor- | jihrliche Auf- Erfiil- wand
gabe wandsiinderung lungsauf- pro Fall
wand (in in Minu-
Euro) ten
§§ 4 und 5 Schwarz- Personalkosten: - Bisheriges Verfahren; FKS gab -14.351 913
ArbG; Mitwirken bei 14.350,8 * 913 Mi- an, dass Zielunternehmen (v. a.
der Priifung von Ge- nuten/60 * 62,4 Kleinst- und Kleinunternehmen)
schiftsunterlagen — voll- | Euro pro Stunde; héufig keinen hohen Digitalisie-
standige Vorortpriifung; 136 2_ 6.562 rungsgrad aufweisen und konnte
Informationspflicht; e keine Angaben zur Differenzie-
(2015051209583701%*) rung fiir hybride Priifungen ma-
chen; geringe Fallzahl
§§ 4 und 5 Schwarz- Personalkosten: Die digitale Priifung ersetzt die 14.351 479,1
ArbG; Mitwirken bei 14.350,8 Vorortpriifungen.
der Priifung von Ge- *479,1 Minuten/60 FKS schitzt, dass 30 Prozent der
schiftsunterlagen — Di- * 62,4 Euro pro 7.150.487 | Priifungen komplett digital ablau-
gitale Priifung; Informa- Stunde; fen (ohne Vorortpriifung)
tionspflicht;
(2015051209583701%)
§ 5a Abs. 1 Nr. 3 und 4 Personalkosten: Die FKS gab verschiedene Wege 4.784 3,1
SchwarzArbG; Nach- 4.783,6 der elektronischen Ubermittlung
weis Uber die Einwilli- * 3,1 Minuten/60 * an (Cloud-/Fernzugriff; behorden-
gung zur unverschliis- 62,4 Euro pro 15.424 eigene Plattform; E-Mail)
selter Ubermittlung von Stunde; daher die Annahme: Unverschliis-
Daten; Informations- selte Ubermittlung nur im Fall
pflicht von E-Mails
Summe -6.460.651

Zu 5. — Aufbewahrung von Buchungsbelegen — digital; § 147 Absatz 3 Satz 1 AO und § 257 Absatz 4 HGB

Es entsteht kein einmaliger Erfiillungsaufwand.

Die Verldngerung der Aufbewahrungsfristen von Buchungsbelegen von Banken, Versicherungen und Wertpapi-
erinstituten von 8 auf 10 Jahre fiihrt zu einem jéhrlichen Erfiillungsaufwand von 336 000 Euro.

Davon entfallen 0 Euro auf Biirokratiekosten aus Informationspflichten.

Es ist davon auszugehen, dass Banken, Versicherungen und Wertpapierinstitute ihre Buchungsbelege vollstindig
in digitaler Form aufbewahren und folglich kein Aufwand fiir die Aufbewahrung in Papierform anfillt.
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Analog zur Schitzung im Biirokratieentlastungsgesetz IV wird davon ausgegangen, dass bei Banken, Versiche-
rungen und Wertpapierinstituten, die bereits Server zur Speicherung von Buchungsbelegen haben, die Kostener-
hohungen vernachlissigbar sind, da bereits vorhandene Server weiterhin betrieben werden und ggf. neue Kapazi-
taten anders verwendet werden konnen.

Bei Banken, Versicherungen und Wertpapierinstituten, die ihre Buchungsbelege extern speichern lassen, fallen
Kosten an. Gemél Vorgaben der BaFin haben Banken, Versicherungen und Wertpapierinstitute besondere Si-
cherheitsstandards bei der Speicherung zu erfiillen, was die Kosten zusétzlich erhoht.

Nach Zahlen der Deutschen Bundesbank (https://www.bundesbank.de/de/aufgaben/unbarer-zahlungsver-
kehr/ueberwachung/massenzahlungsverkehrssysteme-603640, gesichtet am 15.07.2025) gab es in 2022 insgesamt
27,8 Mrd. Transaktionen im Massenzahlungsverkehr in Deutschland, also Uberweisungen, Kartenzahlungen und
Lastschriften, welche die unbaren, bilanzwirksamen Transaktionen von Girokonten bei deutschen Banken dar-
stellen.

Eine Studie der Deutschen Bundesbank zum Zahlungsverhalten in Deutschland (https://www.bundes-
bank.de/de/publikationen/berichte/studien/zahlungsverhalten-in-deutschland-2023-934826, gesichtet am
14.07.2025) gibt Anhaltspunkte zu Bargeldabhebungen und Bargeldeinzahlungen. Laut dieser reprasentativen
Studie, die alle Einwohner ab 18 Jahren abbilden soll, favorisieren 24 Prozent aller Befragten das Bargeld vor
elektronischen Zahlungsmitteln. Nach Zahlen des Statistischen Bundesamtes (vgl. Genesis-Tabellencode 12411-
0009, https://www-genesis.destatis.de/datenbank/online/) sind das fiir 2024 etwa 70 Mio. Personen. Ausgehend
von den Anteilen der Befragten, die Angebote zum Abheben von Bargeld nutzen, bezieht eine exemplarische
Person pro Jahr 26-mal Bargeld iiber einen Geldautomaten, 4-mal iiber einen Bankschalter und 6-mal iiber La-
denkassen.

Es wird angenommen, dass dies fiir die 24 Prozent der volljdhrigen Bevolkerung gilt, welche Bargeld favorisieren,
ergeben sich (70 Mio. x 36 x 0,24) 604,8 Mio. Bargeldabhebungen pro Jahr.

Zahlen iiber Bargeldeinzahlungen werden nicht zentral von der Deutschen Bundesbank erfasst und konnen daher
nur sehr grob geschétzt werden. Es wird deshalb von einer Anzahl entsprechend 10 Prozent der Bargeldabhebun-
gen ausgegangen, also 60,4 Mio. Insgesamt ergeben sich fiir Banken so (27,8 Mrd. + 604,8 Mio. + 60,4 Mio.)
28,4 Mrd. (gerundet) Buchungsbelege.

Laut dem Gesamtverband Deutscher Versicherer (https://www.gdv.de/gdv/statistik/statistiken-zur-deutschen-ver-
sicherungswirtschaft-uebersicht/branche-insgesamt/versicherungsbranche-waechst--137694,  gesichtet ~ am
14.07.2025) gab es in 2023 einen Bestand von etwa 490 Mio. Vertrigen. Prdmienzahlungen kdnnen in verschie-
denen Intervallen erfolgen, z.B. monatlich, quartalsweise, halbjahrlich oder jahrlich. Wird von halbjdhrlichen
Pramienzahlungen ausgegangen, ergeben sich etwa 980 Mio. Buchungsbelege fiir Praimienzahlungen pro Jahr.

Nach Zahlen der Deutschen WertpapierService Bank AG (https://www.dwpbank.de/presse/bilanz-2023-
dwpbank-erzielt-50-millionen-euro-jahresueberschuss/, gesichtet am 17.07.2025) wurden im Jahr 2023 48 Mio.
Transaktionen, welche, so die Annahme, alle bilanzrelevant sind, iiber Wertpapierinstitute durchgefiihrt.

Es wird von etwa 28,4 Mrd. Buchungsbelegen fiir Banken, 980 Mio. fiir Versicherungen und 48 Mio. fiir Wert-
papierinstitute ausgegangen. Daraus ergeben sich insgesamt etwa 29,4 Mrd. Buchungsbelege pro Jahr. Da die
Aufbewahrungspflicht sich nur auf die Buchung selbst bezieht, nicht auf weitergehende Informationen zum Kun-
den, wird von einer Dateigroe von 3 KB pro Buchung aus. Dies ergibt ein Gesamtdatenvolumen von etwa 84
000 GB pro Jahr. Nach einer KI-gestiitzten Recherche wird von von Kosten pro GB Datenvolumen von 2 Euro
pro Jahr ausgegangen, wenn die Speicherung konform mit den Anforderungen der BaFin sein soll. Dies orientie-
ren sich am oberen Ende der Preisspanne, da die hohen Anforderungen, wie die Verschliisselung, Redundanzen
(Backups), Ausfallsicherheit und Mindestverfligbarkeiten der Datenabfrage, die Preise in die Hohe steigen lassen
und in Summe nicht von jedem Anbieter gewéhrleistet werden konnen.

Verlangern sich nun die Aufbewahrungsfristen von 8 auf 10 Jahre, muss der alte Datenbestand zwei weitere Jahre
aufbewahrt werden. Fiir jedes Jahr gilt also, dass eine zusétzliche Menge von (2 x 84 000 GB) 168 000 GB
aufbewahrt werden muss, zu Kosten von 2 Euro/GB. Folglich erhoht sich der jéhrliche Erfiilllungsaufwand der
Wirtschaft um (168 000 GB x 2 Euro/GB) 336 Tsd. Euro.
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4.3 Verwaltung

Der Erfiillungsaufwand fiir die Umsetzung des Gesetzes betrdgt auf Bundesebene insgesamt ab dem Inkrafttreten
einmalig rund 26,9 Mio. Euro, davon entfallen auf die Zollverwaltung rund 16,2 Mio. Euro (3,2 Mio. Euro ein-
maliger Personalaufwand und 13 Mio. Euro einmalige Sachkosten), auf das ITZBund rund 10,6 Mio. Euro sowie
auf die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung und Bundesagentur fiir Arbeit zusammen rund 0,1 Mio. Euro
einmalige Sachkosten.

Der jdhrliche Erfiillungsaufwand der Bundesverwaltung fiir Personal- und Sachaufwand betrigt rund 78,9 Mio.
Euro, davon entfallen auf die Zollverwaltung rund 57,7 Mio. Euro, auf das ITZBund rund 9,8 Mio. Euro, auf das
Bundeskriminalamt (BKA) rund 0,4 Mio. Euro und auf die Trager der gesetzlichen Rentenversicherung rund 11
Mio. Euro. Darin sind bereits perspektivische jahrliche Minderaufwénde von rund 21,2 Mio. Euro der FKS ent-
halten, die unter anderem durch die Beschleunigung und Digitalisierung der Priifablidufe aufgrund der Neurege-
lungen der §§ 2a bis 5a SchwarzArbG ermoglicht werden.

Der jéhrliche Erfiillungsaufwand beinhaltet Personalkosten in Héhe von rund 50,9 Mio. Euro fiir insgesamt rund
785 AK, davon rund 46,6 Mio. Euro fiir rund 724 Arbeitskrifte (AK) fiir die Zollverwaltung, rund 3,9 Mio. fiir
rund 57 AK fiir das ITZBund und rund 0,4 Mio. Euro fiir 4 AK fiir das BKA.

Der Erfiillungsaufwand fiir die Umsetzung des Gesetzes steht in enger Verbindung mit dem bis zum Jahr 2030
zulaufenden Personal bzw. dem geltend gemachten Erfiilllungsaufwand nach dem Gesetz gegen illegale Beschéf-
tigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019. Der Erfiillungsaufwand aus dem vorgenannten Gesetz
vom 11. Juli 2019 entfaltet aufgrund der sukzessiven Personalzufithrung seine volle Wirkung im Jahr 2030 und
beinhaltet u. a. Personal- und Sachkosten fiir 4.360 AK fiir die Zollverwaltung (davon rd. 3.569 AK fiir den
Bereich FKS). Bis zum Jahr 2024 sind 1.625 AK (davon rd. 1.154 AK fiir den Bereich FKS) zugelaufen. Der
iiberwiegende Teil des Personals soll in den Folgejahren zulaufen.

Mit dem aktuellen Entwurf soll die Aufgabenwahrnehmung der FKS im Sinne einer qualitativen Verdichtung
zielgerichteter, moderner, digitaler und schlagkriftiger ausrichtet werden. Dies wirkt sich auch auf die Wahrneh-
mung der Aufgaben und Befugnisse nach dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmiss-
brauch aus. Die Fortentwicklung des Risikomanagements der FKS und die verbesserten Ermittlungs- und Ahn-
dungsmoglichkeiten nach diesem Entwurf verdndern die Schwerpunkte in der Aufgabenwahrnehmung der FKS,
fithren zu besseren Ergebnissen und substituieren zum Teil bisherige Tatigkeiten und Abldufe durch modernere
und digitalere Verfahrensweisen.

Das bisher zugelaufene und kiinftig zulaufende Personal wird nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes zwangslau-
fig die verbesserten und geénderten Priifungs- und Ermittlungsbefugnisse nach diesem Gesetz anwenden, um auch
die Aufgaben nach dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch effizienter und ef-
fektiver wahrzunehmen. Bspw. Konnen mithilfe des verbesserten risikoorientierten Priifansatzes und der operati-
ven Informations- und Datenanalyse insbesondere Sachverhalte fiir eine Priifung ausgewihlt werden, in denen ein
Missverhéltnis zwischen Leistungserbringung und Umsatzerzielung besteht, bspw. Durch vorgetduschte Arbeits-
verhiltnisse oder durch Verwendung von Schein- oder Abdeckrechnungen. Uber digitale und ortsunabhiingige
Priifungsmoglichkeiten kdnnen Priifungen der FKS grundsétzlich sowohl fiir Unternehmen als auch fiir die Zoll-
verwaltung ziigiger und zielgerichteter durchgefiihrt werden, um auch die Ziele des Gesetzes gegen illegale Be-
schiftigung und Sozialleistungsmissbrauch insgesamt besser umzusetzen. Durch die verbesserten Ermittlungsbe-
fugnisse und eine Teilnahme der FKS am polizeilichen Informationsverbund kann die Kriminalititsbekdmpfung
durch die FKS weiter professionalisiert werden, vor allem im Hinblick auf die mit dem Gesetz gegen illegale
Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch eingeleitete Neuausrichtung der FKS auf die Bekdmpfung des
Menschenhandels im Zusammenhang mit Beschéftigung, der Zwangsarbeit und der Ausbeutung der Arbeitskraft.
Mit der Ubernahme von Fillen des Sozialleistungsbetruges zur selbststéindigen Durchfiihrung der Ermittlungs-
verfahren durch die Hauptzollamter kann die Eigenverantwortung der Zollverwaltung gestérkt, die Justiz entlastet
und der massenhaft auftretende Sozialleistungsbetrug in Kleinféllen effizienter geahndet werden.

Die Entwicklung der Erfiillungsaufwinde beider Gesetzgebungsvorhaben und deren Korrelation zueinander ist
im Rahmen einer abschliefenden gemeinsamen Evaluierung beider Regelungsvorhaben nach dem Erreichen der
vollen Wirkung im Jahr 2030 des Erfiillungsaufwandes nach dem Gesetz gegen illegale Beschéftigung und Sozi-
alleistungsmissbrauch zu betrachten.
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Im Einzelnen:
a) Zollverwaltung

aa) Personalaufwand fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit bei den Hauptzolldmtern und der Generalzolldi-
rektion, Direktion VII (FKS)

Im Bereich der FKS entsteht bei den Hauptzolldmtern und der Generalzolldirektion, Direktion VII ein einmaliger
Erfiillungsaufwand fiir Personal in Hohe von rund 2,4 Mio. Euro und ein jahrlicher Erfilllungsaufwand fiir Perso-
nal in Héhe von rund 60,7 Mio. Euro.

Demgegeniiber steht ein jéhrlicher Minderaufwand von rd. 21,2 Mio. Euro durch das fortentwickelte Risikoma-
nagement sowie die Beschleunigung und Digitalisierung der Priifungen der FKS. Insbesondere ist davon auszu-
gehen, dass durch einen méglichen Einsatz von KI im Rahmen der operativen Informations- und Datenanalyse
sowie bei Priifungen der FKS die Effizienzpotentiale weiter angehoben werden konnen.

Nach Verrechnung mit den Minderaufwénden verbleibt ein jahrlicher Personalaufwand bei der FKS (Hauptzoll-
dmter und Generalzolldirektion, Direktion VII) in Hohe von rund 39,5 Mio. Euro (rund 610 AK, davon rund 8
AK mittlerer Dienst -mD-, 600 AK gehobener Dienst -gD- und 2 AK hoherer Dienst -hD-).

(1) Fortentwicklung des Risikomanagements

Das SchwarzArbG ist geprigt vom Grundsatz der Zusammenarbeit aller mit der Bekdmpfung von Schwarzarbeit
und illegaler Beschiftigung befassten Dienststellen. Durch die Erweiterung der Aufgaben der FKS um ein zent-
rales Risikomanagement setzt sich dieser Gedanke auch beim Risikomanagement im SchwarzArbG fort. Die Zu-
sammenarbeitsbehdrden und -stellen sollen danach bspw. Entsprechende Risikoinformationen an die Zentralstelle
iibersenden, die anschlieend bei der Risikoidentifikation und der Bewertung des Gesamtrisikos beriicksichtigt
werden. Die Zusammenarbeitsbehorden und -stellen der FKS profitieren gleichermallen von einem wirksamen
Risikomanagement der FKS. Neben der Aufdeckung und Verfolgung von Verstdflen wegen Schwarzarbeit und
illegaler Beschéftigung kdnnen insbesondere aus der operativen Informations- und Datenanalyse Informationen
gewonnen werden, die bspw. Steuer- und sozialrechtliche Auswirkungen haben und zu entsprechenden Nachfor-
derungen durch die Landesfinanzbehdrden oder die Sozialleistungstrager fithren. Eckpunkte der Regelungsénde-
rungen im Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz sind hierbei insbesondere: Zentrales Risikomanagement (§ 25
SchwarzArbG), Zentralstellenzuweisung und Aufgaben der Zentralstelle (§ 24 SchwarzArbG), risikoorientierter
Priifungsansatz/Risikohinweise aus dem zentralen Risikomanagement (§ 2 Absatz 5 SchwarzArbG), Nutzung des
zentralen Informationssystems durch die Zentralstelle (§ 16 SchwarzArbG) und Operatives Informations- und
Datenanalysesystem (§ 26 SchwarzArbG).

Im Zusammenhang mit der operativen Informations- und Datenanalyse und dem potenziellen Einsatz von KI kann
sich dariiber hinaus perspektivisch ein Minderaufwand (Wirksamkeits- und Ergebnisbetrachtung) ergeben.

(2) Anpassung der iiber das Meldeportal-Mindestlohn meldepflichtigen Daten

Fiir die Anpassung des Fachverfahrens ,,Meldeportal-Mindestlohn* und Beauftragung eines externen IT-Dienst-
leisters entsteht der Zollverwaltung ein einmaliger Erfiillungsaufwand. Im Meldeportal-Mindestlohn gibt es sechs
Formulare (Anmeldung fiir Arbeitgeber, Einsatz-planung fiir Arbeitgeber (stationir), Einsatzplanung fiir Arbeit-
geber (mobil), Anmeldung fiir Verleiher, Einsatzplanung fiir Verleiher (stationir), Einsatzplanung fiir Verleiher
(mobil)). Die gesetzlichen Anpassungen miissen in allen Formularen umgesetzt werden. Ausfiihrliche Angaben
zu den Anderungen des Datenkranzes in den Formularen kénnen der unten genannten gesetzlichen Regelungen
(§ 16 MiLoG-E, § 18 AentG-E und § 17b AUG-E) entnommen werden.

(3) Effizienzgewinne bei der Durchfiihrung von Priifungen

Mit dem Entwurf werden neben den Entlastungen fiir die Wirtschaft insbesondere durch gezieltere Priifungen,
effizientere und digitale Priifungsabldufe sowie Mitwirkungserleichterungen auch Effizienzsteigerungen fiir die
Verwaltung bewirkt. Priifungen sollen vor allem dort durchgefiihrt werden, wo eine erhohte Risikowahrschein-
lichkeit fiir mogliche Manipulationen und Umgehungen und damit Verstoe in Bezug auf Schwarzarbeit und
illegale Beschiftigung besteht. Durch einen entsprechenden stirker risikoorientierten Ansatz wird der Fokus auf
intensivere Priifungen in den Hochrisikobereichen gelegt. Durch die Digitalisierung der Prozesse und das
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Automatisieren ganzer Workflows lassen sich repetitive Abldufe vereinheitlichen und vereinfachen sowie Bear-
beitungszeiten verkiirzen.

(a) Durchfiihrung von MaBnahmen zur Uberpriifung und Feststellung der Identitéit nach § 3 Absatz 3 Satz 3 und
Absatz 3a bis 3¢ SchwarzArbG

Mit den gesetzlichen Erweiterungen zur Uberpriifung und Feststellung der Identitiit werden die wesentlichen Vo-
raussetzungen fiir eine deutliche Beschleunigung und Absicherung von Identitétspriifungen bei der FKS geschaf-
fen, was sowohl die Bearbeitungszeiten als auch die Fehleranfilligkeit reduziert und auch die Sicherheit erhoht.

Die Einfithrung des Fast-ID-Verfahrens und des Abgleichs von erhobenen personenbezogenen Daten fiir den
Zweck der eindeutigen Identitétsfeststellung bringt deutliche Effizienzgewinne. Da Riickmeldungen zur Identitét
innerhalb von Minuten sowohl bei der Fast-ID als auch einem Datenbankabgleich vorliegen, wird der gesamte
Personenbefragungsprozess erheblich beschleunigt. Diese schnelle Klarung von Identititen reduziert den Auf-
wand im Zusammenhang mit langwierigen Uberpriifungen in Amtshilfe durch die Bundes- oder Landespolizei-
behorden oder ggf. auch Auslianderbehorden, die bislang die Identitétsfeststellung durchfiithrten. Die Aufwand-
sersparnis umfasst die Wartezeiten, die durch das Verbringen und die Riickfiihrung der zu identifizierenden Per-
son zu den jeweiligen Dienststellenden oder das Warten auf die entsprechenden Behorden sowie die eigentliche
Durchfiihrung der Identititsfeststellung entstehen. Daneben konnen Zeiten von Befragungen umstehender Perso-
nen zur Identitéit oder auch beziiglich der Uberpriifungen anderer Dokumente zur Person — insbesondere auch
durch den Wegfall von erforderlichen Riickfragen — eingespart werden. Insgesamt wird damit eine Aufwandsre-
duzierung, Kosten- und Arbeitsbelastungsreduzierung bewirkt. Durch mobile Gerite kann das Fast-ID-Verfahren
ortsunabhéngig, z. B. direkt am Einsatzfahrzeug oder bei Kontrollen vor Ort, durchgefiihrt werden. Die Fast-ID
ermdglicht durch den Abgleich gescannter Fingerabdriicke u. a. mit dem Bestand des Automatischen Fingerab-
druckidentifizierungssystems (AFIS) innerhalb weniger Minuten eine Klarung, ob eine Person erkennungsdienst-
lich erfasst wurde. Liegen Vergleichsabdriicke der iiberpriiften Person vor, kann diese schneller identifiziert wer-
den als iiber die herkommliche Verfahrensweise. Bei Nutzbarmachung der mobilen Variante diirfte sich insbe-
sondere bei Einsédtzen mit hohem Aufkommen an Personenkontrollen der zeitliche Aufwand erheblich minimie-
ren.

Fiir die Durchfiihrung einer Fast-ID mittels der bei der FKS vorhandenen Dokumentenpriifkoffer miisste der Fin-
gerabdrucksensor am Dokumentenpriifgerit freigeschaltet werden und ein Abgleich mit dem Fingerabdruck-Iden-
tifizierungs-System AFIS erfolgen. Konkrete Aufwandsschédtzungen hierzu liegen nicht vor. Es liegen keine Er-
fahrungswerte iiber den Anschluss einer solchen Datenbank vor. Daher kdnnen die Kosten auch nicht schitzungs-
weise ausgegeben werden, da jegliche Berechnungsgrundlage zum aktuellen Zeitpunkt fehlt. Hier wird davon
ausgegangen, dass die mit der neuen Vorgehensweise verbundenen Effizienzgewinne evtl. entstehende einmalige
Aufwinde ausgleichen diirften. Auch die Erstellung von Merkblattern bzw. — soweit erforderlich — initialen Mul-
tiplikatoren-/Nutzerschulungen zur Verwendung des Fingerabdrucksensors und zum Abgleich in AFIS diirften
durch Effizienzgewinne aufgewogen werden.

Die moglicherweise entstehenden Mehraufwinde aufgrund der Durchfithrung eigener identitétsfeststellender
MaBnahmen werden voraussichtlich durch eine Effizienzsteigerung bei der Durchfiihrung der Priifungen insge-
samt kompensiert.

(b) Beschleunigung der Priifungen durch die Erweiterung der Regelungen in § 2a SchwarzArbG sowie zur Digi-
talisierung der Geschéftsunterlagenpriifungen aufgrund der Regelung des § 4 Absatz 1b SchwarzArbG

Auf Grundlage der Erweiterung der Regelungen in bei den Priifungen durch die Neuregelungen des § 2a Schwarz-
ArbG treten Minderaufwénde auf, da gepriifte Beschéftigte ihre Ausweisdokumente mit sich fiithren, eine Sofort-
meldung ab Beschiftigungsbeginn vorliegt und Arbeitszeitaufzeichnungen gefiihrt werden.

(c) Digitalisierung der Geschéftsunterlagenpriifungen aufgrund der Regelung des § 4 Absatz 1b SchwarzArbG

Durch die weitere Digitalisierung der Priifungen nach den §§ 4 bis 5a SchwarzArbG kénnen Minderaufwinde
bzw. Effizienzgewinne geschaffen werden.

Die Dauer von Priifungen kann variieren und ist von vielen Faktoren abhéngig. Aktive und transparente Kommu-
nikation kann den Prozess deutlich beschleunigen. Priifungen kommen schneller zum Abschluss, je mehr kom-
muniziert und proaktiv mitgearbeitet wird. Fehlende digitale Kommunikations- und Datenbearbeitungsmdglich-
keiten verursachen fiir die Wirtschaft und die FKS erheblichen Aufwand und binden groBe finanzielle und
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personelle Kapazititen. Die Entwicklungen in der Datenanalyse und ggf. der Einsatz von KI im Priifungsalltag
kann zu einer Verfahrensbeschleunigung fiihren. Erkennen von Priiffeldern unter Risikogesichtspunkten ist mit
quantitativen und digitalen Priifungsmethoden mdglich. Sofern Auffalligkeiten in Angaben auftreten, werden wei-
tere Priifungshandlungen veranlasst, um die Ursache zu kldren. Dabei sind mehrere quantitative Priifungsmetho-
den einzusetzen, denn die Methoden stehen nicht in einem Konkurrenzverhiltnis zueinander, sondern ergénzen
sich idealerweise gegenseitig und werden durch systematisch visualisierende Betrachtungen unterstiitzt. Der
(kombinierte) Einsatz (mehrerer) quantitativer Priifungsmethoden héngt von der Datenlage und dem Analyseziel
der jeweiligen Einzelfallpriifung ab. Durch das Digitalisieren der Prozesse und das Automatisieren ganzer Work-
flows lassen sich repetitive Abldufe vereinheitlichen und vereinfachen. Durchlaufzeiten werden kiirzer. Zudem
schaffen digitale Workflows Transparenz, weil Fristen, Feedback, Anderungswiinsche und Projektinformationen
an einer zentralen Stelle einsehbar sind. Somit behilt jeder Zugriffsberechtigte den Uberblick. Eigene Aufgaben
und der Gesamtstatus sind jederzeit auf einen Blick ersichtlich — ob per Laptop, Smartphone oder Tablet. Prob-
leme und Verzégerungen lassen sich dadurch schneller erfassen und beheben. Vor allem Prozessautomatisierung
und digitale Arbeitsprozesse konnen Qualitdt von Priifungen verbessern.

Fiir den Einsatz von KI entstehen derzeit nicht bezifferbare Kosten fiir die initiale Analyse und Konzeption (Pro-
zessanalyse, Zieldefinition, Datenschutzpriifung), KI-Modellentwicklung (Labeling, Trainingsdaten, Machine
Learning Pipeline), Datenanbindung und Schnittstellen (Anbindung ggf. an Priifsoftware), Sicherheit und Com-
pliance (DSGVO, Auditierung, Logging, Verschliisselung), Schulung und Rollout Webinare, Schulungsmateria-
lien), Betreib (Wartung, Support, Updates) und Lizenzen und Infrastruktur (Hosting, Skalierung, Nutzerverwal-
tung). Die Einfiihrung einer KI wire in diesem Umfang erstmalig, daher ist aktuell nicht abzuschétzen wie hoch
die Aufwinde fiir die oben genannten Punkte sind. Aus diesem Grund sind die Kosten aktuell nicht — auch nicht
schitzungsweise — bezifferbar.

(4) Effizienzgewinne im Bereich Ahndung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung

Eine noch risikoorientiertere Ausrichtung der Priifungen der FKS wird unter anderem mehr Ermittlungsverfahren
der FKS zur Folge haben. Hierfiir ist eine effektivere Ahndung von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung
durch Ausbau der ,,Kleinen Staatsanwaltschaft* der FKS (§§ 14a bis 14c SchwarzArbG) unverzichtbar. Gleich-
zeitig flihrt dies zeitnah zu einer Entlastung der Justiz.

(5) Berechnungstabellen

(a) Zum einmaligen Personalaufwand FKS:

b |
Einheit Zeltaufwz;l[(.l o L Personalaufwand in € pro Jahr
Fallzah | 9er Fall- mn.
Artikel aﬁil: zahl Gesamtper=a-
Regelungs- Bezeichnung der (z.B. An- e
Nr. Personal- . nalaufwan?
entwurf Vorgabe Lost zahl An- m. D.: in T €
Norm (§§) LR trige, m. D. g.D. | h.D. [33,80x1600| & D. h.D.: i
einmalig Kontrol- =54.080 € [40,40 x 1600(67,60 x 1600
=64.640 € | =108.160 €
len)
Finanzkontrolle Schwarzarbeit bei den Hauptzolldmtern:
Vorbereitung der Um-
setzung und Rollout des
1 OIDA-Systems (Nr. 1 307.686 52.998 361
bis 4)
2 Manuelles RM auf Orts- 133.805 13¢
ebene
Finanzkontrolle Schwarzarbeit bei der Generalzolldirektion, Direktion VII (FKS):
§ 2 Abs. 4 u.| Einmaliger Erfiillungs-
3 |5,§6,§ 16, |aufwand wegen Rechts- 1 31.200 | 2.640 21.331,2 3.245 geringfiigi;
§19,§25,8 dnderungen
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26 Schwarz- |
ArbG-E |
§§2,6,24 Vorbereitung der Um-
4 25’ 2’6 > | setzung und Rollout des 633.472 179.546 813
’ OIDA-Systems
Anpassung IT- und
5 Sachausstattung auf- 832832 | 154.490 1.082 239
grund einzelner Rechts-
dnderungen
§19 Anpassung
6 | Schwarz- Loschung Fachver- | 56.332 | 66.128 31.907 44.602 geringfiigig
ArbG fahren
Anpassung
§24(4) Schnitt-
7 Schwarz- Zentralstellen stelle/ 5.040 3.232 geringfugig
ArbG Fachver-
fahren
§§ 16 Mi- | Anpassung
g | LoG. 18 A-| Anderung der Anmeld- Fachver- | 0 | 22.920 0 15.514 0 geringfiigiy
entG und einhalte fahren
17b AUG ¢
Anpassung der Fachver-
§ 16 Abs. 2 fahre_n ProFiS 2.0vund
ProFiS-Astat hinsicht-
u-3,§19, § lich der Erfassung und Anpassung
9 | 26 Abs.2 s u von Fach- 84.480 113.766 114
Auswertung von Risiko-
Schwarz- . . verfahren
ArbG-E hinweisen nebst Anpas-
sung der Loschfristen in
ProFiS 2.0
Aufgaben
§ 25 Abs. 1 | Neuentwicklung eines zur NCE_ ;
2 Fachverfahrens fiir das entwick-
10 - g lung von 239.160 160.954 161
Schwarz- | Risikomanagementsys- ZEN-
ArbG-E  |tem (ZENTAURI FKS) TAURI
FKS
Neuentwicklung eines
Fachverfahrens fiir die Erstellung
operative Informations- eines
§ 26 und Datenanalyse Fachver-
11 | Schwarz- |[(OIDA) mit Schnittstel- fahrens 572.640 385.901 386
ArbG-E len zu weiteren Syste- nebst
men (insb. ProFiS 2.0, Schnitt-
ProFiS-Astat und Mel- stellen
deportal-Mindestlohn)
§§ 29, 32 Anpassung
BKAG, § 14| Polizeilicher Informati- Schnitt-
12 Abs. 5 onsverbund, Verord- stelle/ 119.028 | 221.052 67.059 148.672 216
Schwarz- nungserméachtigung Fachver-
ArbG fahren
Summe: 2.424
(b) Zum jdhrlichen Personalaufwand FKS:
Artikel Fallzahl | Einheit
Rege- Bezeichnung der fiir der Fall- Gesamtpersonai-
Nr. | lungsent- Vor abg Personal- | Zahl Zeitaufwand pro Fall in Min. Personalaufwand in € pro Jahr aufwand
wurf g kosten |(zB.An- inT€
Norm (§§) einmalig | Z2hl An-
trage, et
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Kontrol-
len)
o 8D0-3 6D h.D.:
) X o s
m. D. §2, D. h. D. 1600 40’40 6’;’660(;))(
=64.640 € :
€
Finanzkontrolle Schwarzarbeit bei den Hauptzolldmtern:
§ 25 Abs.
1 I |Strategisches Risiko- 67.600 | 699.405 | 135.200 902
Schwarz- management
ArbG-E
Umsetzung risikoori-
entierter Priifungsan-
satz / Risikohinweise
aus der operativen
§ 2 Abs. 5| Informations- und
2 | Schwarz- | Datenanalyse; Bear- | 21.000 120 120 1.419.600 | 1.696.800 0 3.116
ArbG-E | beitung der Risiko-
hinweise durch die
HZA (Erfassung und
Bearbeitung der Hin-
weise)
Umsetzung risikoori-
entierter Priifungsan-
%zh?vt;srz? satz / Risikohinyveise
ArbG-E | 2US der operativen
V.. § 2 Informations- und
T Datenanalyse; Bear-
3 Abs. 1 . . 21.000 10 10 118.435 141.562 0 260
iV.m§3 b@ltung der R1s1k9—
und § 4 hinweise durch die
Schwérz- HZA (ri'siklo'orien-
ArbG tierte Priorisierung
eingehender Risiko-
hinweise)
Umsetzung risikoori-
entierter Priffungsan-
§2 Abs. 5 satz / Risikohinweise
\Schwar.z— aus der operativen
ArbG-E Informations- und
iV, § 2 Da.tenanalyse;.l}ear-
4| Abs.1 | beitungderRisiko- |54 50 75 75 2.957.635 | 3.535.162 0 6.493
iVim§3 hinweise dl}rch die
und §‘ 4 HZA (verstérkte In-
Schwarz- formatioqsyerdi(;h—
AbG tung und risikoorien-
tierte Priorisierung
eingehender sonsti-
ger Hinweise)
Umsetzung risikoori-
entierter Priffungsan-
satz / Risikohinweise Anzahl
aus der operativen Zu bear-
Informations- und beitender
§ 2 Abs. 5 | Datenanalyse; Bear- Ermitt-
5 | Schwarz- | beitung der Risiko- 2.499  |lungsver-| 60 60 0 84.365 100.838 0 185
ArbG-E | hinweise durch die fahren
HZA (zusitzliche Er- (Owi-
mittlungshandlungen Verfah-
in Verfahren wegen ren)
Ordnungswidrigkei-
ten)
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Umsetzung risikoori- |
entierter Priifungsan- |
satz / Risikohinweise Anzahl

aus der operativen Zu bear-
25| Iomatinnd | b
6 | Schwarz- . yse; b 2.499 900 1.800 1.267.094 | 3.029.030 4.296
ArbG-E beitung der Risiko- lungsver-
Toh hinweise durch die fahren
HZA (Bearbeitung (Strafver-
der Ermittlungsver- fahren)
fahren gem. § 266a
Abs. 1 u. 2 StGB)
§ 2a Ab-
satz 1 Nr. | Priifung mittels Aus-
7 6 weismitfithrungs- 148 10 5 1.082 640 geringfiigig
Schwarz- pflicht
ArbG-E
§ 2a Ab- Prufung_mlttel§ Ar-
satz 1 Nr beitszeitaufzeich- inefiici
- : . geringfiigig
8 6  |nungspflichtauch fiirl ) o 139 | 69 11357 | 7.110
Schwarz so;lalyersmheruggs_—
ArbG-E pflichtige Beschéfti-
gungen
§ 28a Ab-
satz 4 Satz .. . P
9 |1 Nummer Prf“ﬁmg 1‘(‘1““?11.5 }i" 148 7 4 541 646 geringfiigig
6 SGB IV- ortmeldepflic
E
§ 2a Ab-
satz 1 Nr. | Priifung mittels Aus- .
10 8 weismitfithrungs- 357 10 5 2.163 1.293 geringfiigig
Schwarz- pflicht
ArbG-E
. . I
§ 2a Ab- Pru'fung'mlttel§ Ar-
satz 1 Nr beitszeitaufzeich- inofii
- ; : geringfiigig
11 g  |nunespilichtauch fiir) =5, 139 | 69 28.122 | 16.806
Schwarz- so;lalyersmherug;—
ArbG-E pflichtige Beschifti-
gungen -|
§ 28a Ab-
satz 4 Satz . . e
12 |1 Nummer| © rfuilng Elttfll's Et" 357 7 4 1.622 1.293 geringfiigig
3 SGBIV- ortmeldepflic
E
. . | Aufnahme der Mog-
A o | lichkeit, § 263 SIGB Anzabl
13 als selbststéndiges 86.000 120 480 5.813.600 |27.795.200 33.609
Schwarz- . lungsver-
Ermittlungsverfahren
ArbG-E . - fahren
fithren zu kénnen
Artikel 1: .
§ 14a Abs. Begrbeltung von sog. Anzahl
1S 1 it Mischverfahren des Ermitt-
14 ) " | §266a StGB (z.B. 12.000 0 297 0 2.400.083 2.400
A) A lungsver-
tateinheitlich zu §
Schwarz- 370 AO) fahren
ArbG-E
Aufnahme des Aufe-
Artikel 1: | rungs- und Frage-
§ 14b Abs.| rechts sowie Teil- érnri?tltl}
15 6 nahme an der Haupt-| 1.200 0 420 0 339.360 339
: lungsver-
Schwarz- verhandlung bei fahren
ArbG-E |§ 266a StGB-Verfah-
ren
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Artikel 1:
§ 14b Abs.
6
Schwarz-
ArbG-E

Aufnahme des Aufe-
rungs- und Frage-
rechts sowie Teil-

nahme an der Haupt-

verhandlung bei
§ 263 StGB-Verfah-
ren

8.600

Anzahl
Ermitt-
lungsver-
fahren

420

2.432.403

2432

17

§ 19 Nr. 4
Schwarz-
ArbG-E

Loschung der von
der Zentralstelle RM
tibersandten Risiko-

hinweise und der

sonstigen Hinweise

21.000

10

10

118.435

141.562

260

18

§ 100a
Abs. 2 Nr.
1 q) StPO-

E

Aufnahme von Vor-
enthalten und Verun-
treuen von Arbeits-
entgelt unter den in §
266a Abs. 4 Nr. 3
Strafgesetzbuch ge-
nannten Vorausset-
zungen in den § 100a
Strafprozessordnung

15

Anzahl
TKU-
Malnah-
men

60.480

60.480

511.056

610.848

1.122

19

§ 100a
Abs. 2 Nr.
12 a)
StPO-E

Aufnahme der Straf-
taten nach § 9
SchwarzArbG in den
§ 100a Strafprozess-
ordnung

30

Anzahl
TKU-
MaBnah-
men

60.480

60.480

1.022.112

1.221.696

2.244

20

§3 Abs. 7
Nr. 4
ZFdG-E

Beantwortung von
Anfragen des ZKA
im Kontext von Zu-
verléssigkeits- und
Sicherheitsiiberprii-
fungen

30.005

Vorginge

30

606.323

606

Finanzkontrolle Schwarzarbeit bei der Generalzolldirektion, Direktion VII (FKS):

21

§ 2 Abs. 4,
§ 6 Abs. 1
Satz 1 u. 2,
§ 25 Abs.
3Nr.4,§
26 Abs. 1
Schwarz-
ArbG-E, §
26 Abs. 5
Satz 6
Schwarz-
ArbG-E

Wahmehmung der
Aufgaben des ZRM

283.770

14.061

298

22

§ 24 Abs.
2Nr. 1
und 3, § 24
Abs. 2 Nr.
2,§24
Abs. 3
Schwarz-
ArbG-E

Fachliche Koordinie-
rung als Zentralstelle

541

199.091

10.816

210

23

§ 24 Abs.
2Nr.2,§
25 Abs. 1,
§ 25 Abs.
3Nr.2
Schwarz-
ArbG-E

Wahmehmung der
Aufgaben des ZRM
(ohne OIDA)

11.357

363.277

57.325

432

24

§ 26
Schwarz-
ArbG-E

Anpassung des IT-
Fachverfahrens
OIDA

Fachver-
fahren

19.200

12.928

geringfiigig

—3
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§ 26 Anpassungen in Pro- Fachver-
25 | Schwarz- | FiS 2.0 und ProFiS- fahren 0 9.600 0 0 12.9280 0 geringfiigig
ArbG-E Astat
§ 24 Abs.
26 Sch\iarz- Aufgaben des ZFM 0 1.446.496 0 1.446
ArbG-E
Summe: 58.265
(c) Zu den jahrlichen Minderaufwéanden FKS:
Einheit | Zeitaufwand pro Fall in Personalaufwand in € pro Jahr
der Fall- Min.
q Fallzahl
Gl fiir zahl Gesamtperso-
Regelungs- Bezeichnung der (z.B. An- |
Nr. Personal- . nalaufwand
entwurf Vorgabe Kosten | Z2h1An- m. D.: : e inTé€
Norm (§§) A trige, | m.D. | gD. h.D. [33,80x1600| & D.: .D.:
G || ol =54.080 € |40,40 x 1600(67,60 x 1600
len) =64.640 € |=108.160 €
3 %z;\]?bls th Minderaufwénde auf-
1 Schw.arz- grund der Anpassung 392.621 236.582 0 629
ArbG-E des Branchenkatalogs
Beschleunigung der
Identitétsiiberpriifung
durch Moglichkeit der
§S3at/;28?1;z d3 weitergehenden Daten-
Absatz 3a erhebung und des Da-
2 bis 3c tenabgleichs und damit 2.907 240 393.162 393
Schwarz- Wegfall von erforderli-
ArbG chen Fahrtzeiten zu
bzw. Wartezeiten bei
Zusammenarbeitsbehor-
den
Beschleunigung der
Identititsiiberpriifung
durch Moglichkeit der
§ 3 Absatz 3| weitergehenden Daten-
Satz 3 und | erhebung und des Da-
Absatz 3a | tenabgleichs und damit
3 bis 3c Wegfall von erforderli- 12.048 13 7 88.150 56.883 145
Schwarz- | chen weiteren Befra-
ArbG gungen von Personen
oder Uberpriifung von
anderen namensbezoge-
nen Dokumenten
§ 4 Absatz
1b Satz 1 |Perspektivischer Einsatz
Nr. 1 i.V.m. | von KI bei der Auswer-
4 |§ 5 Absatz 1| tung und Analyse von 28.775 480 240 7.781.030 | 4.650.202 12.431
Nr. 1, § 5a | Unterlagen und Daten
Schwarz- im Priifverfahren
ArbG-E
Perspektivische Weiter-
saizﬁbls\iru; entwicklung der digita-
LV om. §'5 lep Verwaltung bpi deVr
5 | Abs. 1 Ny, | Virtschaft beziiglich di-| 35 267 133 2.155.629 | 1.288275 3.444
1, §5a g_ltalen'Ubersendung /
Scl’lwarz— Ubermittlung von Un-
ArbG-E terlagen und Daten zur
Priifung
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§ 4 Abs. 1b
Sia{f ILN;'S] Digitaler Zugriff auf
6 |Abs.1 Ny, 1,| Unterlagenund Daten | 55 267 133 2.155.629 | 1.288.275 3.444
§ 5b zur Einsichtnahme und
Schwarz- zum Datenzugriff
ArbG-E
§ 26
7 Abs. 6 Einsatz von K1 33.000 10 222.362 222
Schwarz-
ArbG-E
8 Rechts- und Fachauf- 534.535 535
sicht durch DVIIL
Summe: 21.2.42

bb)  Personalaufwand fiir das Zollkriminalamt

Bei der Generalzolldirektion, Direktion VIII (Zollkriminalamt) entsteht ein einmaliger Erfiillungsaufwand fiir
Personal in Hohe von rund 0,8 Mio. Euro und ein jéhrlicher Erfiillungsaufwand fiir Personal in Héhe von rund
7,1 Mio. Euro (rund 114 AK, davon rund 36 AK mD, 74 AK gD und 5 AK hD).

(1) Teilnahme der FKS am polizeilichen Informationsverbund

Mit der zunehmenden Bedeutung und der erweiterten Stellung der FKS bei der Kriminalitdtsbekdmpfung hat sich
der fachliche Informationsbedarf in den letzten Jahren weiterentwickelt. Die effektive und effiziente Verhinde-
rung und Bekdmpfung der Kriminalitét setzt voraus, dass alle verfiigbaren und relevanten Informationen auch fiir
die FKS unmittelbar und kurzfristig nutzbar sind. Um hier insbesondere effizient mit den anderen Ermittlungsbe-
reichen wie Polizei, Zoll- und Steuerfahndung agieren zu konnen, soll die FKS {iber Erweiterungen im Bundes-
kriminalamtgesetz (BKAG) in den polizeilichen Informationsverbund aufgenommen werden. Zudem sollen die
Regelungen zum polizeilichen Informationsaustausch im SchwarzArbG erweitert werden.

(2) Risikomanagement

Die Aufgabenwahrnehmung der Zollverwaltung beruht auf einem Nebeneinander {iberwiegend nicht vernetzter
IT-Systeme. Dadurch liegen an vielen verschiedenen Stellen relevante Informationen iiber die mit der Zollver-
waltung interagierenden Beteiligten vor. Die informationstechnische Entwicklung ermdglicht es, risikorelevante
Informationen iiber Beteiligte an zentraler Stelle zusammenzufiihren und fiir eine gleich- und gesetzméBige Vor-
gangsbearbeitung zu nutzen. Mit Anderung des § 13 des Zollfahndungsdienstgesetzes und Einfiigen eines § 11c
Zollverwaltungsgesetz wird das Ziel einer automatisierten Vorgangsbearbeitung risikoarmer Verwaltungsvor-
géange verfolgt, um die Bearbeitung von Masseverfahren wie bei der Warenabfertigung zu optimieren.

(3) Berechnungstabellen

(a) Zum einmaligen Personalaufwand Zollkriminalamt:

Einheit Zeltaufwan(.l 2O Personalaufwand in € pro Jahr
Fallgany | d€r Fall Min.
Artikel e zahl Gesamtodts
Regelungs- Bezeichnung der ur (z.B. An- esampeyy
Nr Personal- . nalaufwz =4
entwurf Vorgabe Kosten | 721 An- m. D.: : : inT€
Norm (§§) : 1 triige, m.D. | gD. h.D. |33,80x 1600 & D.: h.D.:
einmalig Kontrol- =54.080 € (40,40 x 1600(67,60 x 1600
len) =64.640€ | =108.160 €
zusitzlicher Aufwand
wg. Einfiihrung und
§ 13 ZFdG Veréinderungsmanage— . .
1 ment autom. Scoring / 12 Anzahl 336 2.898 966 2.163 23.270 12.979 gerlngﬁlgl 3
Risikoinformations-
kreislauf (Bundesweite
Dienstbesprechungen W
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mit GZD und Ortsbe- |
horden; Schulungen) |
§3 Abs. 7
Nr. 3 . s
2 ZFdG-E Anbindung an ADA 12.282 0 geringfiiziz
Risikomanagement; -I
Initialaufwand Kon-
§ 13 ZFdG | zeptionierung neuer
3 fachlicher RA_Prozess 4 Anzahl 95.880 | 6.120 258.560 28.122 287
und Abstimmung in
GZD
Risikomanagement;
Initialaufwand IT-An-
4 | Y13 ZFdG | forderungen; Realisic- 4 Anzahl 96.726 | 6.174 260.499 28.122 289
rung mit ITZ Bund
(ZBM, RIKO VVSt,
RIKO, REBs, usw.)
zusétzlicher Aufwand
wg. fachlicher Beglei-
s | 3 13ZFAG | ing Datenschutz, 4 Anzahl 95.990 | 970 258560 | 4326 263
Geheimschutz u. &.;
neue IT-FV
Summe: 839
|
(b) Zum jahrlichen Personalaufwand Zollkriminalamt:
Einheit Ze]taufwﬁ‘.’ o L Personalaufwand in € pro Jahr
der Fall- -
q Fallzahl
Artikel fiir zahl Gesamtperso-|
Regelungs- Bezeichnung der (z.B. An- P
Nr. Personal- . nalaufwand
entwurf Vorgabe Lost zahl An- m. D.: inT€
Norm (§§) fosten | 4ge, | mD. | gD. | h.D. [3380x1600 & D: h. D.: mn
einmalig Kontrol- =54.080 € (40,40 x 1600(67,60 x 1600
=64.640 € | =108.160 €
len)
§ 13ZFdG | Antragsbearbeitung S
1 Risikoprofile 0 48.480 7.571 geringfii zig
Abstimmungsprozesse
§ 13 ZFdG jéhrliche fachliche
2 Schwerpunktsetzung 6 Anzahl 480 1.440 480 1.622 5.818 3.245 geringfigig
iRd Risikomanage-
ments
§ 3 Abs. 7
Nr. 3
ZFdG-E Fachliche Anpassun- .
3 § 3 Abs. 7 gen ADA 1 Anzahl 3.600 0 2.586 0 geringfiyiy
Nr. 4
ZFdG-E
Protokollierung von
Verarbeitungsvorgin-
gen in automatisierten
§ 13 Abs. Verarbeitungssyste- B o o
4 7ZFdG | men (§ 76 des Bundes- 24 Anzahl 60 20 0 1.293 1.082 geringficig
datenschutzgesetzes ist
entsprechend anzu-
wenden).
§3 Abs. 7 technische Treffer -
5| N4 Einbezichung der | 455777 | Vorginge | 0,75 192.525 0 0 193
7FdG-E FKS-Daten in die_
Beauskunftung ZSU N J
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(Zustandigkeits- und |
Sicherheitsiiberpriifun- |
gen)

echte Treffer mD —

Einbeziehung der .
FKS-Daten in die 22.560 Vorgénge 90 1.143.792 0 0 1.144

Beauskunftung ZSU ‘|

§3 Abs. 7
Nr. 4
ZFdG-E

echte Treffer gD —

Einbeziehung der

FKS-Daten in die
Beauskunftung ZSU

§3 Abs. 7
Nr. 4
ZFdG-E

5.753 Vorgénge 90 0 348.410 0 348

echte Treffer hD —

Einbeziehung der .
FKS-Daten in die 1692 | Vorginge 90 0 0 171.974 172

Beauskunftung ZSU

§3 Abs. 7
Nr. 4
ZFdG-E

Koordinierung des
Programms des Zolls
zu Polizei 20/20 bei
der Mitarbeit im poli-
zeilichen Informati-
onsverbunds iiber das
Datenhaus-Okosys-
tems des Programms 1 Anzahl 950.400 | 105.600 0 639.936 118.976 759
Polizei 20/20 sowie
Koordinierung als
zentraler Bedarfstrager
der GZD fir die An-
forderungen des FKS
zum Zugriff auf das
Polizei-Netz

§ 29
BKAG

§ 29 BKAG FKS-Be-
darfe im ZaPF-Ser-
§29 vice, Betrieb und 1.443.8
BKAG Pfloge des IT-Infra- 1 Anzahl 40 92.160 0 972.1866 103.834 1.076 i
struktur-Service ZapF

in der DVIII

Wartung und Pflege

313 ZFdG IT-FV ZBM (Beteilig- 1 Anzahl 0 323.200 21.632 345

tenscoring) —I

Wartung und Pflege
IT-FV RIKO VVSt 1 Anzahl 0 323.200 21.623 345
(Gesamtscoring)

§ 13 ZFdG

Wartung und Pflege
IT-FV RIKO Einfuhr 1 Anzahl 0 323.200 21.623 345
(Gesamtscoring)

§ 13 ZFdG

Ausweitung Risi-
koprofilerstellung Ein- 1.640 Anzahl 644 1.287 20 594.339 1.421.434 35.693 2.051
fuhr

§ 13 ZFdG

Ausweitung Risi-
koprofilerstellung 365 Anzahl 1.441 29 0 354.227 11.898 366
VVSt

§ 13 ZFdG

Summe: 7.144

cc)  Sachaufwand fiir die Zollverwaltung

Der Zollverwaltung entstehen dariiber hinaus einmalige Sachkosten in Hohe von rund 13 Mio. Euro und jahrliche
Sachkosten in Hohe von rund 11,1 Mio. Euro u. a. fiir die Bereitstellung von IT-Infrastruktur sowie die Schaffung
und Nutzung von IT-Systemen.
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Der tiberwiegende Teil der einmaligen Sachkosten entfallt dabei auf die Neuentwicklung eines Fachverfahrens
fiir das operative Informations- und Datenanalysesystem (OIDA) mit Schnittstellen zu weiteren Systemen (insb.
ProFiS 2.0 und Meldeportal-Mindestlohn). Die Umsetzung der operative Informations- und Datenanalyse durch
die Zentralstelle bei der FKS ist mafigeblich von der technischen Realisierung des OIDA-Systems, den erforder-
lichen Vorlaufzeiten zur IT-Umsetzung sowie der Beauftragungslage im Bereich der IT-Neuentwicklungen ab-

héngig.
(1) Zu den einmaligen Sachkosten:
N Artikel
r. q
Regelungs-ent- Bezeichnung der Sachaufwand in T €
wurf Vorgabe
Norm (§§)
1 § 29 BKAG IT-Infrastruktur fiir den ZaPF-Service 5.000
§ 26 Schwarz- . . :
2 ArbG-E externe Dienstleistungen fiir OIDA, Profis 8.028
Summe: 13.028

(2) Zu den jahrlichen Sachkosten:

x Artikel
r. _ont. :
Regelungs-ent: Bezeichnung der Sachaufwand in T €
wurf Vorgabe
Norm (§8§)
§ 26 Schwarz- ey s ) e s
1 ArbG-E jahrliche Wartung und Pflege fiir OIDA geringfligig
5 § 29 BKAG-E Sachkosten fiir die Nutzung der P20-Services, die tiber den Polizei-IT- 1,500
Fonds 2.Teil bereitgestellt werden '
IT-Kosten im Rahmen der Bereitstellung der IT-Systeme (z.B. Lizenzkos-
3 §29 BKAG-E ten, externe Dienstleistungen fiir die Realisierung von Anforderungen) 3.000
Jéhrlichen Support und Pflegekosten fiir die Server, Firewallkomponenten
4 §29 BRAG-E und Software fiir den ZapF-Service 1.000
5 IT-Dienstleistungen fiir OIDA, Profis; Zerberus 5.617
Summe: 11.117
b) ITZBund

Beim ITZBund entsteht ein Personalmehrbedarf fiir IT-Entwicklung und Betrieb mit einem jéhrlichen Erfiillungs-
aufwand fiir Personal in Hohe von rund 3,9 Mio. Euro (rund 57 AK, davon rund 53 AK gD und 4 AK hD). Zudem
entstehen beim ITZBund einmalige Sachkosten in Hohe von rund 10,6 Mio. Euro sowie jahrliche Sachkosten in

Hohe von 5,9 Mio. Euro.

aa)  Zum jéhrlichen Personalaufwand:
Einheit Ze]taufwz;‘;.’ o L Personalaufwand in € pro Jahr
Fallzah | 9er Fall- .
Lol afiiz: 2L Gesamtperso-
Regelungs- Bezeichnung der (z.B. An- PeLig
Nr. Personal- . nalaufwand
entwurf Vorgabe Lost zahl An- m. D.: inT¢
Norm (§§) fosten | 4ge, | mD. | g D. | h.D. [3380x1600 g D: h. D.: n &
einmalig Kontrol- =54.080 € [40,40 x 1600(67,60 x 1600
=64.640 € |=108.160 €
len)
1 IT-Aufwand 0 53 4 0 3.425.920 432.640 3.859
Summe: 3.859




Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode -79 - Drucksache 21/1930

bb)  Zu den einmaligen Sachkosten:

Artikel
Nr. Regelungs-ent- Bezeichnung der Sachaufwand in T €
wurf Vorgabe
Norm (§8§)
1 Einmalige Umstellungskosten 10.610
Summe: 10.610
cc)  Zuden jahrlichen Sachkosten:
Artikel
Nr. Regelungs-ent- Bezeichnung der Sachaufwand in T €
wurf Vorgabe
Norm (§8§)
1 Laufende IT-Aufwinde 5.873
Summe: 5.873
¢) BKA

Die FKS wird iiber das Gesetz als neuer Teilnehmer am polizeilichen Informationsverbund aufgenommen. Dabei
entstehen Aufwinde beim BKA unter anderem fiir Analyse, Konzeption, Dokumentation, Implementierung, Be-
trieb und Pflege von Programmanpassungen der spezifischen Befugnisse der FKS fiir die Eingabe von Daten und
Priifungen/Filter fiir die Ausgabe von Daten. Es entstehen Aufwénde fiir die Betreuung des neuen Teilnehmers
und seiner Beschiftigten. Zum Informationsverbund gehoren auch Endbenutzer-Anwendungen, die Aufwénde in
Basisdiensten beim BKA nach sich zichen.

Beim BKA entsteht dadurch ein jéhrlicher Erfiillungsaufwand fiir Personal in Héhe von rund 374.000 Euro (2 x
g. D.x 70,50 Euro/h x 1600 h = 225.600 € zzgl. 2 x h. D. x 46,50 Euro/h x 1600 h = 148.800 Euro).

d) Triger der gesetzlichen Rentenversicherung

Im Zuge der Neuregelungen entstehen den Trigern der gesetzlichen Rentenversicherung einmalige und dauerhafte
Mehraufwinde.

Fiir die Entwicklung und Implementierung des Datenexports aus der A1-Datenbank an die GZD entsteht ein ein-
maliger Mehraufwand von rund 75.000 Euro bei der Datenstelle der Rentenversicherung.

Fiir die von der Datenstelle der Rentenversicherung durchgefiihrte Datenselektion nach Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe a) i. V. m. § 28p Absatz 8 Satz 9 bis 13 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch wird ein geschétz-
ter jahrlicher Personalaufwand von rund zwei Mitarbeiterkapazititen bzw. rund 0,2 Mio. Euro jahrlich angenom-
men.

Fiir die Priifdienste der Rentenversicherung ergibt sich ein jahrlicher Personalaufwand in Héhe von 143 Mitar-
beiterkapazititen bzw. von rund 10,8 Mio. Euro. Folge der Verdoppelung der Beanstandungsquote der FKS ist
ein entsprechender Anstieg der Fallmenge bei den Priifdiensten der Rentenversicherung. Unterstellt, dass die min-
destens beabsichtigte Verdoppelung der Beanstandungsquote der FKS erreicht wird, ldsst sich daraus ein perso-
neller Mehrbedarf von rund 143 Vollzeitiquivalenten (VZA) bei den Priifdiensten der Rentenversicherung ablei-
ten. Dies resultiert insbesondere aus dem Umstand, dass zu jeder Beitragsvorenthaltung eine Schadensberechnung
zu erstellen und in der Folge ein Beitragsverfahren durchzufiihren ist. Durch eine bessere Hinweis- und Informa-
tionsverdichtung der FKS werden die Priifungen kiinftig mit optimalem Ressourceneinsatz durchgefiihrt. Erwartet
wird dadurch eine deutlich hohere Beanstandungsquote und damit mehr substanzielle Ermittlungsverfahren. Per-
spektivisch besteht die Erwartung, dass sich auf Grundlage des Gesetzes und insbesondere nach der Realisierung
eines operativen Informations- und Datenanalysesystems die gesamte Beanstandungsquote aus den Priifungen der
FKS mindestens verdoppeln wird. Gerechnet wird insbesondere mit einem Anstieg von aufgedeckten substanzi-
ellen Verstofen wegen Beitragsvorenthaltung gemil § 266a des Strafgesetzbuches (StGB). Es wird mit zusétzli-
chen 2.500 substanziellen Verstden wegen Beitragsvorenthaltungen gerechnet.
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Fiir die Entwicklung und Implementierung des Datenexports aus der Al-Datenbank an die GZD wird ein einma-
liger Aufwand von 100 Personentagen bei der Datenstelle der Rentenversicherung (DSRV) fiir die Entwicklung
und Implementierung geschétzt. Dies entspricht einem einmaligen Aufwand in Hohe von rund 75.000 Euro.

Fiir die von der Datenstelle der Rentenversicherung durchgefiihrte Datenselektion nach Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 2 Buchstabe a) i. V. m. § 28p Absatz 8 Satz 9 bis 13 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch wird ein geschétz-
ter Personalaufwand von rund zwei Mitarbeiterkapazititen bzw. rund 0,2 Mio. Euro jéhrlich angenommen. Hierin
enthalten ist auch der einmalige Aufwand fiir die erstmalige Einrichtung der Dateniibermittlung. Dieser Personal-
aufwand setzt sich zusammen aus Mehraufwénden fiir die fachliche Kldrung und Entwicklung der Vorfilterungen
aus der Basisdatei sowie den dauerhaften Betrieb der Anwendung, Durchfiihrung der halbjahrlichen Laufe, Sup-
port und kontinuierliche Weiterentwicklung/Verfeinerung der Risikoindikatoren bzw. Hinzutreten und Abstim-
men neuer Risikoindikatoren. Der Aufwand fiir die Datenselektion wird der Deutschen Rentenversicherung Bund
nach § 26 Absatz 3 Satz 1 SchwarzArbG-E erstattet.

e) Bundesagentur fiir Arbeit

Die Einfiihrung neuer BuBgeldtatbestinde im § 16 des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes (AUG), die Bewertung
des risikobasierten Ansatzes sowie Priifungen von Ermittlungshinweisen und Hinweisen nach § 90 des Aufent-
haltsgesetzes (AufenthG) 16sen in der Bundesagentur fiir Arbeit einen Anpassungsaufwand in den Fachlichen
Weisungen, BK-Vorlagen und voraussichtlich in verschiedenen IT-Verfahren aus. Zudem bedarf es Abstimmun-
gen mit den Zoll- und Auslédnderbehdrden. Der Zentrale der Bundesagentur fiir Arbeit entsteht dafiir voraussicht-
lich Erfuillungsaufwand in Héhe von insgesamt rund 14.274 Euro (Personalaufwénde von 200 Stunden in Hohe
von rund 12.000 Euro sowie IT Aufwinde in Héhe von 2.274,00 Euro).

f) Landesfinanzverwaltungen

In den Léndern entsteht voraussichtlich ein Erfiillungsaufwand fiir die IT-Umsetzung in der Steuerverwaltung
(einmaliger Umstellungsaufwand) in Hoéhe von rund 140.000 Euro (Personaleinsatz von ca. 149 Personentagen).

5. Weitere Kosten

Der Wirtschatft, einschlielich kleiner und mittelstindischer Unternehmen, entstehen keine direkten weiteren Kos-
ten. Auswirkungen auf die Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind
nicht zu erwarten.

Im Bereich der Justiz werden die Staatsanwaltschaften durch das Gesetz jahrlich um ca. 59 Mio. Euro entlastet.
Verstdfe sollen durch die FKS durch eine Kompetenzerweiterung bei der selbststédndigen Durchfithrung von Er-
mittlungsverfahren effizienter geahndet werden, indem das aufwendige vorgelagerte Abgabeerfordernis wegfallt
und die Beteiligungsrechte der FKS erweitert werden. Die massenhaft auftretenden einfach gelagerten Félle des
Leistungsbetruges im Zusammenhang mit der Erbringung von Dienst- und Werkleistungen sollen durch die FKS
abschlieBend im Rahmen der selbststindigen Durchfiihrung von Ermittlungsverfahren bearbeitet werden konnen.

Dadurch entfillt eine Bearbeitung durch die Staatsanwaltschaften in einer Vielzahl von Féllen. Insbesondere
durch den Wegfall des vorgelagerten Abgabeerfordernisses konnte dem Beschleunigungsgrundsatz verstirkt
Rechnung getragen werden, da die Ermittlungsverfahren nicht wie bisher mehrfach zwischen Hauptzollamt und
Staatsanwaltschaft hin und her gesendet werden miissen. Es wird geschitzt, dass sich durch die Befugnis fiir die
FKS zur Bearbeitung von sog. Mischverfahren des § 266a StGB (z. B. tateinheitlich zu Lohnsteuerhinterziehung)
im selbststdndigen Ermittlungsverfahren die Anzahl der der Staatsanwaltschaft zu bearbeitenden Félle voraus-
sichtlich um ca. 12.000 pro Jahr verringern wird. Hinsichtlich der Moglichkeit, in bestimmten Fillen des § 263
StGB das Ermittlungsverfahren selbststédndig durch die FKS zu fithren, wird die Fallzahl ausgehend von den bis-
her von der FKS eingeleiteten Strafverfahren wegen Leistungsbetrug auf rund 86.000 Verfahren pro Jahr ge-
schitzt. Die bisher von den Staatsanwaltschaften (i. d. R. Staatsanwiltinnen und Staatsanwélte im héheren Jus-
tizdienst sowie Beamtinnen und Beamte des mittleren Justizdienstes in den Geschéftsstellen) vorgenommenen
Bearbeitungsschritte in den Ermittlungsverfahren, wie bspw. Die Beantragung von Durchsuchungen, die Einstel-
lung des Ermittlungsverfahrens, die Bearbeitung im Strafbefehlsverfahren oder die Anordnung von Nebenfolgen
im selbststindigen Verfahren, werden mit der Neuregelung von der FKS iibernommen. Hinzu kommt der Zuge-
winn fiir die Staatsanwaltschaften durch die Aufnahme des AuBerungs- und Fragerechts sowie die Mdglichkeit
der Teilnahme an der Hauptverhandlung fiir die FKS.
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Jihrliche Entlastung durch verringerte Personalaufwinde
Zeitersparnis Gesamtersparnis Personalersparnis in
par Gesamtzeiterspar- | . P _ | €/pro Jahr (gem. Lohn-
pro Fall in is in Std in AK (1 AK= Kost tz Land 1
Min. nis in Std. 1.600 Std./Jahr) ostensatz Landesverwal-
tung)
q Gesamt-pe -
Nr. [Rechtsnorm Kurzbezeich- Fa llz?hl sonal-ercpar-
nung jahrlich nis ir ¢
m. D. h. D.
m.D. | h.D. m. D. h. D. m. D. h. D.
53.920 € 104.320 €
Aufnahme  der
Moglichkeit,
§§ 14a-c §263 StGB als
1 Schwarz- selbststéndiges 120 480 86.000 172.000 | 688.000 | 107,50 | 430,00 | 5.796.400 | 44.857.600 | 50.654.0D0
ArbG-E Ermittlungsver-
fahren fiihren zu
konnen
Bearbeitung von
§ 14a Abs. 1|sog. Mischver-
S. 1 lit. A)|fahren des § 266a
2 Schwars- StGB (z B. tat- 0 297 12.000 0 59.400 0,00 37,13 0 3.873.402 3.873.402
ArbG-E einheitlich zu
§ 370 AO)
Aufnahme  des
AuBerungs- und
T ey
3 Schwarz- 0 420 1.200 0 8.400 0,00 5,25 0 547.680 547.680
der  Hauptver-
ArbG-E .
handlung bei
§ 266a StGB-
Verfahren
Aufnahme  des
AuBerungs- und
T s
4 |Schwarz- 0 420 8.600 0 60.200 0,00 37,63 0 3.925.562 3.925.562
der  Hauptver-
ArbG-E .
handlung bei
§ 263 StGB-Ver-
fahren
Summen:| 107,50 | 510,01 | 5.796.400 | 53.204.243 | 59.000.0+3

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die Regelungen werden keine Auswirkungen auf Verbraucherinnen und Verbraucher haben. Es sind keine gleich-
stellungspolitischen und demografischen Auswirkungen ersichtlich. Direkte Auswirkungen auf die Wahrung und
Forderung gleichwertiger Lebensverhéltnisse sind nicht zu erwarten. Mittelbar bewahrt und fordert die verbes-
serte Schwarzarbeitsbekdmpfung gleichwertige Lebensverhiltnisse u. a. durch die Gewéhrleistung eines fairen
unternehmerischen Wettbewerbs und der Ordnung des Arbeitsmarktes sowie ordnungsgeméfe Steuereinnahmen
und Sozialabgaben und die Verbesserung der Finanzsituation der einzelnen Gebietskdrperschaften.

VIII. Befristung; Evaluierung

Die Einschriankung des Anwendungsbereichs des § 2a SchwarzArbG sowie des § 28a Absatz 4 SGB 1V wird auf
fiinf Jahre nach dem Inkrafttreten befristet. Ob und ggf. wie die Regelung des § 2a Absatz 1 Nummer 8 Schwarz-
ArbG sowie des § 28a Absatz 4 Satz 1 Nr. 8 SGB IV angepasst oder fortgefiihrt werden soll, wird im Rahmen
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einer vom Bundesministerium der Finanzen und unter Beteiligung des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und
Energie sowie des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales durchzufiihrenden Evaluierung gepriift.

Die Bundesregierung wird die Regelung zur Einschrinkung des Anwendungsbereichs des § 2a SchwarzArbG
sowie des § 28a Absatz 4 SGB IV spitestens vier Jahre nach der Verkiindung des Gesetzes evaluieren. Die Bun-
desregierung wird hierzu eine Fremdevaluierung durchfithren und diese Sonderregelung getrennt von der Ge-
samtevaluierung des Gesetzes betrachten. Die Fremdevaluierung gewihrleistet unter anderem, dass mogliche Be-
triebsstrukturen und die Beschiftigungsformen mit unabhéngigem Sachverstand und aus einem externen Blick-
winkel untersucht werden. Die Evaluation soll eine valide Erkenntnislage schaffen, auf der dann eine sachgerechte
gesetzgeberische Entscheidung iiber die Frage der Verlangerung der Norm getroffen werden kann. Zudem wird
sie untersuchen, ob die Ziele des Gesetzes trotz der Einschrinkung des Anwendungsbereiches erreicht oder ge-
fordert wurden und ob es zu Umgehungen des Anwendungsbereichs des § 2a SchwarzArbG sowie des § 28a SGB
IV durch die Fleischindustrie kam oder vermehrt Verstde im Fleischerhandwerk aufgetreten sind.

Dariiber hinaus ist die Abgrenzung nach § 2 GSA Fleisch dahingehend zu iiberpriifen, ob die besonderen und von
der Handwerksordnung abweichenden Kriterien zur Abgrenzung von Handwerk und Industrie mit Blick auf die
Missbrauchsanfalligkeit industrieller Betriebsstrukturen sachgerecht und fiir die Vollzugsbehdrden praxistauglich
sind, keine unerwiinschten Nebenwirkungen hervorrufen und mit dem Grundsatz der Gleichbehandlung von
Handwerksbetrieben im Sinne der Handwerksordnung vereinbar sind.

Das Gesetz ist dariiber hinaus nicht befristet, da die {ibrigen Regelungen dauerhaft wirken sollen.

Die Bundesregierung evaluiert das gesamte Regelungsvorhaben spétestens im Jahr 2031 — nach Erreichen der
vollen Wirkung des jéhrlichen Erfiillungsaufwandes des Gesetzes gegen illegale Beschiftigung und Sozialleis-
tungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 im Jahr 2030 — im Verhéltnis zu dem Gesetz gegen illegale Beschéftigung
und Sozialleistungsmissbrauch anhand einer Gesamtrechnung.

Dabei untersucht sie, wie sich das aktuelle Regelungsvorhaben auf den Erfiillungsaufwand fiir die Verwaltung
nach dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch ausgewirkt hat und in welchem
Umfang die Ziele beider Regelungen, die Eindimmung der illegalen Beschiftigung und Schwarzarbeit sowie des
Sozialleistungsbetrugs mithilfe eines effizienten, modernen und digitalen Verwaltungshandelns, erreicht worden
sind. Dabei setzt sie insbesondere die Entwicklung des Erfiillungsaufwandes ins Verhéltnis zu der Entwicklung
des Fallautkommens und der Priif- und Ermittlungsergebnisse der FKS und untersucht, ob die entstandenen Kos-
ten in einem angemessenen Verhiltnis zu den Gesamtergebnissen der FKS stehen.

Als Datenquelle dienen die Ergebnisse der Nachmessung des Erfiillungsaufwands durch das Statistische Bundes-
amt sowie die Ergebnisse der Evaluierung des Gesetzes gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmiss-
brauch.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Schwarzarbeitsbekiimpfungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis)
Das Inhaltsverzeichnis wird entsprechend der nachfolgenden Anderungen in diesem Gesetz angepasst.

Zu Nummer 2 (§ 1)

Zu Buchstabe a (§ 1 Absatz 1)

Die Anderung dient der Klarstellung. Die FKS ist seit ihrer Griindung nicht nur repressiv, sondern auch priventiv
tatig. Die Erweiterung in der Zweckbeschreibung soll insofern auch die bereits bestehenden und die mit diesem
Entwurf hinzukommenden préaventiv gepragten Befugnisse erfassen.

Bereits die Priifungsaufgaben der FKS dienen der Aufdeckung von VerstoB3en und damit der Abwehr von Stérun-
gen fiir die 6ffentliche Ordnung. Neben ihren darauf aufbauenden repressiven Ermittlungs- und Ahndungsbefug-
nissen nach den §§ 14 ff. stehen der FKS auch weitere vornehmlich praventiv gepriagte Befugnisse zu. So bspw.
Platzverweise nach § 5a Absatz 2 zur Abwehr von Gefahren, die von sog. Tagelohnerbdrsen ausgehen, nach § 6
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Absatz 1 Satz 2 und 3 die Ubermittlungsbefugnisse gegeniiber den Polizeivollzugs- und Strafverfolgungsbehor-
den auch zur praventiven Verhiitung von Straftaten oder die Befugnis nach § 14 Absatz 3, erkennungsdienstliche
Behandlungen auch zur Vorsorge fiir kiinftige Strafverfahren durchfithren zu diirfen. Mit diesem Entwurf treten
dariiber hinaus weitere praventiv geprigte Befugnisse, wie die Moglichkeit der Identitdtsfeststellung gemal § 3
im Priifverfahren und die Datenaustauscherméchtigungen gemif § 14 durch die Aufnahme der FKS in den poli-
zeilichen Informationsverbund nach den §§ 29 ff. BKAG.

Zu Buchstabe b (§ 1 Absatz 3)
Es erfolgt eine redaktionelle Anpassung in Nummer 1.

Die vorherige Fassung des § 6a Absatz 3 des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleisch-
wirtschaft (GSA Fleisch) wurde durch Artikel 3a Nummer 1 Buchstabe a i. V. m. Artikel 11 Satz 4 des Arbeits-
schutzkontrollgesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBL. I S. 3334) mit Wirkung vom 1. April 2024 aufgehoben.
Mit der Anderung in Nummer 3 wird der seitdem unzutreffende Verweis im SchwarzArbG auf die neue Fassung
des § 6a Absatz 3 GSA Fleisch aufgehoben.

Zu Nummer 3 (§ 2)
Zu Buchstabe a (§ 2 Absatz 1 Satz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung sowie um eine Folgeinderung zu Nummer 2.

Zu Buchstabe b (§ 2 Absatz 5)

Der neue Absatz 5 des § 2 beschreibt den risikoorientierten Priifungsansatz der FKS. Die FKS geht bei ihren
Priifungen risikoorientiert vor und nicht anhand einer festgelegten Priifquote. Vor dem Hintergrund des stetig
gewachsenen Aufgabenspektrums der FKS ist es unerlésslich, dass sich die FKS friihzeitig auf tatséchlich prii-
fungsbediirftige Félle in Hochrisikobereichen konzentrieren kann und den risikoorientierten Priifungsansatz wei-
ter optimiert.

Bei der Auswahl der zu priifenden Sachverhalte konnen einzelne oder mehrere Risikokriterien ausschlaggebend
sein. Der risikoorientierte Ansatz ist dabei weit zu verstehen und betrifft neben der Auswahl der zu priifenden
Sachverhalte auch den Prozess der Priifung selbst. So erfolgt wahrend der gesamten Priifung anhand der getroffe-
nen Feststellungen eine fortlaufende Risikobewertung und erforderlichenfalls eine Anpassung der Priifungsstra-
tegie.

In die Risikobewertung der Behdrden der Zollverwaltung vor Ort konnen beispielsweise branchenspezifische Er-
kenntnisse, mdgliche Zuwiderhandlungen und Schéden, regionale Gegebenheiten, eingegangene Hinweise aus
der Bevolkerung oder von Zusammenarbeitsbehorden, Erkenntnisse aus anderen Priifungen oder Ermittlungsver-
fahren sowie kiinftig die Risikohinweise aus der operativen Informations- und Datenanalyse einflieen. Zentrale
Bedeutung bei der Auswahl der zu priifenden Sachverhalte haben, neben den bei der FKS weiterhin als Hinweise
eingehenden stark risikobehafteten Sachverhalten aus der Bevolkerung und von den sie geméil3 § 2 Absatz 4 un-
terstlitzenden Stellen, kiinftig auch die Risikohinweise aus der operativen Informations- und Datenanalyse der
Zentralstelle (§ 25). Die Risikohinweise der Zentralstelle werden entsprechend ihrer Eintrittswahrscheinlichkeit
und der mdglichen Schadenshohe gezielt auf Hochrisikobereiche ausgesteuert. Diese sollen daher vorzugsweise
zu einer Priifung des Sachverhalts fiihren.

Durch die Beriicksichtigung der Risikohinweise aus der operativen Informations- und Datenanalyse kann die
Hinweis- und Informationsverdichtung zur Priifungsvorbereitung effektiver erfolgen, sodass ein Anstieg der Be-
anstandungsquote der Priifungen zu erwarten ist. Insofern ist es auch wahrscheinlich, dass mehr Versto3e gegen
Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung aufgedeckt werden kdnnen.

Die Entscheidung iiber die Durchfiihrung einer Priifung liegt letztlich jedoch im pflichtgeméfBen Ermessen der
mit der Priifungsaufgabe betrauten FKS-Bediensteten vor Ort. Hier laufen sdmtliche Informationen zusammen
und es kann ein Abgleich der Risikohinweise mit den lokalen Gegebenheiten erfolgen. So kann die
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Risikoeinschétzung vor Ort auch zu dem Ergebnis gelangen, dass einem Risikohinweis nicht nachgegangen oder
dieser zuriickgestellt werden soll. Dies kann der Fall sein, wenn vor Ort bspw. Weitere Hinweise zu dem Sach-
verhalt oder Erkenntnisse aus bestehenden Ermittlungsverfahren vorliegen, die zu einer anderen Risikoeinschit-
zung fiihren oder eine Priifung aus rechtlichen Griinden nicht angezeigt erscheinen lassen, bspw. Weil ein An-
fangsverdacht fiir eine Straftat vorliegt und aufgrund des Legalititsprinzips gem. § 152 der Strafprozessordnung
(StPO) im Ermittlungsverfahren zu behandeln ist.

Dariiber hinaus entscheiden die FKS-Bediensteten vor Ort auch im eigenen Ermessen iiber die Durchfiihrung von
Priifungen, bei denen keine konkreten Risikoerkenntnisse vorliegen. Es muss sichergestellt sein, dass ein ange-
messener Anteil von Priifungen auch auflerhalb der durch das Risikomanagement identifizierten Risikobereiche
durchgefiihrt wird. Priifungen auBlerhalb der Risikobereiche verhindern, dass sich die Risikoeinschitzungen per-
petuieren und gewihrleisten, dass das Entdeckungsrisiko auch auflerhalb dieser Bereiche weiterhin bestehen
bleibt. Dies wird in aller Regel durch Hinweise aus der Bevdlkerung oder von den Zusammenarbeitsbehorden
auBlerhalb des operativen Risikomanagements abgedeckt. Des Weiteren kommt der Koordinierungsfunktion der
Generalzolldirektion als Zentralstelle nach § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 hier eine entscheidende Bedeutung
Zu.

Zu Nummer 4 (§ 2a)
Zu Buchstabe a (§ 2a Absatz 1)

Der § 2a regelt die Ausweismitfithrungspflicht fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in bestimmten Wirt-
schaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen (nachfolgend genannt Branchen). In den dort gelisteten Branchen be-
steht ein erhohtes Risiko fiir Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung, weshalb die Schwerpunkte der FKS ins-
besondere bei diesen Branchen liegen. Diese sind u. a. geprégt durch eine hohe Personalfluktuation, die Ausiibung
von Titigkeiten nicht in festen Betriebsstétten oder hdufig wechselnde Arbeitsorte, einen hohen Anteil entsandter
oder ausldndischer Beschiftigter, eine niedrige Entlohnung sowie erschwerte Priifungsbedingungen fiir die FKS.

Ausschlaggebend fiir die Beurteilung der Branchenauswahl sind in erster Linie die Feststellungen und Beobach-
tungen der FKS. Des Weiteren leisten die Informationen und Erkenntnisse von Lindern, Verbdnden, Gewerk-
schaften und Zusammenarbeitsbehdrden einen maBgeblichen Beitrag zu der Branchenbetrachtung.

Der Katalog des § 2a wird auf dieser Grundlage aktualisiert und an die Entwicklungen in den letzten Jahren im
Bereich der Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung angepasst.

Der Anwendungsbereich des § 2a SchwarzArbG wird im Bereich der Fleischwirtschaft in der Form eingeschrénkt,
dass das Fleischerhandwerk nach § 2 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der
Fleischwirtschaft ausgenommen wird (Nummer 8).

Aus dem Praxischeck Lebensmittelhandwerk wurde zur Entlastung vorgeschlagen, das Fleischerhandwerk nicht
langer als Schwarzarbeitsschwerpunktbranche mit den damit verbundenen Zusatzbelastungen nach § 2a Schwarz-
ArbG, § 17 MiLoG und § 28a Absatz 4 SGB IV einzustufen.

Eine Herausnahme des Fleischerhandwerks aus dem Katalog des § 2a SchwarzArbG kann auch auf die Erkennt-
nisse der FKS gestiitzt werden, dass das Fleischerhandwerk im Ver-gleich zur Fleischindustrie weniger anfillig
fiir Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung ist. Entsprechend féllt die Zahl der Verstd3e ausgehend vom Flei-
scherhandwerk vergleichsweise gering aus. Der Wegfall der von den Pflichten im Zusammenhang mit dem Ka-
talogeintrag in § 2a SchwarzArbG ausgehenden Priifungserleichterung fiir die FKS und verbesserten Nachweis-
barkeit bei Verstdfen, kann hier hinter die gewonnenen Entlastungen fiir das Fleischerhandwerk zuriickgestellt
werden.

Der Fokus der Schwarzarbeitsbekiimpfung und der damit verbundene Schutz durch Uberpriifung der Einhaltung
fairer Arbeits- und Wettbewerbsbedingungen soll stattdessen weiterhin auf die im Katalog verbliebenen Bereiche
der Fleischindustrie gelegt werden. In dem Bereich besteht nach den Feststellungen der FKS aufgrund der Bran-
chenstrukturen (lohnintensiver Bereich, hohe Personalfluktuation, hoher Anteil entsandter oder auslédndischer Be-
schiftigter) eine besondere Anfalligkeit fiir Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung. Die Zahl der Verstd3e ist
nach wie vor vergleichsweise hoch. So nutzen organisierte Banden bereits jetzt unterschiedliche internationale
rechtliche Regelungen (z. B. zwischen Deutschland und den Niederlanden) aus, um entsandte Beschéftigte unter
menschenunwiirdigen Unterbringungsverhéltnissen auszubeuten.
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Die neu hinzugekommenen Branchen des Friseur- und Kosmetikgewerbes (Nummer 11), sind nach den Beobach-
tungen und Feststellungen der FKS besonders stark von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung betroffen. Die
gewihlte Branchenbezeichnung ,,Friseur- und Kosmetikgewerbe wird hergeleitet aus der amtlichen Klassifika-
tion der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2025 (WZ 2025), Kode 96.21.0 ,,Frisor- und Barbiersalons®™ sowie Kode
96.22.0 ,, Kosmetiksalons und dhnliche Schonheitsbehandlungen®. Die Branche Friseur- und Kosmetikgewerbe
umfasst demnach Haarwische, Schneiden, Legen, Farben, Tonen, Wellen, Glétten und dhnliche Friseurdienstleis-
tungen fiir Ménner, Frauen und Kinder sowie Rasur und Bartpflege. Insofern sind ausdriicklich auch sog. Barber-
shops vom Begriff erfasst. Somit fallen die Friseursalons inkl. Der Barbershops unter die neu gewéhlte Branchen-
bezeichnung ,,Friseur- und Kosmetikgewerbe.

Ebenso soll die Branche des Kosmetikgewerbes u. a. die Dienstleistungen Gesichtsmassage, Manikiire, Pedikiire,
Schminken usw. erfassen. Damit sind insbesondere auch, die in der Vergangenheit fiir Schwarzarbeit auffalligen
Nagelstudios miterfasst.

Die festgestellten Beanstandungen und Einleitungen von Ermittlungsverfahren sind in den Branchen Friseur- und
Kosmetikgewerbe vergleichsweise hoch. In den Branchen werden in den Priifungen der FKS hiufig offensichtlich
arbeitende Personen angetroffen, die im Rahmen der Personenbefragungen angaben, nur ,,zu Besuch* oder als
Praktikant®, . Schnupperarbeitskréfte” oder als ,,Probearbeiter den ersten Tag und die erste Stunde im Betrieb
tatig zu sein. Selbst bei zweifelsfrei arbeitenden Personen ergeben sich regelméfig Schwierigkeiten bei der Iden-
tifikation und der Anmeldung zur Sozialversicherung. Im Rahmen der Personenbefragungen geben die angetroffe-
nen Beschiftigten hdufig an, dass keine festen Arbeitszeiten bestehen und die Arbeitszeit flexibel oder sogar auf
Abruf eingeteilt wird. Insbesondere auslédndische Beschiftigte geben haufig keine Auskunft zum tatsdchlichen
Beschiftigungsumfang sowie zur Entlohnung der entsprechenden Tatigkeit.

Kunden im Friseur- und Kosmetikgewerbe bezahlen bspw. RegelmiBig mit Bargeld und betriebliche Kosten fiir
Verbrauchsmaterial, z. B. bei einem einfachen Herrenhaarschnitt oder einer Manikiire, sind eher gering. Demzu-
folge ist der Nachweis einer langerfristigen Beschéftigung anhand betrieblicher Kennzahlen erschwert. Durch die
FKS kann in diesen Fallen daher nur der Tag der Priifung vor Ort als Zeitraum der Beschiftigung nachgewiesen
werden. Die Erfassung und Uberpriifung der Personalien und insbesondere des Aufenthaltsstatus von auslindi-
schen Arbeitskriften ist nur nach Erhebung der Ausweispapiere moglich. Folge sind oft erhohter Klarungsbedarf
mit Auslédnderbehorden bei Drittstaatsangehdrigen mit Aufenthaltstitel.

Ohne Ausweismitfithrungspflicht, ist die Identifizierung der im Rahmen der Priifungen angetroffenen Personen
haufig sehr aufwindig. So werden der FKS mitunter keine originalen Ausweisdokumente vorgelegt. Haufig wer-
den bspw. Lichtbilder der Personaldokumente auf Mobilfunktelefonen vorgezeigt oder ungeniigende Ausweise
wie Krankenkassenkarten vorgelegt. Etwaige Félschungen von Ausweisdokumenten kdnnen in derartigen Fillen
nicht erkannt werden, weil die Echtheitsmerkmale der Dokumente nicht iiberpriifbar sind. Auch ist eine Zuord-
nung der Ausweisdokumente zu den angetroffenen Personen erschwert. Insbesondere bei Beschéftigten aus Lan-
dern, die nicht die lateinische Schrift nutzen (z. B. Kyrillisch, Griechisch, Thaildndisch oder Arabisch) gibt es
verschiedene Varianten und Schreibweisen fiir einen dhnlich klingenden Namen. Kleinere Abweichungen in der
Schreibweise fiihren bspw. Bereits dazu, dass die Personen nicht oder nur mit sehr hohem Aufwand in den Aus-
kunftssystemen gefunden werden konnen. Dies fiihrt zu erheblichen Verzégerungen bei den Priifungen der FKS.

Eine zweifelsfreie Feststellung der Identitit der angetroffenen Person ist als Grundlage zur Fortsetzung und
Durchfiihrung der Priifung insbesondere bei Datenbankabfragen oder dem Datenaustausch mit Zusammenarbeits-
behorden jedoch zwingend erforderlich. Mit der Aufnahme der neuen Branchen in den Katalog konnen die Prii-
fungen der FKS in diesen Branchen, auch im Sinne der von der Priifung betroffenen Personen und Unternehmen,
deutlich ziigiger und effektiver durchgefiihrt werden.

Aufgrund der Verweisungen in den §§ 16, 17 MiLoG werden (insbesondere ausldndische) Arbeitgeber in den neu
hinzugekommenen Branchen auflerdem verpflichtet, Aufzeichnungen iiber die tigliche Arbeitszeit zu fiihren und
vorzulegen sowie Meldungen in Entsendefillen abzugeben.

Im Sinne einer biirokratischen Entlastung wird die Branche Forstwirtschaft aus dem geltenden Branchenkatalog
gestrichen. Die seit 2009 im Katalog enthaltene Forstwirtschaft ist nunmehr zu streichen, da diese nach den Er-
kenntnissen der FKS in den letzten Jahren keine besondere Risikobranche mehr darstellt und die Beteiligten hier-
durch eine Entlastung erfahren. Die Analyseergebnisse der Generalzolldirektion zeigen, dass in der Gesamtbe-
trachtung der branchenbezogenen Priifungsergebnisse und im Branchenvergleich in Bezug auf die Regelung des
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§ 2a SchwarzArbG im Zahlenkontext, die Forstwirtschaft als Katalogbranche in allen abgebildeten Priifungsas-
pekten fiir die Aufgabenwahrnehmung nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG eine untergeordnete Bedeutung in den
letzten Jahren hatte. Demnach ist die Forstwirtschaft als Schwarzarbeitsschwerpunktbereich aus dem Branchen-
katalog zu streichen. Daraus ergibt sich das Erfordernis einer Anpassung des enumerativen Kataloges in § 2a
Absatz 1 SchwarzArbG.

Zu Buchstabe b (§ 2a Absatz 2)

Der Zeitpunkt der Hinweispflicht des Arbeitgebers wurde in Absatz 2 klarstellend erginzt, dass der Hinweis ge-
geniiber jeden und jede seiner Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen nachweislich und schriftlich bereits
vor der Erbringung der Dienst- oder Werkleistungen erfolgen muss.

Zu Nummer 5 (§ 3)
Zu Buchstabe a (§ 3 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 3 Absatz 1 Satz 1)

In § 3 Absatz 1 Satz 1 wird der Adressatenkreis des § 2 Absatz 1 (Arbeitgeber, Auftraggeber von Dienst- oder
Werkleistungen, Entleiher sowie Selbststindige) durch einen zusammenfassenden Oberbegriff erginzt und legal
definiert, welcher in der Folge zu kiirzeren Regelungstexten in den anderen Sitzen, Abséitzen und Paragraphen
beitragen und deren Verstindnis erleichtern soll. In Satz 1 wird erginzend klarstellend geregelt, dass die FKS
befugt ist, bei Priifungen vor Ort ,,angekiindigt oder unangekiindigt™ zu erscheinen. Denn Priifungen der FKS
haben den Charakter einer Nachschau. Ziel ist es, in der Regel durch unangekiindigte Priifungen UnregelméaBig-
keiten aufzudecken. Dies schlieit die Ankiindigung einer Priifung im Bedarfsfall jedoch nicht aus.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 3 Absatz 1 Satz 2)

In Satz 2 Nummer 2 wird die Beschriankung der Befugnis zur Einsichtnahme in ausschlieBlich solche Unterlagen,
die von téitigen Personen i. S. d. § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 mitgefiihrt werden, aufgehoben. Damit ist bei der
Priifung von Personen in Geschiftsrdumen und auf Grundstiicken die grundsétzliche Einsichtnahme in Unterla-
gen, von denen anzunehmen ist, dass aus ihnen Umfang, Art oder Dauer ihrer Beschiftigungsverhéltnisse oder
ihrer tatsdchlichen oder scheinbaren Tétigkeiten hervorgehen oder abgeleitet werden konnen, zuldssig. Die Le-
galdefinition der Unterlagen wird erweitert auf den Begriff der Daten. Die Begriffe der Unterlagen und Daten
werden damit grundsitzlich legal definiert, auf die ebenfalls in den §§ 4 bis 5a Bezug genommen wird.

Zu Buchstabe b (§ 3 Absatz 1a bis 1b)

Mit den neuen Absitzen la und 1b ist vorgesehen, dass neben der Erteilung von Auskiinften sowie der Einsicht-
nahme von Unterlagen und Daten vor Ort dies dariiber hinaus an der Amtsstelle oder durch eine schriftliche bzw.
elektronische Ubermittlung oder Einsichtnahme erfolgen kann.

Der Priifungsort sowie die Art der Ubermittlung bzw. Einsichtnahme wird von den Bediensteten der FKS einzel-
fallbezogen im Rahmen ihrer Ermessensausiibung und unter Beachtung des VerhéltnismaBigkeitsgrundsatzes
festgelegt.

Die Regelung entspricht der Mitwirkungspflicht nach § 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und einer analogen Anwen-
dung des § 4 Absatz 1b. Damit soll die Moglichkeit geschaffen werden, dass eine schriftliche bzw. elektronische
Befragung der Arbeitnehmer von der Amtsstelle aus durchgefiihrt werden kann.

Zugleich soll durch die Abwégung des Priifformates ermdglicht werden, dass der schnellste und effektivste Weg
der Priifung fiir beide Seiten gewihlt wird. Beispielsweise kann statt der Vorlage und Ubersendung an Amtsstelle
nach Satz 1 Nummer 2 eine Einsichtnahme in die Unterlagen und Daten von der Amtsstelle aus im Sinne des
Absatzes 1b Nummer 1 moglich sein. Fiir den Fernzugriff von Amtsstelle aus schaffen die Priifbeteiligten die
Zugriffsmoglichkeiten nach den Vorgaben des § 5a Absatz 1. Zudem kann die weitere Variante der ausschlieB3li-
chen elektronischen Ubermittlung der Unterlagen und Daten im Sinne von Absatz 1b Nummer 2 deren Uberprii-
fung beschleunigen, da diese medienbruchfrei und systemisch unterstiitzt schneller durch die Behorden der Zoll-
verwaltung ausgewertet werden konnen. Die Vorgaben zur Ubermittlung fiir die Priifbeteiligten richtet sich nach
§ Sa.
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Mit der Setzung einer angemessenen Frist fiir die Erteilung von Auskiinften und Vorlage und Ubersendung von
Unterlagen und Daten im Satz 3 wird eine Beschleunigung der Durchfiihrung der Priifung angestrebt. Dadurch
kann eine effektivere und schnellere Priifung erfolgen.

Nach Satz 4 sind auch bei der elektronischen Ubermittlung der Daten und Unterlagen sowie bei deren elektroni-
scher Einsichtnahme deren Speicherung zum Zwecke der Uberpriifung auf dem Endgerit der priifenden Bediens-
teten der Behorden der Zollverwaltung zuldssig. Die fortschreitende Digitalisierung macht es notwendig, die mo-
bilen Datenverarbeitungssysteme auch auerhalb der Amtsraume der Behorden der Zollverwaltung einzusetzen.

Zu Buchstabe c (§ 3 Absatz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 3 Absatz 3 Satz 1)

Im Hinblick auf die Aufgabenwahrnehmung nach § 2 Absatz 1 Nummer 8 ist fiir eine effektive Durchfiihrung der
Priifung auch die Uberpriifung der Personalien von Personen, die ihre Arbeitskraft im 6ffentlichen Raum entgegen
des Verbots nach § 5b Absatz 1 Satz 1 anbieten oder eine Arbeitskraft entgegen des Verbots nach § 5b Absatz 1
Satz 2 nachfragen, erforderlich.

Da das Anbieten und Nachfragen der Arbeitskraft im o6ffentlichen Raum stattfinden, bedarf es hier einer eigenen
Regelung, damit die FKS ihre Priifaufgabe analog zu ihren anderen Priifaufgaben vollumfinglich wahrnehmen
kann. Dazu gehort auch die Befugnis, die Personalien der Person zu iiberpriifen, die Gegenstand ihres Priifauftrags
nach § 2 ist. Die erginzende Regelung der Nummer 3 gewihrleistet, dass Beschéftigte der FKS auch bei Aus-
iibung der Platzverweisbefugnis die Personalien der betreffenden Person rechtskonform erheben konnen. Durch
die vorgesehene Anpassung wird die Rechtssicherheit im Rahmen des § 5b gestirkt und die praktische Handha-
bung der Regelungen prézisiert.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 3 Absatz 3 Satz 2)

Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung, dass der Satz 2 sich auf die Uberpriifung der Personalien nach
Satz 1 bezieht.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 3 Absatz 3 Satz 3)

Die Behdrden der Zollverwaltung sind nach § 3 befugt, zu Priifzwecken die Identitét der gepriiften Person festzu-
stellen, indem sie deren Personalien erheben und sich die Ausweisdokumente aushédndigen zu lassen (Identitéts-
feststellung im engeren Sinne). Um die Priifaufgaben nach § 2 erfiillen zu konnen, ist die Kldrung der Identitét
der gepriiften Person eine notwendige Voraussetzung. Durch den Verweis in § 14 auf die Priifaufgaben des § 2
Absatz 1 werden die damit unmittelbar zusammenhéngenden Straftaten und Ordnungswidrigkeiten von der FKS
als Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft verfolgt.

Vor diesem Hintergrund ist es erforderlich, dass die Behdrden der Zollverwaltung sowohl die Echtheit der vorge-
legten Dokumente als auch die Identitdt der Inhaberinnen und Inhaber feststellen konnen. Diese Befugnisse soll
nunmehr klarstellend in Satz 3 gesetzlich festgeschrieben werden. Die transparente Ausgestaltung der Befugnis-
regelungen dient der Sicherung der Rechtsstaatlichkeit sowie dem Schutz der Arbeitgeber und der betroffenen
Personen.

Zweifel an der Identitit der gepriiften Person, insbesondere bei ausldndischen Beschiftigten, konnen bereits durch
Echtheitspriifungen vorgelegter Ausweisdokumente anhand offensichtlich erkennbarer Echtheitsmerkmale aus-
gerdumt werden.

Es wird verdeutlicht, dass die FKS die Echtheit vorgelegter Ausweisdokumente tiberpriifen und die Identitét des
Inhabers der vorgelegten Dokumente feststellen darf. In diesem Zusammenhang darf sie MaBnahmen nach § 49
Absatz 1 Satz 2 des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG), § 16a Absatz 1 des Passgesetzes (PassG) bzw. § 16 Absatz 1
des Personalausweisgesetzes (PauswG) durchfiihren. Dies umfasst das Auslesen der auf dem elektronischen Spei-
chermedium der Dokumente gespeicherten biometrischen und sonstigen Daten, die Erhebung der benétigten bio-
metrischen Daten beim Dokumenteninhaber und den Vergleich der biometrischen Daten miteinander. Erken-
nungsdienstliche MaBBnahmen zur Identititssicherung, bspw. Nach § 49 Absatz 9 AufenthG, sind davon nicht er-
fasst.

Konnen die Daten aus dem elektronischen Speicher- und Verarbeitungsmedium nicht ausgelesen werden, darf die
FKS die Daten der maschinenlesbaren Zone automatisiert auslesen.
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Zu Buchstabe d (§ 3 Absatz 3a bis 3c¢)

Zu Absatz 3a

Kann die Identitiit der angetroffenen Personen anhand der Uberpriifung der Personalien nach § 3 Absatz 3 (Iden-
titdtsfeststellung im engeren Sinne) nicht zweifelsfrei festgestellt werden, sind weitere Mallnahmen zur Identi-
tatsfeststellung zu veranlassen. Kommt es im Rahmen einer Priifung nach § 2 zu zureichenden tatsidchlichen An-
haltspunkten fiir eine Straftat, stiitzt sich die Durchfiihrung von MaBnahmen zur Identitétsfeststellung, wie z. B.
die Fast-ID oder gegebenenfalls auch eine erkennungsdienstliche Behandlung geméf} § 81b Absatz 1 Alternative
1 StPO, im Strafverfahren auf § 163b StPO. Bei den weitergehenden Mafinahmen zur strafverfahrensrechtlichen
Identitétsfeststellung (Fast-ID, erkennungsdienstliche Behandlung) sind die Behorden der Zollverwaltung auf die
Unterstiitzung durch die Bundespolizei bzw. die Polizeien der Lander angewiesen.

Im Priifverfahren finden die Moglichkeiten Auskiinfte iiber die Identitét einer gepriiften Person zu erhalten im § 5
und gegebenenfalls den buBgeldbedrohten VerstoBen gegen die Duldungs- und Mitwirkungspflichten ihre Gren-
zen.

In der Praxis kommt es immer wieder zu Situationen, in denen die Identitétsfeststellung einer gepriiften Person
ausschlieBlich anhand des Ausweisdokuments nicht moglich ist, da diese beispielsweise kein Ausweisdokument
bei sich fiihrt oder sich ein Ausweispapier nach Uberpriifung als Filschung erwiesen hat. Um die Priifaufgaben
nach § 2 SchwarzArbG effektiv erfiillen zu kdnnen, ist jedoch die zweifelsfreie Klarung der Identitét der gepriiften
Person unerldsslich.

Um die bestehenden praktischen Schwierigkeiten bei der Behandlung nicht identifizierbarer Personen im Priif-
verfahren zu beseitigen, ist nach Absatz 3a zum Zwecke der zweifelsfreien Identitétsfeststellung fiir den Abgleich
im Sinne des Absatzes 3b die Erhebung erforderlicher Lichtbilder und das Abnehmen von Fingerabdriicken zu-
lassig, wenn die Feststellung der Identitdt der betroffenen Person auf andere Weise nicht oder nur unter erhebli-
chen Schwierigkeiten moglich ist. Die Auswahl und der Einsatz der MaBnahmen unterliegen dem Prinzip der
VerhiltnisméBigkeit. Zunéchst sind diejenigen Mallnahmen zu ergreifen, die die betroffene Person am wenigsten
beeintrichtigen. Andere Maflnahmenmoglichkeiten miissen daher, soweit nicht mit erheblichen Schwierigkeiten
verbunden, ausgeschopft werden.

Andere Moglichkeiten sind solche, die nach Absatz 3 bereits getroffen werden kdnnen. Dazu gehoren unter an-
derem z. B.

o die Identitdtsfeststellung im engeren Sinne. Davon umfasst ist die Befragung nach den Personalien und
die Aufforderung, sich auszuweisen und den Beamten die mitgefiihrten Ausweispapiere auszuhéndigen;
sofern keine amtlichen Ausweispapiere mitgefiihrt werden, die Uberpriifung von Hinweisen auf die Iden-
titdt anhand anderer Unterlagen als Ausweisdokument (z. B. Bankkarten mit Lichtbild, Krankenversiche-
rungskarten),

e die Befragung von anderen Arbeitnehmern, des Arbeitgebers oder Dritter zur Identitit der betroffenen
Person,

e cin Vergleich der miindlich mitgeteilten Angaben zur Person mit Eintragungen in Datenbanken (z. B.
Auslénderzentralregister, DRV-Abfragen, ProFiS 2.0).

Die eindeutige Feststellung der Identitdt einer Person ist fiir den weiteren Priifungsfortgang erforderlich, insbe-
sondere z. B.

o fiir den Abgleich der beschiftigungsbezogenen Angaben mit den jeweiligen Unterlagen beim Arbeitge-
ber im Rahmen einer Geschiftsunterlagenpriifung,

e den Abgleich der Angaben mit den Informationen in den relevanten Datenbanken z. B. im Hinblick auf
die sozialversicherungsrechtlichen Meldungen, einem ggf. vorliegenden Leistungsbezug, einer vorhan-
denen Entsendebescheinigung, einer Meldung nach dem MiLoG oder auf das Vorliegen eines Aufent-
haltstitels.

Die Moglichkeit, die Identitdt und damit die Personalien einer Person zweifelsfrei festzustellen, ist Voraussetzung
dafiir, dass tiberhaupt behordliche Maflnahmen getroffen werden konnen. Zur Feststellung von mdglichen Ver-
stoBen, die im Aufgabenbereich der Behorden der Zollverwaltung nach dem SchwarzArbG liegen, wie
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insbesondere z. B. VerstoBe gegen die Zahlung des Mindestentgelts nach dem MiLoG, AentG bzw. AUG, die
sozialversicherungsrechtlichen Melde- und Beitragspflichten, die Pflichten bei dem Bezug von Sozialleistungen
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB 1II) und Dritten Buches Sozialgesetzbuch (SGB III) oder die
Bestimmungen des § 4a Absatz 4 und 5 Satz 1 und 2 AufenthG, ist das Fiihren eines personenbezogenen Nach-
weises grundsétzlich erforderlich.

Mit der Regelung des Absatzes 3a wird eine eigenstéindige Regelung fiir die Behorden der Zollverwaltung beziig-
lich ihrer Aufgabenwahrnehmung nach diesem Gesetz geschaffen, die an die bisherigen Befugnisse anschlief3t
und sich dem eng umgrenzten Aufgabenbereich anpasst. Die erginzende Moglichkeit der weitergehenden MaB3-
nahmen zur Identititsfeststellung ist ein denklogischer und erforderlicher Bedarf bei Priifungen nach dem
SchwarzArbG.

Erweisen sich andere Aufkldrungsmafinahmen als erfolglos, konnen nach Absatz 3a Lichtbilder und Fingerabdrii-
cke einer Person erhoben werden, um diese zum Zweck der Identititsfeststellung mit personenbezogenen biomet-
rischen Daten in Datenbanken, die fiir die Aufgabenwahrnehmung nach dem SchwarzArbG fiir die Behorden der
Zollverwaltung zugénglichen sind, gemdf3 Absatz 3b abzugleichen (Fast-ID). Entsprechende Erhebungen und
Abgleiche konnen bei Vorliegen der technischen Voraussetzungen ressourcenschonend unmittelbar am Ort der
Priifung durch die Behorden der Zollverwaltung vorgenommen werden. Damit wird insbesondere dem durch die
Hauptzolldmter im Rahmen der Evaluierung des Gesetzes gegen illegale Beschéftigung und Sozialleistungsmiss-
brauch vom 11. Juli 2019 u. a. geduBerten Bedarf der FKS an Abfragemoglichkeiten filir Fast-ID Rechnung getra-
gen.

Zu Absatz 3b

Unter dem Abgleich personenbezogener Daten im Sinne der Regelung des Absatzes 3b ist die Feststellung zu
verstehen, ob zu einer Person bereits eine Speicherung in einer den Behorden der Zollverwaltung zur Verfiigung
stehenden Datei enthalten ist. Die Vorschrift enthilt die Rechtsgrundlage fiir diese besondere Form der Datenver-
arbeitung. Die Bestimmung gibt weder die Befugnis zur Erhebung der abzugleichenden Daten noch zu ihrer Spei-
cherung in der Datei, mit deren Inhalt sie abgeglichen werden. Die Behorden der Zollverwaltung konnen danach
nur Daten abgleichen, die sie zuvor zuldssigerweise erlangt haben. Das heift, dass die Angaben zur Person und
insbesondere zweckdienlicher Weise auch Lichtbilder und Fingerabdriicke flir einen Abgleich nach Absatz 3b
zuvor gemil Absatz 3 Satz 2 und 3 oder Absatz 3a erhoben wurden. Mittels des Abgleichs konnen die zuvor
erhobenen Daten einer Person zum Zwecke der Identitétsfeststellung und Verifizierung der Daten mit den in an-
deren Dateien gespeicherten Informationen abgeglichen werden. Dies betrifft insbesondere Informationen aus den
Datenbanken INPOL (Polizeiliches Informationssystem), SIS (Schengener Informationssystem), AFIS (Finger-
abdruck-Identifizierungs-System), GES (Gesichtserkennungssystem) und AZR (Auslénderzentralregister).

Zu Absatz 3¢

Die Regelung des Absatzes 3¢ gilt sowohl fiir die Félle, dass die betroffene Person ein Ausweisdokument vorge-
legt hat und die dort enthaltenen Daten ausgelesen wurden (§ 3 Absatz 3 Satz 3) als auch fiir die Fille, in denen
ein Ausweisdokument nicht vorgelegt oder ein ge-/ verfialschtes Ausweisdokument vorgelegt wurde und eine
Identitétsfeststellung nach § 3 Absatz 3a durch Erhebung von Lichtbildern und Fingerabdriicken und Abgleich in
den von § 3 Absatz 3b umfassten Datenbanken erfolgt ist. Die Identitétsfeststellung nach § 3 dient im Zusténdig-
keitsbereich der Behdrden der Zollverwaltung ausschlieBlich der unmittelbaren Aufgabenerfiillung nach § 2
SchwarzArbG. Ist die Identitdt einer Person erst einmal festgestellt, besteht fiir die Aufbewahrung/Speicherung
ihrer biometrischen Daten kein Erfordernis mehr. Die biometrischen Daten sind daher unmittelbar nach der Uber-
priiffung der Ausweispapiere oder Feststellung der Identitét zu l6schen. Die weiteren von den Behdrden der Zoll-
verwaltung erhobenen Daten (z. B. Personalien), welche fiir die Priifung nach § 2 SchwarzArbG erforderlich sind,
diirfen unter den Voraussetzungen des § 16b Absatz 2 PassG bzw. § 17 Absatz 2 PauswG zur Verarbeitung im
zentralen Informationssystem automatisiert gespeichert werden. Deren Loschung erfolgt nach den in § 19
SchwarzArbG festgelegten Regelungen und Fristen.

Es erfolgt keine Dateneingabe in erkennungsdienstliche Sammlungen. Die Inanspruchnahme der Systeme wie
INPOL, SIS oder AZR dient ausschlielich dem Datenabgleich zum Zwecke der Identitétsfeststellung.
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Zu Nummer 6 (§ 4)

Zu Buchstabe a (Uberschrift)

Die Uberschrift der Vorschrift wird erweitert auf die Priifungen von Unterlagen und Daten beim Priifbeteiligten,
um letztere ebenfalls bei Priifung vor Ort beriicksichtigen zu kdnnen.

Zu Buchstabe b (§ 4 Absatz 1 bis 1b)

In § 4 Absatz 1 Satz 1 wird ergénzend klarstellend geregelt, dass die FKS befugt ist, bei Priifungen vor Ort unan-
gekiindigt zu erscheinen. Denn Priifungen der FKS haben den Charakter einer Nachschau. Ziel ist es, durch an-
gekiindigte oder unangekiindigte Priifungen UnregelméBigkeiten aufzudecken. In Satz 1 wird zudem der Perso-
nenkreis an den neuen Begriff des Priifbeteiligten aus § 3 Absatz 1 Satz 1 angepasst sowie der Begriff der Priif-
beteiligten als Oberbegriff fiir Arbeitgeber, Auftraggeber von Dienst- oder Werkleistungen, Entleiher sowie
Selbststindige sowie der Begriff Unterlagen und Daten im Sinne der Legaldefinition in § 3 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 2 als Oberbegriff fiir Lohn- und Meldeunterlagen, Biicher und andere Geschiftsunterlagen sowie deren Daten
eingefiigt.

Satz 2 dient der Ausweitung der Befugnisse zur Einsichtnahme vor Ort in Unterlagen auch auf Daten des Priifbe-
teiligten. Dies dient im Besonderen dazu, neben den elektronischen Dokumenten beispielsweise auch Einsicht in
einzelne Datenfelder der EDV-Systeme des Arbeitgebers zu nehmen im Sinne des § 5a.

Nach Satz 2 ist das Recht zur Einsichtnahme universell anwendbar auf alle Unterlagen und Daten. Demnach soll
der FKS vor Ort vom Priifbeteiligten unabhingig von der Form und Aufbewahrungsart der Unterlagen und Daten
die Einsichtnahme ermdglicht werden. Demnach ist beispielsweise die Einsichtnahme in alle schriftlichen Unter-
lagen moglich, sodass darunter beispielsweise neben handschriftlichen Aufzeichnungen ebenso Ausdrucke aus
elektronisch gespeicherten Datensitzen fallen. Ebenso soll die Einsichtnahme in alle elektronischen Formate
moglich sein. Hierzu zdhlen auch in digitale Datenformate konvertierte und mit Hilfe eines Datenverarbeitungs-
systems erstellte Unterlagen, wie beispielsweise ein eingescanntes Dokument.

Letztlich ist damit ebenso die Einsichtnahme in die Datenverarbeitungssysteme des Priifbeteiligten vor Ort mog-
lich. Hierzu besteht nach Satz 3 die Befugnis fiir die FKS, zur Priifung der mit Hilfe eines Datenverarbeitungs-
systems erstellten und gespeicherten Daten, das Datenverarbeitungssystem der Priifbeteiligten zu nutzen.

Die fortschreitende Digitalisierung macht es notwendig, die mobilen Datenverarbeitungssysteme, wie die Laptops
der FKS-Bediensteten, auch auBlerhalb der Amtsrdume der FKS einzusetzen. Damit in diesem Rahmen Daten
rechtssicher auf diesen Systemen gespeichert und verarbeitet werden diirfen, wird nunmehr in Satz 4 eine Befug-
nis hierzu geregelt. Diese entspricht einer vergleichbaren Befugnis der Finanzbehdrden in § 147 Absatz 7 der
Abgabenordnung (AO).

Durch den Datenzugriff vor Ort im Unternehmen oder an Amtsstelle erfolgt eine logische, ggf. auch physische
Kopplung der IT von FKS und gepriiftem Unternechmen. Daher ist die Informationssicherheit, namentlich die
Vertraulichkeit, Integritét (inkl. Authentizitit) und Verfligbarkeit der jeweiligen Daten — aber der dabei verwen-
deten informationstechnischen Systeme, Komponenten sowie Prozessen — im erforderlichen Umfang (und im
beiderseitigen Interesse) zu gewahrleisten. Zu diesem Zweck sind geeignete sowie verhdltnisméafige technische
und organisatorische MaBnahmen nétig, die den einschligigen (Rechts-)Vorschriften und Standards entsprechen
miissen. Der jeweilige Stand der Technik soll dabei eingehalten werden.

Die Neuregelung in § 4 Absatz 1a soll die Mdglichkeit stirken, die weitere Priifung der Unterlagen und Daten an
Amtsstelle zu verlagern und dort fortzusetzen. Diese Entscheidung liegt im Ermessen der FKS-Bediensteten und
dient dem Zweck, einerseits eine nachtragliche Bearbeitung durch ein zeitverzogertes Nachsenden der Unterlagen
auszuschlieen und zugleich die Priifung fiir alle Beteiligten ressourcenschonend zu gestalten, sodass die Ge-
schiftsablaufe vor Ort nicht unnétig beeintriachtigt werden. Hierzu kdnnen die Priifbeteiligten einerseits freiwillig
die erforderlichen Originale der Unterlagen zur Verfiigung stellen oder alternativ nach Ermessen der FKS-Be-
diensteten Abschriften in Kopie, Abschriften in elektronischer Form oder Exporte der Daten aus den Datenverar-
beitungssystemen nach ihren Vorgaben in einem maschinell auswertbaren Format auf Datentrdgern mitgenom-
men werden. Als Abschrift in elektronischer Form gilt auch die Mitnahme eines Scans oder einer Bilddatei, bei-
spielsweise durch die Aufnahme eines Fotos iiber das dienstliche Smartphone des FKS-Bediensteten.
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In Absatz 1b ist zudem vorgesehen, dass alternativ zur Einsichtnahme vor Ort die FKS-Bediensteten drei weitere
Varianten (Nummer 1 bis 3) haben, um die Unterlagen und Daten der Priifbeteiligten zu iiberpriifen. Samtliche
Priifungsvarianten stehen den FKS-Bediensteten gleichrangig nach deren pflichtgeméd3em Ermessen unter Be-
riicksichtigung des Grundsatzes der VerhdltnisméBigkeit zur Verfiigung. Bei der Ermessensentscheidung sind
einerseits die fiir die Priifung forderlichen Umstéinde sowie die fiir den Arbeitgeber aus der Priifungsvariante
entstehenden Belastungen zu beriicksichtigen.

Zugleich soll durch die Abwégung des Priifformates ermdglicht werden, dass der schnellste und effektivste Weg
der Priifung fiir beide Seiten gewi#hlt wird. Beispielsweise kann statt der Vorlage und Ubersendung an Amtsstelle
nach Nummer 1 alternativ oder ergdnzend eine Einsichtnahme in die Unterlagen und Daten von der Amtsstelle
aus im Sinne der Nummer 2 oder eine elektronische Ubermittlung nach Nummer 3 moglich sein. Dies soll insbe-
sondere solchen Unternehmen ermdglicht werden, die ausschlieBlich die erforderlichen Geschéftsunterlagen in
elektronischen Datenverarbeitungssystemen bearbeiten und speichern. Eine Vorlage und Ubersendung von Un-
terlagen und Daten nach Nummer 1 in elektronischer Form oder eine elektronische Ubermittlung von Unterlagen
und Daten nach Nummer 2 oder eine elektronische Ubermittlung nach Nummer 3 kommt nur in Betracht, sofern
die Unterlagen und Daten auch in einem Datenverarbeitungssystem gespeichert werden Deren Priifung kann ohne
Vervielfiltigung der Unterlagen auch per Fernzugrift erfolgen. Fiir den Fernzugriff von Amtsstelle aus schaffen
die Priifbeteiligten Zugriffsmdglichkeiten nach den Vorgaben des § Sa Absatz 1. Fiir die maschinelle Auswertung
der dortigen Daten durch die FKS-Bediensteten muss eine unmittelbare Ubermittlung aus den elektronischen Da-
tenverarbeitungssystemen auf Grundlage der Nummer 3 nach den Vorgaben des § 5a Absatz 1 Satz 3 in Verbin-
dung mit Absatz 2 ermdglicht werden, damit die Priifung beschleunigt werden kann. Zudem kann die Variante
der ausschlieBlichen elektronischen Ubermittlung der Unterlagen und Daten im Sinne von Nummer 3, deren Uber-
priifung beschleunigen, da diese medienbruchfrei und systemisch unterstiitzt schneller durch die FKS ausgewertet
werden kénnen. Die Vorgaben zur Ubermittlung fiir die Priifbeteiligten richtet sich nach § 5a Absatz 2.

Von der elektronischen Einsichtnahme und Ubermittlung von Daten nach Satz 1 Nummer 2 und 3 sind auch die
in Datenverarbeitungsanlagen gespeicherten Daten nach dem bisherigen § 5 Absatz 5 Satz 1 a. F. umfasst. Im
Hinblick darauf wird die entsprechende Befugnis der Behdrden der Zollverwaltung durch den Bezug auf den im
Absatz 1 benannten und in § 3 Absatz 1 Satz definierten Priifbeteiligten auf den bisher gemill dem Wortlaut des
§ 5 Absatz 5 Satz 1 a. F. ausgenommenen Selbstindigen erweitert. Davon betroffen sind auch die entsprechenden
Mitwirkungspflichten nach § 5 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 5 sowie Absatz 5 n. F.

Nach Satz 2 sind ebenso bei der elektronischen Einsichtnahme und Ubermittlung von Unterlagen und Daten deren
Speicherung zum Zwecke der Uberpriifung auf dem Endgerit der priifenden FKS-Bediensteten zulissig. Die fort-
schreitende Digitalisierung macht es notwendig, die mobilen Datenverarbeitungssysteme auch aufBerhalb der
Amtsrdume der FKS einzusetzen.

Satz 3 stellt klar, dass die FKS eine angemessene Frist fiir die Vorlage und Ubersendung nach Satz 1 Nummer 1,
die elektronische Einsichtnahme nach Nummer 2 und die elektronische Ubermittlung nach Nummer 3 setzen
kann. Dadurch soll die Priifung beschleunigt und damit effizienter werden.

Zu Nummer 7 (§ 5)

Zu Buchstabe a (§ 5 Absatz 1)

Die Nennung des Entleihers wird bereits in die einleitende Aufzahlung der Priifungsadressaten eingefiigt. Es han-
delt sich in erster Linie um eine redaktionelle Klarstellung. Eine Zuordnung der einzelnen Priifungsadressaten zu
den einzelnen Priifungsaufgaben ist fiir die Norm nicht erforderlich, da ohnehin auch bereits Dritte vollumfanglich
von den Duldungs- und Mitwirkungspflichten erfasst sind. Der separat genannte Entleiher kann grundsitzlich
ebenso in allen Priifungssituationen angetroffen werden. So kann der Entleiher bspw. Auch im Rahmen einer
Priifung von Auslédndern und Ausldnderinnen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 oder bei der Priifung einer
Beschiftigung im Hinblick auf ausbeuterische Arbeitsbedingungen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 angetrof-
fen werden und u. a. fiir die Priifung erhebliche Auskiinfte erteilen. Beziiglich der anderen Priifungsadressaten
erfolgt ebenfalls keine Unterscheidung nach einzelnen Priifungsaufgaben. Eine vergleichbare Differenzierung fiir
den Begriff des Entleihers erfolgt auch nicht bei den Priifungsbefugnissen der §§ 3 und 4.

Dartiber hinaus wird klargestellt, dass die Duldungs- und Mitwirkungspflichten von Dritten und Entleihern in
samtlichen Priifungssituationen bestehen und nicht nur in der konkreten Antreffsituation. Insbesondere gilt die
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Auskunfts- und Vorlagepflicht des § 5 Absatz 1 Satz Nummer 3 auch bei einer schriftlichen Anforderung durch
die Behdrden der Zollverwaltung oder die nach Landesrecht fiir die Schwarzarbeitsbekdmpfung zustindigen Be-
horden auch ohne ein vorheriges Antreffen des Dritten oder Entleihers vor Ort.

Nach der neuen Nummer 4 sind die Unterlagen ausgesondert zur Verfiigung zu stellen. Die neue Nummer 4 in
Satz 1 dient der Klarstellung, dass neben einer bloen Vorlage von Geschéftsunterlagen nach den Nummern 1
und 3 auch die entsprechenden Erlduterungen zum Verstindnis dieser Unterlagen zu geben sind. Dies kann im
Falle der Nummer 2 bei der Priifung vor Ort erfolgen oder mit der Ubersendung der Unterlagen nach Nummer 3.
Die Form der Erlduterung ist nicht vorgegeben. Diese kann im Zuge der miindlichen Auskunftserteilung oder
schriftlich gegeben werden. Daneben wird entsprechend der Regelung des § 147 Absatz 6 Satz 1 Nummer 1 der
Abgabenordnung geregelt, dass fiir die Priifung von Daten, die mit Hilfe von den Datenverarbeitungssystemen
der Vorlagepflichtigen erstellt worden sind, diese den Behorden der Zollverwaltung zur Nutzung zur Verfligung
zu stellen sind. Die kostenfreie Ermoglichung der digitalen Einsichtnahme in Unterlagen und Daten bzw. die
kostenfreie Nutzung der Datenverarbeitungssysteme der Priifbeteiligten hat nur zu erfolgen, sofern solche Sys-
teme durch den Priifbeteiligten fiir die Verarbeitung der zur Priifung erforderlichen Unterlagen und Daten genutzt
werden bzw. auch zur Verfiigung stehen.

Die Priifungen der FKS vor Ort, das heifit in den Geschéftsraumen, auf den Grundstiicken der Arbeit- und Auf-
traggeber und in Steuerberatungskanzleien werden um die digitalen Priifalternativen erweitert. Denn der Aus-
tausch in den Unternehmen findet unter Nutzung elektronischer Arbeitsmittel zunehmend digital und unter Ver-
meidung von Reiseaufwiinden iiber Entfernungen hinweg statt. Insbesondere die Nutzung elektronischer Uber-
mittlungswege flir Informationen und Geschéftsunterlagen konnen Priifungen der FKS vor Ort in geeigneten Fal-
len ersetzen. Beispielsweise kann eine Anforderung von Geschéftsunterlagen in schriftlicher oder elektronischer
Form und Priifung an Amtsstelle ebenfalls zielfiihrend sein und angemessen sein, um Aufwinde fiir die FKS
sowie fiir die betroffenen Unternehmen, die mit einer Priifung in den Geschiftsrdumen verbunden sind, zu ver-
meiden.

Insoweit sind die Moglichkeiten der elektronischen Arbeitsmittel und Kommunikation auch im Sinne einer Effi-
zienzsteigerung der Priifung auszuschdpfen. Von der elektronischen Ubermittlung und Vorlage von Daten nach
Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b und Nummer 5 sind auch die ausgesonderten in Datenverarbeitungsanlagen ge-
speicherten Daten nach dem bisherigen § 5 Absatz 5 Satz 1 a. F. umfasst. Im Hinblick darauf wird die entspre-
chende Befugnis der Behdrden der Zollverwaltung auf den im Absatz 1 benannten und in § 3 Absatz 1 definierten
Priifbeteiligten und damit auf den bisher nicht umfassten Selbstidndigen (vgl. § 5 Absatz 5 Satz 1 a. F.) erweitert.

Die Duldungs- und Mitwirkungspflichten werden dahingehend angepasst und um die elektronische Kommunika-
tion mit den Behorden der Zollverwaltung erweitert. Es wird zudem klargestellt, dass die Mdglichkeit besteht,
statt einer Priifung vor Ort eine Priifung an Amtsstelle durchzufiihren, sofern dies fiir die Priifung forderlich ist.
Weiterhin wird klargestellt, dass fiir eine Priifung an Amtsstelle neben der Vorlage von Unterlagen, also dem
Aushindigen zur Einsichtnahme, auch eine schriftliche oder elektronische Ubersendung von Unterlagen erfolgen
kann.

Zu Buchstabe b (§ 5 Absatz 2a)

Anlehnend an den § 87a Absatz 1a AO soll eine miindliche Auskunft nach § 5 Absatz 2 Satz 1 nicht nur an Amts-
stelle, sondern auch elektronisch, u. a. per Videokonferenz sowie angelehnt an § 201 Absatz 1 Satz 3 AO ein
fernmiindlicher Austausch ermdglicht werden.

Dadurch wird es moglich, eine Geschiftsunterlagenpriifung von der Amtsstelle auch durch einen Informations-
austausch per Videokonferenz oder Telefonbesprechung zu ergénzen, sodass die Priifbeteiligten nicht zwingend
an der Amtsstelle fiir weitere Auskiinfte erscheinen miissen.

Nach Satz 2 soll eine Auskunft per Video- oder Telefonkonferenz grundsétzlich im verschliisselten Format erfol-
gen. Jedoch kann ebenfalls eine Befreiung von der Verschliisselung méglich sein, wenn hierzu zuvor alle be-
troffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer schriftlich eingewilligt haben und damit der Sozialdatenschutz
hinreichend beriicksichtigt wurde.
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Zu Buchstabe c (§ 5 Absatz 3)

Die Anderung erfolgt zur Klarstellung beziiglich der in § 5 Absatz 3 Satz 1 genannten Dokumente, dass bei Ein-
behaltung der genannten Dokumente die Behorden der Zollverwaltung gesetzlich verpflichtet sind, eine entspre-
chende Bescheinigung zur Vorlage bei der zustindigen Ausldanderbehorde zu erteilen.

Im Ubrigen erfolgt eine sprachliche Bereinigung des Absatzes im Hinblick auf die Gleichbehandlung von Frauen
und Ménnern.

Zu Buchstabe d (§ 5 Absatz 5)

Die Regelung des § 5 Absatz 5 Satz 1 a. F. istin § 5 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe a und Nummer 4 (neu) auf-
gegangen. Im neuen Satz 1 wird ebenfalls der in § 3 Absatz 1 Satz 1 definierte Oberbegriff des Priifbeteiligten
eingefligt. Der Begriff der Datenlisten wird umfassender auf den Begriff der Daten erweitert entsprechend zum
Anwendungsbereich des § 4 Absatz 1 Satz 2. Die schutzwiirdigen Interessen von betroffenen Personen, zu denen
die Daten iibermittelt werden, wie etwa Arbeitnehmer, Auftraggeber und Auftragnehmer, werden beriicksichtigt.

Zu Nummer 8 (§ 5a)

Neben der Einsichtnahme in Unterlagen und Daten vor Ort bzw. deren Vorlage oder Ubersendung an Amtsstelle
nach § 3 Absatz la und § 4 Absatz 1b, konnen die Behorden der Zollverwaltung auch gemiB § 5a die elektroni-
sche Einsichtnahme und Ubermittlung von Unterlagen und Daten, solche wie in § 3 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2
legaldefiniert, verlangen. Fiir die Varianten des § 5a ist eine wie fiir die Steuerverwaltung in § 87a Absatz 1 AO
geregelte Norm zur elektronischen Kommunikation erforderlich, da diese genannte Regelung nicht durch den
Verweis des § 22 sinngemiB auf das Verwaltungsverfahren der FKS Anwendung findet. Die Ubermittlung ist
dabei umfassend zu verstehen. Erfasst ist nicht nur die Ubersendung, sondern auch die Ubertragung im Sinne von
§ 147 Absatz 6 AO. Dabei ist der erdffnete Zugang nicht auf ein bestimmtes, elektronisches Verfahren beschréinkt,
sodass eine Ubermittlung von Unterlagen und Daten {iber verschiedene Datenverarbeitungssysteme (z. B. E-Mail,
Online-Speicher und Cloud-Dienste- wenn ein durch die Behorden der Zollverwaltung fiir den Empfang einge-
richteter Zugang in Form eines Online-Speichers und Cloud-Dienstes besteht) moglich ist. Zudem muss ermog-
licht werden, dass den FKS-Bediensteten die zu {ibermittelenden Daten maschinell auswertbar bereitgestellt wer-
den konnen, damit die Priifung beschleunigt werden kann.

Durch die elektronische Einsichtnahme von der Amtsstelle nach § 5a Absatz 1 Satz 1 soll ermdglicht werden,
dass die FKS-Bediensteten bei der Priifung der Daten und Unterlagen direkt auf die Datenverarbeitungssysteme
des Priifbeteiligten zugreifen konnen, sofern solche Systeme durch den Priifbeteiligten fiir die Verarbeitung der
zur Priifung erforderlichen Unterlagen und Daten genutzt werden. Dadurch kann bspw. Ein Zugriff auf vom Ar-
beitgeber genutzte Zeiterfassungssysteme, Buchhaltungssysteme etc. fiir die FKS-Bediensteten fiir eine Uberprii-
fung ermoglicht werden.

Hierzu soll den Behdrden der Zollverwaltung durch den Priifbeteiligten ein kostenfreier Zugang auf seine IT-
Infrastruktur eingerichtet werden, sodass beispielsweise per Nutzung von Zugangsdaten von der Amtsstelle aus
auf die Daten einer externen Cloud des Priifbeteiligten zum Zwecke der Priifung zugegriffen werden kann. Dabei
muss ermdglicht werden, dass die FKS-Bediensteten die dortigen Daten maschinell auswerten kdnnen, damit die
Priifung beschleunigt werden kann.

Nach § 5a Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 2 Satz 4 gelten fiir die Einsichtnahme und Ubermittlung die
Vorgaben zum Verschliisselungsgebot. Demnach ist grundsitzlich ein verschliisselter Ubertragungsweg fiir die
elektronische Einsichtnahme zu gewéhrleisten, so dass bei der Einsichtnahme nicht unbefugte Dritte den Zugriff
auf die Daten erlangen.

Die Ubermittlung der Unterlagen und Daten des Priifbeteiligten an die Behorden der Zollverwaltung nach § 5a
Absatz 2 soll ebenso in elektronischer Form erfolgen, um eine medienbruchfreie Priifung durch die FKS zu er-
moglichen. Damit soll perspektivisch eine papierfreie Priifung durch die FKS erfolgen. Hierzu ist erforderlich,
dass die iibermittelten Unterlagen und Daten nicht zusétzlich in der FKS-Dienststelle eingescannt werden miissen.
Insofern sind vom Priifbeteiligten eingescannte oder digital fotografierte Unterlagen und Daten ebenfalls von der
Norm erfasst. In § 5a Absatz 2 Satz 4 soll ausdriicklich eine Befreiung von der Verschliisselung der Kommuni-
kation ermdglicht werden. Zwar ist grundsitzlich ein verschliisselter Ubertragungsweg fiir die elektronische
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Einsichtnahme und Ubermittlung zu gewihrleisten, sodass nicht unbefugte Dritte den Zugriff auf die Daten er-
langen, jedoch ldsst § Sa Absatz 2 Satz 3 in bestimmten Féallen Ausnahmen von der Verschliisselung zu.

Denn Artikel 32 Absatz 1 der Datenschutzgrundverordnung eréffnet den Mitgliedstaaten die Moglichkeit, geeig-
nete Mafinahmen — wie ,,unter anderem* eine Verschliisselung — zu treffen. Danach ist das Erfordernis der Ver-
schliisselung disponibel, da auch keine Daten des Artikels 9 der Datenschutzgrundverordnung verarbeitet werden,
die besonders sensibel sind. Vielmehr sind die in § 4 Absatz 1 genannten Unterlagen und Daten solche, die der
Sozialsphére zuzuordnen sind.

Dafiir ist unter anderem erforderlich, dass bei Bedarf vom Verschliisselungsgebot eine Befreiung moglich ist, um
unter anderem auch fiir Arbeitgeber die Priifung zu beschleunigen und damit schneller abzuschlieBen. Hierzu
konnen unter anderem die Behdrden der Zollverwaltung vom Verschliisselungsgebot des § 5a Absatz 2 Satz 4
erster Halbsatz befreit sein, wenn die betroffenen Arbeitnehmer hierzu schriftlich eingewilligt haben, nachdem
sie iiber die moglichen Folgen ihrer Einwilligung durch den Arbeitgeber belehrt worden sind. Hierzu kann der
Arbeitgeber zukiinftig standardisierte Belehrungsformulare verwenden, die von der Zollverwaltung zur Verfii-
gung gestellt werden. Die Standards hierfiir konnen von der Zollverwaltung unter Einbeziehung des oder der
Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und Informationssicherheit entwickelt werden.

Der Priifbeteiligte hat nach § 5a Satz 5 unaufgefordert den Nachweis der Einwilligung der betroffenen Arbeitneh-
mer den priifenden FKS-Bediensteten ebenfalls elektronisch zu iibermitteln. § Sa Absatz 2 Satz 6 stellt vergleich-
bar wie in § 87a Absatz 1 Satz 4 und 5 AO klar, dass weder eine Entschliisselung zum Zwecke der Schadsoft-
warepriifung noch eine Benachrichtigung {iber die Bereitstellung von Daten gegen das Verschliisselungsgebot
verstof3en.

Zu Nummer 9 (§ 5b)

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Im Zuge der Erweiterung der Mitwirkungspflichten zur elektro-
nischen Einsichtnahme und Ubermittlung in § 5a wird das unzuldssige Anbieten und Nachfragen der Arbeitskraft
systematisch als neuer § 5b eingefiigt.

Zu Nummer 10 (§ 6)
Zu Buchstabe a (§ 6 Absatz 1)

Zu Doppelbuchstabe aa

Durch die Ergénzung im § 6 Absatz 1 Satz 1 SchwarzArbG wird klargestellt, dass im Rahmen des gegenseitigen
Informationsaustauschs mit den Zusammenarbeitsbehorden und -stellen der FKS neben den Ergebnissen der Prii-
fungen auch die Ergebnisse der Ermittlungen {ibermittelt werden sollen, wenn deren Kenntnis fiir die Erfiillung
der Aufgaben der Behorden oder Stellen erforderlich ist. Damit wird die Zusammenarbeit zwischen den Zusam-
menarbeitsbehorden und -stellen weiter gestérkt.

Die Kenntnis der Ermittlungsergebnisse kann beispielsweise fiir die damit zusammenhéngende Riickforderung
oder Kiirzung von Leistungen der Leistungstriger, wie bspw. Der Jobcenter, erforderlich sein. Wenn das Sozial-
system ausgenutzt und neben dem Biirgergeldbezug schwarzgearbeitet wird, muss angemessen darauf reagiert
werden konnen. Fiir die Funktionsfahigkeit und Akzeptanz des sozialen Rechtsstaates ist entscheidend, dass Haus-
haltsmittel, die zur Hilfe fiir bediirftige Menschen bestimmt sind, nur in Fillen in Anspruch genommen werden,
in denen wirkliche Bediirftigkeit vorliegt. Mit der Regelung wird eine unverziigliche Riickmeldung der Zollver-
waltung u. a. an die Jobcenter verbindlich festgelegt. Die Riickmeldungen der Behorden der Zollverwaltung ver-
setzen die Jobcenter in die Lage, im Anschluss etwaige leistungsrechtliche Entscheidungen fiir den Bezug von
Leistungen nach dem SGB II zu treffen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nach § 6 Absatz 1 Satz 3 SchwarzArbG iibermittelt die FKS Informationen einschlieBlich personenbezogener
Daten an Strafverfolgungs- und Polizeivollzugsbehdrden und stellt sicher, dass diese auch von Hinweisen auf
auBlerhalb der Zusténdigkeit der FKS liegende Delikte, wie beispielsweise Urkundenfilschung, Schleusung oder
nicht mit Beschéftigung zusammenhédngendem Menschenhandel, Kenntnis erlangen.

Die Mitteilungsverpflichtung nach § 6 Absatz 1 Satz 3 SchwarzArbG ist, soweit es um die Ubermittlung von
Sozialdaten geht, eine gesetzliche Aufgabe der FKS nach dem SGB X gem. § 69 Absatz 1 Nummer 1, § 67



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode - 95— Drucksache 21/1930

Absatz 3 Nummer 3 SGB X, § 35 Absatz 2 SGB Ii. V. m. § 15 SchwarzArbG. Die FKS iibermittelt somit nach
§ 69 Absatz 1 Nummer 1 SGB X Sozialdaten als Stelle nach § 35 SGB I zur Erfiillung der eigenen gesetzlichen
Aufgabe nach dem Sozialgesetzbuch im Sinne von § 15 Absatz 1 Satz 2 SchwarzArbG. Informationen einschlief3-
lich personenbezogener Daten aus Priifungen der FKS kdnnen insofern auf dieser Grundlage nach § 6 Absatz 1
Satz 3 SchwarzArbG an Strafverfolgungs- und Polizeivollzugsbehorden fiir die Verhiitung und Verfolgung von
Straftaten iibermittelt werden. Einer dariiberhinausgehenden Priifung der §§ 68, 69 Absatz 1 Nummer 2 und des
§ 71 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, § 73 SGB X bedarf es daher nicht.

Im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung im Priifverfahren erlangen die Hauptzolldmter vielfach Erkenntnisse,
welche Anhaltspunkte flir strafbare Lebenssachverhalte in der Verfolgungszusténdigkeit der Polizeivollzugs- und
Strafverfolgungsbehorden darstellen. Diese sollen auch weiterhin Kern der Mitteilungsverpflichtung zur Verhii-
tung und Verfolgung von Straftaten sein. Der bisher von Satz 3 mit umfasste Zweck zur Verhiitung und Verfol-
gung von Ordnungswidrigkeiten wird dagegen gestrichen. Eine verpflichtende Ubermittlung jeglicher im Rahmen
von Priifungen festgestellter Ordnungswidrigkeiten auerhalb des eigenen Verwaltungszweigs der FKS ist fiir die
Strafverfolgungs- und Polizeivollzugsbehorden aufgrund der geringeren Gefahrdung fiir die Rechtsordnung nicht
zwingend erforderlich. Die Weitergabe von Informationen zu jeglichen Ordnungswidrigkeiten kann entfallen. Mit
der Anderung wird die Schwelle fiir die Ubermittlung von Daten an die Strafverfolgungs- und Polizeivollzugsbe-
horden insoweit erhoht, da kiinftig nur noch bei tatsichlichen Anhaltspunkten fiir Straftaten eine Ubermittlung
erfolgen darf.

Zu Buchstabe b (§ 6 Absatz 1a)

Durch die Anderung von § 6 Absatz 1a SchwarzArbG wird i. V. m. § 481 Absatz 1 Satz 2 StPO eine Ubermitt-
lungsgrundlage geschaffen, um personenbezogene Daten von der FKS rechtssicher an das ZKA als Zentralstelle
der Zollverwaltung fiir die Beantwortung von Sicherheits- und Zuverldssigkeitsanfragen {ibermitteln zu konnen.
Durch die Normierung der Zentralstellenfunktion des ZKA zur Beantwortung von Anfragen der Sicherheitsbe-
horden konnen die Daten der FKS nunmehr direkt in die Beantwortung mit einbezogen werden. Andere einzel-
gesetzliche Vorgaben, die sich an die Ubermittlung von personenbezogenen Daten an die jeweilige Sicherheits-
behorde kniipfen, wéren somit nicht mehr durch die FKS zu priifen, da der Datenaustausch kiinftig lediglich zwi-
schen der FKS und der Zentralen Stelle Datenabgleich (ZEDA) im ZKA stattfinden wiirde. Die ZEDA wird somit
zum Single Point of Contact flir die Sicherheitsbehorden. Der verlangerte Sozialdatenschutz nach § 78 Absatz 1
Satz 1 SGB X steht der Ubermittlung von in Ermittlungsverfahren iiberfiihrter Sozialdaten nicht entgegen, da die
Beauskunftung der eingehenden Sicherheits- und Zuverlissigkeitsabfragen unter den Begriff der Gefahrenabwehr
des § 78 Absatz 1 Satz 6 SGB X fillt und somit von dem Zweckbindungsgrundsatz des Absatzes 1 Satz 1 abge-
wichen werden darf.

Erkenntnisse aus Strafverfahren haben vielfach — unabhédngig vom betroffenen Deliktsbereich — Einfluss auf die
Bewertung der Zuverlassigkeit einer Person. Beispielhaft sei hier der Luftsicherheitsbereich benannt. In § 7 Ab-
satz 1a LuftSiG werden fiir die regelhafte Unzuverlédssigkeit keine Deliktsbereiche ausgeschlossen. Vielmehr
muss, um in derartigen Féllen dem gesetzgeberischen Willen Rechnung tragen zu kénnen, im Wege der Gesamt-
wiirdigung aller vorliegenden Informationen eine Entscheidung iiber die Zuverldssigkeit durch die jeweils anfra-
gende Behorde ermdglicht werden. Dazu ist es erforderlich, dass auch die Information iiber ein laufendes oder
abgeschlossenes Strafverfahren aus dem Bereich der FKS fiir die zu treffende Entscheidung der anfragenden Be-
horden (beispielhaft Luftsicherheitsbehdrde) vorliegt. Die von der FKS gefiihrten Ermittlungsverfahren beinhal-
ten mitunter Straftaten von erheblichem Gewicht, z. B. Veruntreuen von Arbeitsentgelten, Betrugsdelikte, Urkun-
denfalschungen etc., die fiir sich genommen bereits einen Versagungsgrund aus Sicht der priifenden Behorde
darstellen kdnnen. Derzeit werden Erkenntnisse aus Strafverfahren der FKS durch keine weitere Sicherheitsbe-
horde (z. B. Landerpolizeien) regelhaft beauskunftet.

Zu Buchstabe ¢ (§ 6 Absatz 2)

Die Anderung dient der Klarstellung. Die Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens fiir die Datenbe-
stinde der Datenstelle der Rentenversicherung ist nach dem bisherigen § 150 Absatz 5 Satz 1 des Sechsten Buches
Sozialgesetzbuch (SGB VI) fiir die Behorden der Zollverwaltung bereits zuldssig, soweit diese Aufgaben nach
§ 2 durchfiihren. Fiir den automatisierten Abruf fiir die Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten
trifft der bisherige § 6 Absatz 2 Satz 3 eine zusétzliche Regelung.
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Die beiden Regelungen werden zur besseren Rechtsklarheit vereinheitlich und aufeinander abgestimmt, sodass
der neue § 6 Absatz 2 Satz 3 den automatisierten Abruf von Daten fiir die Behdrden der Zollverwaltung fiir ihre
Priifungsaufgaben nach § 2 und die Verfolgung von damit zusammenhéngenden Straftaten oder Ordnungswidrig-
keiten aus dem Dateisystem der Datenstelle nach § 150 Absatz 5 Satz 1 SGB VI erlaubt und der neue § 150 Ab-
satz 5 Satz 1 SGB VI spiegelbildlich die Einrichtung des automatisierten Abrufverfahrens fiir das Dateisystem
der Datenstelle zur Erfiillung der gesetzlichen Aufgaben zuldsst. Daher ist es zwingend, dass beide Vorschriften
inhaltlich parallel verlaufen. Die Anderung beinhaltet auch die Anpassung im § 6 Absatz 2 Satz 3 hinsichtlich des
,,Abrufs von Daten aus dem Dateisystem der Datenstelle der Rentenversicherung® anstelle der bisherigen Formu-
lierung ,,Daten aus den Datenbestinden der Trager der Rentenversicherung. Diesbeziiglich handelt es sich wei-
terhin um den Zugriff der FKS auf die bei der Datenstelle der Rentenversicherung gefiihrten Dateien. Auf Grund-
lage der Zusammenarbeitsvereinbarung der Behorden der Zollverwaltung und der Tréger der Rentenversicherung
fanden die Abrufe nach § 6 Absatz 2 Satz 3 auch bisher schon faktisch bei der Datenstelle statt.

Zu Buchstabe d (§ 6 Absatz 3)

Es erfolgt eine redaktionelle Korrektur des Verweises. Der bisherige Verweis auf § 478 Absatz 1 Satz 1 und 2
StPO geht ins Leere. § 478 Absatz 1 Satz 1 und 2 StPO wurde durch das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie
(EU) 2016/680 im Strafverfahren sowie zur Anpassung datenschutzrechtlicher Bestimmungen an die Verordnung
(EU) 2016/679 vom 20. November 2019 (BGBI. I. S. 1724) inhaltswahrend durch den geénderten § 480 Absatz 1
Satz 1 und 2 StPO abgelost.

Zu Buchstabe e (§ 6 Absatz 6)

§ 6 Absatz 1 Satz 1 regelt die Verpflichtung der Behorden der Zollverwaltung und der sie gemél § 2 Absatz 4
unterstiitzenden Stellen, einander auch die fiir die Zusammenarbeit nach Absatz 6 erforderlichen Informationen
einschlieflich personenbezogener Daten und die Ergebnisse der Priifungen zu iibermitteln, soweit deren Kenntnis
fiir die Erfiillung der Aufgaben der Behoérden oder Stellen erforderlich ist. Die nun in § 6 Absatz 6 Satz 2 und 3
vorgesehenen Vorschriften ergénzen diese Regelung und schaffen die Befugnis fiir die Generalzolldirektion im
Rahmen ihrer Funktion als Verbindungsbiiro im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie 96/71/EG iiber das
Binnenmarkt-Informationssystem eingehende Ersuchen an die zustindige nationale Zusammenarbeitsbehorde zu
iibermitteln, die Beantwortung entgegenzunehmen und an die ersuchende Behdrde weiterzuleiten.

Dies ist insbesondere in den Féllen erforderlich, in denen die Generalzolldirektion Ersuchen erhilt, die nicht ihre
origindre Zustdndigkeit, sondern jene der zustindigen Behdrden nach dem Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) be-
treffen (Mindestarbeitsbedingungen nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 96/71/EG die Sicherheit,
den Gesundheitsschutz sowie die Hygiene am Arbeitsplatz betreffend). Diese Mindestarbeitsbedingungen miissen
ebenfalls von den Arbeitgebern in allen Mitgliedstaaten gewéahrt werden.

Zu Nummer 11 (§ 6a)

Mit Art. 21 der Richtline (EU) 2023/977 des Européischen Parlaments und des Rates vom 10. Mai 2023 {iber den
Informationsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbehdrden der Mitgliedstaaten und zur Authebung des Rah-
menbeschlusses 2006/960/J1 des Rates (InfoRL) wird der genannte Rahmenbeschluss zum 12. Dezember 2024
aufgehoben.

Entsprechend muss der Verweis auf den Rahmenbeschluss 2006/960/J1 des Rates gestrichen und durch einen
Verweis auf die InfoRL ersetzt werden.

Zu Nummer 12 (§ 7)

Zu Buchstabe a (§ 7 Absatz 1)

Der Auskunftsanspruch der FKS nach § 7 wird im Hinblick auf die Mitteilungspflicht fiir Herausgeber von ano-
nymen Angeboten oder Werbemafinahmen — z. B. in Printmedien, auf Online-Plattformen oder sonstigen elekt-
ronischen Kommunikationsplattformen, auf denen Dienst- oder Werkleistungen angeboten werden — um die An-
gabe zu der jeweiligen Anzahl von Angeboten oder WerbemafBinahmen des Auftraggebers des Angebotes oder der
WerbemaBnahme erweitert. Fiir die Behorden der Zollverwaltung ist diese zusitzliche Angabe im Rahmen ihrer
Aufgabenwahrnehmung zur Beurteilung der wirtschaftlichen Marktaktivititen und des damit verbundenen Risi-
kopotentials fiir das Vorliegen von Indikatoren fiir Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung erforderlich.
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Zu Buchstabe b (§ 7 Absatz 1a)

Mit dem neuen Absatz 1a wird fiir die Behorden der Zollverwaltung das Instrument des sogenannten Sammelaus-
kunftsersuchens im Hinblick auf die Zunahme des Anbietens und der Bewerbung von Dienst- und Werkleistungen
auf Online-Plattformen auch fiir die Aufgabenwahrnehmung nach diesem Gesetz verankert.

Die Regelung entspricht der Befugnis der Steuerfahndung und Zollfahndung nach § 208 Absatz 1 Nummer 3 AO,
die auf der Grundlage des § 93 Absatz 1a AO und der stindigen Rechtsprechung von Bundesverfassungsgericht
(BverfG) und Bundesfinanzhof (siche Gesetzesbegrindung zu § 93 Absatz 1a AO auf Bundestagsdrucksache
18/11132) basiert. Die Behorden der Zollverwaltung diirfen nach Satz 1 Sammelauskunftsersuchen an Dritte {iber
eine noch unbekannte Anzahl von Sachverhalten richten.

Anders als bei typischen Einzel-Auskunftsersuchen sind die Betroffenen den Behorden der Zollverwaltung bei
Erlass des Auskunftsersuchens noch nicht bekannt. Die vom Sammelauskunftsersuchen Betroffenen miissen al-
lerdings dem Grunde nach bestimmbar sein.

Voraussetzung fiir ein Sammelauskunftsersuchen ist nach Satz 3, dass ein hinreichender Anlass fiir die Priifung
besteht und andere zumutbare MaBnahmen zur Sachverhaltsaufklarung keinen Erfolg versprechen. Ein hinrei-
chender Anlass fiir ein Sammelauskunftsersuchen liegt vor, wenn aufgrund konkreter Anhaltspunkte oder auf-
grund allgemeiner Erfahrung die Moglichkeit von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung in Betracht kommt
und daher eine Anordnung bestimmter Art angezeigt ist. Ermittlungen ,,ins Blaue hinein“, Rasterfahndungen,
Ausforschungsdurchsuchungen oder dhnliche ErmittlungsmaBBnahmen sind unzuldssig. Fiir ein Sammelaus-
kunftsersuchen ist aber ausreichend, dass die Behorden der Zollverwaltung im Rahmen einer Prognoseentschei-
dung im Wege vorweggenommener Beweiswiirdigung nach pflichtgemidBem Ermessen zu dem Ergebnis gelan-
gen, dass die Auskunft voraussichtlich zur Aufdeckung erheblicher Tatsachen fithren wird. Ein strafrechtlicher
Anfangsverdacht muss aber noch nicht vorliegen.

Die Behorden der Zollverwaltung werden fortlaufend durch Biindnispartner der bundesweiten Biindnisse gegen
Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung sowie durch andere Stellen und Personen auf vermeintlich im Zusam-
menhang mit Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung sowie Steuerhinterziehung stehende Dienst- und Wer-
kleistungsangebote und -annahmen von nicht benannten Unternehmen/Personen auf diversen Plattformen hinge-
wiesen. Die auf den Plattformen handelnden Akteure (Unternehmen bzw. Personen) sowie der Umfang und die
Hohe der erbrachten Dienst-, Werk- oder Arbeitsleistungen sind in diesen Fillen zwar noch nicht bekannt, jedoch
im Hinblick auf die Art der Dienstleistungsangebote bzw. -annahmen bestimmbar.

Zu den gemil den eingehenden Hinweisen angebotenen und erbrachten Leistungen bestehen im Hinblick auf die
fiir die Behorden nicht erkennbaren Angebote und Abwicklungen — insbesondere in den iiberwiegend durch
menschliche Arbeitsleistung gepragten Branchen — hinreichende mdgliche Anhaltspunkte fiir Verschleierungen
sowie Manipulationen und Umgehungen in Bezug auf Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung. Diese Tétigkei-
ten gehen unter anderem auch mit prekéren Arbeitsbedingungen, der Einschrinkung von Arbeitnehmerrechten
und einer unzureichenden sozialen Sicherung einher. Es gilt, die hiervon betroffenen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zu schiitzen. Dariiber hinaus besteht ein hohes 6ffentliches Interesse an einer mdglichst liickenlosen
Verhinderung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung sowie der dadurch zu erwartenden Sozialversiche-
rungs- und Steuerausfille.

Den Behorden der Zollverwaltung stehen keine geeigneten Maflnahmen zur Aufkldrung der Akteure sowie des
Umfangs und der Umsatz- oder Entgelthohe der Téatigkeiten beziiglich der eingehenden Hinweissachverhalte zur
Verfligung.

Die iiber eine Sammelauskunft erlangte Kenntnis konkreter Anbieter ermoglicht erst ein Téatigwerden der Behor-
den der Zollverwaltung in Bezug auf eine grundsitzliche Risikobewertung des Hinweises unter Heranziehung
weiterer Information und einer darauf basierenden Informationsverdichtung. Dies ist die Grundlage fiir eine ein-
zelfallbezogene Entscheidung zur Durchfithrung einer Priifung.

Eine Sammelauskunft kann im Hinblick auf einen regional 6rtlich begrenzten Raum durch das jeweils zustindige
Hauptzollamt erfolgen. Sofern eine {iberregionale bzw. bundesweite Bedeutung und/oder Zustdandigkeit von meh-
reren Hauptzolldmtern besteht, kann sie im Hinblick auf eine iibergeordnete Koordinierung von Priifungs- und
Ermittlungsverfahren durch die Generalzolldirektion als Zentralstelle nach § 24 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 durch-
gefiihrt werden.
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Zu Nummer 13 (§ 8)

Zu Buchstabe a (§ 8 Absatz 2)

Aufgrund der Anderungen in den §§ 5 bis 5b SchwarzArbG sind Folgeanpassungen des § 8 Absatz 2 Schwarz-
ArbG erforderlich. Die gednderten Duldungs- und Mitwirkungspflichten in § 5 SchwarzArbG sind in den entspre-
chenden BuBgeldnormen gleichermafen abzubilden. Dariiber hinaus erfolgen redaktionelle Anderungen bei den
bisherigen Bufigeldtatbestéinden.

Der neu formulierte § 8 Absatz 2 Nummer 2 soll den Wortlaut der Vorschrift auch auf die Erteilung eines Hin-
weises ausweiten. Der Wortlaut des § 8 Absatz 2 Nummer 2 beschriankt sich derzeit auf die Ahndung von Ver-
stoBen gegen die Aufbewahrungs- und Vorlagepflicht. Aus Griinden der Rechtsklarheit sollte die BuBgeldnorm
auch VerstoBe gegen die Hinweispflicht des Arbeitgebers gemill § 2a Absatz 2 erfassen; vergleiche dazu die
Aufzeichnungspflicht gemil § 17 Absatz 1 Satz 1 MiLoG und § 19 Absatz 1 Satz 1 AentG sowie die mit diesen
Pflichten korrespondierenden BuBigeldvorschriften nach § 21 Absatz 1 Nummer 6 MiLoG und § 23 Absatz 1
Nummer 7 AentG.

Zu Buchstabe b (§ 8 Absatz 4)

Das Herstellen von Schein- und Abdeckrechnungen gefahrdet die Erhebung von Steuern und Sozialabgaben in
besonderem MaB3e und ermoglicht vielfach erst Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung.

Bereits mit dem Gesetz gegen illegale Beschéftigung und Sozialleistungsmissbrauch von 2019 wurden mit § 8
Absitze 4 und 5 SchwarzArbG Ordnungswidrigkeitentatbestéinde fiir das Herstellen und Inverkehrbringen von
Schein- und Abdeckrechnungen geschaffen. Die aktuellen BuBlgeldtatbestidnde in § 8 SchwarzArbG erfassen die
vorgefundenen Schein- und Abdeckrechnungen nicht vollstdndig. So werden gewerbsméfig im erheblichen Um-
fang auch inhaltlich falsche Schein- oder Abdeckrechnungen z. B. iiber Materiallieferungen in den Umlauf ge-
bracht, die von Scheinfirmen wie eine Ware am Markt gehandelt werden. Entsprechend wird mit der Ergéinzung
sichergestellt, dass auch beispielsweise Kaufvertrige und Lieferscheine, die das Erbringen der darin gelisteten
(Material)Leistungen vorspiegeln, von dem Bufgeldtatbestand erfasst werden. Dariiber hinaus ist eine klarstel-
lende Ergédnzung des Tatbestandes des § 8 Absatz 4 SchwarzArbG erforderlich, da in der bisherigen Praxis des
Vollzugs eine Subsumtion der Lieferungen unter den Begriff der Dienst- oder Werkleistungen nicht erfolgreich
moglich war. Vielmehr wird der Begriff der Dienst- oder Werkleistungen im SchwarzArbG mafigeblich durch
das Beschiftigungsverhiltnis von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern geprégt. Hingegen steht die Lieferun-
gen von Waren und Material, liber deren Kosten Scheinrechnungen erstellt werden, nicht im Zusammenhang mit
dem Wortlaut der Dienst- und Werkleistung. Zudem muss zusétzlich die Bestimmtheit des Tatbestandes des § 8
Absatz 4 SchwarzArbG eindeutig sein, damit ebenso keine Regelungsliicken im Straftatbestand des neuen § 9
SchwarzArbG auftreten, der auf die Tathandlung des § 8 Absatz 4 SchwarzArbG verweist.

Zu Buchstabe b (§ 8 Absatz 5)

Die Qualifikationstatbestinde beziiglich des Ausstellens und Inverkehrbringens von unrichtigen Belegen nach
Absatz 5 werden gestrichen. Die Handlungen gehen nunmehr in dem neuen Straftatbestand des § 9 auf.

Zu Buchstabe c (§ 8 Absatz 6)

Bei der Streichung in Absatz 6, der nunmehr zu Absatz 5 wird, handelt sich um Folgeénderungen aufgrund der
Streichungen des Absatzes 2 Nummer 5 sowie des Absatzes 5.

Zu Buchstabe d (§ 8 Absatz 7 bis 9)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeinderung zu den vorhergehenden Anderungen.

Zu Nummer 14 (§ 9)

Das Herstellen von Schein- und Abdeckrechnungen gefahrdet die Erhebung von Steuern und Sozialabgaben in
besonderem MaB3e und ermoglicht vielfach erst Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung.

Bereits mit dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch von 2019 wurden mit § 8
Absatz 4 und 5 SchwarzArbG Ordnungswidrigkeitentatbestinde fiir das Herstellen und Inverkehrbringen von
Schein- und Abdeckrechnungen geschaffen. Die aktuellen BuBlgeldtatbestinde in § 8 SchwarzArbG werden dem
erhohten Unrechtsgehalt der Taten nicht gerecht und sind insbesondere nicht geeignet, um
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Kettenbetrugssachverhalte effektiv und nachhaltig zu bekdmpfen. In diesen Fillen werden gewerbsmaBig inhalt-
lich falsche Schein- oder Abdeckrechnungen in den Umlauf gebracht, die von Scheinfirmen wie eine Ware am
Markt gehandelt werden. Die Betreiber der professionell organisierten Servicefirmen handeln mit Schein- oder
Abdeckrechnung (auch iiber Materiallieferungen) im Millionenbereich und bedienen damit eine grofle Anzahl
von Unternehmen. Dabei werden iiber Servicefirmengeflechte gleich mehrere Servicefirmen mit Strohménnern
als Geschiftsfiihrer hintereinandergeschaltet und regelrechte Abdeckrechnungsketten erzeugt. Uber die Ser-
vicefirmenbetreiber wird oftmals professionell betriebene Schwarzarbeit iiberhaupt erst moglich gemacht. Mitt-
lerweile ist in diesem Bereich eine regelrechte Industrie entstanden, die unlautere Unternehmen gegen Provision
mit Schein- oder Abdeckrechnungen versorgt und dazu auch weitere ,,Serviceleistungen™ anbietet, wie auf
Wunsch der Rechnungsbezieher zur Verschleierung deren Personal in geringem Umfang {iber die Servicefirmen
zur Sozialversicherung anzumelden.

Erschwerend kommt hinzu, dass die Griindung solcher Firmenkonstellationen EU-weit erfolgt und meist zeitlich
begrenzt ist. Nach einer variierenden ,,aktiven* Nutzungsdauer werden diese Servicefirmen liquidiert und an-
schlieend durch eine neue Servicefirma ersetzt. Dabei agieren immer héufiger kriminelle Banden in organisierten
Strukturen und erschweren damit die Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbehorden. Den Téatern flieBen dabei
aufgrund der vereinnahmten Provisionen in erheblichem Umfang Gewinne zu (vgl. Vierzehnter Bericht der Bun-
desregierung iiber die Auswirkungen des Gesetzes zur Bekdmpfung der illegalen Beschiftigung, Bundestags-
drucksache 19/31265, S. 9 f).

Strafbar ist nach § 9 die gewerbsméBige oder bandenméBige Begehungsweise der Tatbestinde des § 8 Absatz 4.

Ein Beleg ist in tatsdchlicher Hinsicht unrichtig, wenn er von den tatséchlichen Gegebenheiten, beispielsweise
Ort und Datum, abweicht oder einen anderen als den wirklichen Sachverhalt bekundet. Belege im Sinne des § 9
konnen beispielsweise sog. Scheinrechnungen, Arbeitsbescheinigungen fiir Leistungstriager, Arbeitsvertridge, Ne-
bentitigkeitsbescheinigungen, Arbeitsaufzeichnungen, Kaufvertrige und Lieferscheine sein, die das Erbringen
oder Ausfiihrenlassen einer Dienst- oder Werkleistung oder von (Material)Lieferungen vorspiegeln.

In Verkehr gebracht sind Belege, die aus der Verfiigungsmacht des Herstellers oder eines Dritten entlassen wur-
den, sodass ein anderer tatséchlich in die Lage versetzt wird, sich des Belegs zu erméchtigen und mit ihm nach
Belieben zu verfahren. Ein Dritter, der tatbestandsméfige Belege einem anderen verschafft, ist folglich auch ge-
eigneter Téter.

Zu Nummer 15 (§ 10)
Es handelt sich um redaktionelle Folgeanpassungen zur Klarstellung des Anwendungsbereiches der Norm.

Zu Nummer 16 (§ 10a)

Mit der Ergénzung sichergestellt, dass auch die Beschéftigung von Drittstaatsangehorigen ohne die entsprechende
Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4 AufenthG unter die Strafvor-
schrift fallt.

Zu Nummer 167 (§11)

Zu Buchstabe a

Mit den Ergénzungen in § 11 Absatz 1 Nummer 1 SchwarzArbG wird sichergestellt, dass auch die Beschiftigung
von Drittstaatsangehdrigen in grolerem Umfang ohne die entsprechende Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a
Absatz 5 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 4 AufenthG unter die Strafvorschrift fallt. Es handelt sich hierbei um
ein Nachziehen der bestehenden Strafvorschrift bei Versto3 gegen § 4a Absatz 5 Satz 1 AufenthG.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Korrektur. Bei den Verweisen in § 11 Absatz 1 Nummer 2 SchwarzArbG
auf § 98 AufenthG wird die schwebende Anderung durch Artikel 3 Nummer 11 Buchstabe ¢ des Gesetzes vom
20. April 2023 (BGBL. I Nr. 106) nicht beriicksichtigt. Dort wird vorgesehen, dass kiinftig § 98 Absatz 2a zu
Absatz 2b und § 98 Absatz 3 Nummer 1 zu Nummer la AufenthG wird. Die Regelung wird mit der Inbetrieb-
nahme des Europiischen Reiseinformations- und -genehmigungssystems giiltig. Mit der vorliegenden Anderung,
die in Zusammenhang mit Artikel 23 Absatz 3 (abweichendes Inkrafttreten) zu sehen ist, soll sichergestellt
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werden, dass der Anderungsbefehl umgesetzt werden kann und die Verweise mit der Inbetriebnahme des Systems
nicht ins Leere laufen.

Zu Buchstabe bc

Mit der Ergénzung in § 11 Absatz 1 Nummer 3 SchwarzArbG wird sichergestellt, dass auch die Beschiftigung
von Minderjahrigen ohne die entsprechende Erlaubnis oder Berechtigung nach § 4a Absatz 5 Satz 2 in Verbindung
mit Absatz 4 AufenthG unter die Strafvorschrift fallt.

Zu Nummer 18 (§ 12)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe c.

Zu Nummer 17 (§ 14 Absatz 4)

Die Regelung des jetzigen § 5 Absatz 3 wurde durch das 1. SGB I1I-AndG vom 16.12.1997 (BGBI. I S. 2970) als
§ 306 Absatz 1 Satz 3 in das SGB III eingefiigt und seit diesem Zeitpunkt regelmifBig in die Nachfolgegesetze
iibernommen. Durch diese Bestimmung sollte sichergestellt werden, dass Ausldnder auch gegeniiber den
Arbeitsimtern und den Behdrden der Zollverwaltung verpflichtet sind, den Pass u. a. vorzulegen, auszuhindigen
oder voriibergehend zu iiberlassen. Dies war insbesondere flir Spontanpriifungen erforderlich, die von den
Auslénderbehdrden oder der Polizei nicht begleitet werden, um ggf. bei Verstolen gegen auslédnderrechtliche
Vorschriften die nach § 63 Absatz 1 und 2 AuslG zustindigen Behorden zu unterrichten. Die Zuleitung der
Ausweispapiere an die Ausldnderbehorden war in § 308 Absatz 3 S. 2 SGB III geregelt (aus GK-SGB 111/62
November 2002). Die damaligen Vorschriften haben nicht nach Priif- und Ermittlungsverfahren unterschieden.

Die betreffende Regelung ist aktuell den Duldungs- und Mitwirkungspflichten im Priifverfahren zugeordnet, so
dass diese fiir das Ermittlungsverfahren grundsitzlich keine Anwendung findet. Die Regelung ist damit zunéchst
eine verwaltungsrechtliche MalBnahme zur Durchsetzung von auslidnderrechtlichen Vorschriften. Sie
korrespondiert mit spezifischen Regelungen im Auslidnderrecht, die den Umgang mit Ausweisdokumenten
betreffen. Dies bedeutet, dass fiir Félle, in denen ein Ermittlungsverfahren eingeleitet und z. B. der Pass im
Rahmen einer Durchsuchung der Person gefunden wird, bisher keine Rechtsgrundlage fiir die Einbehaltung der
Ausweisdokumente besteht.

Die Anwendung von § 94 StPO kann in diesen Féllen nicht deckungsgleich erfolgen, da hier die Sicherstellung
von allgemeinen Beweismitteln fiir die Ermittlungsbehdrde selber erfolgt. Der Verbleib der eingezogenen
Dokumente sowie die sich daraus ergebenden Pflichten fiir den angetroffenen Auslédnder werden dadurch nicht
geregelt. Die einbehaltenen Papiere sind gem. § 5 Abs. 3 durch die FKS an die zustindige Ausldnderbehdrde zu
iibermitteln und dem betroffenen Auslidnder ist eine Bescheinigung iiber den Einbehalt der Dokumente
auszustellen. Mit der entsprechenden Bescheinigung wird dieser ferner verpflichtet bei der Auslanderbehorde zu
erscheinen.

In der Praxis kommen solche Fallgestaltungen regelméBig vor. Es gibt in diesen Féllen keine rechtliche Handhabe
der FKS, die entsprechenden Dokumente einzubehalten und diese beim Vorliegen von Anhaltspunkten fiir einen
Verstol gegen ausldnderrechtliche Vorschriften an die zustdndige Auslinderbehdrde zu iibermitteln.
Insbesondere ist hierbei aufgrund der unterschiedlichen Zielrichtung der Manahmen § 94 StPO nicht anwendbar.

Die bestehende Regelungsliicke wird durch den neuen § 14 Absatz 4 geschlossen.
Zu Nummer 20 (§ 14a)

Zu Buchstabe a (§ 14a Absatz 1)

Mit dem Gesetz gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 hat die FKS die
Befugnis erhalten, einfach gelagerte Strafverfahren des Vorenthaltens und Veruntreuens von Arbeitsentgelt ge-
maf § 266a StGB nach den §§ 14a bis 14b selbstidndig durchzufiihren und abzuschlieBen, wenn die Staatsanwalt-
schaft unter bestimmten Voraussetzungen ihre Ermittlungsbefugnisse an die FKS abgibt. Die FKS nimmt dann
die Rechte und Pflichten wahr, die der Staatsanwaltschaft im Ermittlungsverfahren zustehen. Ihre Kompetenz
reicht dabei bis zum Strafbefehlsverfahren bzw. zur Anordnung von strafprozessualen Nebenfolgen im selbstin-
digen Verfahren, wie die Einzichung oder die Festsetzung einer Geldbulle gegen eine juristische Person oder
Personenvereinigung. Damit unterstiitzt und ergénzt die FKS seit dem Jahr 2019 bereits die Arbeit der
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Staatsanwaltschaften in diesem Bereich, wodurch der Verwaltungsvollzug im Bereich der Schwarzarbeitsbe-
kampfung gestarkt und die Staatsanwaltschaften entlastet werden.

Die praktische Umsetzung der Regelungen durch Staatsanwaltschaften und FKS hat jedoch gezeigt, dass die be-
absichtigte Entlastung noch nicht in dem MaBe erreicht wird, wie sie urspriinglich intendiert war. Dies spiegelt
sich u. a. aus den Riickmeldungen der Justizverwaltungen im Rahmen der Evaluierung des Gesetzes gegen illegale
Beschéftigung und Sozialleistungsmissbrauch wider. Um merkbare Entlastungen bei den Staatsanwaltschaften zu
erreichen, wird ein Anderungsbedarf im Hinblick auf die Regelungen erkannt, z. B. durch die Erweiterung von
Kompetenzen der Zollbehdrden und die Streichung des vorgelagerten Abgabeerfordernisses.

Vonseiten der Justiz wurde wiederholt vorgetragen, dass die Anwendung des § 14a keine echte Entlastung oder
Verfahrenserleichterung mit sich bringe. So miisse weiterhin durch die Staatsanwaltschaft fiir jedes einzelne Straf-
verfahren gesondert gepriift werden, ob eine Abgabe an die FKS nach § 14a im Einzelfall iiberhaupt moglich ist.

Eine Abgabe an die FKS scheitere oftmals an der AusschlieBlichkeit des Straftatbestandes des § 266a StGB, da
bei Vorliegen weiterer VerstoBe, wie beispielsweise Hinterziehung von Lohnsteuern, eine Verfolgung durch die
FKS auf dieser Grundlage ausscheidet. Auch Fille, die sich oftmals am Ende der Ermittlungen als Kleinfalle
herausstellen, diirfen durch den Ausschlussgrund nach § 14a Absatz 2 Nummer 1, wenn beispielsweise eine
Durchsuchung beim Betroffenen beantragt wurde, nicht mehr abgegeben werden. Andererseits wurde der FKS
jedoch die Befugnis eingerdumt, bspw. Durchsuchungen nach dem Zeitpunkt der Abgabe selbst zu beantragen.
Konsequent wird deshalb in Fortsetzung der letztgenannten Befugnis von der Justiz die Streichung der Nummer 1
vorgeschlagen.

Auch fehle es an einer dem § 407 Absatz 1 AO entsprechenden Regelung, um die Kompetenz der bei der gericht-
lichen Hauptverhandlung anwesenden Zollbediensteten nutzen zu konnen (vgl. auch Vierzehnter Bericht der Bun-
desregierung iiber die Auswirkungen des Gesetzes zur Bekampfung der illegalen Beschéftigung auf Bundestags-
drucksache 19/31265, S. 39 und 50).

Die Zuleitungspraxis gestaltet sich infolgedessen bundesweit sehr heterogen. Von einzelnen Staatsanwaltschaften
werden aus den oben genannten Griinden und auch um Zusténdigkeits- und Abgrenzungsfragen im Vorfeld zu
vermeiden nur sehr wenige bis keine Verfahren an die FKS abgegeben.

Um die Anwendbarkeit der Verfahrensregelungen zu verbessern und eine effektive Entlastung der Staatsanwalt-
schaften herbeizufiihren, wird § 14a dahingehend gedndert, dass eine Abgabe an die FKS vonseiten der Staatsan-
waltschaft nicht weiter erforderlich ist. Die zur Abgabe geeigneten Verfahren werden in der Regel ohnehin bereits
von der FKS eingeleitet und durch die fiir die Ermittlungen zustindigen Sachgebiete der Hauptzolldmter auf der
Grundlage des § 14 Absatz 1 mit den entsprechenden polizeilichen Befugnissen nach der StPO ausermittelt.

Statt die Verfahren nun wie bisher von den Ermittlungssachgebieten der Hauptzolldmter mit einem Ermittlungs-
bericht an die Staatsanwaltschaft zu senden, damit diese die Verfahren im Anschluss an die Ahndungssachgebiete
der Hauptzollamter (zuriick) abgeben konnen, kdnnen die Verfahren nunmehr direkt von den Hauptzollimtern
abschlieBend bearbeitet werden, einschlieBlich der eigenstindigen Beantragung von Maflnahmen nach den §§ 99,
102, 103 oder 104 StPO beim zustindigen Amtsgericht (Streichung von Absatz 2 Nummer 1). Dies fiihrt zu zii-
gigeren Verfahrensldufen und einer grofleren Entlastung der Staatsanwaltschaften als bisher, da deren vorherige
Befassung mit einer Vielzahl einfach gelagerter FKS-Sachverhalte wegfillt.

Die selbstéindige Durchfiihrung der Ermittlungsverfahren bezieht sich auf einfach gelagerte Sachverhalte. Sobald
die Strafsache nach Einschitzung des Hauptzollamtes in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft besondere
Schwierigkeiten aufweist, ist diese nach § 14a Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 durch die Staatsanwaltschaft zu fithren.
Unabhingig davon kénnen die Staatsanwaltschaften jederzeit ihr Evokationsrecht nach § 14a Absatz 4 ausiiben
und mit der zustdndigen FKS auch bereits im Vorfeld vereinbaren, in welchen Konstellationen eine Strafsache
grundsétzlich besondere Schwierigkeiten aufweist und an die Staatsanwaltschaft abzugeben ist.

Fiir die selbstindige Ermittlungsdurchfiihrung geniigt es kiinftig, dass die Tat eine der in § 14a Absatz 1 Satz 1
genannten Straftaten darstellt. Eine AusschliefSlichkeit ist nicht weiter gefordert. So kdnnen auch tateinheitlich
mitverwirklichte Straftaten durch die Ahndungssachgebiete der Hauptzolldmter mit bearbeitet werden. Dies kann
beim Zusammentreffen der in § 14a Absatz 1 Satz 1 genannten Straftaten gegeben sein oder in Fillen, in denen
andere Straftaten tateinheitlich hinzukommen.
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Insbesondere Beitragsvorenthaltungen nach § 266a StGB fallen regelmifiig mit Lohnsteuerhinterziehungen zu-
sammen. Wenn der Arbeitgeber dem Steuerberater, der mit den Meldungen zur Sozialversicherung, Lohnsteuer-
Anmeldungen und der Abfilhrung der entsprechenden Beitrdge und Steuern beauftragt wurde, unzutreffende
Lohne libermittelt und dieser deshalb zu geringe Sozialversicherungsbeitrdge und Lohnsteuern abfiihrt, begeht
der Arbeitgeber in mittelbarer Téterschaft tateinheitlich Straftaten nach § 266a StGB und § 370 AO (vgl. Bundes-
gerichtshof, Beschluss vom 5. Mirz 2020 — 1 StR 530/19 -). In diesen Féllen kann der Lebenssachverhalt kiinftig
ebenfalls von den Ahndungssachgebieten der Hauptzolldmter gewiirdigt und zum Abschluss gebracht werden.

Anders verhilt es sich bei tatmehrheitlicher Verwirklichung von Beitragsvorenthaltung und Steuerhinterziehung,
da hier prozessual selbstdndige Straftaten zu wiirdigen sind. In diesen Fallen scheidet die selbstindige Verfah-
rensfiihrung bereits nach § 14a Absatz 2 Satz 1 i. V. m. Satz 2 Nummer 4 aus, da die Tat mit anderen, prozessual
selbstdndigen Straftaten in einem einheitlichen Ermittlungsverfahren verfolgt werden soll.

Um die Staatsanwaltschaften von weiteren massenhaft auftretenden und einfach gelagerten Sachverhalten zu ent-
lasten, fiir die bereits bei der FKS eine Bearbeitungspraxis und -erfahrung existiert, werden in § 14a Absatz 1
Satz 1, neben dem bisherigen Straftatbestand des Vorenthaltens und Veruntreuens von Arbeitsentgelt gemal
§ 266a StGB, unter Nummer 1 fiir bestimmte und auf den Bereich der Schwarzarbeit begrenzte Félle der Straftat-
bestand des Betruges gemél § 263 StGB unter Nummer 2 aufgenommen.

Die Ahndungssachgebiete der Hauptzollamter konnen das Ermittlungsverfahren durch die Einfligung der neuen
Nummer 2 im § 14a Absatz 1 Satz 1 insofern auch dann selbstéindig durchfiihren, wenn die Tat eine Straftat nach
§ 263 StGB in Fillen ist, in denen auf Grund der Dienst- oder Werkleistungen oder deren Vortduschung Sozial-
leistungen nach SGB II oder SGB III zu Unrecht bezogen werden oder wurden. Aufgrund des unmittelbaren
Zusammenhangs mit dem Priifgegenstand in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 ist die FKS ohnehin bereits fiir die
Ermittlung von Sozialleistungsbetrug zu Lasten des Leistungstriagers zustindig.

In der Vielzahl der Fille handelt es sich um sog. Uberschneidungsfille, die von der Bundesagentur fiir Arbeit oder
den Jobcentern aufgrund der Datenabgleiche zwischen der Leistungsempfanger- und der Beschiftigtendatei nach
§ 52 SGB Il und § 397 SGB I1I an die FKS iibermittelt werden. Bei den Abgleichen iiberpriifen die Leistungstra-
ger, ob nicht angezeigtes Einkommen aus einer geringfiigigen oder versicherungspflichtigen Beschéftigung erzielt
wird, also ob und in welchem Umfang Zeiten des Sozialleistungsbezugs mit Zeiten einer Beschiftigung zusam-
mentreffen. Sofern sich aus dem Datenabgleich ein Anlass zur Priifung oder tatsdchliche Anhaltspunkte fiir einen
Sozialleistungsbetrug ergeben, leiten die Agenturen fiir Arbeit bzw. die Jobcenter den Fall der FKS zu. Die auf-
grund der Zuleitungen von den Behdrden der Zollverwaltung eingeleiteten Ermittlungsverfahren sind aufgrund
der Eindeutigkeit der Sachverhalte regelmaBig einfach gelagert und konnen durch die FKS schnell bearbeitet
werden. Die beweiserheblichen Unterlagen werden von den Leistungstriagern bereits mitgesandt. In der Regel
geniigt eine schriftliche Anhdrung des Beschuldigten.

In vergleichsweiser geringerer Zahl werden Ermittlungsverfahren wegen Sozialleistungsbetrug nach § 263 StGB
gegen einzelne Beschéftigte aus eigenen Feststellungen der FKS eingeleitet, bspw. Als Folge der Ermittlungen
gegen den Arbeitgeber wegen Beitragsvorenthaltung nach § 266a StGB. Bei diesen Folgeverfahren handelt es
sich ebenfalls um einfach gelagerte Sachverhalte, da der Beschiftigungsumfang des Arbeitnehmers oder der Ar-
beitnehmerin bereits im Rahmen des Arbeitgeberverfahrens ermittelt wurde.

Wird durch den Arbeitgeber eine korrekte Nebeneinkommensbescheinigung ausgestellt, welche durch den Ar-
beitnehmer nachtriglich verdndert und den Agenturen fiir Arbeit bzw. den Jobcentern vorgelegt wird, liegt zu
§ 263 StGB tateinheitlich eine Urkundenfilschung gemil § 267 StGB vor, die durch die Ahndungssachgebiete
der Hauptzollamter im selbstdndigen Ermittlungsverfahren nach den §§ 14a ff. bearbeitet werden kann.

In komplexeren Fillen, bspw. In Féllen des organisierten Sozialleistungsmissbrauchs, besteht keine Befugnis fiir
die selbstindige Durchfiihrung des Ermittlungsverfahrens durch die FKS. Bei Betrug in besonders schweren Fil-
len gem. § 263 Absatz 3 StGB, z. B. wegen bandenmaéfBiger oder gewerbsméfiger Begehung, bleibt aufgrund der
damit verbundenen besonderen Schwierigkeiten die Staatsanwaltschaft gem. § 14a Absatz 2 Nummer 3 auch
kiinftig zusténdig.

Ebenso kommt eine Bearbeitung im selbstdndigen Ermittlungsverfahren nach den §§ 14a ff. nicht in Betracht,
wenn der Leistungsmissbrauch z. B. durch jugendliche Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft begangen wurde.
Fiir das Verfahren gegen Jugendliche oder Heranwachsende besteht schon nach § 14a Absatz 2 Satz 2 Nummer 6
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Buchstabe d keine Befugnis fiir eine selbstdndige Verfahrensfiihrung. Aber auch die Verfahren gegen die iibrigen
erwachsenen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft weisen aufgrund des Sachzusammenhangs eine besondere
Schwierigkeit des Sachverhaltes auf, die der Zustdndigkeit der Staatsanwaltschaft nach § 14a Absatz 2 Satz 2
Nummer 3 vorbehalten bleibt.

Zu Buchstabe b (§ 14a Absatz 2)
Es handelt sich um Folgednderungen zu Buchstabe a.

Da die vorherige Befassung durch die Staatsanwaltschaften wegfillt, sind die Ahndungssachgebiete der Haupt-
zollamter durch die Streichung des Absatzes 2 Satz 2 Nummer 1 nunmehr gehalten, eigenstindig Maflnahmen
nach den §§ 99, 102, 103 oder 104 StPO beim zustindigen Amtsgericht zu beantragen und neben dem grundsétz-
lichen Richtervorbehalt in Ausnahmefillen bei Gefahr im Verzug selbst anzuordnen (vgl. Begriindung zu
Nummer 15 Buchstabe a).

Besteht bei den Behorden der Zollverwaltung Unsicherheit dariiber, ob ein Ermittlungsverfahren unter der Ver-
antwortung der Staatsanwaltschaft zu fiihren ist, legen die Behorden der Zollverwaltung das entsprechende Ver-
fahren der zustdndigen Staatsanwaltschaft vor. Diese entscheidet, ob sie die Strafsache in eigener Zusténdigkeit
weiterfiihren will.

Zu Buchstabe ¢ (§ 14a Absatz 3 und 4)

Bei den Anderungen von § 14a Absatz 3 und 4 handelt es sich um Folgednderungen im Zusammenhang mit der
Authebung der Abgaberegelung im Absatz 1 (vgl. Begriindung zu Nummer 15 Buchstabe a).

Bei den im bisherigen Absatz 3 genannten MaBnahmen kommt das selbstindige Ermittlungsverfahren nach der
Anderung des Absatzes 2 nunmehr grundsitzlich von vornherein nicht in Betracht. Es kann sich jedoch auch erst
im Laufe der selbstindigen Durchfithrung des Ermittlungsverfahrens herausstellen, dass eine nachtragliche Ab-
gabe an die Staatsanwaltschaft erforderlich wird, bspw. Bei besonderer Schwierigkeit des Strafverfahrens. Ein
Abgabezwang der Behorden der Zollverwaltung wird durch den gednderten Absatz 3 sichergestellt. Dadurch wird
gewibhrleistet, dass insbesondere alle komplexen Verfahren in die Verantwortung der Staatsanwaltschaft tiberfiihrt
werden.

Absatz 4 sichert das Evokationsrecht der Staatsanwaltschaft. Unbeschadet der zwingenden Abgabegriinde nach
Absatz 2 konnen die Behorden der Zollverwaltung nach Absatz 4 die Strafsache jederzeit auch aus anderen Griin-
den nach pflichtgeméfBem Ermessen an die Staatsanwaltschaft abgeben. Die Staatsanwaltschaft kann die Strafsa-
che jederzeit an sich ziehen. Die Hauptzolldmter unterrichten die Staatsanwaltschaft frithzeitig {iber alle anhéngi-
gen Ermittlungsverfahren, bei denen anzunehmen ist, dass diese das Verfahren an sich ziehen wird. Nach dem
neuen Absatz 4 Satz 3 kann die Staatsanwaltschaft in den Féllen der Sétze 1 und 2 auch nach erfolgter Abgabe
die Strafsache wieder mit Zustimmung der Behorden der Zollverwaltung an diese zuriickgeben. Die Riickgabe
soll grundsitzlich im Einvernehmen mit den Behdrden der Zollverwaltung erfolgen, sofern die Staatsanwaltschaft
nicht bereits als Herrin des Verfahrens eine Riickgabe ohne Einvernehmen als zwingend geboten bewertet Dies
soll etwaige Kompetenzkonflikte und Verfahrensverzogerungen vorbeugen. Im Zweifel verbleibt die Strafsache
in der Zusténdigkeit und Gesamtverantwortung der Staatsanwaltschaft. Eine erneute Abgabe an oder Evokation
durch die Staatsanwaltschaft ist auch nach der Riickgabe mdglich, wenn bspw. Neue Umstéinde bekannt werden,
fiir die eine ausschlieBliche Zustindigkeit der Staatsanwaltschaft vorgesehen ist.

Zu Nummer 21 (§ 14b Absatz 6)

In der praktischen Umsetzung der Regelungen zur selbstindigen Durchfiihrung von Ermittlungsverfahren durch
die FKS erweist es sich als Problem, dass fiir die Bediensteten der FKS kein AuBerungs- oder Fragerecht innerhalb
der Hauptverhandlung — vergleichbar etwa § 407 AO fiir die Straf- und Buligeldsachenstellen der Hauptzollimter
fiir die Verfolgung von Steuerstraftaten — besteht.

Mit dem neuen § 14b Absatz 6 werden den Ahndungssachgebieten der Hauptzollamter entsprechende Beteili-
gungsrechte eingerdumt, sodass die Fachexpertise und Aktenkenntnis der FKS-Bediensteten im Sinne der Ver-
fahrensforderung auch fiir das gerichtliche Verfahren — welches sich bspw. Nach einem Strafbefehlsantrag der
Zollverwaltung im Einspruchsfall anschlieen kann — vollumfanglich zur Verfiigung steht.



Drucksache 21/1930 —104 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Zu Nummer 22 (§ 14¢)
Aufgrund der Aufhebung der Abgaberegelung in §14a werden die Zustindigkeitsregelungen in §14c angepasst.

MaBgeblich fiir den Zeitpunkt nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und 3 sowie Absatz 3 ist demnach die Einleitung
des Ermittlungsverfahrens durch die FKS. Eine Unterrichtung der Staatsanwaltschaft {iber eine Zustiandigkeits-
iibergabe ist demzufolge ebenfalls nicht weiter erforderlich (Streichung Absatz 3 Satz 2).

Bei Mehrfachzustandigkeit erhdlt das Hauptzollamt nach Absatz 2 Satz 2 Vorrang, welches das Strafverfahren
zuerst eingeleitet hat. Erscheint die Ubernahme durch ein anderes Hauptzollamt sachdienlich, kann die Strafsache
nach Absatz 2 Satz 3 an dieses abgegeben werden. Die Generalzolldirektion entscheidet nach Absatz 2 Satz 4 als
Zentralstelle liber Zustindigkeitsfragen, falls kein Einvernehmen zwischen den Hauptzolldmtern erzielt werden
kann.

Zu Nummer 23 (§ 15)

§ 15 wird mit Blick auf die Teilnahme der FKS am polizeilichen Informationsverbund zu einer allgemeinen Da-
tenverarbeitungsregelung ausgebaut und um ausdriickliche Regelungen zur Zweckbindung, Zweckénderung und
dem Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung filir die Weiterverarbeitung von (insbesondere polizeili-
chen) Daten durch die FKS erginzt.

Die bereichspezifischen Regelungen stehen insoweit in Ergénzung zu den durch die FKS ohnehin bei der Aufga-
benwahrmehmung nach § 2 oder § 25 zu beachtenden Vorschriften zum Sozialdatenschutz nach dem SGB X und
im Ermittlungsverfahren einschldgigen Datenschutzvorschriften der StPO (insbesondere §§ 474 ff. sowie maB-
nahmenspezifische Vorschriften im Ersten Buch StPO) und des OwiG (§§ 49 ff.). Im Absatz 1 Satz 3 wird zur
Klarstellung nunmehr auch auf die fiir das Ermittlungsverfahren einschldagigen Datenschutzvorschriften der StPO
und des OwiG verwiesen.

Der neue Absatz 2 konkretisiert den Grundsatz der Zweckbindung und Zweckéanderung fiir die Datenverarbeitung
durch die FKS. Eine Weiterverarbeitung von Daten darf demnach ausschlieBlich zur Erfiillung der eigenen Auf-
gaben nach dem SchwarzArbG (Nummer 1) oder zur Verhiitung, Verfolgung, Ahndung und Vollstreckung von
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten, die mit einem der in § 2 Absatz 1 genannten Priifgegenstdnde zusammen-
hiangen (Nummer 2), erfolgen.

Die Weiterverarbeitung nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 wird im SGB X durch die Zweckidnderungsbefugnis
nach § 67c Absatz 2 Nummer 1 SGB X legitimiert. Unter Aufgaben nach dem Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz
fallen in erster Linie die Priifungsaufgaben nach § 2 und die Aufgaben des zentralen Risikomanagements nach
§ 25. Eine Weiterverarbeitung innerhalb des Aufgabenspektrums der FKS ist gemdl3 § 67c Absatz 2 SGB X eben-
falls zuldssig, soweit verschiedene Aufgaben der FKS betroffen sind, bspw. Im Falle der Verwendung von Risi-
kohinweisen aus dem operativen Informations- und Datenabgleich fiir die Priifungsaufgaben der FKS.

Die Weiterverwendung von Daten aus Priifungen und aus dem Risikomanagement innerhalb der FKS fiir die
daraus resultierenden Ermittlungsverfahren ist hier als (fiktive) Ubermittlung im Sinne des § 69 Absatz 1 Nummer
2 SGB X zu sehen. Die FKS ist im Ermittlungsverfahren keine Stelle mehr nach § 35 SGB I, sondern im Sinne
des Sozialdatenschutzes wie ein Dritter zu behandeln. Im Ermittlungsverfahren der FKS gelten schlieBlich die
Vorschriften der Strafprozessordnung und des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten (neuer Satz 3 im Absatz 1).
Es gelten insofern die gleichen Anforderungen wie bei einer Ubermittlung aus dem Priifverfahren der FKS an
andere Ermittlungsbehorden. Fiir die anschlieBende Verwendung der Daten im Rahmen des Ermittlungsverfah-
rens ist sodann der verldngerte Sozialdatenschutz nach § 78 SGB X zu beachten.

Absatz 2 Satz 2 stellt klar, dass fiir die Verwendung personenbezogener Daten, die durch verdeckte Ermittlungs-
mafBnahmen im Rahmen eines Strafverfahrens erhoben worden sind, die besonderen Verwendungsregeln des
§ 101e Absatz 6, des § 161 Absatz 3 und 4 und des § 479 Absatz 2 StPO entsprechende Anwendung finden.

Fiir Daten aus Wohnraumiiberwachungen und aus oder dem Zugriff auf informationstechnische Systeme (On-
line-Durchsuchungen) ist eine Weiterverarbeitung allerdings nur erlaubt werden, wenn auch die fiir die Datener-
hebung mafBgeblichen Anforderungen an die jeweilige Gefahrenlage erfiillt sind. Absatz 3 setzt insoweit den vom
BverfG in seinem Urteil vom 20. April 2016 — 1 BvR 966/09 — konkretisierten Grundsatz der hypothetischen
Datenneuerhebung und die dort aufgestellten Anforderungen um.
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Absatz 3 setzt dagegen engere Verwendungsschranken fiir Daten, die aus besonders eingriffsintensiven Mafnah-
men, wie bspw. Telekommunikationsiiberwachungsmafinahmen, gewonnen wurden. Diese Daten diirfen nur in
den genannten Grenzen fiir andere Verfahren und Zwecke weiterverarbeitet werden. Eine Weiterverarbeitung ist
insofern nur zuléssig, soweit sie im Verhiltnis zum Eingriffsgewicht mindestens dem Schutz vergleichbar ge-
wichtiger Rechtsgiiter oder der Aufdeckung oder Verfolgung vergleichbar gewichtiger Straftaten dient und sich
im Einzelfall konkrete Ermittlungsansétze zur Verhiitung, Aufdeckung oder Verfolgung solcher Straftaten erge-
ben.

Absatz 4 konkretisiert die Verpflichtung der Behorden der Zollverwaltung, bei der Verarbeitung von personen-
bezogenen Daten durch technische und organisatorische Vorkehrungen sicherzustellen, dass die Anforderungen
an die Zweckbindung und Zweckéinderungen einschlieBlich des Grundsatzes der hypothetischen Datenneuerhe-
bung beachtet werden. Dabei ist insbesondere fiir eine konsistente Anwendung des Grundsatzes der hypotheti-
schen Datenneuerhebung eine Kennzeichnung der Daten aus verdeckten Maflnahmen erforderlich. Nur iiber mit
den notwendigen Zusatzinformationen versehenden Daten lésst sich effektiv sicherstellen, dass bspw. Personen-
bezogene Daten aus verdeckten UberwachungsmaBnahmen nicht unwissentlich entweder manuell durch Beschif-
tigte oder automatisiert durch das operative Informations- und Datenanalysesystem nach § 26 verarbeitet werden.
Eine Verarbeitung dieser Daten ist ohne eine entsprechende Kennzeichnung nicht zulédssig. Die Kennzeichnung
ist auch nach einer Ubermittlung an eine andere Stelle durch diese aufrechtzuerhalten.

Absatz 5 ordnet der oder dem Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit — auch in
Umsetzung von Artikel 47 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2016/680 — die Befugnis zu, gegeniiber den fiir die Be-
kampfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéiftigung zustdndigen Behorden der Zollverwaltung verbindliche
MaBnahmen anzuordnen, sofern sie oder er datenschutzrechtliche Versto3e zuvor nach den allgemeinen Regelun-
gen auf der Grundlage des § 16 Absatz 2 des Bundesdatenschutzgesetzes beanstandet hat. Diese Mallnahmen
schlieBen nicht die Loschung personenbezogener Daten ein und setzen voraus, dass ein erheblicher Verstof in
Rede stehen muss. Die in § 61 des Bundesdatenschutzgesetzes niedergelegten Rechtsschutzmdoglichkeiten der
Behorden der Zollverwaltung gegen solche verbindlichen MaBnahmen bleiben unberiihrt.

Zu Nummer 24 (§ 16)
Zu Buchstabe a (§ 16 Absatz 2 Satz 2)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 16 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 16 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2)

Es handelt sich um eine Folgeénderung zu § 16 Absatz 3 Nummer 2. Die Verordnungsermichtigung fiir die Ver-
ordnung zur Bestimmung weiterer Daten, die im zentralen Informationssystem gespeichert werden, wird in § 16
Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 entsprechend angepasst.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 16 Absatz 2 Satz 2 Nummer 3)

Mit der Ergénzung des Absatzes 2 Satz 2 um die neue Nummer 3 kann das Bundesministerium der Finanzen
durch Rechtsverordnung weitere Daten fiir eine Speicherung im zentralen Informationssystem der FKS — also das
IT-Verfahren fiir die Hauptzolldmter — bestimmen, die zur Umsetzung des zentralen Risikomanagements nach
§ 25 fiir die Ortsebene erforderlich sind. Dies betrifft in erster Linie die Speicherung der aus dem operativen
Informations- und Analysesystem nach § 26 Absatz 5 Satz 4 tibermittelten Risikohinweise im zentralen Informa-
tionssystem. Daneben ermdglicht es der Zentralstelle fiir ihre Aufgaben des zentralen Risikomanagements eine
bestmogliche Ergebnis- und Wirksamkeitsbetrachtung durchzufiihren, indem die Ergebnisse der gepriiften Risi-
kohinweise im zentralen Informationssystem durch die Hauptzolldmter erfasst werden und aufgrund deren Aus-
wertung durch die Zentralstelle entsprechende Anpassungen im operativen Informations- und Datenanalysesys-
tem vorgenommen werden konnen.

Zu Buchstabe b (§ 16 Absatz 3)

Zu Doppelbuchstabe aa (§ 16 Absatz 3 Nummer 1)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 3 Buchstabe b. Im zentralen Informationssystem fiir die FKS
diirfen personenbezogene Daten auch zur Vorbereitung und Durchfiihrung von Priifungen auf Basis des in § 2
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Absatz 5 formulierten risikoorientierten Priifungsansatzes und der Risikohinweise aus dem zentralen Risikoma-
nagement verarbeitet werden.

Zu Doppelbuchstabe bb (§ 16 Absatz 3 Nummer 2)

Eine wesentliche Aufgabe der Behorden der Zollverwaltung im Zusammenhang mit der Bekdmpfung von
Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung ist neben der Verfolgung von entsprechenden Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten auch die Wahrnehmung von Ahndungs- und Vollstreckungsaufgaben nach der StPO und dem
OwiG, die bislang nicht in der Verarbeitungsregelung fiir das zentrale Informationssystem der FKS ausreichend
abgebildet sind. Fiir eine effiziente Aufgabenerledigung ist eine IT-gestiitzte Weiterbearbeitung der Verfahren
auch fiir die Ahndungs- und Vollstreckungsaufgaben der FKS unabdingbar.

Im Bereich der Strafverfahren schlieBen die Ahndungssachgebiete der Hauptzolldmter das nach den §§ 14a ff.
selbststindig durchgefiihrte Ermittlungsverfahren ab (Einstellung des Strafverfahrens) bzw. bereiten den Ab-
schluss des Verfahrens vor (Antrag auf Erlass eines Strafbefehls).

Zudem sollen Daten im Zusammenhang mit der Vollstreckung in Strafsachen verarbeitet werden diirfen, wie
bspw. Die Vollstreckung von Haftbefehlen nach den §§ 453c, 457 StPO durch die FKS im Rahmen von Aus-
schreibungen nach § 131 StPO innerhalb der Zustindigkeit der FKS. Mit der Ergénzung zur Speicherung von
Informationen zur Verwendung im Rahmen von strafrechtlichen VollstreckungsmaBnahmen sind keine Anderun-
gen von Zustindigkeitsregelungen verbunden. Die Strafvollstreckung obliegt gemil3 § 451 StPO den Staatsan-
waltschaften i. S. der §§ 141, 142 GVG.

Im Bereich der Ordnungswidrigkeiten obliegt den Behorden der Zollverwaltung neben der abschlieBenden Ent-
scheidung im BuBigeldverfahren und dem Zwischenverfahren (§ 69 OwiG) auch die Vollstreckung der rechtskraf-
tigen BuBigeldentscheidung (§§ 90, 92 OwiG). Zudem obliegen den Ahndungssachgebieten der Hauptzolldmter
auch der Erlass von Einziehungsbescheiden oder Ordnungsgeldern sowie die Vereinnahmung von Verwarnungs-
geldern.

Mit der Anderung ist nunmehr auch eine Verarbeitung von personenbezogenen Daten fiir die Zwecke dieser Ahn-
dungs- und Vollstreckungsaufgaben, soweit diese mit einem der in § 2 Absatz 1 genannten Priifgegenstinde zu-
sammenhéngen, in der Verarbeitungsvorschrift fiir das zentrale Informationssystem fiir die FKS abgebildet.

Zu Doppelbuchstabe cc (§ 16 Absatz 3 Nummer 4)

Bei der Streichung des Verweises auf § 17a ZollVG in Absatz 3 Nummer 4 handelt sich um eine redaktionelle
Korrektur. Der Verweis geht ins Leere, da § 17a ZollIVG nur fiir Dienststellen der Zollverwaltung im Sinne des
§ 17 Absatz 2 ZollVG, mithin fiir Zollbehérden nach Artikel 5 Nummer 1 UZK, gilt. Die FKS zéhlt nicht zu den
Zollbehorden im Sinne des européischen Zollrechts.

Zu Doppelbuchstabe dd (§ 16 Absatz 3 Nummer 5)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung.

Zu Doppelbuchstabe ee (§ 16 Absatz 3 Nummer 6 und 7)

Die Wahrnehmung einer Zentralstellenfunktion fiir das Risikomanagement durch die Generalzolldirektion er-
folgte danach bisher iiber § 4 Absatz 2 i. V. m. § 5a Absatz 3 Satz 1 FVG. Ein effektives und rechtssicheres Risi-
komanagement der FKS ist allein auf dieser Rechtsgrundlage aufgrund fortentwickelter rechtlicher Anforderun-
gen nicht mehr moglich. Eine umfassende und zumindest teilweise automatisierte Verarbeitung von personenbe-
zogenen Daten ist fiir ein erfolgreiches Risikomanagement und ein operatives Informations- und Datenanalyse-
system nach § 26 unerlésslich. Insbesondere die umfangreichen Vorgaben, die sich aus

e der Verordnung (EU) 2016/679 des Européischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr
und zur Authebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung — DSGVO) und

e der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 27. April
2016 zum Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die zustén-
digen Behorden zum Zwecke der Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten
oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Datenverkehr und zur Authebung des Rahmenbeschlusses
2008/977/J1 des Rates sowie
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e des Teils 3 des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) ergeben,
erfordern umfassende und eindeutige Rechtsgrundlagen.

Absatz 3 wird daher um die neuen Aufgaben der Generalzolldirektion als Zentralstelle erginzt. Eine Verarbeitung
der personenbezogenen Daten aus den zentralen Informationssystemen ist danach fiir die Zentralstellenaufgaben
der Generalzolldirektion nach § 24, wie die Koordinierung der Priifungs- und Ermittlungsverfahren oder die Un-
terstlitzung bei der internationalen Amts- und Rechtshilfe, sowie fiir die Aufgaben des zentralen Risikomanage-
ments nach § 25 zuldssig.

Mit der Ergénzung des Absatzes 3 um die Nummer 7 wird die Moglichkeit geschaffen, dass die Zentralstelle die
Informationen iiber die Ergebnisse aus Priifungen und Ermittlungen aus dem Zentralen Informationssystem der
FKS auch fiir das Risikomanagement und insbesondere fiir das operative Informations- und Datenanalysesystem
nach § 26 beriicksichtigen kann. Der regelméfige Abgleich mit den vorliegenden Daten aus dem Zentralen Infor-
mationssystem der FKS ist fiir ein wirksames Risikomanagement unerlésslich. Die Daten sind erforderlich, um
Risiken im Zusammenhang mit Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung iiber den Einsatz des operativen Infor-
mations- und Datenanalysesystems frithzeitig identifizieren und bewerten zu kénnen. So weisen Sachverhalte bei
denen bereits Informationen im Zentralen Informationssystem der FKS vorliegen und bei denen die FKS bereits
illegale Beschéftigung und/oder Schwarzarbeit festgestellt hat, eine hohere Risikobewertung in Bezug auf die
Eintrittswahrscheinlichkeit und das Ausmal} von Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung auf als Sachverhalte
bei denen keine derartigen Informationen vorliegen.

Dariiber hinaus darf die Zentralstelle bei der Uberpriifung der Geeignetheit und ZweckmiBigkeit der — aus dem
Risikomanagementprozess und insbesondere aus dem operativen Informations- und Analysesystem hervorgegan-
genen und an die Ortlich zustdndigen FKS-Dienststellen fiir die Durchfiihrung risikoorientierter Priifungen nach
§ 2 Absatz 5 tibermittelten und im Zentralen Informationssystem der FKS erfassten — Risikohinweise die Erkennt-
nisse aus den durchgefiihrten Priifungen und/oder Ermittlungen der FKS fiir die Ergebnis- und Wirksamkeitsbe-
trachtung nutzen.

Absatz 3 Nummer 7 erdffnet der Zentralstelle im Rahmen der Branchenbeobachtung aulerdem die Mdglichkeit,
durch den Zugriff auf Datenbestinde mit Vergangenheitsbezug statistische Muster zu ermitteln. Dabei konnen
Informationen sowohl aus eigenen Quellen und Erkenntnissen als auch aus externen Quellen stammen. Als eigene
Quellen kommen das zentrale Informationssystem der FKS mit einem Datenbestand, der auch personenbezogene
Daten enthilt, sowie die dazugehorige Statistikanwendung in Betracht. Das zentrale Informationssystem der FKS
dient zwar in erster Linie als Vorgangsbearbeitungssystem bei der operativen Aufgabenwahrnehmung durch die
FKS, liefert jedoch gleichzeitig Daten historischer Fille. Uber die Statistikanwendung kénnen umfangreiche ano-
nymisierte Daten fiir Zwecke des Risikomanagements ausgewertet werden. Eine automatisierte Datenverarbei-
tung von personenbezogenen Daten findet ausschlieBlich gemél den Regelungen des § 26 innerhalb der operati-
ven Informations- und Datenanalyse statt. Fiir die Risikoabschétzung im Rahmen der Branchenbeobachtung ist
ein manueller und einzelfallbezogener Abruf personenbezogener Daten in § 25 Absatz 4 Satz 2 definiert.

Zu Nummer 25 (§ 17)

Erkenntnisanfragen polizeilicher Staatsschutzbehdrden gehen dem Zollkriminalamt (ZKA) als gesetzliche Zent-
ralstelle der Zollverwaltung fiir den Verkehr ,,mit den fiir den Staatsschutz zustdndigen Stellen des Bundes und
der Lander (§ 3 Absatz 7 Nummer 3 ZFdG) regelméfig zu und werden zentral bearbeitet. Die Funktion als Zent-
ralstelle der Zollverwaltung fiir den Verkehr mit den Staatsschutzstellen korrespondiert dabei mit dem Umstand,
dass das ZKA gleichermallen die Generalzolldirektion (GZD) und die Zollverwaltung insgesamt im Gemeinsa-
men Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ) und im Gemeinsamen Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum
(GETZ) vertritt. Neben den regelmifBigen Lagebesprechungen und Arbeitsgruppen werden z.T. kurzfristig Be-
sprechungen einberufen insbesondere im Rahmen konkreter und akuter GefahrenabwehrmaBnahmen.

Fiir eine sachgerechte Beantwortung der Anfragen der anderen Sicherheitsbehdrden auch auBerhalb der gewdhn-
lichen Dienstzeiten bzw. kurzfristige Teilnahme an entsprechenden Arbeitsgruppen in GTAZ und GETZ im Rah-
men einer effektiven Terrorismus- und Extremismusbekdmpfung ist jederzeit ein umfassender und schnell um-
setzbarer Zugriff auf die Daten der gesamten Zollverwaltung erforderlich. Dadurch werden die vorliegenden Er-
kenntnisse und die Fachkompetenz aller relevanten Akteure gebiindelt und eine effektive Zusammenarbeit unter
Einhaltung des Trennungsgebots und der jeweiligen Dateniibermittlungsvorschriften ermoglicht. Hierbei konnen
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sowohl die Daten aus Ermittlungsverfahren als auch aus Priifvorgingen der FKS von Relevanz sein. Allein die
Haufigkeit entsprechender Erkenntnisanfragen — teilweise mit kurzer Frist oder zu sofort — macht die Bereitstel-
lung einer automatisierten Abfragemdglichkeit notwendig.

Solche Erkenntnisanfragen sind im Sinne einer effektiven Terrorismus- und Extremismusbekdmpfung zudem so
zligig wie moglich zu beantworten. Die manuelle Bearbeitung entsprechender Datenbankabfragen im Rahmen der
gewohnlichen Dienstzeiten iiber eine abfrageberechtigte Stelle der Zollverwaltung fiihrt in Einzelfdllen zu einem
nicht hinnehmbaren Zeitverzug. Insbesondere ist eine zeitversetzte Beantwortung dann hochproblematisch, wenn
(terroristische) Gefahrenlagen sich konkretisieren und unverziiglich Maflnahmen (z. B. Personenfahndungen) zu
Personen, die als Quelle terroristischer Gefahren identifiziert wurden, erfolgen miissen.

Gleiches gilt auch in Situationen, in denen terroristische Anschlége bereits erfolgt sind, eine Gefahr aber weiter
fortbesteht.

Gerade in terroristischen Gefahrenlagen sind sofortige umfassende Datenbankabfragen zwingend und miissen
durch die Zentralstelle im ZKA durchgefiihrt werden.

Die Erweiterung von § 17 SchwarzArbG stellt zudem sicher, dass die Bereitstellung der Daten fiir die Aufgaben-
erfillung der ZEDA nach § 3 Absatz 7 Nummer 4 ZFdG in einem automatisierten Abrufverfahren gewéhrleistet
werden kann.

Zu Nummer 26 (§ 19)

Zu § 19 erster Teilsatz

Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben in den §§ 32 ff. StPO und den §§ 110a ff. OwiG sowie den dazu erlas-
senen Rechtsverordnungen sind die Akten in Ermittlungs-, Straf- und BuB3geldverfahren bei den hierfiir zustindi-
gen Stellen der Zollverwaltung spétestens ab dem 1. Januar 2026 elektronisch zu fiihren.

Auch fiir Priifverfahren der FKS ist entsprechend § 6 des E-Government-Gesetzes (EgovQG) eine elektronische
Aktenfithrung vorgesehen.

§ 19 normiert dem Wortlaut nach neben der Loschung von Daten im zentralen Informationssystem lediglich die
Loschung und Vernichtung von Verfahrensakten in Papierform.

Die Streichung ist erforderlich, um die Anwendung der Vorschrift auch fiir die elektronische Aktenfiihrung zu
gewihrleisten. Um daneben auch weiterhin — zumindest iibergangsweise oder im Einzelfall — eine Aktenfiihrung
in Papierform in die Regelung einbeziehen zu konnen, sollte die Streichung ersatzlos erfolgen.

Zu § 19 Nummer 2

Eine wesentliche Aufgabe der Behorden der Zollverwaltung ist neben der Verfolgung von entsprechenden Straf-
taten und Ordnungswidrigkeiten auch die Wahrnehmung von Ahndungs- und Vollstreckungsaufgaben nach dem
OwiG nach der Rechtskraft der BuBlgeldentscheidung. So obliegt den Behorden der Zollverwaltung neben der
abschliefenden Entscheidung im BuB3geldverfahren auch die Bearbeitung im Zwischenverfahren (§ 69 OwiG)
und die Vollstreckung der rechtskréftigen Bulgeldentscheidung (§§ 90, 92 OwiG).

Fiir die Nutzung des zentralen Informationssystems der FKS zur Vollstreckung und Zahlungsiiberwachung bei
BuBigeld- und Einziehungsbescheiden werden die Loschfristen in § 19 Nummer 2 bis zur Begleichung oder Voll-
streckung der rechtskréftigen Bu3geldentscheidung erweitert. Hierdurch wird insb. Verhindert, dass Datensétze
im zentralen Informationssystem der FKS geldscht werden, bevor die Vollstreckung der BuBlgeldentscheidung
abgeschlossen ist. Der Begriff der Bu3geldentscheidung richtet sich nach dem OwiG und ist umfassend zu ver-
stehen. Er betrifft simtliche Entscheidungen der Verwaltungsbehorde, in denen bspw. Eine GeldbuBle festgesetzt
oder eine Nebenfolge angeordnet wird.

Zu § 19 Nummer 3

Es handelt sich um die Klarstellung, dass die Loschung in den Féllen von § 43 OwiG nicht nach § 19 Satz 1
Nummer 3 ¢), sondern Nummer 2 b) erfolgt.
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Zu § 19 Nummer 4

Die Daten, die von der Zentralstelle im Rahmen des zentralen Risikomanagements iibermittelt werden, sind spa-
testens ein Jahr nach dem Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Risikohinweis iibermittelt worden ist, aus dem
zentralen Informationssystem fiir die FKS zu 16schen.

Der regelmiBige Speicherzeitraum ist fiir die Risikohinweise erforderlich, um insb. Die Wirksamkeit des opera-
tiven Informations- und Datenanalysesystems zu {iberpriifen. Aus den Ergebnissen, die aus der Priifung der Risi-
kohinweise durch die 6rtliche FKS resultieren, lassen sich vor allem Riickschliisse auf die Qualitét der Risikohin-
weese und einen Anpassungsbedarf bzgl. der Risikoindikatoren und -parameter ziehen. Dabei sind die darauffol-
genden Priifungen oder Ermittlungen und deren Ergebnisse, aber auch die Risikohinweise, die nicht zu einer Prii-
fung fiihrten, von Bedeutung. Bei einem hohen Anteil oder einer deutlichen Zunahme von nicht gepriiften Risi-
kohinweisen wiren die Risikoindikatoren und -parameter zu iiberpriifen. Gleiches gilt, wenn die Risikohinweise
zwar zu Priifungen fiihrten, diese jedoch vermehrt ohne Beanstandungen erfolgten. Es gehort zu den Aufgaben
der Zentralstelle im Sinne von § 25 Absatz 3 Nummer 4, die Daten der Hauptzollimter dahingehend auszuwerten
und Ursachen fiir Fehlwirkungen oder eine Wirksamkeitsabnahme zu ergriinden und geeignete GegenmafBnah-
men, wie die Anpassung der Risikoindikatoren und -parameter, zu treffen.

Die Risikohinweise aus dem zentralen Risikomanagement sollen nach § 2 Absatz 5 Satz 4 bei der Auswahl der
zu priifenden Sachverhalte durch die 6rtlich zustéindige FKS beriicksichtigt werden. Mit dem Ubergang in ein
Priifungsverfahren richtet sich die Loschfrist sodann nach der Nummer 1. Sofern jedoch keine Priifung folgt, wird
iiber die neue Nummer 4 sichergestellt, dass die Daten spétestens nach Ablauf der Frist geloscht werden, sofern
Sie nicht bereits vorher manuell geldscht wurden.

Die Loschfrist gilt gleichermafen fiir Hinweise, die der FKS z. B. durch Hinweisgeber aus der Bevolkerung oder
von den Zusammenarbeitsbehorden und -stellen auflerhalb des operativen Risikomanagements {ibermittelt wor-
den sind. Zu Hinweisen findet sich bislang keine explizite Formulierung in der Norm. Damit besteht insbesondere
kein konkreter Bezug zu den geltenden Léschfristen bei Hinweisen ohne Ubergang in Priif- oder Ermittlungsver-
fahren. Die fehlende ausdriickliche Regelung zu den Hochstspeicherzeiten von Hinweisen im § 19 fiihrt zu Un-
klarheiten in Bezug auf die vorzunehmende Loschung von Daten und den dazugehdrigen Verfahrensakten bei
Hinweisen ohne Ubergang in Priif- oder Ermittlungsverfahren. Grundsitzlich wiren diese Hinweise entsprechend
der Regelung des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe e der Datenschutz-Grundverordnung unmittelbar nach der Ent-
scheidung der Nicht-Priifung aufgrund des Wegfalls der Erforderlichkeit fiir die Aufgabenwahrnehmung nach
dem SchwarzArbG zu l6schen.

Es ist filir die weitere Aufgabenerfiillung (z. B. zukiinftige Beurteilung eines Anfangsverdachts) jedoch erforder-
lich, den Inhalt eines Hinweises — zumindest mittelfristig — nachvollziehen zu kdnnen, auch wenn dieser Hinweis
nicht direkt in ein Priifungs- oder Ermittlungsverfahren iibergegangen ist. Zudem werden oftmals Anzeigen pa-
rallel an mehrere Behorden (z. B. Polizeidienststellen, Staatsanwaltschaften und mehrere FKS-Dienststellen) oder
mehrmals innerhalb von kiirzeren Zeitrdumen iibersandt. Nach einer unmittelbaren Vernichtung der entsprechen-
den Hinweise aufgrund der mangelnden Priifungserforderlichkeit wire eine Nachvollziehbarkeit bzw. Zuordnung
von Mehrfacheingingen nicht mehr moglich.

Zu § 19 Satz 2 und 3

Satz 2 bildet den Anwendungsbereich der Loschfrist nach Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a und b ab, wonach die
Regelung nur greift, sofern den Hinweisen und Risikohinweisen keine Priifung nach § 2 oder ein Ermittlungsver-
fahren gefolgt ist.

Die Daten zu Hinweisen durch Hinweisgeber (Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a) sind nach Satz 3 unverziiglich zu
16schen, wenn fiir die Aufgabenerfiillung keine Erforderlichkeit mehr besteht. Dies ist bspw. Der Fall, wenn der
Hinweis ausgewertet und eine Informationsgewinnung durchgefiihrte wurde, aber aufgrund dessen unter Risiko-
gesichtspunkten keine Priifung veranlasst wird.

Die Daten zu Risikohinweisen (Satz 1 Nummer 4 Buchstabe b) werden durch die Zentralstelle im Rahmen der
Ergebnis- und Wirksamkeitsbetrachtung genutzt, um einen moglichen Anpassungsbedarf von Risikoindikatoren
und/oder -parametern festzustellen. Bei einem hohen Anteil oder einer deutlichen Zunahme von nicht gepriiften
Risikohinweisen sind die Risikoindikatoren und/oder -parameter zu {iberpriifen und die Ursachen fiir Fehlwirkun-
gen oder eine Wirksamkeitsabnahme zu ergriinden und geeignete GegenmalBnahmen zu treffen. Das kann etwa
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die Anpassung der Risikoindikatoren und/oder -parameter sein. Hierbei werden auch Risikohinweise, aus denen
keine Priif- oder Ermittlungsverfahren resultieren, analysiert. Eine unverziigliche Loschung der Risikohinweise
ist daher ausgeschlossen.

Zu Nummer 27 (§ 21)
§ 21 wird an die aktuelle Rechtslage angepasst und um weitere Tatbestdnde ergéinzt.

Absatz 1 Nummer 1 wird analog zu den in § 19 Absatz 1 MiLoG und § 21 Absatz 1 AentG genannten Ausschlus-
statbestinden um die vergleichbaren Tatbestdnde des § 8 Absatz 2 Nummer 3 sowie um die bisher fehlenden
Tatbestdnde der leichtfertigen Beitragsvorenthaltung nach § 8 Absatz 3 und des Herstellens und Inverkehrbrin-
gens von unrichtigen Belegen nach § 9 ergénzt.

Absatz 1 Nummer 3 wird ebenfalls um weitere Tatbestidnde ergénzt:

e §16 Absatz 1 Nummer 1a AUG wird ergiinzt, um den Gleichklang zwischen Verleiher und Entleiher
herzustellen.

e § 16 Absatz 1 Nummer 7b AUG wird ergiinzt. Durch den BuBgeldtatbestand nach § 16 Absatz 1 Num-
mer 7b AUG (Lohnuntergrenze) werden, wie in § 23 Absatz 1 Nummer 1 AentG und § 21 Absatz 1
Nummer 11 MiLoG, VerstdBe gegen die Zahlung von Mindestentgelten geahndet. Insofern ist der damit
verbundene Unrechtsgehalt gleich. § 23 Absatz 1 Nummer 1 AentG und § 21 Absatz 1 Nummer 11 Mi-
LoG sind in den Regelungen der §§ 21 AentG bzw. 19 MiLoG zum Ausschluss von der Vergabe 6ffent-
licher Auftriige enthalten. Insofern ist im Hinblick auf § 16 Absatz 1 Nummer 7b AUG ein Gleichklang
herzustellen.

e Absatz I Nummer 3 wird zudem um die Tatbestinde § 16 Absatz 1 Nummer 11 bis 17 AUG ergiinzt,
analog zu den vergleichbaren Tatbestinden, die in § 19 Absatz 1 MiLoG bzw. § 21 Absatz 1 AentG ge-
nannt sind.

Zu Nummer 28 (Abschnitt 7)
Zu Abschnitt 7 (Zentralstelle und Risikomanagement)

Zu § 24 (Zentralstelle)

Die Vorschrift normiert allgemeine Unterstiitzungsaufgaben der Generalzolldirektion. Diese wird bereits von dem
Behordenbegriff im Sinne des SchwarzArbG erfasst (Behorden der Zollverwaltung). Im neuen Abschnitt sieben
erfolgt eine Binnendifferenzierung zwischen der Generalzolldirektion im Bereich der FKS als Zentralstelle fiir
die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéiftigung im Verhéltnis zu den Arbeitseinheiten FKS der
Hauptzolldmter. Damit wird der funktionalen Neuausrichtung der Zentralstelle Rechnung getragen, die das Ver-
héltnis der Zusammenarbeit mit den Hauptzollimtern regelt und insbesondere zum Zwecke des zentralen Risiko-
managements erforderlich ist.

Obwohl die Generalzolldirektion im Bereich der FKS bislang selbst keine operativen Aufgaben i. S. d. Schwarz-
ArbG wahrnimmt und bspw. Selbst keine Priifungen nach § 2 oder Ermittlungen nach § 14 durchfiihrt, ist sie
dennoch von den Befugnissen und Verpflichtungen der Vorschriften zur Schwarzarbeitsbekdmpfung erfasst. Ins-
besondere gelten fiir sie als Behorde der Zollverwaltung die Grundsitze des Sozialdatenschutzes (§ 15). Auf die-
ser Grundlage nimmt die Generalzolldirektion auch schon bisher Aufgaben zentral fiir die 6rtlichen Dienststellen
wabhr, z. B. als zentrale Stelle respektive als Verbindungsbiiro im Bereich der internationalen Amts- und Rechts-
hilfe. Die nunmehr gesetzlich definierte Zentralstellenfunktion soll die Rolle der Generalzolldirektion als zentraler
Dienstleister fiir die FKS stérken und auf eine rechtssichere Basis stellen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 benennt die Generalzolldirektion als Zentralstelle der Behorden der Zollverwaltung fiir die Bekdmpfung
der Schwarzarbeit und illegalen Beschiftigung. Die innerhalb der Generalzolldirektion fiir die FKS zusténdige
Direktion wird die Funktion der Zentralstelle fiir die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung
iibernehmen.
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Zu Absatz 2

Als Zentralstelle nimmt die Generalzolldirektion nach Absatz 2 Satz 1 eine Unterstiitzungsfunktion fiir die FKS
der Hauptzollamter wahr. Die Hauptzolldmter nehmen ihre Aufgaben fiir ihren Bezirk grundsitzlich eigenverant-
wortlich wahr. Die Generalzolldirektion iiberwacht die Aufgabenwahrnehmung der Hauptzollimter im Rahmen
ihrer Rechts- und Fachaufsicht.

Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Zentralstelle nach Satz 2 kann fiir die Erfiillung der
nach Satz 1 zugewiesen Zentralstellenaufgaben erforderlich sein, um die Behdrden der Zollverwaltung bei deren
Aufgabenwahrnehmung zu unterstiitzten. Beispielsweise ist fiir die Koordinierung von Priif- und Ermittlungsver-
fahren nach Satz 1 Nummer 1 die Kenntnis der Akten und im Einzelfall betroffenen Unternehmen bzw. Personen
erforderlich. Eine Verarbeitung von personenbezogenen Daten kann aber auch fiir die Erstellung von Berichten
nach Satz 1 Nummer 2, bei der Bearbeitung von Amtshilfeersuchen nach Satz 1 Nummer 3 oder fiir die Aufgaben
des zentralen Risikomanagements nach Satz 1 Nummer 4 erforderlich sein. Eine iiber die in Satz 1 genannten
Zwecke hinausgehende Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Zentralstelle ist nicht erforderlich.

Zu Nummer 1

Nach Nummer 1 koordiniert die Generalzolldirektion kiinftig die Priifungs- und Ermittlungsverfahren der Orts-
behdrden bundesweit liber die Rechts- und Fachaufsicht hinaus. Die Unterstiitzung der Hauptzolldmter bezieht
sich auf samtliche Aufgabenprozesse und schlie3t vor- und nachgelagerte Prozesse mit ein, wie bspw. Die Vor-
bereitung von Priifungen oder die Ahndungs- und Vollstreckungsaufgaben im Straf- und BuB3geldverfahren. Als
Zentralstelle spricht sie Empfehlungen fiir die Aufgabenwahrnehmung der FKS aus und bietet Unterstiitzungs-
leistungen an. Beispielsweise vermittelt sie Kontakte zwischen den einzelnen Dienststellen und zu den Zusam-
menarbeitsbehdrden und -stellen, iibertragt bewéhrte Vorgehensweisen unter den Dienststellen (,,best practice®)
und hilft bei rechtlichen und fachlichen Problemen. Gegeniiber den Hauptzollimtern ist sie nach Absatz 3 im
Einzelfall aber auch weisungsbefugt. Insbesondere wenn bundesweite Belange beriihrt oder iiberregionale Risiken
zu behandeln sind, soll sie von ihrem Weisungsrecht Gebrauch machen und bspw. Die Durchfiihrung von Prii-
fungen oder das Bereitstellen von Ermittlungskréften anweisen. Dies umfasst nicht die konkrete Entscheidung
iiber die Auswahl des zu priifenden Sachverhalts nach § 2 Absatz 5 Satz 3. Die Durchfithrung von Priifungen liegt
nach § 2 Absatz 5 Satz 1 letztlich im pflichtgemifBen Ermessen der Bediensteten der Hauptzolldmter.

Zu Nummer 2

Nach Nummer 2 ist die Generalzolldirektion zentral fiir die Erstellung von Analysen, Statistiken und Berichten
fiir die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschiftigung zustindig. Hierfiir darf sie die Daten aus den
zentralen Informationssystemen (§ 16) verarbeiten, um den Hauptzolldmtern fiir ihre Aufgabenerfiillung aktuelle
Erkenntnisse zur Lage und Entwicklung im Bereich der FKS aufbereitet zur Verfiigung zu stellen und damit die
Reaktionsfahigkeit der Dienststellen zu unterstiitzen.

Zu Nummer 3

In ihrer Unterstiitzungsfunktion nimmt sie nach Nummer 3 auch Aufgaben der internationalen Amtshilfe fiir die
Hauptzolldamter im Bereich der Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschiftigung wahr. Die Gene-
ralzolldirektion ist hinsichtlich ihrer Aufgabenwahrnehmung zur Bekédmpfung der Schwarzarbeit und illegalen
Beschiftigung hier bereits zentral fiir die Bearbeitung und Stellung von Amtshilfeersuchen im Bereich der FKS
zustdndig. Auch nimmt sie bereits weitere zentrale Funktionen auf der Grundlage des Unionsrechts im internati-
onalen Verkehr wahr. So ist sie bspw. Das Verbindungsbiiro nach Artikel 4 der Richtlinie 96/71/EG des Europi-
ischen Parlaments und des Rates vom 16. November 1996 iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen
der Erbringung von Dienstleistungen (sog. Entsenderichtlinie) und die zentrale Stelle fiir die Uberpriifung des
anwendbaren Rechts nach der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom
29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit. Die Aufnahme der Nummer 3 hat insofern
klarstellenden Charakter.

Zu Nummer 4

Dariiber hinaus stellt sie den Hauptzollamtern nach Nummer 4 die Ergebnisse des Risikomanagements, insbeson-
dere die Risikomeldungen aus der Branchenbeobachtung und die Risikohinweise aus dem operativen
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Informations- und Datenanalysesystem, zur Verfiigung, um bei der Durchfiihrung von Priifungen nach dem risi-
koorientierten Ansatz im Sinne von § 2 Absatz 5 zu unterstiitzen.

Zu Absatz 3

Zur erfolgreichen Wahrnehmung der Unterstiitzungsfunktion gegeniiber den Hauptzolldmtern, insbesondere der
Koordinierungsfunktion nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1, stellt Absatz 3 klar, dass die Generalzolldirektion die
Dienststellen im Einzelfall anweisen kann (vgl. zu Absatz 2).

Zu Absatz 4

Die Generalzolldirektion ist nach Absatz 4 als Zentralstelle fiir die Erstellung und Veréffentlichung von Statisti-
ken im Bereich der Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung durch die Behérden der Zollver-
waltung zustindig. Dabei handelt es sich um keine amtliche Statistik im Sinne des Bundesstatistikgesetzes.

Die Generalzolldirektion hat als Zentralstelle bereits nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 die Aufgabe, durch die
Erstellung von Analysen, Statistiken und Berichten fiir die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéf-
tigung die Aufgabenwahrnehmung der Hauptzollamter zu unterstiitzen.

Absatz 4 regelt demgegeniiber die Erstellung und Herausgabe von statistischen Informationen gegeniiber der Of-
fentlichkeit und soll zu einem offeneren Verwaltungshandeln beitragen. Bei der Zentralstelle laufen sdmtliche
statistischen Informationen iiber die Aufgabenwahrnehmung und Ergebnisse der FKS zusammen. Durch deren
Verdffentlichung wird der Offentlichkeit der Zugang zu diesen Informationen erleichtert und eine Teilhabe an
den Daten der FKS ermdglicht. Die Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Ein transparenter und verldsslicher Umgang mit den statistischen Daten der FKS soll
den Dialog mit der interessierten Offentlichkeit und Beteiligten sowie das Bewusstsein fiir die Ergebnisse und
Fortschritte der FKS bei der Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung fordern.

Zu § 25 (Zentrales Risikomanagement)

Zu Absatz 1
Der Zentralstelle obliegen die Aufgaben des zentralen Risikomanagements fiir die FKS.

Die FKS, als Teil eines komplexen Geflechts aus Verwaltung, Wirtschaft, Politik und Offentlichkeit, arbeitet mit
einer hohen Anzahl an verschiedenen Behdrden und Stellen zusammen. Sie bedarf zur Bearbeitung ihrer rechtlich
anspruchsvollen Aufgaben, aber insbesondere zur erfolgreichen Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler
Beschéftigung durch quantitativ und qualitativ hochwertige Priifungen und Ermittlungen, eines strukturierten und
umfassenden Risikomanagements.

Dieses bedeutet einerseits Risiken, die die effektive Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung
beeintrichtigen oder hindern, zu identifizieren und strukturiert zu bearbeiten. Auf der anderen Seite erfordert es
aber auch die Zuweisung der erforderlichen Zentralstellenaufgabe fiir die Generalzolldirektion, um verkniipft mit
einer operativen Informations- und Datenanalyse Risiken zu identifizieren und durch sachgerechte Risikobewsl-
tigungsmaBnahmen die Effektivitit sowie Effizienz der FKS kontinuierlich verbessern zu konnen.

Zum zentralen Risikomanagement zihlen im Wesentlichen die Branchenbeobachtung und insbesondere die ope-
rative Informations- und Datenanalyse. Die grundsétzliche Funktionalitidt des operativen Informations- und Da-
tenanalysesystems ist in § 26 beschrieben. Darin werden Informationen einschlieBlich personenbezogener Daten
verarbeitet, mit dem Ziel konkrete Priifobjekte zu identifizieren. Bei der Branchenbeobachtung liegt stattdessen
der Fokus auf der abstrakten Feststellung von Branchen bzw. Wirtschaftszweigklassifikationen, die besonders
von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung betroffen sind. Dariiber hinaus dient die Branchenbeobachtung
der Analyse und Bewertung von Erkenntnissen im Zusammenhang mit neuen Begehungs- und Verschleierungs-
formen sowie auffilligen Haufungen von Delikten und dem Auftreten neuer Tatergruppierungen. Aus der Analyse
und Bewertung dieser Erkenntnisse konnen allgemeine branchenbezogene Risiken ohne personenbezogene Daten
abgeleitet werden, die den Hauptzolldmtern bei der Vorbereitung und Durchfiihrung kiinftiger Priifungen zur Ver-
fiigung gestellt werden. So konnen zum Beispiel Verschleierungsformen und Hinweise auf Manipulationen, wie
z. B. der Kettenbetrug, die Scheinselbstindigkeit oder das Lohnsplitting, im Hinblick auf die Risikoeinstufung
branchenspezifisch beriicksichtigt werden. Bei der Branchenbeobachtung sind auch die Ergebnisse der operativen
Informations- und Datenanalyse in geeigneter Weise zu beriicksichtigen.
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Durch das Zusammenspiel von Branchenbeobachtung und operativer Informations- und Datenanalyse besteht ein
ineinandergreifendes System des zentralen Risikomanagements flir die FKS. So konnen einerseits Trends und
Entwicklungen in den Branchen erkannt und z. B. als Risikoindikatoren fiir die operative Informations- und Da-
tenanalyse eingespeist werden und andererseits Ergebnisse aus der Wirksamkeitsbetrachtung der fiir die operati-
ven Informations- und Datenanalyse festgelegten Risikoindikatoren und -parameter fiir branchenspezifische Ri-
sikoeinstufungen genutzt werden.

Der Begriff des zentralen Risikomanagements ist weit zu verstehen. Neben dem operativen Risikomanagement
mit der Branchenbeobachtung und der operativen Informations- und Datenanalyse fillt darunter u. a. auch ein
strategisches Risikomanagement fiir die FKS, fiir das eine Verarbeitung personenbezogener Daten nicht erforder-
lich ist. Uber ein strategisches Risikomanagement sollen iibergreifende Risiken fiir die FKS systematisch erkannt
und behandelt werden. Strategische Risiken aus unterschiedlichen Risikokategorien, wie bspw. Rechtliche (z. B.
fehlende Befugnisse), personelle (z. B. Arbeitsbelastung und -verteilung), technische (z. B. Verfiigbarkeit von IT)
oder organisatorische Risiken (z. B. Prozessqualitit oder Zielerreichung), die die effektive Bekdmpfung von
Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung beeintrachtigen oder hindern, sollen so identifiziert und strukturiert
bearbeitet werden.

Daneben gehort aber auch der Austausch von Fachwissen und besonderen Erkenntnissen aus dem Risikomanage-
ment mit den Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen sowie der Europdischen Arbeitsbehdrde (ELA) und den
Behorden der anderen Mitgliedsstaaten der Europédischen Union, um das vernetzte und gemeinsame Vorgehen
der bei der Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung beteiligten Behorden und Stellen weiter
zu fordern.

Mit Absatz 1 Satz 2 und 3 wird klargestellt, dass die Zusammenarbeitsbehorden und -stellen nicht nur die Dienst-
stellen der FKS bei ihren Priifungen nach § 2 unterstiitzen, sondern auch mit der Zentralstelle der FKS bei deren
Aufgaben des zentralen Risikomanagements nach § 25 nach den Grundsitzen der Zusammenarbeit im gegensei-
tigen Einvernehmen zusammenarbeiten. Nach Absatz 1 Satz 2 wird zudem klargestellt, dass sich die Zusammen-
arbeit beim zentralen Risikomanagement nicht alleine auf die in § 2 Absatz 4 genannten Stellen beschrinkt, son-
dern dartiber hinaus auch fiir solche Stellen gilt, die fiir die Datenhaltung der in § 2 Absatz 4 genannten Zusam-
menarbeitsbehdrden verantwortlich sind, so bspw. Die Datenstelle der Rentenversicherung fiir die Daten der Tra-
ger der Rentenversicherung.

Das SchwarzArbG ist geprigt vom Grundsatz der Zusammenarbeit aller mit der Bekdmpfung von Schwarzarbeit
und illegaler Beschéftigung befassten Dienststellen. Um die Bekédmpfung der Schwarzarbeit und der illegalen
Beschéftigung noch effektiver zu gestalten, ist es notwendig, die Krifte des Bundes und der Lénder iiber alle
Ressortgrenzen hinweg zu biindeln und die Zusammenarbeit zu intensivieren. Mit der Erweiterung der Aufgaben
der FKS um ein zentrales Risikomanagement setzt sich dieser Gedanke auch beim Risikomanagement im
SchwarzArbG fort.

Die Zusammenarbeitsbehorden und -stellen unterstiitzen das Risikomanagement der FKS bei anlassbezogenen
und manuellen (nicht automatisierten) Auswertungen durch die Zentralstelle bspw. Im Rahmen der Branchenbe-
obachtung. Die FKS ist bereits zentraler Ansprechpartner fiir die iiber 20 Zusammenarbeitsbehorden und -stellen
in Fragen der Bekdmpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung. Durch die nunmehr erfolgende Biin-
delung von Informationen und Erkenntnissen zur Schwarzarbeitsbekdmpfung in der Zentralstelle wird die Hand-
lungsfihigkeit der FKS deutlich verbessert. Die Zentralstelle kann durch das zentrale Risikomanagement nach
§ 25 zielgerichtet und ziigig auf aktuelle Entwicklungen im Bereich der Schwarzarbeit und illegalen Beschéfti-
gung reagieren, in dem sie Informationen und Erkenntnisse der Zusammenarbeitsbehorden und -stellen an zent-
raler Stelle zusammenfiihrt, bewertet und den Hauptzollamtern fiir deren operative Aufgabenwahrnehmung auf-
bereitet zur Verfligung stellt.

Der Datenaustausch zwischen Zusammenarbeitsbehorden und -stellen und der Zentralstelle auf der Grundlage
von § 25 erfolgt wie auch bereits zwischen den Zusammenarbeitsbehorden und -stellen und Hauptzolldmtern im
Rahmen der regelméBigen Zusammenarbeit nach den §§ 2 und 6. Diese umfasst bislang bspw. Die gegenseitige
Unterrichtung iiber das Vorliegen konkreter Anhaltspunkte fiir Verstdf3e, die Abstimmung von Einsdtzen und das
Durchfiihren gemeinsamer Einsétze insbesondere bei grofleren zu priifenden Arbeitsstéitten oder Firmen. Regel-
maBig werden die gesetzlichen Vorschriften zur Zusammenarbeit durch gemeinsame Vereinbarungen und Leitfa-
den konkretisiert und praxisgerecht ausgestaltet. Diese werden von der Generalzolldirektion und den
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Zusammenarbeitsbehorden und -stellen gemeinsam abgeschlossen und beinhalten neben den Rechtsgrundlagen
zur Zusammenarbeit, Ausfilhrungen zu Organisationsformen sowie Aufgaben und Befugnissen der jeweiligen
Zusammenarbeitsbehorden und -stellen insbesondere Regelungen zu Art und Umfang der gesetzlichen Mittei-
lungspflichten, der Kontaktaufnahme sowie sonstige Grundsétze der Zusammenarbeit. Kiinftig wird die regelméa-
Bige Zusammenarbeit um die Aufgaben des zentralen Risikomanagements ergéinzt und diese wird in den Verein-
barungen und Leitfiden zu beriicksichtigen und auszugestalten sein. Dies kann von Ansprechbarkeiten, iiber re-
gelmédBige Austauschformate bis hin zu konkreten Fallgestaltungen reichen, zu denen Informationen ausgetauscht
werden sollen. Feststellungen und Ergebnisse diirfen aber auch dann nur mitgeteilt werden, soweit deren Kenntnis
fiir die Erfiilllung der Aufgaben der Zentralstelle erforderlich ist (§ 24 Absatz 2 Satz 2). Fiir die Aufgabe des zent-
ralen Risikomanagements kommt hinzu, dass die Zentralstelle personenbezogene Daten nur im Einzelfall verar-
beiten darf (§ 25 Absatz 4 Satz 2). Fiir dariiberhinausgehende automatisierte Datenanalysen, wie im Fall der Lan-
desfinanzbehorden und der Rentenversicherungstrager im Rahmen der automatisierten operativen Informations-
und Datenanalyse erfolgt der Datenaustausch auf der Grundlage von § 26 (§ 25 Absatz 5). In erster Linie handelt
sich dabei somit um einzelfallbezogene Informationen, die fiir ein zentrales Risikomanagement erforderlich sind,
aber im Gegensatz zum Datenaustausch nach § 26 nicht fiir einen automatisierten Mehrfachdatenabgleich ver-
wendet werden sollen.

Auf Basis der von den Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen ibermittelten Erkenntnisse kann eingeschétzt wer-
den, welche Branchen bzw. Wirtschaftszweigklassifikationen besonders fiir Schwarzarbeit und illegale Beschaf-
tigung anfillig sind und welche konkreten Sachverhalte nach § 2 Absatz 1 gepriift werden.

Die Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen der FKS profitieren gleichermaflen von einem wirksamen Risikoma-
nagement der FKS. Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung stehen zudem oft in unmittelbarem Sachzusam-
menhang zu Steuerhinterziehung und anderen Versto3en, die in der Zusténdigkeit der Zusammenarbeitsbehdrden
und -stellen liegen. Nach § 6 Absatz 4 unterrichten die Behdrden der Zollverwaltung die jeweils zustindigen
Stellen, wenn sich bei der Durchfiihrung ihrer Aufgaben Anhaltspunkte fiir Verstofle gegen die dort genannten
Gesetze ergeben (z. B. gegen die Steuergesetze). Anhaltspunkte, die sich aus der operativen Informations- und
Datenanalyse der FKS ergeben, werden gleichermallen im Einzelfall an die zustdndigen Stellen weitergeleitet.

Zu Absatz 2

Absatz 2 benennt das Ziel des Risikomanagements und definiert, wann ein Risiko fiir das Auftreten von Schwarz-
arbeit und illegaler Beschéftigung vorliegt.

Der Prozess des Risikomanagements umfasst die systematische Ermittlung von Risiken fiir das Auftreten von
Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung und die Durchfiihrung aller zur Begrenzung der Risiken erforderlichen
MalBnahmen.

Mit dem zentralen Risikomanagement erfolgt die systematische Erfassung, Analyse und Bewertung von Informa-
tionen und Daten der FKS und der in § 2 Absatz 4 genannten Stellen sowie die Ubersendung entsprechend risi-
kobehafteter Hinweise an die Hauptzollamter mit dem Ziel:

o risikoorientierte Priifungen frithzeitig durchzufiihren und damit praventiv zu wirken,

e gezielt Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung aufzudecken, zumindest aber die Chancen ihrer Aufde-
ckung deutlich zu erhéhen,

e den erforderlichen Ressourceneinsatz durch einen risikoorientierten Priifungsansatz zu optimieren und

e die Qualitét der Arbeitsprozesse durch eine Standardisierung bei der Auswahl der zu priifenden Objekte
nachhaltig zu verbessern.

Die Risikodefinition nach Absatz 2 Satz 2 ist fiir die Aufgabenabgrenzung der Zentralstelle erforderlich und vor
allem fiir die Eingrenzung der Verarbeitung von Informationen und Daten im Rahmen des zentralen Risikomana-
gements nach Absatz 4 von Bedeutung. Danach geniigt ndmlich die Wahrscheinlichkeit, dass nach objektiven
Risikoindikatoren Schwarzarbeit geleistet oder illegale Beschéftigung ausgeiibt wird, so bspw., wenn die Daten
zur Beschiftigtenstruktur (u. a. Anmeldung von geringfiigigen Beschiftigungsverhiltnissen) in einem auffallen-
den Missverhiltnis zu den erzielten Umsétzen und Fremdleistungen des Unternehmens stehen. Tatséchliche An-
haltspunkte fiir Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung miissen dagegen nicht vorliegen. Naturgegeben bezie-
hen sich Risiken auf die Unvorhersehbarkeit der Zukunft und eine Analyse der Risiken kann lediglich eine
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Prognose fiir die Eintrittswahrscheinlichkeit von Gefahren oder Schéden erstellen. Das zentrale Risikomanage-
ment soll insofern die Priifungen der FKS unterstiitzen, indem es den Hauptzollimtern Informationen zur Risiko-
wahrscheinlichkeit bestimmter Risikobranchen an die Hand gibt und die Auswahl von konkreten Priifobjekten
mithilfe von Einschétzungen zu den potenziellen Eintrittswahrscheinlichkeiten in Form von Risikohinweisen er-
leichtert.

Die Aufzéhlung der in Absatz 2 Satz 3 genannten Risikoindikatoren ist nicht abschlieend. Angesichts der fle-
xiblen Entwicklung bzgl. Umfang und Methoden der Schwarzarbeit und illegalen Beschéftigung kdnnen weitere
Risikoindikatoren hinzutreten.

Zu Absatz 3

Absatz 3 fiihrt die wesentlichen Aufgaben im Zusammenhang mit dem Risikomanagementprozess und die damit
verbundenen Befugnisse der Zentralstelle enumerativ auf.

Dazu gehoren Tétigkeiten wie das Erheben von Informationen und personenbezogenen Daten, die Analyse und
Bewertung von Risiken, die Ubermittlung von Risikohinweisen an die Behdrden der Zollverwaltung sowie die
regelméfige Uberwachung und Uberarbeitung dieses Prozesses und seiner Ergebnisse.

Zu Nummer 1

Nach Absatz 3 Nummer 1 erhebt die Zentralstelle die zur Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen
und personenbezogenen Daten. Hierfiir bendtigt die Zentralstelle im Wesentlichen zwei Arten von Informationen
und Daten:

e Zum einen sind dies moglichst umfassende Informationen iiber die Ergebnisse aus Priifungen und Er-
mittlungen aus dem Zentralen Informationssystem der FKS (§ 16) und vergleichbare Informationen der
Zusammenarbeitsbehorden und -stellen. Dies sind vor allem Informationen zu Sachverhalten von {iber-
regionaler Bedeutung, die zentral von der Generalzolldirektion, z. B. im Rahmen der Branchenbeobach-
tung, ausgewertet und in aufbereiteter Form den Hauptzolldmtern fiir ihre operative Arbeit zur Verfligung
gestellt werden. Die Befugnis fiir den Zugriff auf das zentrale Informationssystem der FKS ergibt sich
aus § 16 Absatz 3 Nummer 7. Die Befugnis fiir die einzelfallbezogene (manuelle) Ubermittlung von In-
formationen und personenbezogenen Daten der Zusammenarbeitsbehorden und -stellen ergibt sich aus
Absatz 3 Nummer 1 in Verbindung mit den jeweiligen bereichsspezifischen Normen.

e Zum anderen sind das konkrete Risikoinformationen der Datenstellen, die aufgrund abgestimmter Risi-
koindikatoren und -parameter identifiziert und nach § 26 Absatz 2 automatisiert in Form von Risikofdllen
und weitern Daten an die Generalzolldirektion ausgesteuert werden. Die Befugnis fiir die Ubermittlung
von Informationen und personenbezogenen Daten der Landesfinanzbehérden und Datenstelle der Ren-
tenversicherung ergibt sich direkt aus § 26 Absatz 2.

Zu Nummer 2

Absatz 3 Nummer 2 begriindet fiir die Zentralstelle die Befugnis, die unter Nummer 1 erhobenen Informationen
und personenbezogenen Daten zu analysieren und hinsichtlich der Risiken fiir das Auftreten von Schwarzarbeit
und illegaler Beschéftigung zu bewerten. Bei der Analyse werden Datenbestéinde nach einem vorgegebenen Ras-
ter gefiltert und verdichtet um festzustellen, ob sich im Hinblick auf den Analyseansatz risikorelevante Auffallig-
keiten ergeben und ein Risikoverdacht auf diese Weise identifiziert werden kann.

Neben der automatisierten operativen Informations- und Datenanalyse nach § 26 umfasst dies auch andere — ein-
fach gelagerte — Analysen und Auswertungen von Informationen und Daten der nach § 2 Absatz 4 unterstiitzenden
Stellen. Diese manuellen Analysen und Auswertungen erfolgen anlassbezogen z. B. mit dem Ziel der Aufdeckung
von neuen Begehungsformen der Schwarzarbeit oder der risikoorientierten Identifikation, Analyse und Bewertung
von neuen, besonders von Schwarzarbeit betroffenen Branchen (sog. Branchenbeobachtung), die bisher nicht von
den Wirtschaftsbereichen oder -zweigen nach § 2a Absatz 1 erfasst werden. Darunter fallen nicht automatisierte
manuelle Datenanalysen von Berichten und Statistiken der Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen oder die Aus-
wertung vonseiten der Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen im Einzelfall zur Verfiigung gestellter Listen und
Dateien mit personenbezogenen Daten. Mithilfe der weiteren Analysen im Rahmen der Branchenbeobachtung
kann die Zentralstelle insbesondere Entwicklungen und Trends in sémtlichen Branchen feststellen und schnell auf
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erkannte Risiken im Zuge des zentralen Risikomanagements, auch bei plotzlich auftretenden Phdnomenen, rea-
gieren.

Etwaige personenbezogene Daten werden fiir die Bildung von statistischen Kennzahlen anonymisiert herangezo-
gen (z. B. Geschlecht, Wohnort, Staatsangehdrigkeit, Arbeitsverhiltnis), so dass im Ergebnis keine Riickschliisse
auf einzelne Personen und Unternehmen mdglich sind. Im Rahmen der Branchenbeobachtung sind im Regelfall
keine personenbezogenen Daten erforderlich, sofern eine anonymisierte Beschreibung der Erkenntnisse der Bran-
chenbeobachtung moglich ist. Sollte keine anonymisierte Beschreibung des Risikos innerhalb der Branchenbe-
obachtung mdglich sein, sodass die Aufdeckung/Bewiltigung des Risikos in der FKS nicht gewéhrleistet werden
kann, ist die Verwendung von personenbezogenen Daten im Einzelfall unausweichlich.

Zu Nummer 3

Absatz 3 Nummer 3 regelt die Ubermittlung von Risikohinweisen an die ortlich zustindigen FKS-Dienststellen
u. a. fiir die Durchfiihrung risikoorientierter Priifungen nach § 2 Absatz 5. Der Unterstlitzungsmehrwert flir die
Hauptzolldmter ergibt sich in erster Linie durch die zentralisierte Analyse und Bewertung der Daten. Die Daten,
die von der Zentralstelle zusammengetragen und analysiert werden, sei es im Rahmen der automatisierten opera-
tiven Informations- und Datenanalyse oder im Rahmen der Branchenbeobachtung, stehen den Hauptzollamtern
auch bereits bisher fiir ihren Bezirk iiber § 6 und die verschiedenen bereits bestehenden Datenabrufbefugnisse der
Behorden der Zollverwaltung zur Vorbereitung der Priifungen und Auswahl von Priifobjekten zur Verfliigung.
Jedoch erfordert das einzelfallbezogene und manuelle Zusammentragen der zur Verfiigung stehenden Informati-
onen einen erhohten Zeitaufwand mit den entsprechenden Reibungsverlusten, die durch das héandische Aufberei-
ten einer Vielzahl von Informationen entsteht. Durch ein zentrales Risikomanagement konnen diese Aufwinde
um ein Vielfaches gemindert werden, da die gleichen Informationen nunmehr zum Grofteil automatisiert und
zentral, d. h. iiber die Bezirksgrenzen hinaus, analysiert werden.

Bei den aus dem Risikomanagementprozess hervorgegangenen Risikohinweisen handelt es sich um eine Darstel-
lung der ausgeldsten Risikoindikatoren und -parameter, die einer weiteren Uberpriifung bediirfen. Anhaltspunkte
fiir eine Straftat konnen aus dem alleinigen Datenabgleich noch nicht gewonnen werden. Vielmehr ist im Rahmen
des Ermessens nach § 2 Absatz 5 Satz 1 durch die Bediensteten der Hauptzolldmter jeweils im Einzelfall zu ent-
scheiden, ob eine Priifung angezeigt ist oder ggf. bereits ein strafrechtlicher Anfangsverdacht vorliegt.

Zu Nummer 4

Absatz 3 Nummer 4 soll die Wirksamkeit des Risikomanagements sicherstellen. Von zentraler Wichtigkeit fiir
ein funktionsfihiges Risikomanagementsystem ist die Uberpriifung, ob sich der Risikoverdacht in der Praxis auch
tatsdchlich bestdtigt hat, ob aufgrund des Risikoprofils Erkenntnisse iiber andere Risiken gewonnen worden sind
oder ob sich das Risiko eben nicht bestétigt hat. Insofern sind z. B. die Wirksamkeit des operativen Informations-
und Datenanalysesystems oder die von den Hauptzolldmtern gepriiften Risikohinweise im Hinblick auf festge-
stellte Beanstandungen auszuwerten, um darauf aufbauend die von der Zentralstelle die einzelnen Risikomanage-
mentprozesse anzupassen.

Zu Absatz 4

Durch Absatz 4 Satz 1 soll der Zweck des Risikomanagements genauer beschrieben werden, um die Datenverar-
beitung fiir die Aufgaben des Risikomanagements einzugrenzen. So sollen Informationen und personenbezogene
Daten nur dann verarbeitet werden diirfen, wenn mit diesen Informationen und Daten mogliche Risiken fiir das
Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung identifiziert werden kdnnen. Sofern mit den Informati-
onen und Daten kein Bezug zur Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung hergestellt werden
kann, sind diese fiir die Aufgaben des zentralen Risikomanagements nicht erforderlich und diirfen nicht verarbei-
tet werden (z. B. Daten von Steuerpflichtigen aus Einzelsteuer-Konten, die in keinen Zusammenhang mit der
Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen stehen). Jede einzelne Datenverarbeitung muss insofern in Relation
zur origindren Aufgabenwahrnehmung der FKS, ndmlich die Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Be-
schiftigung, stehen.

Die Zentralstelle darf personenbezogene Daten nach Absatz 4 Satz 2 fiir ihre Aufgaben des zentralen Risikoma-
nagements grundsitzlich nur im Einzelfall manuell verarbeiten. Hierunter fallen wie oben bereits dargestellt die
manuellen Auswertungen im Wege der Branchenbeobachtung und andere einfach gelagerte Analysen und Aus-
wertungen von Informationen und Daten der nach § 2 Absatz 4 unterstiitzenden Stellen. Davon abzugrenzen ist
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die speziellere Datenverarbeitungsbefugnis, die sich aus Absatz 5 i. V. m. § 26 fiir das operative Informations-
und Datenanalysesystems ergibt.

Zu Absatz 5

Fiir die Aufgaben des zentralen Risikomanagements nach dieser Vorschrift kann die Zentralstelle ein operatives
Informations- und Datenanalysesystem nach § 26 in den dort genannten Grenzen einsetzen. § 26 ist insofern
zwingend als Spezialregelung zu beachten, die wiederum besondere Anforderungen an die automatisierte Daten-
analyse stellt, z. B. im Hinblick auf Art und Umfang der Daten und die Verarbeitungsmethode.

Zu § 26 (Operatives Informations- und Datenanalysesystem; Verordnungsermiichtigung)

Zu Absatz 1

Absatz 1 eroffnet den Anwendungsbereich fiir das operative Informations- und Datenanalysesystem. In dem Sys-
tem werden die nach Absatz 2 gespeicherten Daten von der Zentralstelle anhand festgelegter Risikoindikatoren
und Risikoparameter hinsichtlich moglicher Risiken fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Beschéf-
tigung unter Beachtung der Beschrankungen der nachfolgenden Absétze automationsgestiitzt analysiert und be-
wertet. Der massenhafte automatisierte Datenabgleich ist allerdings nur mit diesem System zuléssig. Bis zum
Einsatz eines solchen Systems ist eine massenhafte Analyse von personenbezogenen Daten aus den Datenbanken
der Zusammenarbeitsbehorden und -stellen und der Zollverwaltung nicht zuléssig. Jedoch kénnen bis dahin an-
lass- und einzelfallbezogen personenbezogene Daten unter Verweis auf § 24 Absatz 2 Satz 2 und § 25 Absatz 4
durch die Zentralstelle analysiert werden.

Durch den geregelten Technikeinsatz kann insbesondere die Sicherheit bei der massenhaften Verarbeitung von
personenbezogenen Daten gewéhrleistet werden. Die Datenschutzanforderungen sollen bereits bei der Erarbei-
tung des Analysesystems technisch integriert werden. Die Generalzolldirektion tragt die Verantwortung fiir ange-
messene technische und organisatorische MaBBnahmen zur Umsetzung der Datenschutzgrundsitze, insbesondere
der Grundsitze der Datenvermeidung und Datensparsamkeit. Die weiteren Einzelheiten der Datenverarbeitung
werden in der Rechtsverordnung nach Absatz 9 und die organisatorischen und technischen Einzelheiten in der
Verwaltungsvorschrift nach Absatz 10 festgelegt.

Die Risikoanalyse und -bewertung wird iiber festgelegte Risikoindikatoren und -parameter bestimmt. Dadurch
werden die fiir die operative Informations- und Datenanalyse benétigten Daten bereits im Vorfeld fiir das Analy-
sesystem auf die absolut notwendigen Daten eingegrenzt. Uber die Anpassung der Risikoparameter kann zum
einen die Qualitdt der Risikohinweise beeinflusst werden und zum anderen nach dem Grundsatz der Wirtschaft-
lichkeit der Verwaltung der Zufluss der Risikohinweise an die ortlich zustdndigen FKS-Dienststellen gesteuert
werden. Die Risikoparameter sollten so gewahlt werden, dass vorrangig Hochrisikobereiche bewertet werden und
Priifungen aus Risikohinweisen in angemessener Zeit und unter Beriicksichtigung eines effizienten Ressourcen-
einsatzes durchgefiihrt werden konnen. Bei der Bewertung der Risiken soll auch ein Abgleich mit den Erkennt-
nissen aus Priifungen und Ermittlungen der FKS, aus bei im Informationssystem der FKS vorliegenden Geldwai-
scheverdachtsmeldungen der FIU und vergleichbaren Informationen der Zusammenarbeitsbehorden und -stellen
sowie zolleigene Systeme erfolgen.

Die Risikoindikatoren und die — aus einem Risikoindikator und einem zugeordneten Wert bestehenden — Risiko-
parameter werden von der Zentralstelle in Abstimmung mit den Zusammenarbeitsbehorden und -stellen entwi-
ckelt und fiir das Analysesystem vorgegeben. Es werden spezielle Risikoindikatoren entwickelt, um potenziell
verdichtige oder anomale Unternehmensaktivititen, die auf Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung hindeuten,
frithzeitig zu erkennen. AnschlieBend werden fiir die jeweiligen Risikoindikatoren entsprechend der Wirtschafts-
zugehorigkeit der Unternehmen adédquate Risikoparameter bestimmt. Diese legen fest, ab welchem Wert in wel-
cher Wirtschaftszweigklassifikation ein Risiko fiir Schwarzarbeit und/oder illegale Beschéftigung gesehen wird.
Sobald die Risikoindikatoren und deren -parameter feststehen, konnen die Datenstellen Risikoinformationen an
die Zentralstelle iibermitteln oder zum Abruf durch die Zentralstelle bereitstellen. Es werden solche Risikoindi-
katoren und dazugehorige Risikoparameter ausgewéhlt, bei denen hinsichtlich Eintrittswahrscheinlichkeit und
Schadensausmal} ein Risiko fiir Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung wahrscheinlich ist. Zur Entwicklung
dieser Risikoindikatoren und -parameter werden die Erkenntnisse der Zusammenarbeitsbehorden und -stellen und
das Erfahrungswissen der Praktiker der FKS sowie alle Daten, welche auf ein erhohtes Potential fiir Schwarzarbeit
oder illegaler Beschéftigung hindeuten, herangezogen.



Drucksache 21/1930 ~118 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Die Risikoindikatoren und -parameter werden von der Zentralstelle im Einvernehmen mit den betroffenen Zu-
sammenarbeitsbehdrden und -stellen der FKS und im Einvernehmen mit der oder dem Bundesbeauftragten fiir
den Datenschutz und die Informationsfreiheit festgelegt, um die zu libermittelnden Daten fiir die operative Infor-
mations- und Datenanalyse zu begrenzen und die Betroffenenrechte angemessen abzusichern. Die Bestimmung
der Risikoparameter, also der konkreten Werte, ab denen ein Risikoindikator ein Risiko nach § 25 Absatz 2 Satz 2
anzeigt, erfolgt auf der Unterseite nach der Risikowahrscheinlichkeit. Bei Uber- bzw. Unterschreiten, abhiingig
vom Risikoindikator, eines Risikoparameters ist ein erhdhtes Risiko fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und
illegaler Beschiftigung gegeben. Auf der Oberseite folgt die Bestimmung der Risikoparameter wie oben beschrie-
ben dem Wirtschaftlichkeitsgedanken. Je hoher bzw. niedriger — abhéngig vom Risikoindikator — ein Risikopara-
meter festgelegt wird, desto hoher ist auch die Wahrscheinlichkeit fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und ille-
galer Beschiftigung. Der Zentralstelle steht es frei in Abhéngigkeit zu den begrenzten Personalressourcen der
FKS die Risikoparameter so festzulegen, dass die FKS sich auf Hochrisikobereiche konzentriert und der mengen-
maéBige Output der Risikohinweise durch die Ortsbehorden bewiltigt werden kann. Die Risikoparameter zu den
einschldgigen Risikoindikatoren sind zudem mit den jeweils betroffenen Zusammenarbeitsbehérden und -stellen
einvernehmlich abzustimmen, um dabei ebenfalls auch die Ressourcen der Zusammenarbeitsbehérden und -stel-
len bei der Einstellung der Risikoparameter und der damit zusammenhéngenden Begrenzung der zu tibermitteln-
den Risikofille und Daten zu beriicksichtigen. Es gehort letztlich zu der Aufgabe der Zentralstelle in ihrer Steue-
rungsverantwortung die Wirksamkeit des operativen Informations- und Datenanalysesystems zu iiberwachen und
zu Uberpriifen, eine verhéltnismiBige Anpassung der Risikoparameter zu gewéhrleisten sowie die vorhandene
Risikoindikatoren hinsichtlich ihrer Aktualitét zu priifen und bei Bedarf zu erweitern.

Die automationsgestiitzte Analyse und Bewertung erfolgt in den Wirtschaftsbereichen oder -zweigen nach § 2a
Absatz 1, nach § 4 AentG sowie in den weiteren Wirtschaftsbereichen oder -zweigen nach Absatz 9 Satz 1 1. V.
m. Satz 2 Nummer 1.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt den automatisierten Datenabruf oder -empfang durch die Zentralstelle und legt Art und Umfang
der Daten fiir das operative Informations- und Datenanalysesystem fest.

Eine Beriicksichtigung von Daten in dem operativen Informations- und Datenanalysesystem kommt nur nach
erfolgter Abstimmung mit den in Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten die Daten vorhaltenden Stellen in
Betracht und sofern diese Daten fiir eine Analyse und Bewertung nach Absatz 1 Satz 1 erforderlich sind. Die
betroffenen Datenstellen iibermitteln die in Absatz 2 Satz 1 genannten Risikoinformationen an die Zentralstelle
oder stellen diese fiir einen Datenabruf durch die Zentralstelle zur Verfligung. Je nach technischem Verfahren
bekommt die Zentralstelle die Daten dann direkt von der jeweiligen Datenstelle iibermittelt (z. B. Datenstelle der
Rentenversicherung nach § 28p Absatz 8 SGB IV) oder ruft die bereitgestellten Daten von einer Bereitstellungs-
plattform der jeweiligen Datenstelle ab (z. B. Landesfinanzbehdrden).

Die Risikoinformationen sollen bereits zuvor einen mit abgestimmten Risikoindikatoren und -parametern verse-
henen ,,Risikofilter” bei den Datenstellen durchlaufen haben (z. B. Auffilligkeiten innerhalb der Basisdatei der
Datenstelle der Rentenversicherung) oder spéter bei der Zentralstelle ausgefiltert werden, soweit es sich um Risi-
koindikatoren handelt, die auf einen Abgleich der jeweiligen Datenbestinde von einer oder von verschiedenen
Datenstellen abstellen und von der jeweiligen Datenstelle selbst nicht vorgefiltert werden konnen (z. B. Auffl-
ligkeiten, die erst aus dem Abgleich der Umsatzdaten der Landesfinanzbehorden mit den Beschiftigungsdaten
der Rentenversicherungstriger sichtbar werden). Im letzteren Fall werden die Daten im Rahmen der operativen
Informations- und Datenanalyse systemseitig abgeglichen und bei Treffern, d. h. anhand der erfiillten Risikoindi-
katoren und -parameter identifizierten Risikoféllen, zugidnglich gemacht. Bei Nichttreffern erfolgt nach § 26 Ab-
satz 8 Satz 2 eine sofortige Loschung nach der maschinellen Risikobewertung.

Die Daten sollen durch die Zentralstelle mindestens einmal halbjéhrlich automatisiert abgerufen oder empfangen
werden diirfen. Ein mindestens halbjéhrlicher Turnus des Datenabrufs oder der Dateniibermittlung nach § 26
Absatz 1 wird benétigt, um kurzfristige Veranderungen zu erkennen und eine zeitnahe Betrachtung zu garantieren.

Neben den Daten zu Arbeitgebern werden auch Daten zu Unternehmern einbezogen, die ausschlieBlich geringfii-
gig Beschiftigte melden und daher nicht mit dem Arbeitgeber Signal ,,A“ in den Systemen der Landesfinanzbe-
horden erfasst sind (vgl. Begriindung zu § 26 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1) oder keine Arbeitnehmer zur Sozial-
versicherung gemeldet haben. Diese fallen in den Anwendungsbereich des § 2a SchwarzArbG und § 4 AentG.
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Arbeitgeber im Sinne von § 2a SchwarzArbG, die ausschlieBlich geringfligig Beschéftigte beschéftigen, werden
in den Systemen der Landesfinanzverwaltung als Unternehmern (Signal ,,U*) dargestellt und nicht als Arbeitgeber
mit Arbeitgebersignal (A).

Zudem konnen durch die Einbeziehung von Unternehmern auch Hinweise auf Arbeitgeber generiert werden, die
pflichtwidrig keine Arbeitnehmer zur Sozialversicherung angemeldet haben und daher nicht als Arbeitgeber mit
dem Arbeitgebersignal (A) in den Systemen der Landesfinanzbehdrden erfasst sind.

Auch Schein- und Servicefirmen konnen so in die Risikoanalyse einbezogen werden.

Dariiber hinaus kénnen durch die Einbeziehung von Selbststéndigen in die Risikoanalyse auch Hinweise auf eine
eventuelle Scheinselbststindigkeit, z. B. im Bereich der Entsendungen (vgl. Begriindung zu § 26 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 b) — Daten der Al-Datenbank), geliefert werden.

Absatz 2 Satz 2 regelt weitere Identifikationsdaten, die aus den zuvor in Satz 1 genannten Datenbestéinden — so-
weit diese dort vorliegen — gleichermallen abgerufen oder empfangen und gespeichert werden kdnnen. Die Daten
wie bspw. Name, Sitz und Identifikationsnummern sowie die Daten zum Wirtschaftszweig eines Unternehmens
werden fiir die operative Informations- und Datenanalyse benétigt, um eine eindeutige Zuordnung und Eingren-
zung der Datensétze zu den Unternehmen vornehmen zu kdnnen.

Zu Satz 1 Nummer 1 (Daten der Landesfinanzbehorden)

Es sollen lediglich die Daten der Lander von den Behorden der Zollverwaltung abgerufen werden, die iiber das
Vorhaben zur Koordinierung der Steuer-IT KONSENS bereits vereinheitlicht vorliegen und der Bundesfinanz-
verwaltung zugénglich sind. Es erfolgt somit keine weitere Datenteilung der Lander mit dem Bund. Von den
Landesfinanzbehorden werden die zu einem Arbeitgeber oder Unternehmer gespeicherten Grundinformationen
(einschlieBlich der Identifikationsmerkmale nach § 26 Absatz 2 Satz 2), Daten aus Umsatzsteuer-Voranmeldun-
gen nach § 18 UstG, Lohnsteuer-Anmeldungen nach § 41a EstG sowie bestimmte erforderliche Gewinnermitt-
lungsdaten nach § 4 Absatz 1 und 3 sowie § 5 EstG abgerufen. Dabei handelt es sich um Daten, die Auskunft
geben iiber Umfang und Dauer von wirtschaftlichen Tétigkeiten des Arbeitgebers oder Unternehmers, die Riick-
schliisse auf die Beschéftigungsverhéltnisse zulassen. Die Daten werden geméall Absatz 1 Satz 1 im Einvernehmen
mit den Landesfinanzbehorden abgerufen.

Die Daten der Landesfinanzbehdrden sind insbesondere fiir eine wirksame operative Informations- und Daten-
analyse erforderlich, da damit Auskunft iiber Umfang und Dauer von wirtschaftlichen Tétigkeiten des Arbeitge-
bers oder Unternehmers gegeben werden kann, womit entsprechend potenzielle Risiken fiir mdgliche Manipula-
tionen oder Umgehungen in Bezug auf Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung aufgedeckt werden kénnen.

Dariiber hinaus werden diese zur Berechnung von Risikoindikatoren bendtigt und anschlieBend mit den branchen-
iiblichen Vergleichswerten abgeglichen, um ein Risiko fiir Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung (vgl. § 25
Absatz Satz 2) abzuschitzen.

Risikoindikatoren bzw. Risikokonstellationen konnen aufgrund vorhandener Erfahrungen aus zuriickliegenden
Priif- und Ermittlungsverfahren der FKS auf Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung hindeuten und sind somit
in die systematische Erfassung und Bewertung im Rahmen des Risikomanagements einzubeziehen.

Die in Rede stehenden Daten stammen unter anderem aus der Umsatzsteuer-Voranmeldung. Diese enthélt Anga-
ben des Unternehmers zu den Umsétzen (Bemessungsgrundlage), zum allgemeinen, ermédBigten sowie Nullsteu-
ersatz und Angaben, sofern der Unternehmer als Leistungsempfanger nach § 13b UstG Schuldner der Umsatz-
steuer ist.

Um ein vollumfassendes und zusammenhingendes Bild iiber die steuerrechtlichen Daten erlangen zu kdnnen (z.
B. auffallendes Missverhéltnis von Fremdleistungen gegeniiber dem Umsatz), werden auch Gewinnermittlungs-
daten nach § 4 Absitze 1 und 3 sowie § 5 EstG (z. B. Umsitze und Fremdleistungen) insbesondere aus der Ein-
nahmeniiberschussrechnung (Anlage EUR) und der Bilanz sowie der Gewinn- und Verlustrechnung benétigt.

Im Zusammenhang mit den Daten der DRV Bund (DSRV) kann mithilfe der Lohnsteuer-Anmeldung (insbeson-
dere z. B. Summe der einzubehaltenden Lohnsteuer und Summe der pauschalen Lohnsteuer) ein Gesamtbild iiber
die Beschiftigungsverhéltnisse in einem Betrieb, z. B. iiber die Anzahl der sozialversicherungspflichtigen Be-
schéftigungen, geschaffen werden.
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Die bei den Landesfinanzbehorden im Stammdatendienst gespeicherten Grundinformationen (einschlieBlich Iden-
tifikationsmerkmale), die iiber den Datenkatalog im Absatz 2 Satz 2 hinaus gehen, werden bendtigt, um einen
Arbeitgeber oder einen Unternehmer zu identifizieren, eine korrekte Zusammenfiihrung der Datensétze verschie-
dener Datenstellen im Analysesystem zu gewéhrleisten sowie auch fiir die Berechnung von Risikoindikatoren. Zu
diesen Daten zéhlen unter anderem die Betriebsgrofie, Betriebsbeendigung, Betriebsdauer und das abweichende
Wirtschaftsjahr.

Zu Satz 1 Nummer 2 (Daten der Datenstelle der Rentenversicherung)
Zu Buchstabe a (Daten aus der Datenselektion)

Die Tréger der Rentenversicherung unterhalten nach § 145 SGB VI gemeinsam die Datenstelle der Rentenversi-
cherung. Diese ist u. a. fiir die Fiihrung der Basisdatei nach § 28p Absatz 8 Satz 3 SGB 1V zustéindig.

Die Daten der Datenstelle der Rentenversicherung sind insbesondere fiir eine wirksame operative Informations-
und Datenanalyse erforderlich, vor allem Informationen im Zusammenhang mit dem Beschéftigungsstatus, die
Beschiftigtenstruktur (z. B. auffallendes Missverhiltnis von geringfligigen Beschéftigungen zur Gesamtbeschaf-
tigung, hohe Personalfluktuation innerhalb eines kurzen Zeitraumes oder Altersstrukturanalysen), Lohnsplitting
sowie Arbeitnehmerwanderungen (z. B. Arbeitnehmerkolonnen). Diese Risikoindikatoren kdnnen aufgrund vor-
handener Erfahrungen aus zuriickliegenden Priif- und Ermittlungsverfahren der FKS auf Schwarzarbeit und ille-
gale Beschéftigung hindeuten und sind somit in die systematische Erfassung und Bewertung im Rahmen des
Risikomanagements einzubeziehen. Die Ubermittlung der Daten erfolgt nicht durch die Triiger der Rentenversi-
cherung selbst, sondern durch die Datenstelle der Rentenversicherung.

Die fiir die operative Informations- und Datenanalyse notwendigen Daten der Datenstelle der Rentenversicherung
liegen bspw. In der Basisdatei nach § 28p Absatz 8 Satz 3 SGB IV vor. Die Datenselektion nach § 28p Absatz 8
Satz 9 bis 13 SGB IV zur Aussteuerung von Risikofdllen und Daten, anhand gemeinsam festgelegter Risikoindi-
katoren und -parameter, erfolgt innerhalb und ausschlieB3lich durch die Datenstelle der Rentenversicherung. Die
Generalzolldirektion als Zentralstelle hat keinen Zugriff auf die Basisdatei und erhilt von der Datenstelle zum
einen die Risikofdlle aus der Datenvoranalyse der Datenstelle fiir die Zufiihrung in die operative Informations-
und Datenanalyse. Daneben werden unabhingig von der Datenvoranalyse der Datenstelle der Rentenversicherung
weitere Daten an die Zentralstelle iibermittelt, aus denen erst im Abgleich der Zentralstelle mit den Daten der
anderen Zusammenarbeitsbehorden und -stellen oder zolleigener Systeme entsprechende Risikofille herausgebil-
det werden konnen (vgl. auch Begriindung zu Artikel 11 Nummer 2). Die Zweckbindung fiir die Daten aus der
Datenselektion bei der Datenstelle der Rentenversicherung fiir die Aufgaben des zentralen Risikomanagements
wird durch § 26 Absatz 4 Satz 1 gewéhrleistet.

Zu Buchstabe b (Daten aus der A1-Datenbank)

Die Datenstelle der Rentenversicherung fiihrt nach § 150 Absatz 3 SGB VI eine Datenbank, in der die wesentli-
chen Daten der A1-Bescheinigungen fiir nach Deutschland entsandte Beschiftigte/Selbststandige sowie Beschéf-
tigte/Selbststidndige, die im Rahmen einer Mehrfachbeschiftigung titig sind, zentral erfasst werden (A1-Daten-
bank). Das Dokument gilt nach den Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 und Nr. 987/2009 als Bescheinigung iiber
die Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit, die auf den Inhaber oder die Inhaberin anzuwenden sind. Die Be-
horden der Zollverwaltung sind nach § 150 Absatz 5 SGB VI bereits jetzt befugt, bei konkreten Priifungen auf
die Al-Datenbank im automatisierten Abrufverfahren zuzugreifen. Durch die Nutzung der A1-Datenbank kann
durch die FKS bspw. Festgestellt werden, an welchen Beschéftigungsorten die Personen tétig sind.

Die Daten aus der Al-Datenbank diirfen nunmehr auch im Rahmen der operativen Informations- und Datenana-
lyse verarbeitet werden, soweit sie zur Erfiilllung der Aufgaben der Zentralstelle nach § 26 Absatz 1 Schwarzar-
beitsbekdmpfungsgesetz erforderlich sind. Insbesondere konnen iiber einen Abgleich mit den Daten des Melde-
portal-Mindestlohn sowie den Meldungen aus dem Binnenmarktinformationssystem bei Entsendungen im Stra-
Benverkehr Abweichungen und Widerspriiche festgestellt und geeignete Risikofille generiert werden. Uber den
Abgleich hinaus konnen sich aus der Zusammenschau der Daten weitere Risikofille ergeben. Die Einbeziehung
der Daten aus der Al-Datenbank bietet einen erheblichen Mehrwert. Durch Zusammenschau der Daten der Al-
Datenbank und der Daten aus den Meldungen nach § 16 MiLoG, § 18 AentG und § 17b AUG sowie ggf. weiterer
Datenquellen ergibt sich ein vollstindigeres Bild von Entsendesituationen und Risikofaktoren lassen sich konkre-
ter feststellen. So kdnnen aus den Daten der A1-Datenbank nur in Kombination mit den Daten des Meldeportals
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und des Binnenmarktinformationssystems sozialversicherungsrechtliche Entsendungen/Mehrfachbeschiftigun-
gen in so genannten Risikobranchen identifiziert werden. Dariiber hinaus werden in der A1-Datenbank auch Fille
der Beschiftigung im Inland erfasst, die nicht meldepflichtig nach § 16 MiLoG, § 18 AentG oder § 17b AUG
sind. Die Beriicksichtigung der Meldungen zu Selbststéindigen in der Al-Datenbank kann dariiber hinaus Hin-
weise auf eine eventuelle Scheinselbststindigkeit liefern, die bislang gar nicht beriicksichtigt werden konnen. Im
Ubrigen wird auf die Begriindung zur Anderung von § 150 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in Artikel 12
verwiesen.

Zu Satz 1 Nummer 3 (Meldedaten der Zollverwaltung)

Nach Artikel 10 der Richtlinie 2014/67/EU des Européischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur
Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG (Entsenderichtlinie) tiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen
der Erbringung von Dienstleistungen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 iiber die Verwal-
tungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems (,,IMI-Verordnung* ) stellen die Mit-
gliedsstaaten u. a. durch wirksame und geeignete Kontroll- und Uberwachungsmechanismen sicher, dass die Ar-
beits- und Beschéftigungsbedingungen der Entsenderichtlinie eingehalten werden. Die Priifungen der in den Mit-
gliedsstaaten zustindigen Behorden sollen in erster Linie auf einer Risikobewertung basieren. Dabei konnen ,,die
Tatigkeitsbereiche ermittelt werden, in denen sich die Beschiftigung von im Rahmen der Erbringung von Dienst-
leistungen entsandten Arbeitnehmern in ihrem Hoheitsgebiet konzentriert. Dabei kdnnen insbesondere die Aus-
fithrung groBer Infrastrukturprojekte, lange Unterauftragsketten, geografische Nihe, besondere Probleme und Be-
diirfnisse bestimmter Bereiche, VerstoBBe gegen die Vorschriften in der Vergangenheit sowie die Gefahrdung be-
stimmter Gruppen von Arbeitnehmern beriicksichtigt werden.*

Nach § 16 MiLoG, § 18 AentG und § 17b des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes (AUG) sind Arbeitgeber mit
Sitz im Ausland, die einen oder mehrere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur Ausfiihrung von Werk- oder
Dienstleistungen nach Deutschland entsenden oder Verleiher mit Sitz im Ausland, die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zur Arbeitsleistung einem Entleiher iiberlassen, verpflichtet, ihre nach Deutschland entsandten Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei einem Einsatz in Branchen des § 2a oder den Branchen des AentG, bzw.
fiir Verleiher branchenunabhiingig, sofern eine Rechtsverordnung nach § 3a AUG auf das Arbeitsverhiltnis An-
wendung findet, anzumelden. Nach § 1 der Mindestlohnmeldeverordnung sind die Meldungen {iber das Melde-
portal-Mindestlohn der Zollverwaltung abzugeben.

Meldedaten der ausldndischen Arbeitgeber und Verleiher konnen automatisiert iibermittelt oder abgerufen und in
dem operativen Informations- und Datenanalysesystem hinsichtlich moglicher Risiken fiir das Auftreten von
Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung automationsgestiitzt analysiert und bewertet sowie die Ergebnisse der
Risikobewertung den Hauptzollamtern tiber Risikohinweise zur Verfiigung gestellt werden. Dadurch sollen ins-
besondere auch die o. g. Vorgaben der Richtlinie 2014/67/EU zu Risikobewertungen bei Priifungen im Entsende-
bereich umgesetzt werden.

Die Meldedaten der Zollverwaltung kénnen insbesondere durch einen Abgleich mit den Daten aus der A1-Daten-
bank auf Risikofille hinweisen, da flir die arbeitsrechtliche Entsendung auch die Frage der des anzuwendenden
Rechts im sozialversicherungsrechtlichen Sinne zu priifen ist.

Zudem sind sie etwa dafiir geeignet, anhand von Personen, die im zeitlichen Ablauf kontinuierlich von verschie-
denen Unternehmen entsandt werden und im weiteren Verlauf durch weitere Informationsanreicherungen (z. B.
iiber den Abgleich nach § 26 Absatz 5 Satz 1 mit dem zentralen Informationssystem fiir die FKS) ggf. Verbin-
dungen zwischen den verschiedenen Entsendeunternehmen festzustellen. Daneben sind die Daten geeignet, um
regionale Konzentrationen von Entsendemeldungen und Entsendeunternehmen in bestimmten Bereichen festzu-
stellen.

Hierfiir ist die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Entsendemeldungen erforderlich, um insbesondere
die Daten der entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer als sog. Primérschliissel flir den Datenabgleich
zu verwenden, um entsprechende Risikofélle zu identifizieren. Dariiber hinaus sind diese Daten erforderlich, um
perspektivisch innerhalb des operativen Informations- und Datenanalysesystems weitere Abgleiche mit den Daten
aus dem Meldeportal-Mindestlohn und anderen Datensétzen durchzufiihren, die ebenfalls geeignet sind, um fiir
den Bereich der Arbeitnehmerentsendung Risikofdlle fiir Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung zu identifi-
zieren. Hierzu wére perspektivisch eine Erweiterung des enumerativen Kataloges in Absatz 2 erforderlich, um
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darin weitere erforderlich Ergdnzungen von Datensétzen der Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen fiir den Da-
tenabgleich zu integrieren.

Zu Absatz 3

Die Datenselektion nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a) i. V. m. § 28p Absatz 8 Satz 9 bis 13 SGB IV
erfolgt durch die Datenstelle der Rentenversicherung. Die von der Datenstelle iibermittelten Daten diirfen nur
zum Zwecke des Risikomanagements der Zollverwaltung eingesetzt werden. Die Kosten fiir die Datenselektion
sind der Deutschen Rentenversicherung Bund, die nach § 145 Absatz 1 Satz 1 SGB VI fiir die Verwaltung der
Datenstelle der Rentenversicherung zustandig ist, zu erstatten. Einzelheiten zur Kostenerstattung werden im Rah-
men einer Verwaltungsvereinbarung zwischen der Generalzolldirektion und der Deutschen Rentenversicherung
Bund einvernehmlich geregelt.

Zu Absatz 4

Absatz 4 trifft Regelungen zu den Datenverarbeitungsmethoden des operativen Informations- und Datenanalyse-
systems und beschreibt insbesondere den ersten Datenabgleich der Daten nach Absatz 2, die Bildung von Risiko-
féllen und die Risikobewertung.

Die Zentralstelle wird erméchtigt, die fiir die Zwecke des Risikomanagements bei den Datenstellen erhobenen
Daten, sowie die aus dem Abgleich der Daten gewonnenen Erkenntnisse vor allem unter Beachtung des § 15 zu
verarbeiten, soweit dies fiir ihre Aufgabenerfiillung erforderlich ist (Grundsatz der Zweckbindung und Zweckéan-
derung). Eine Verarbeitung der nach Absatz 2 erhobenen personenbezogenen Daten zu anderen Zwecken wird
ausgeschlossen.

Die Weiterverarbeitung der von den Datenstellen iibermittelten oder zum Abruf bereitgestellten Daten fiir die
Aufgaben des zentralen Risikomanagements ist mit dem Grundsatz der hypothetischen Datenneuerhebung ver-
einbar. Die Nutzung der Daten fiir das operative Risikomanagement dient demselben Rechtsgiiterschutz wie die
urspriingliche Datenerhebung durch die Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen sowie durch die Zollverwaltung.
Die Landesfinanzbehorden haben die analyserelevanten Daten nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 zur Durchfithrung
des Besteuerungsverfahrens erhoben. Die analyserelevanten Daten nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 wurden ur-
spriinglich von den Rentenversicherungstragern und Einzugsstellen zur Erfiillung ihrer sozialen Aufgaben, insb.
Zur Durchfiihrung des sozialversicherungsrechtlichen Melde- und Beitragsverfahren, erhoben. Der Abgleich der
Daten im Rahmen der operativen Informations- und Datenanalyse der FKS dient der Absicherung dieser Aufga-
ben, ndmlich der Priifung der Einhaltung der sozialversicherungsrechtlichen und steuerlichen Verpflichtungen der
Arbeitgeber und damit zusammenhéngend der Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung.

Die weitere Verarbeitung, insbesondere der aus der Datenauswertung gewonnenen Erkenntnisse, ist im Hinblick
auf die zu schiitzenden Rechtsgiiter verhiltnismaBig: Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung vernichten legale
Arbeitsplétze und verursachen enorme finanzielle Schiden. Die Handlungsféhigkeit des Staats wird geschwicht,
das Sozialversicherungssystem umgangen, ein fairer Wettbewerb verhindert und die Wirtschafts- und Arbeitsord-
nung untergraben. Die FKS soll mit ihrem umfangreichen Aufgabenportfolio insbesondere den gravierenden Bei-
tragsausfillen in der Sozialversicherung und Ausfillen bei den Steuereinnahmen entgegenwirken sowie die Ein-
haltung der Mindestarbeitsbedingungen sicherstellen. Dazu sind Maflnahmen zur Erkennung, Analyse, Bewer-
tung, Kommunikation, Uberwachung und Steuerung von Risiken erforderlich. Die risikoorientierte Auswahl von
Priifobjekten und die Fokussierung auf Hochrisikobereiche sind dabei wesentliche Bestandteile einer wirkungs-
vollen und verstirkten Schwarzarbeitsbekdmpfung. Dies ldsst sich vor allem dadurch erreichen, dass im Rahmen
des zentralen Risikomanagements Daten analysiert werden, die mit den nach § 6 iibermittelten Risikoinformatio-
nen der Zusammenarbeitsbehorden und -stellen verkniipft sind. Dadurch kann die FKS Verstoe besser aufdecken
und den Ressourceneinsatz bei durchzufiihrenden Priifungen gezielter steuern, was wiederum der Funktionsfa-
higkeit der Verwaltung dient.

Nach dem Urteil des BverfG vom 16. Februar 2023 (1 BvR 1547/19 —, BverfGE 165, 363-442) ist der Gesetzgeber
gehalten, die wesentlichen Grundlagen zur Begrenzung von Art und Umfang der Daten und der Verarbeitungs-
methoden selbst durch Gesetz vorzugeben.

Die operative Informations- und Datenanalyse fiir das Risikomanagement der FKS ist im Hinblick auf die Ein-
griffsintensitdt nicht mit den Datenanalysen der Polizeien gleichzusetzen, aus denen wiederum polizeiliche Er-
mittlungsmaBnahmen abgeleitet werden. Die Risikoanalyse der FKS dient lediglich der vorgelagerten Hinweis-
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und Informationsverdichtung zur Durchfiihrung von verdachtsunabhédngigen Priifungen. Aus der Datenanalyse
folgen unmittelbar keine mit den Polizeien vergleichbaren schwerwiegenden Grundrechtseingriffe. Der hier er-
folgende weniger schwerwiegende Grundrechtseingriff ist in der Art und dem Umfang gerechtfertigt. Denn dieser
Eingriff dient dem Schutze der Rechtsgiiter, die durch Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung verletzt werden
konnen.

Der Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung durch die Datenanalyse der Zentralstelle bezieht sich un-
mittelbar auf eine Erkenntnisgewinnung zu einzelnen Arbeitgebern bei der Zentralstelle. Als weitere Folge wer-
den in geeigneten Féllen Risikohinweise zu Arbeitgebern erstellt und an die Hauptzollamter weitergeleitet. Eine
unmittelbare Rechtsfolge ist an die Datenauswertung und Weiterleitung von Risikohinweisen nicht gekniipft. Es
folgt nicht auf jeden an die Hauptzollamter iibersandten Hinweis zwingend eine Priifung durch die zustéindige
FKS. Nach § 2 Absatz 5 Satz 4 sind die Risikohinweise bei der Auswahl der zu priifenden Sachverhalte zu be-
rlicksichtigen. Die Entscheidung iiber die Durchfiihrung einer Priifung beim Arbeitgeber liegt im Ermessen der
ortlichen FKS-Dienststelle nach dem risikoorientierten Ansatz unter Beriicksichtigung verschiedener Risikokri-
terien. Neben den Risikohinweisen der Zentralstelle konnen dies bspw. Lokale Erkenntnisse der FKS-Dienststelle,
Korrelationen zu anderen Priif- und Ermittlungsverfahren, Hinweise aus der Bevolkerung oder von Zusammen-
arbeitsbehorden etc. sein. Kommt es zu einer Entscheidung tiber die Durchfiihrung einer Priifung beim Arbeitge-
ber treffen diese und die weiteren Priifbeteiligten, wie bspw. Dritte, die Duldungs- und Mitwirkungspflichten nach
§ 5. Aufgrund der Risikohinweise allein kann es jedoch nicht zu einer Einleitung von Ermittlungsverfahren und
dem Treffen von Ermittlungsmafinahmen kommen. Hierzu ist in jedem Fall eine Priifung nach § 2 Absatz 1 durch
die ortlich zustéindige FKS zwingende Voraussetzung. Die Risikohinweise aus der vorgelagerten operativen In-
formations- und Datenanalyse sind allein nicht ausreichend, um damit bspw. Einen hinreichenden Anfangsver-
dacht fiir das Vorliegen einer Straftat oder Ordnungswidrigkeit zu begriinden.

Die Risikohinweise unterstiitzen die Hauptzolldmter bei der Vorbereitung ihrer Priifungen. Die operative Infor-
mations- und Datenanalyse fiihrt insofern in einer deutlich effizienteren Form zu dem gleichen Ergebnis wie die
bisherige manuelle Datenverkniipfung in Vorbereitung auf eine Priifung. Bisher ist es der FKS bereits erlaubt,
bspw. Im Rahmen einer Plausibilitétspriifung vor Beginn der Priifung gemeldete Umsitze aus den Umsatzsteuer-
Uberwachungsbdgen der Landesfinanzbehdrden — unter Beriicksichtigung méglicher Subunternehmerleistungen
(Vorsteuerbetrage) — mit den Meldedaten des zustéindigen Rentenversicherungstrigers beziiglich der Anzahl der
Beschiftigten und dem Verhéltnis geringfiigig Beschéftigter zu Vollzeitbeschiftigten manuell abzugleichen.
Kiinftig soll dieser Abgleich mithilfe der operative Informations- und Datenanalyse automationsgestiitzt erfolgen.
Insofern generiert die operative Informations- und Datenanalyse keine neuartigen Erkenntnisse, die nicht bereits
jetzt schon mit entsprechendem Aufwand durch Einzelabfragen bei den Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen
und héndische Auswertung der Abfragedaten erzeugt werden konnen.

Im Absatz 4 werden ab Satz 3 die Datenverarbeitungsmethoden und die einzelnen Schritte der Datenverarbeitung
fiir die operative Informations- und Datenanalyse geregelt.

Danach erfolgt eine Verarbeitung in Form eines ersten automatisierten Datenabgleichs der Daten nach Absatz 2
anhand der Risikoindikatoren und Risikoparameter nach Absatz 1 sowie einer automatisierten Risikobewertung
dieser Daten zur Erstellung von Risikofillen. Die automatisierte Risikobewertung ist gekennzeichnet durch ein
regelbasiertes Bewertungssystem auf Grundlage der vorhandenen Erfahrungen und der strategischen Ausrichtung
der FKS. Dabei sind alle Risikoindikatoren und -parameter einem separaten und branchenabhingigen Bewer-
tungssystem zu unterziehen.

Die von den Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen iibersandten oder durch die Zentralstelle herausgebildeten
Risikofdlle werden anhand eines Punktwertverfahrens aggregiert, gewichtet und bewertet. Ein Risikofall beinhal-
tet immer einen jeweilig abgestimmten Risikoindikator sowie den dazugehdrigen Risikoparameter, Name, Wirt-
schaftsunterklasse, Adressdaten und ein weiteres eindeutiges Zuordnungsmerkmal (z. B. die Betriebsnummer
oder Wirtschaftsidentifikationsnummer) des Unternehmens. Die Punktebewertung durch die Zentralstelle erfolgt
dann entsprechend dem spezifischen Branchenrisiko gesondert fiir jeden Wirtschaftsbereich oder Wirtschafts-
zweig nach Absatz 1 Satz 3 durch die Anwendung des entsprechenden Risikoparameters, der das spezifische
Branchenrisiko inkludiert, welches von der Zentralstelle auf der Grundlage von objektiven Risikokriterien fest-
gelegt wird. Jedem Risikofall wird im Ergebnis der Punktbewertung ein konkret Punktwert durch die Zentralstelle
zugewiesen. Je mehr Risikofille zu einem Unternehmen aggregiert werden konnen, desto hoher wird dieses
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hinsichtlich des abschlieend zu bildenden Gesamtpunktwerts bewertet. Je hoher der Gesamtpunktwert, desto
hoher ist das Risiko fiir illegale Beschéftigung und Schwarzarbeit.

Zu Absatz 5

In Absatz 5 werden weitere Regelungen zu den Datenverarbeitungsmethoden des operativen Informations- und
Datenanalysesystems getroffen und der zweite Datenabgleich der nach Absatz 4 Satz 4 gebildeten Risikofillen
mit den Daten des zentralen Informationssystems der FKS sowie die Bildung und Ubermittlung von Risikohin-
weisen flir die Hauptzollamter abgebildet.

Die im zentralen Informationssystem der FKS vorliegenden Erkenntnisse zu den risikobehafteten Unternehmen
und natiirlichen Personen (Inhaber und/oder gesetzliche Vertreter) werden als weitere Risikofaktoren bei der Ri-
sikobewertung einbezogen. Somit wird beriicksichtigt, ob bezogen auf die in Betracht kommenden Unternehmen
oder deren Inhaber bzw. gesetzlichen Vertreter in der Vergangenheit bereits Priifungen nach §2 Absatz 1
SchwarzArbG durchgefiihrt werden oder wurden bzw. ob in diesem Kontext Verstofie festgestellt worden sind
und welches Ausmal} (Schadenshdhe, Sanktionierung) diese VerstoBe hatten. Zudem wird gepriift, ob zu den in
Betracht kommenden Unternechmen oder deren Inhaber bzw. gesetzlichen Vertreter eine Geldwéscheverdachts-
meldung i. S. d. § 43 GwG im zentralen Informationssystem der FKS hinterlegt ist. Wichtig ist hierbei, dass die
Informationen aus dem zentralen Informationssystem der FKS nicht nur zur Anreicherung eines Risikos dienen,
sondern ggf. auch zur Abschwichung eines Risikos fiihren konnen Die Speicherung personenbezogener Daten
aus dem zentralen Informationssystem der FKS im operativen Informations- und Datenanalysesystem ist dafiir
nicht erforderlich.

Die Abgleichergebnisse aus dem zweiten Datenabgleich flieBen in die Risikobewertung aus dem ersten Datenab-
gleich entsprechend punktwerterhhend oder -mindernd ein und fiihren nach Uberschreitung eines vorher festge-
legten Schwellenwertes zu einem Risikohinweis, der nach § 26 Absatz 5 Satz 4 zur Ubermittlung an die Haupt-
zolldmter bestimmt ist.

Diese benoétigen die Daten, um im Sinne von § 2 Absatz 5 Satz 2 und 3 Priifungen nach einem risikoorientierten
Ansatz durchzufiihren und hierzu bei der Auswahl der zu priifenden Sachverhalte eine Risikobewertung auf der
Grundlage von Risikokriterien durchzufiihren. Hierzu sind die aus der Analyse und Bewertung im operativen
Informations- und Analysesystem bei der Zentralstelle gewonnenen Risikohinweise erforderlich, um sie gemaf
§ 2 Absatz 5 Satz 4 bei der Auswahl der zu priifenden Sachverhalte zu beriicksichtigen. Dabei sind die Anforde-
rung an die Zweckbindung und Zweckinderung v. a. auch nach § 15 zu beachten.

Zusammenfassend werden durch die Zentralstelle zum Zwecke des Risikomanagements eigene Daten oder Daten,
welche von den Zusammenarbeitsbehorden und -stellen stammen und bei diesen bereits verschiedene Risikofilter
durchlaufen haben, verarbeitet. Diese vorgefilterten Daten durchlaufen nach Ubersendung im operativen Infor-
mations- und Analysesystem das Punktwertverfahren, um sog. Risikohinweise aus den Analysedaten zu erstellen
und iiber das zentrale Informationssystem der FKS an die ortlich zustdndigen FKS-Dienststellen zu leiten.

Mit dieser maschinellen Risikobewertung allein wird allerdings noch keine Entscheidung iiber die Durchfiihrung
von Priifungen getroffen. Diese bleibt nach § 2 Absatz 5 Satz 4 ausschlieBlich den 6rtlichen FKS-Dienststellen
vorbehalten. Eine Profilbildung, um bestimmte persdnliche Aspekte, die sich auf eine natiirliche Person beziehen,
zu bewerten, findet mit der maschinellen Risikobewertung nicht statt. Es werden keine Daten im Hinblick auf die
Privat- oder Intimsphére einer Person ausgewertet, sondern allein Daten der Sozialsphére im Zusammenhang mit
der Erbringung von Dienst- oder Werkleistungen analysiert, um Risiken fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und
illegaler Beschiftigung zu identifizieren. Die fiir die Datenanalyse einbezogenen Daten sind nicht geeignet, um
Aussagen zu Verhalten- und Beziehungsprofilen der jeweiligen Arbeitgeber zu erstellen. Neue Informationen, die
einen Zusammenhang zwischen Personen, Orten und Objekten herstellen, werden durch die Datenanalyse eben-
falls nicht erzeugt. Es werden lediglich Daten der betroffenen Datenstellen miteinander in Verbindung gebracht,
die von dem jeweiligen Arbeitgeber deklariert wurden (bspw. Uber sozialversicherungsrechtliche Meldungen ge-
geniiber den Rentenversicherungstriagern oder steuerrechtliche Erklarungen gegeniiber den Landesfinanzbehdr-
den) und zurtickliegende Zeitrdume betreffen. Aussagen iiber ein kiinftiges Verhalten von Arbeitgebern konnen
daraus nicht gewonnen werden.

Es handelt sich hierbei nicht um besonders sensible Daten i. S. d. Artikels 9 der Datenschutz-Grundverordnung.
Die Risikohinweise haben keine rechtliche Wiirdigung durch eine maschinelle Risikobewertung erhalten, sondern
werden auf Grundlage des Scoring-Verfahrens kategorisiert und an die ortlich zustindigen FKS-Dienststellen
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weitergeleitet, welche letztendlich die Entscheidungsgewalt dariiber haben, ob einem Risikohinweis nachgegan-
gen werden soll oder nicht. Maschinelle Entscheidungen mit Aulenwirkung sind somit ebenfalls ausgeschlossen.
Das Scoring-Verfahren sowie die Risikofilter der Datenstellen werden durch den Prozess der Ergebnis- und Wirk-
samkeitskontrolle verfeinert und angepasst. Die Ergebnis- und Wirksamkeitskontrolle basiert auf den Beurteilun-
gen der FKS-Bediensteten und deren Feststellungen innerhalb der jeweiligen Priifung eines Risikohinweises. Die-
ser Prozess wird durch die Zentralstelle gesteuert und soll in Teilen automatisiert stattfinden, um diesen zu be-
schleunigen und Personalaufwand zu verringern. Auf Grundlage des regelbasierten Prozesses werden anlasslose
und offene Suchen, welche nicht den Risikomustern entsprechen, ausgeschlossen.

Durch die Verkniipfung der Risikohinweise mit den einschlidgigen Risikoindikatoren soll ermoglicht werden, dass
eine Uberpriifung der RechtmiBigkeit der Datenverarbeitung durch die Datenschutzbeauftragte oder den Daten-
schutzbeauftragten, die Bundesbeauftragte oder den Bundesbeauftragten und die betroffene Person sowie fiir die
Eigeniliberwachung gewihrleistet ist.

Zu Absatz 6

Die Zentralstelle darf zur Unterstiitzung bei der Anpassung von Risikoparametern nach Absatz 1 Satz 2 sowie bei
der Ermittlung von Punktwerten nach Absatz 4 Satz 6 und Schwellenwerten nach Absatz 5 Satz 4 selbstlernende
oder automatisierte Systeme einsetzen. Der Einsatz dieser Systeme kann die Zentralstelle mal3geblich dabei un-
terstiitzen, die groBen Datenmengen durch die Zentralstelle ressourcenschonend zu bewiltigen und ein effizientes
und modernes Datenmanagement zu gewéhrleisten. Die Systeme sollen vor allem im Sinne eines effizienten Vor-
gehens menschliche Tétigkeiten bei der Big-Data-Analyse substituieren und verbessern.

Der Einsatz selbstlernender oder automatisierter Systeme kann zum einen zur Anpassung von Risikoparametern
erfolgen. Dabei kdnnen die Systeme die Zentralstelle unterstiitzen, indem auf der Grundlage einer Datenanalyse
eine Anpassung bei den Risikoparametern vorgeschlagen werden, die dann von der Zentralstelle angenommen
werden konnen. Die Risikoindikatoren und -parameter werden unabhingig davon grundsétzlich nach dem in Ab-
satz 1 Satz 2 vorgegebenen Abstimmungsprozess festgelegt. Eine alleinige Festlegung durch selbstlernende oder
automatisierte Systeme scheidet insofern aus, da sonst andere — aullerhalb des Informations- und Datenanalyse-
systems — gewonnene Erkenntnisse bspw. Von den Zusammenarbeitsbehorden und -stellen der FKS oder aus der
Branchenbeobachtung (z. B. Entwicklungen in besonders von Schwarzarbeit betroffenen Branchen oder neue
Begehungsweisen) unberiicksichtigt blieben.

Daneben kann eine Unterstiitzung durch selbstlernende oder automatisierte Systeme bei der Anpassung von
Punktwerten und Schwellwerten fiir eine Risikoeinschétzung auf der Grundlage der Risikoinformationen erfol-
gen. Mit der maschinellen Unterstiitzung bei der Risikobewertung wird allerdings noch keine Entscheidung iiber
die Durchfithrung von Priifungen getroffen. Diese bleibt nach § 2 Absatz 5 ausschlieBlich den ortlichen FKS-
Dienststellen vorbehalten.

Dabei hat die Zentralstelle eine verantwortungsvolle Nutzung dieser Systeme zu gewahrleisten. Sie trdgt dafiir
Sorge, dass diese Systeme ausschlielich Vorschldge zur Anpassung und Berechnung von Risikoparametern oder
von Punkt- und Schwellenwerten erstellen, die durch eine menschliche Entscheidung in der Zentralstelle bestétigt
werden miissen. Die Systeme sollen bei der Datenanalyse selbst keine Entscheidungen treffen oder das Ergebnis
der menschlichen Entscheidungsfindung wesentlich beeinflussen. Zudem sorgt die Zentralstelle fiir Transparenz
und Nachvollziehbarkeit, indem sdmtliche Verarbeitungsschritte dieser Systeme zu protokollieren sind. Selbstler-
nende und automatisierte Systeme, die eigenstindig Gefdhrlichkeitsaussagen iiber Personen treffen konnen, diir-
fen dabei nicht eingesetzt werden.

Zu Absatz 7

Absatz 7 enthilt weitere Verarbeitungsbeschrankungen fiir die Datenanalyse. Die Regelung beriicksichtigt inso-
weit das o. g. Urteil des BverfG vom 16. Februar 2023, da hierdurch die Eingriffsintensitdt durch Begrenzung der
Auswertungsmethode gemindert wird.

Allgemein zugéngliche Daten z. B. aus dem Internet diirfen nach Satz 1 bei der automatisierten Datenanalyse
nicht ausgewertet werden. Allgemein zugéngliche Daten sind Daten aus Informationsquellen, die geeignet und
dazu bestimmt sind, der Allgemeinheit (d. h. einem individuell nicht bestimmbaren Personenkreis) Informationen
zur Verfiigung zu stellen (BverfG, Beschluss vom 10. Mérz 1993, 1 BvR 1192/92). Allgemein zuginglich sind
diese Quellen nur, wenn sie ohne Nachweis einer Berechtigung oder eines besonderen Interesses von allen genutzt
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werden konnen. Dazu gehéren zum Beispiel neben Presseorganen alle 6ffentlichen Telefon-, Adress- und Bran-
chenverzeichnisse, 6ffentliche Aushénge und alle ohne Nachweis eines besonderen Interesses einsehbaren 6ffent-
lichen Register, wie Handels-, Genossenschafts-, Partnerschafts- oder Vereinsregister. Nicht zu den allgemein
zuginglichen Quellen zdhlen zum Beispiel das Grundbuch und die Gewerberegister, weil hier ein Interesse an der
Kenntnis dieser Daten belegt werden muss.

Bei dem Abgleich mit den Daten des zentralen Informationssystems der FKS werden auch Daten aus Ermittlungs-
verfahren abgeglichen (bspw. Zu bereits festgestellten VerstoBen, Schadenshdhen, Sanktionierung etc.). Absatz
7 Satz 2 grenzt die ohnehin bestehenden Weiterverarbeitungsbeschrankungen nach § 15 Absatz 3 dahingehend
weiter ein, dass Daten aus Ermittlungsverfahren, die durch den Einsatz verdeckter Maflnahmen nach Maf3gabe
der Strafprozessordnung oder der Polizeigesetze erhoben wurden, nicht in die Datenanalyse einbezogen werden
diirfen. Die operative Informations- und Datenanalyse der FKS erfolgt nicht zu Strafverfolgungs- oder Gefahren-
abwehrzwecken. Im Einzelfall konkrete Ermittlungsansétze oder gar eine entsprechende Gefahrenlage sind bei
der nicht-polizeilichen automatisierten Datenanalyse im Vorfeld von Priifungen in der Regel nicht gegeben. Die
besondere Schwere der Grundrechtseingriffe bei verdeckten Mafinahmen wiirden eine Weiterverarbeitung zu Ri-
sikomanagementzwecken zudem auch nicht rechtfertigen.

Zu Absatz 8

Die Daten in dem operativen Informations- und Datenanalysesystem sind ein Jahr nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die nach § 26 Absatz 2 erhobenen Daten zugegangen sind, zu 16schen.

Der Speicherzeitraum ist erforderlich, um den unterschiedlichen, turnusméBigen Ubermittlungs- und Abrufzeit-
punkten bei den Datenstellen Rechnung tragen zu konnen. So konnen Risikofdlle nach der Analyse mit im System
vorhandenen Daten ein zunéchst geringes bis mittleres Risiko aufweisen, welches in der Folge durch spiter zu-
gegangene Daten z. B. anderer Zusammenarbeitsbehorden unter Umstianden neu zu bewerten ist und im Ergebnis
ein zumindest hohes Risiko aufweist.

Eine Loschfrist von einem Jahr nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Daten bei den jeweiligen Datenstellen
durch die Zentralstelle erhoben wurden ist dahingehend ausreichend, da derzeit eine mindestens halbjéhrliche
Ubermittlung oder halbjéhrlicher Abruf von Risikofillen und weiteren Daten durch die Datenstellen vorgesehen
ist, aus denen erst im Abgleich der Zentralstelle mit den Daten der anderen Datenstellen oder der FKS entspre-
chende Risikofadlle herausgebildet werden. Bereits erhobene Daten werden bereits vor Ablauf des Speicherzeit-
raumes vom System geloscht, sofern von den Datenstellen gleiche Datensétze erneut zugeliefert werden. So wer-
den Doppelerfassungen ausgeschlossen. Die nach der Analyse und Bewertung generierten Risikohinweise werden
im Informations- und Datenanalysesystem bis zum Ablauf der Loschfrist vorgehalten, um eine effektive Wirk-
samkeitsbetrachtung der fiir die operative Informations- und Datenanalyse festgelegten Risikoparameter und den
damit im Zusammenhang stehenden Gespriachen mit den Datenstellen zu gewéhrleisten.

Daten, die zu keinem Risikohinweis fiihren, sind unverziiglich nach der maschinellen Risikobewertung zu 16-
schen. Bis zur Durchfiihrung der maschinellen Risikobewertung richtet sich die Loschfrist fiir die nach § 26 Ab-
satz 2 gespeicherten Daten nach Satz 1.

Zu Absatz 9

Absatz 9 regelt, dass das Bundesministerium der Finanzen fiir den Betrieb und die Nutzung des operativen Infor-
mations- und Analysesystems eine Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, zu erlassen
hat.

Die Rechtsverordnung dient dazu, einem Missbrauch personenbezogener Daten vorzubeugen und die Kontrolle
sowohl durch die verantwortliche Stelle selbst als auch durch die Aufsichtsbehérden und den Bundesbeauftragten
fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit zu gewihrleisten. Wiahrend die wesentlichen Grundlagen zur
Begrenzung von Art und Umfang der Daten und der Verarbeitungsmethode bereits mit dem Gesetz selbst vorge-
geben werden, soll in der Rechtsverordnung eine tiefergehende Bestimmung der Einzelheiten zum Umfang der
Daten und der Verarbeitungsmethode erfolgen. Es sollen darin insbesondere die in § 26 Absatz 2 genannten Da-
tenkategorien und die in § 26 Absétze 4 bis 6 abstrakt-generell geregelten Verarbeitungsmethoden weiter spezi-
fiziert werden.
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Zu Absatz 10

Absatz 10 dient der Beriicksichtigung der Vorgaben aus dem Urteil des BverfG vom 16. Februar 2023. Durch
organisatorische und/oder technische Vorgaben wird sichergestellt, dass Daten nur ihrer rechtlichen Verwendbar-
keit gemal weiterverarbeitet werden.

Nach dem o. g. Urteil des BverfG kann der Gesetzgeber den Erlass der erforderlichen Regelungen zu Art und
Umfang verarbeitbarer Daten und zu den zulédssigen Datenverarbeitungsmethoden zwischen sich und der Verwal-
tung aufteilen. Die die wesentlichen Grundlagen zur Begrenzung von Art und Umfang der Daten und der Verar-
beitungsmethoden werden im Gesetz selbst durch § 26 Absatz 1 bis 8 vorgegeben (u. a. Risikoparameter, Daten-
kranz, Brancheneingrenzung, Datenabgleich und automatisierte Risikobewertung, Verarbeitungsbeschriankungen,
Ubermittlungs- und Weiterverarbeitungsbefugnisse, Loschvorgaben). Die Aspekte, die nicht unmittelbar vom Ge-
setzgeber zu normieren sind, konnen iiber Absatz 9 per Rechtsverordnung geregelt werden.

Dariiber hinaus kann der Gesetzgeber nach der zuvor genannten Entscheidung des BverfG die Verwaltung ver-
pflichten, die im Gesetz oder in Rechtsverordnungen geregelten Vorgaben in abstrakt-genereller Form weiter zu
konkretisieren. Dabei hat der Gesetzgeber zu gewihrleisten, dass die Verwaltung die flir die Durchfiihrung einer
automatisierten Datenanalyse oder -auswertung im Einzelfall mafigeblichen Vorgaben und Kriterien in abstrakt-
genereller Form festlegt, verldsslich dokumentiert und in einer vom Gesetzgeber néher zu bestimmenden Weise
veroffentlicht. Das sichert auch die verfassungsrechtlich gebotene Kontrolle, die insbesondere durch Datenschutz-
beauftragte erfolgen kann.

Die organisatorischen und technischen Einzelheiten des operativen Informations- und Datenanalysesystems sind
insofern nach Absatz 10 in einer Verwaltungsvorschrift (Errichtungsanordnung), die der Zustimmung des Bun-
desministeriums der Finanzen bedarf, festzulegen. Die Errichtungsanordnung ist in der jeweils aktuellen Fassung
im Bundesanzeiger zu verdffentlichen. Dies sichert ein hinreichendes Kontrollniveau und versetzt insbesondere
Datenschutzbeauftragte in die Lage, die Anwendung der Vorschriften durch die Verwaltung zu liberpriifen.

In der Verwaltungsvorschrift sollen die wesentlichen rechtlichen, technischen und organisatorischen Bedingun-
gen wiedergegeben werden, um die Wahrung der datenschutzrechtlichen Belange sicherzustellen, wie z. B. die
Rechtsgrundlage und den Zweck der Verarbeitung, den Personenkreis liber den Daten gespeichert werden, Art
und Inhalt der gespeicherten personenbezogenen Daten, die Anlieferung oder die Eingabe der gespeicherten Da-
ten, die Voraussetzungen, unter denen gespeicherte personenbezogene Daten an welche Empfanger und in wel-
chen Verfahren iibermittelt werden, die Priiffristen und die Speicherungsdauer, die Protokollierung sowie die
Begrenzung der Zugriffsmoglichkeiten, d. h. die Erstellung und Pflege eines Rollen- und Berechtigungskonzep-
tes.

Die konkreten Risikoparameter und Einzelheiten zur Risikobewertung diirfen jedoch nicht verdftentlicht werden,
um die Wirksamkeit des Systems nicht zu gefdhrden. Bei Kenntnis der Risikoparameter konnten ansonsten die
Begehungs- und Verschleierungsformen entsprechend angepasst und die zur Risikoidentifikation entwickelten
Analyse- und Bewertungsmechanismen unterlaufen werden. Fiir die operative Informations- und Datenanalyse
gelten vergleichbare Malistéibe wie fiir den Einsatz von Risikomanagementsystemen bei den Finanzbehérden nach
§ 88 Absatz 5 AO und dem dortigen Nichtveroffentlichungsgrundsatz fiir Einzelheiten der Risikomanagement-
systeme. Uber § 22 gelten die Vorschriften der AO sinngemiB fiir das Verwaltungsverfahren der FKS und somit
die Finanzgerichtsbarkeit fiir die gerichtliche Uberpriifung des Verwaltungshandelns. Die Nichtverdffentlichung
der Risikoparameter und Einzelheiten zur Risikobewertung reicht insofern auch bis zur Verweigerung im Klage-
verfahren gegeniiber den Finanzgerichten gemél § 86 Absatz 2 der Finanzgerichtsordnung.

Zu Artikel 2 (Anderung der Strafprozefordnung)

Zu Nummer 1

Der Straftatbestand des § 266a Absatz 4 Nummer 3 StGB (Fille der fortgesetzten Beitragsvorenthaltung) verlangt
einen dhnlich hohen Grad an Organisationstitigkeit und -aufwand bei den Tatern und ist daher mit der bisher
aufgefiihrten Nummer 4 des § 266a Absatz 4 StGB (bandenméBige Begehung) vergleichbar.

Der besonders schwere Fall nach § 266a Absatz 4 Nummer 3 StGB umschreibt mit dem Erfordernis einer fortge-
setzten Begehung unter Verwendung unrichtiger, nachgemachter oder verfilschter Belege eine besondere Form
der arbeitsteiligen Beitragsvorenthaltung, da die Belege in aller Regel von Dritten als sog. Rechnungsverkaufer
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stammen. Die Téter bei den beiden vorgenannten Rechtsnormen zeichnen sich insoweit durch ein hohes und mit
§ 266a Absatz 4 Nummer 4 StGB vergleichbares Mal} an krimineller Energie aus und heben sich nach seinem
Unrechts- und Schuldgehalt deutlich vom Grundtatbestand der Beitragsvorenthaltung ab.

Hinsichtlich des besonders schweren Falles nach § 266a Absatz 4 Nummer 3 StGB stellt die FKS ebenfalls einen
zunehmend hohen Organisationsgrad und arbeitsteiliges Zusammenwirken mehrerer Personen im Verborgenen
fest. Die in der Praxis hdufig vorkommenden Fille, in denen Personen, die ein Gewerbe betreiben, zur Erbringung
der von ihnen angebotenen Leistungen in groBem Umfang Personal schwarz beschiftigen und die Schwarzldhne
mit Rechnungen ohne tatsdchlichen Leistungshintergrund, die sie von professionell organisierten Servicefirmen
erhalten, buchhalterisch abdecken, werden von § 100a StPO bislang nicht erfasst. In diesen Fillen agieren in der
Regel nicht die Leistungserbringer selbst, die die Schwarzarbeiter beschiftigen, als Bande, sondern vielmehr die
Personen, die hinter dem Betrieb der professionell organisierten Servicefirmen stehen. Diese Personen, die in
vielen Fillen mit sog. Abdeckrechnungen im zwei- bis dreistelligen Millionenbereich handeln und damit eine
groB3e Anzahl von Unternehmen bedienen, die ihrerseits in groBem Umfang Personal schwarz beschiftigen, tragen
in einem ganz erheblichen Umfang dazu bei, professionell betriebene Schwarzarbeit erst zu ermdglichen. Hinzu
kommt, dass diese als ,,zusétzlichen Service* vielfach auf Wunsch der Rechnungsbezieher deren Personal in ge-
ringem Umfang iiber die Servicefirmen zur Sozialversicherung melden, um die tatsdchlichen Beschéftigungsver-
héltnisse weiter zu verschleiern. Dabei wird vermehrt nicht nur eine Servicefirma genutzt, sondern es werden
unter Nutzung sog. Servicefirmengeflechte gleich mehrere Servicefirmen hintereinandergeschaltet, so dass regel-
rechte Abdeckrechnungsketten entstehen und die tatsdchlichen Leistungsverhdltnisse nach auflen hin vollkommen
uniibersichtlich werden. Zudem werden als Geschéftsfiihrer fiir diese Servicefirmen vielfach sog. Strohménner
eingesetzt.

Um ein vollstdndiges Bild vom Netzwerk der Servicefirmen und der steuernden Hinterménner zu erhalten, ist es
erforderlich, unabhéngig vom bisherigen Erfordernis einer Bande durch Mafinahmen der Telekommunikations-
iiberwachung diese verborgenen Strukturen aufzudecken. Damit kdonnen insbesondere Gesprache zwischen Rech-
nungsausstellern und Rechnungsverwendern aufgezeichnet werden, die die fortgesetzte Erstellung von Schein-
oder Abdeckrechnungen verabreden und die Art und Weise der Ubergabe der Rechnungen und die Veranlassung
und Durchfiihrung der illegalen Zahlungen vereinbaren.

§ 266a Absatz 4 StGB regelt die besonders schweren Félle der Beitragsvorenthaltung. Insbesondere die unter
Nummer 3 und 4 genannten Fille der Beitragsvorenthaltung sind von einem konspirativen Taterverhalten gepragt,
das die Erforschung des Sachverhalts ohne eine Telekommunikationsiiberwachung wesentlich erschwert oder
aussichtslos macht. In beiden Konstellationen werden die tatsdchlichen Verhiltnisse unter Verwendung nachge-
machter oder verfalschter Belege (Abdeckrechnungen) bewusst verschleiert. Aufgrund der in den Nummern 3
und 4 genannten geforderten fortgesetzten Beitragsvorenthaltung liegt in der Regel auch gewerbsmaéfiges Han-
deln vor, weil zur fortgesetzten Beitragsvorenthaltung eine wiederholte Tatbegehung und die Absicht des Téters
verkniipft ist, sich eine nicht nur voriibergehende Einnahmequelle zu verschaffen.

Zu Nummer 2
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung aufgrund der Erweiterung um Absatz 2 Nummer 12.

Zu Nummer 3

Es erfolgt eine Aufnahme der besonders schweren Félle der Scheinrechnungserstellung nach § 9 SchwarzArbG
in den Katalog des § 100a Absatz 2 StPO.

In den Fillen des § 9 SchwarzArbG werden gewerbsmaBig inhaltlich falsche Schein- oder Abdeckrechnungen in
den Umlauf gebracht, die von Scheinfirmen wie eine Ware am Markt gehandelt werden. Der Unrechtsgehalt ist
beim Herstellen und Inverkehrbringen besonders hoch. Die Betreiber der professionell organisierten Servicefir-
men handeln mit Schein- oder Abdeckrechnung im Millionenbereich und bedienen damit eine groe Anzahl von
Unternehmen. Dabei werden iiber Servicefirmengeflechte gleich mehrere Servicefirmen mit Strohménnern als
Geschiiftsfiihrer hintereinandergeschaltet und regelrechte Abdeckrechnungsketten erzeugt. Uber die Servicefir-
menbetreiber wird oftmals professionell betriebene Schwarzarbeit iiberhaupt erst moglich gemacht. Mittlerweile
ist in diesem Bereich eine regelrechte Industrie entstanden, die unlautere Unternehmen gegen Provision mit
Schein- oder Abdeckrechnungen versorgt und dazu auch weitere ,,Serviceleistungen™ anbietet, wie auf Wunsch
der Rechnungsbezieher zur Verschleierung deren Personal in geringem Umfang iiber die Servicefirmen zur Sozi-
alversicherung anzumelden. Die Griindung solcher Firmenkonstellationen erfolgt EU-weit und ist meist zeitlich



Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode - 129 - Drucksache 21/1930

begrenzt. Nach einer variierenden ,,aktiven* Nutzungsdauer werden diese Servicefirmen liquidiert und anschlie-
end durch eine neue Servicefirma ersetzt. Dabei agieren immer haufiger kriminelle Banden in organisierten
Strukturen und erschweren damit die Ermittlungsarbeit der Strafverfolgungsbehorden. Den Tétern flieBen dabei
aufgrund der vereinnahmten Provisionen in erheblichem Umfang Gewinne zu (vgl. Vierzehnter Bericht der Bun-
desregierung iiber die Auswirkungen des Gesetzes zur Bekdmpfung der illegalen Beschiftigung, Bundestags-
drucksache 19/31265, S. 9 f).

In vielen Fillen agieren in der Regel nicht die Leistungserbringer selbst, die die Schwarzarbeiter beschéftigen, als
Bande, sondern vielmehr die Personen, die hinter dem Betrieb der professionell organisierten Servicefirmen ste-
hen. Insofern erfolgt die Aufnahme des § 9 SchwarzArbG als sachlogische Erginzung zu der Anderung des §
100a Absatz 2 Nummer 1 Buchstabe q StPO (Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt unter den in §
266a Absatz 4 Satz 2 Nummer 3 genannten Voraussetzungen). Mit den beiden Erweiterungen werden den Ermitt-
lern die notwendigen Ermittlungsbefugnisse zur Verfligung gestellt, um durch MaBinahmen der Telekommunika-
tionsiiberwachung die verborgenen Strukturen aufzudecken und ein vollstindiges Bild vom Netzwerk der Ser-
vicefirmen und der steuernden Hinterménner zu erhalten.

Zu Artikel 3 (Anderung der Abgabenordnung)

Die Anderung erweitert die Offenbarungsbefugnis zur Bekimpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschiifti-
gung. Eine Offenbarung der nach § 30 AO geschiitzten Daten soll danach nicht nur fiir die Durchfithrung eines
bestimmten Verfahrens zuléssig sein, sondern auch fiir die Zwecke der mit Artikel 1 den Behdrden der Zollver-
waltung neu zugewiesenen Aufgabe des Risikomanagements fiir die FKS.

Mit der operativen Informations- und Datenanalyse erfolgt beim zentralen Risikomanagement der FKS die syste-
matische Erfassung von Risikoinformationen und Daten der sie gemédf § 2 Absatz 4 SchwarzArbG unterstiitzen-
den Stellen, um im Ergebnis Risiken im Zusammenhang mit Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung erkennen
und bewerten zu konnen. Die FKS erhélt derzeit Daten von den Landesfinanzbehdrden nur fiir ein Priifungs- und
Ermittlungsverfahren; sie benotigt die in § 26 Absatz 2 SchwarzArbG genannten steuerlichen Daten aber auch fiir
ein wirksames Risikomanagement und insbesondere fiir eine operative Informations- und Datenanalyse (vgl. Be-
griindungen zu den §§ 25 und 26 SchwarzArbG).

Zu Artikel 4 (Anderung des Umsatzsteuergesetzes)

Mit dem Jahressteuergesetz 2024 (JStG 2024) wurden die Regelungen zur Vorsteueraufteilung in § 15 Absatz 4
UstG nach der Entwicklung in der Rechtsprechung klarer gefasst. Insbesondere ist nunmehr geregelt, dass eine
Aufteilung nach dem Gesamtumsatzschliissel nachrangig gegeniiber anderen, priziseren (und sachgerechten)
Aufteilungsmethoden ist.

Diese Regelung basiert auf der gefestigten Rechtsprechung zu der Thematik, die von der Verwaltung {ibernom-
men worden ist. Danach ist insbesondere der Flidchenschliissel regelméfig vorrangig gegeniiber einem umsatzba-
sierten Aufteilungsschliissel anzuwenden, z. B. dem objektbezogenen Umsatzschliissel.

Die Regelungen werden nunmehr hinsichtlich der Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Grundstiicken wei-
ter prézisiert. Durch diese Prizisierung wird nunmehr ausdriicklich geregelt, dass bei der Vorsteueraufteilung im
Zusammenhang mit Grundstiicken vorrangig eine Aufteilung nach dem Verhiltnis der Nutzflichen vorzunehmen
ist. Dies umschreibt den Fliachenschliissel, der in diesen Fillen die grundsétzlich vorzugswiirdige Aufteilungsme-
thode ist. Sollte im Einzelfall eine andere Aufteilungsmethode zu einem (noch) préziseren wirtschaftlichen Er-
gebnis fithren, kann stattdessen auch diese angewandt werden. So wird auch in der Literatur geduBerten Befiirch-
tungen begegnet, dass die Anderungen mit dem JStG 2024 hinsichtlich der Vorsteueraufteilung bei gemischt ge-
nutzten Grundstiicken nicht eindeutig genug gewesen seien konnten.

Die Regelung beruht auf der Erméchtigung in Artikel 173 Absatz 2 Buchstabe b der Mehrwertsteuer-Systemricht-
linie (MwStStytRL), nach der die Mitgliedstaaten Steuerpflichtige (Unternehmer) verpflichten koénnen, fiir jeden
Bereich ihrer Tétigkeit (hier: das Grundstiick) einen besonderen Pro-rata-Satz (hier: Flachenschliissel nach den
Nutzflichen) anzuwenden.

Zu Artikel 5 (Anderung des Wettbewerbsregistergesetzes)

Die Eintragungsvoraussetzungen fiir das Register zum Schutz des Wettbewerbs um 6ffentliche Auftrage und Kon-
zessionen (Wettbewerbsregister) sollen an die aktuelle Rechtslage angepasst werden.
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Die Regelungen zum Ausschluss von offentlichen Auftriagen (§ 21 SchwarzArbG, § 19 MiLoG und § 21 AentG)
sowie die Eintragung ins Wettbewerbsregister (§ 2) korrespondieren miteinander. Insofern ist aufgrund der An-
derung des § 21 SchwarzArbG auch in § 2 eine Rechtsangleichung vorzunehmen. Im Ubrigen wird auf die Be-
griindung zu Artikel 1 Nummer 20 (§ 21 SchwarzArbG) verwiesen.

Zu Artikel 6 (Anderung des Mindestlohngesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 15)

§ 15 wird an die Rechtsentwicklung der vergangenen Jahre angepasst. Der derzeitige Wortlaut basiert auf § 17
AentG in der Fassung vom 24. Februar 2009. Die zwischenzeitlich erfolgten Anderungen des SchwarzArbG wer-
den nachvollzogen. Der bisherige Verweis auf § 2a SchwarzArbG wird aufgehoben, da es sich um einen redakti-
onellen Fehler handelt. Die insoweit zutreffende Regelung des § 17a AUG wird iibernommen. Der mit dem Gesetz
gegen illegale Beschiftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 geschaffene Auskunftsanspruch
bei anonymen Angeboten und WerbemafBnahmen nach § 7 SchwarzArbG findet auch Anwendung auf den Bereich
der Mindestlohnkontrollen. Auch die mit Wirkung vom 26. Juli 2017 geschaffene Norm zur Ubermittlung perso-
nenbezogener Daten an Mitgliedstaaten der Européischen Union nach § 6a SchwarzArbG ist entsprechend an-
wendbar, um eine Ubermittlung der in Ausiibung der Befugnis nach § 15 erlangten personenbezogenen Daten zu
gewibhrleisten. § 13 SchwarzArbG wird ebenfalls aufgenommen. Damit soll die Behérdenzusammenarbeit auch
bei Anhaltspunkten und Erkenntnissen zu Verstdfen gegen den gesetzlichen Mindestlohn verbessert werden. Zu-
dem wird der bisherige Inhalt des § 15 Satz 2 in Satz 1 tiberfiihrt und die Norm somit iibersichtlicher gestaltet.

Die Anderung in Satz 2 stellt klar, dass die Kontaktaufnahme der Finanzkontrolle Schwarzarbeit mit den entsand-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Nachgang der Priifung moglich sein soll. Damit soll der Gleichlauf
mit der Regelung in § 5 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz, bei dem es auf das konkrete Antreffen des Priifbetei-
ligten nicht ankommt. Die Regelung steht im Zusammenhang mit der erweiterten Meldepflicht in § 16, wonach
ebenso die Kontaktdaten der entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gemeldet werden miissen.

Zu Nummer 2 (§ 16)
Zu Buchstabe a

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen aufgrund des Gesetzes zur Regelung der Entsendung von Kraftfah-
rern und Kraftfahrerinnen im Stralenverkehrssektor und zur grenziiberschreitenden Durchsetzung des Entsende-
rechts vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172).

Auf Grundlage dieses Gesetzes wurde der frithere Absatz 6 des MiLoG zu Absatz 5. Durch die Streichung in
Absatz 1 Satz | erfolgt eine Anpassung an den Wortlaut der vergleichbaren Regelungen in § 18 Absatz 1 AentG
und § 17b Absatz 1 AUG.

In § 16 Absatz 1 Nummer 1 werden die Staatsangehorigkeit und die Kontaktadresse der Arbeitnehmerin oder des
Arbeitnehmers neu hinzugefiigt. Die Kontaktdaten der entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dienen
den Behorden der Zollverwaltung, um unter anderem im erforderlichen Fall bei ihrer gesetzlichen Aufgabenwahr-
nehmung im Rahmen einer Priifung Kontakt mit den entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aufzu-
nehmen. Die Staatsangehdrigkeit kann ein Indiz fiir eine besondere Schutzbediirftigkeit der Betroffenen sein, was
in der operativen Informations- und Datenanalyse als Risikoindikator einflieBen konnte.

Nach Nummer 5 geniigt nunmehr die Angabe eines Zustellungsbevollméchtigen im Sinne der bisherigen Num-
mer 7. Die bislang erforderliche Angabe eines in Deutschland verantwortlich Handelnden entféllt.

In Nummer 7 wird die bisher erforderliche Angabe eines Zustellungsbevollméchtigten in Deutschland entspre-
chend gestrichen und durch die Angabe des Tétigkeitsbereichs oder Position der entsandten Arbeitnehmerin oder
des entsandten Arbeitnehmers ersetzt. Diese Angabe ist fiir die Feststellung etwaig geltender tariflicher Regelun-
gen erforderlich.

Nach Nummer 8 ist die Angabe des Auftraggebers erforderlich, fiir den die entsandten Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer in Deutschland titig werden.

Zu Buchstabe b
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Mit der Ergéinzung in § 16 Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, dass auch Kraftverkehrsunternehmen mit Sitz in dem
Vereinigten Konigreich GroBbritannien und Nordirland bei Entsendungen im Stra3engiiterverkehr und in der Per-
sonenbeforderung die schriftliche Anmeldung den Behorden der Zollverwaltung mittels der elektronischen
Schnittstelle des IMI zuzuleiten haben. Eine Ubermittlung der Entsendemeldung iiber das Meldeportal-Mindest-
lohn ist fiir Kraftverkehrsunternehmen mit Sitz in dem Vereinigten Konigreich GroBbritannien und Nordirland
danach nicht mehr méglich.

Zu Buchstabe ¢

In Absatz 3 werden die wesentlichen Angaben der Anmeldung um die Angabe der Staatsangehdrigkeit und Kon-
taktdaten in Satz 1 Nummer 1 sowie des Tétigkeitsbereichs oder der Position der entsandten Arbeitnehmerin oder
des entsandten Arbeitnehmers in Satz 1 Nummer 7 ergénzt und die bisherige Nummer 7 zu Nummer 8. Damit
werden die Meldepflichten nach dem AentG, AUG und MiLoG angeglichen.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen aufgrund des Gesetzes zur Regelung der Entsendung von Kraftfah-
rern und Kraftfahrerinnen im Stralenverkehrssektor und zur grenziiberschreitenden Durchsetzung des Entsende-
rechts vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172).

Fiir die Entsendemeldungen nach AentG, MiLoG und AUG wurde die Versicherungspflicht des Arbeitgebers und
des Verleihers aufgehoben. Zudem wurden die Vorgaben zur Entsendemeldung dem Artikel 1 Absatz 11 Buch-
stabe a der Richtlinie (EU) 2020/1057 (Straenverkehrsrichtlinie) entsprechend fiir den StraBenverkehrssektor
angeglichen und in § 16 Absatz 2 MiLoG und § 18 Absatz 2 AentG aufgenommen.

Mit der Anpassung in Absatz 4 wird der Verweis auf die nicht mehr bestehende Pflicht zur Abgabe einer Versi-
cherung aufgehoben. Die im Rahmen des o. g. Gesetzes erfolgte Neunummerierung der Absétze in § 16 MiLoG
wird beriicksichtigt.

Mit dem Gesetz wurden in § 16 Absatz 2 MiLoG die Vorgaben zur Entsendemeldung dem Artikel 1 Absatz 11
Buchstabe a der StraBenverkehrsrichtlinie entsprechend fiir den Stralenverkehrssektor angepasst. Entsprechend
wird ein Verweis auf Absatz 2 Satz 1 in Absatz 5 ergénzt.

Zu Buchstabe e

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen aufgrund des Gesetzes zur Regelung der Entsendung von Kraftfah-
rern und Kraftfahrerinnen im Stralenverkehrssektor und zur grenziiberschreitenden Durchsetzung des Entsende-
rechts vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172).

Zu Nummer 3 (§ 19)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der Ergdnzung und gednderten Nummerierung in
der Bufigeldnorm des § 21 Absatz 1 MiLoG.

Zu Nummer 4 (§ 21)

Zu Buchstabe a

Die gednderten Duldungs- und Mitwirkungspflichten in § 5 SchwarzArbG sind in den entsprechenden BuBigeld-
normen des § 21 Absatz 1 MiLoG gleichermaBen abzubilden. Dariiber hinaus erfolgen redaktionelle Anderungen
bei den bisherigen BuBlgeldtatbestdnden.

Zu Buchstabe b

Nach § 21 Absatz 1 Nummer 9 handelt ordnungswidrig, wer eine Stundenaufzeichnung (Aufzeichnung des Ar-
beitgebers iiber Beginn, Ende und Dauer der tiglichen Beschiftigung der einzelnen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer nach § 17 Absatz 1 Satz 1) nicht, nicht richtig, nicht vollstindig oder nicht rechtzeitig erstellt oder
nicht oder nicht mindestens zwei Jahre aufbewahrt. Das Fiihren dieser Aufzeichnungen ist lediglich in den schwer-
punktmiBig von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung betroffenen Branchen (§ 2a SchwarzArbG) und in
allen anderen Branchen nur fiir geringfiigig Beschéftigte (§ 8 Absatz 1 SGB IV) verpflichtend.

Die BuB3geldandrohung im Absatz 3 fiir einen Verstof3 gegen die Pflicht zur Arbeitszeitaufzeichnung soll aufgrund
des hoheren Unrechtsgehalts auf 50.000 Euro angehoben werden (bisher 30.000 Euro). Stundenaufzeichnungen
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stellen in Ermittlungsverfahren der FKS ein elementares Beweismittel dar. Anhand dieser ist der stichhaltige
Nachweis des tatsdchlichen Arbeitsumfangs und damit eines fiir die Sanktionierung unerlésslichen Faktors mog-
lich. Insbesondere die Feststellung und Berechnung von Mindestlohnunterschreitungen ist ohne Stundenaufzeich-
nungen nur iiber hilfsweise herangezogene Berechnungsgrundlagen (iiber Quoten, Kalkulationen etc.) moglich.
Dies kann im Ergebnis dazu fiihren, dass die mit einem deutlich héheren Bu3geld bewehrte Unterschreitung des
Mindestlohnes (und in diesem Zusammenhang i. d. R. auch die Straftat des Vorenthaltens und Veruntreuens von
Arbeitsentgelt nach § 266a StGB fiir die auf den nicht gezahlten Mindestlohn félligen und vorenthaltenen Sozial-
versicherungsbeitrige) aufgrund fehlender Stundenaufzeichnung nicht bewiesen und letztlich nicht geahndet wer-
den kann. Das Nicht-Fiithren von Stundenaufzeichnungen eréffnet so die Moglichkeit in ohnehin gefdahrdeten
Wirtschaftszweigen und Beschéftigungsverhéltnissen einer Strafverfolgung bzw. Ahndung zu entgehen. Ferner
ist eine Erhdhung des Buligeldrahmens geboten, da die zu filhrenden Stundenaufzeichnungen letztlich den Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern zugutekommt, die so den ihnen zustehenden Lohn errechnen und zivilrecht-
lich einfordern kénnen.

Zu Artikel 7 (Anderung des Arbeitsschutzgesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 23 Absatz 3)

Zu Buchstabe a

In § 23 Absatz 3 Nummer 1 wird die Anderung des AufenthG durch das Fachkrifteeinwanderungsgesetz vom 15.
August 2019 (BGBL. I S. 1307) nachvollzogen. § 4 Absatz 3 des AufenthG (a. F.) ist entfallen. Der Verweis ist
entsprechend an die Neuregelung des § 4a Absatz 5 AufenthG anzupassen.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die giiltige Kurzbezeichnung des SchwarzArbG.

Zu Buchstabe ¢

Die Aufnahme des MiLoG und des AentG in § 23 Absatz 3 stellt sicher, dass die zustidndigen Behorden fiir die
Verfolgung und Ahndung der VerstoB3e liber konkrete Anhaltspunkte fiir VerstdBe unterrichtet werden und tragt
damit zur besseren Rechtsdurchsetzung und Verbesserung der behordlichen Zusammenarbeit bei.

Zu Buchstabe d
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Der Verweis auf die vorgenannten Nummern ist redundant.

Zu Nummer 2 (§ 23 Absatz 3a)

§ 6 Absatz 1 Satz 1 SchwarzArbG regelt die Verpflichtung der Behorden der Zollverwaltung und der sie gemal
§ 2 Absatz 4 SchwarzArbG unterstiitzenden Stellen, einander auch die fiir die Zusammenarbeit nach § 6 Absatz 6
SchwarzArbG erforderlichen Informationen einschlielich personenbezogener Daten und die Ergebnisse der Prii-
fungen zu libermitteln, soweit deren Kenntnis fiir die Erfiillung der Aufgaben der Behdrden oder Stellen erforder-
lich ist. Die nun in § 23 Absatz 3a vorgesehene Regelung ergénzt spiegelbildlich die Befugnisnorm der Gene-
ralzolldirektion in § 6 Absatz 6 Satz 2 und 3 SchwarzArbG, iiber das Binnenmarkt-Informationssystem einge-
hende Ersuchen im Rahmen ihrer Funktion als Verbindungsbiiro im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 der Richtlinie
96/71/EG an die zustindige nationale Zusammenarbeitsbehorde zu {ibermitteln, die Beantwortung entgegenzu-
nehmen und an die ersuchende Behdrde weiterzuleiten.

Die Ubermittlung der zustindigen Behdrden an die Generalzolldirektion ist insbesondere in den Fillen erforder-
lich, in denen die Generalzolldirektion Ersuchen erhélt, die nicht ihre origindre Zustdndigkeit betreffen, sondern
vielmehr die Mindestarbeitsbedingungen nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe e der Richtlinie 96/71/EG die Si-
cherheit, den Gesundheitsschutz sowie die Hygiene am Arbeitsplatz betreffend, die ebenfalls von den Arbeitge-
bern in allen Mitgliedstaaten gewahrt werden miissen.

Zu Artikel 8 (Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 17)

In § 17 werden entsprechend den Anderungen des Artikels 4 Nummer 1 (§ 15 MiLoG) die Rechtsentwicklungen
der vergangenen Jahre des SchwarzArbG nachvollzogen. Die Norm wird zudem redaktionell angepasst und durch
die Integration der Sitze 2 und 3 in Satz 1 {ibersichtlicher gestaltet.
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Die Anderung in Satz 2 stellt klar, dass die Kontaktaufnahme der Finanzkontrolle Schwarzarbeit mit den entsand-
ten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Nachgang der Priifung moglich sein soll. Damit soll der Gleichlauf
mit der Regelung in § 5 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz, bei dem es auf das konkrete Antreffen des Priifbetei-
ligten nicht ankommt. Die Regelung steht im Zusammenhang mit der erweiterten Meldepflicht in § 18, wonach
ebenso die Kontaktdaten der entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gemeldet werden miissen.

Zu Nummer 2 (§ 18)
Zu Buchstabe a

Die wesentlichen Angaben in der arbeitsrechtlichen Entsendemeldung in § 18 Absatz 1 Satz 2 Arbeitnehmer-
Entsendegesetz (AentG) werden angepasst.

In Nummer 1 werden die Staatsangehdrigkeit und die Kontaktadresse der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers
neu hinzugefiigt. Die Kontaktdaten der entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer dienen den Behorden
der Zollverwaltung, um unter anderem im erforderlichen Fall bei ihrer gesetzlichen Aufgabenwahrnehmung im
Rahmen einer Priifung Kontakt mit den entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern aufzunehmen. Die
Staatsangehorigkeit kann ein Indiz fiir eine besondere Schutzbediirftigkeit der Betroffenen sein, was in der ope-
rativen Informations- und Datenanalyse als Risikoindikator einfliefen konnte.

Nach Nummer 5 geniigt nunmehr die Angabe eines Zustellungsbevollméachtigen im Sinne der bisherigen Num-
mer 7. Die bislang erforderliche Angabe eines in Deutschland verantwortlich Handelnden entféllt.

In Nummer 7 wird die bisher erforderliche Angabe eines Zustellungsbevollméchtigten in Deutschland gestrichen
und durch die Angabe des Tétigkeitsbereichs oder Position der entsandten Arbeitnehmerin oder des entsandten
Arbeitnehmers ersetzt. Diese Angabe ist fiir die Feststellung etwaig geltender tariflicher Regelungen erforderlich.

Nach Nummer 8 ist nunmehr die Angabe des Auftraggebers erforderlich, fiir den die entsandten Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in Deutschland titig werden.

Zu Buchstabe b

Mit der Ergéinzung in § 18 Absatz 2 Satz 1 wird klargestellt, dass auch Kraftverkehrsunternehmen mit Sitz in dem
Vereinigten Konigreich Grofbritannien und Nordirland bei Entsendungen im Straf3engiiterverkehr und in der Per-
sonenbeforderung die schriftliche Anmeldung den Behorden der Zollverwaltung mittels der elektronischen
Schnittstelle des IMI zuzuleiten haben. Eine Ubermittlung der Entsendemeldung iiber das Meldeportal-Mindest-
lohn ist fiir Kraftverkehrsunternehmen mit Sitz in dem Vereinigten Konigreich Grofbritannien und Nordirland
danach nicht mehr méglich.

Zu Buchstabe ¢

In Absatz 3 werden die wesentlichen Angaben der Anmeldung um die Angabe der Staatsangehorigkeit und Kon-
taktdaten in Satz 1 Nummer 1 sowie des Tatigkeitsbereichs oder der Position der entsandten Arbeitnehmerin oder
des entsandten Arbeitnehmers in Satz 1 Nummer 7 erginzt und die bisherige Nummer 7 zu Nummer 8. Damit
werden die Meldepflichten nach dem AentG, AUG und MiLoG angeglichen.

Zu Buchstabe d

Mit der Anpassung in Absatz 4 wird der Verweis auf die nicht mehr bestehende Pflicht zur Abgabe einer Versi-
cherung aufgehoben. Die im Rahmen des o. g. Gesetzes erfolgte Neunummerierung der Absétze in § 18 AentG
wird beriicksichtigt. Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung. Mit dem Gesetz zur Regelung der Entsen-
dung von Kraftfahrern und Kraftfahrerinnen im Stralenverkehrssektor und zur grenziiberschreitenden Durchset-
zung des Entsenderechts (BGBI. 2023 I Nr. 172 vom 30. Juni 2023) wurde fiir die Entsendemeldungen nach
AentG, MiLoG und AUG die Versicherungspflicht des Arbeitgebers und des Verleihers aufgehoben. Zudem wur-
den die Vorgaben zur Entsendemeldung dem Artikel 1 Absatz 11 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2020/1057
(StraBenverkehrsrichtlinie) entsprechend fiir den Stralenverkehrssektor angeglichen und in § 16 Absatz 2 MiLoG
und § 18 Absatz 2 AentG aufgenommen.

Mit dem Gesetz wurden in § 18 Absatz 2 AentG fiir Arbeitgeber mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat die
Vorgaben zur Entsendemeldung dem Artikel 1 Absatz 11 Buchstabe a der Richtlinie (EU) 2020/1057
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entsprechend fiir den StraBenverkehrssektor angepasst. Entsprechend wird ein Verweis auf Absatz 2 Satz 1 in
Absatz 5 erginzt.

Zu Buchstabe e

Es handelt sich um redaktionelle Anderungen aufgrund des Gesetzes zur Regelung der Entsendung von Kraftfah-
rern und Kraftfahrerinnen im Stralenverkehrssektor und zur grenziiberschreitenden Durchsetzung des Entsende-
rechts vom 28. Juni 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 172).

Zu Nummer 3 (§ 21)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der Ergénzung und gednderten Nummerierung in
der BuBgeldnorm des § 23 Absatz 1 AentG.

Zu Nummer 4 (§ 23)

Zu Buchstabe a

Die geénderten Duldungs- und Mitwirkungspflichten in § 5 SchwarzArbG sind in den entsprechenden Bufigeld-
normen des § 23 Absatz 1 AentG gleichermalien abzubilden. Dariiber hinaus erfolgen redaktionelle Anderungen
bei den bisherigen Bufigeldtatbestinden.

Zu Buchstabe b

Der Bufigeldrahmen im Absatz 3 fiir ArbeitszeitaufzeichnungspflichtverstoBe nach Absatz 1 Nummer 7 wird
gleichermafien an die Erhohung des Bufigeldrahmens fiir Arbeitszeitaufzeichnungspflichtverstéfie in § 21 Ab-
satz 3 MiLoG angepasst.

Zu Nummer 2 (§ 35)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 4.

Zu Artikel 9 (Anderung des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft)

Zu Nummer 1 (§ 6b)

Es wird die Anpassung aus Artikel 4 Nummer 1 (§ 15 MiLoG) bzw. Artikel 6 (§ 17 AentG) nachvollzogen und
die vergleichbaren Normen des § 15 MiLoG, § 17 AentG, § 17a AUG und § 6b dahingehend einheitlich gestaltet.

Zu Nummer 2 (§ 7)
Der Bufigeldrahmen im Absatz 3 fiir ArbeitszeitaufzeichnungspflichtverstoBe nach Absatz 2 Nummer 2 wird

gleichermafien an die Erhohung des Bufigeldrahmens fiir Arbeitszeitaufzeichnungspflichtverstéfie in § 21 Ab-
satz 3 MiLoG und § 23 Absatz 3 AentG angepasst.

Zu Artikel 10 (Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 16)

Die gednderten Duldungs- und Mitwirkungspflichten in § 5 SchwarzArbG sind in den entsprechenden BuBigeld-
normen des § 16 Absatz 1 AUG gleichermaBen abzubilden. Dariiber hinaus erfolgen redaktionelle Anderungen
bei den bisherigen Bufigeldtatbestinden.

Der Bufigeldrahmen im Absatz 2 fiir Arbeitszeitaufzeichnungspflichtverstofle nach Absatz 1 Nummer 16 wird
gleichermaBen an die Erhohung des Buligeldrahmens fiir Arbeitszeitaufzeichnungspflichtverstole in
Artikel 6 Nummer 4 Buchstabe b (§ 21 Absatz 3 MiLoG), Artikel 8 Nummer 4 Buchstabe b (§ 23 Absatz 3 A-
entG) und Artikel 9 Nummer 2 (§ 7 Absatz 3 GSA) Fleisch angepasst. Zudem wird die Reihenfolge der Bu3geld-
rahmen angepasst und der Hohe nach sortiert.

Als Folgednderung wird in Absatz 3 die Zustidndigkeit der Behorden der Zollverwaltung fiir die neuen Ordnungs-
widrigkeitentatbestinde geregelt.

Zu Nummer 2 (§ 17a)

Es wird die Anpassung aus Artikel 6 Nummer 1 Buchstabe a (§ 15 MiLoG), Artikel 8 Nummer 1 Buchstabe a
(§ 17 AentG) bzw. Artikel 9 Nummer 1 (§ 6b GSA Fleisch) nachvollzogen und die vergleichbaren Normen des
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§ 15 MiLoG, § 17 AentG, § 6b GSA Fleisch und § 17a dahingehend einheitlich gestaltet. Insbesondere wird der
durch die Anderung des SchwarzArbG entstandene fehlerhafte Verweis auf die §§ 14a ff. SchwarzArbG (selbst-
standige Durchfithrung von strafrechtlichen Ermittlungsverfahren) korrigiert.

Satz 2 stellt klar, dass die Kontaktaufnahme der Finanzkontrolle Schwarzarbeit mit den entsandten Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern im Nachgang der Priifung mdglich sein soll. Damit soll der Gleichlauf mit der Rege-
lung in § 5 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz, bei dem es auf das konkrete Antreffen des Priifbeteiligten nicht
ankommt, hergestellt werden. Die Regelung steht im Zusammenhang mit der erweiterten Meldepflicht in § 17b,
wonach ebenso die Kontaktdaten der entsandten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer gemeldet werden miissen.

Zu Nummer 3 (§ 17b)
Zu Buchstabe a

In § 17b Absatz 1 Satz 1 werden die wesentlichen Angaben der Anmeldung um die Angabe der Staatsangehdrig-
keit und der Kontaktdaten in Nummer 1 sowie des Tatigkeitsbereichs oder der Position der entsandten Arbeitneh-
merin oder des entsandten Arbeitnehmers in Nummer 7 ergdnzt und die bisherige Nummer 7 zu Nummer 8. Damit
werden die Meldepflichten nach dem AentG, AUG und MiLoG angeglichen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung in Folge des Gesetzes zur Regelung der Entsendung von Kraft-
fahrern und Kraftfahrerinnen im Stralenverkehrssektor und zur grenziiberschreitenden Durchsetzung des Entsen-
derechts (BGBI. 2023 I Nr. 172 vom 30. Juni 2023).

Mit dem Gesetz wurde fiir die Entsendemeldungen nach AentG, MiLoG und AUG die Versicherungspflicht des
Arbeitgebers und des Verleihers aufgehoben. Mit der Anpassung in Absatz 2 werden die Verweise auf die nicht
mehr bestehende Pflicht zur Abgabe einer Versicherung aufgehoben. Die im Rahmen des o. g. Gesetzes erfolgte
Neunummerierung der Absitze in § 17b AUG wird beriicksichtigt.

Zu Nummer 4 (§ 18)

Die Aufnahme des GSA Fleisch, des MiLoG und des AentG in § 18 Absatz 2 stellt sicher, dass die zustindigen
Behorden fiir die Verfolgung und Ahndung der VerstoB3e iiber konkrete Anhaltspunkte fiir VerstoBe unterrichtet
werden und tragt damit zur besseren Rechtsdurchsetzung und Verbesserung der behdrdlichen Zusammenarbeit
bei.

Zu Artikel 11 (Anderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch)

Die Anderung erweitert die Verpflichtung zur Wahrung des Sozialgeheimnisses hinsichtlich der Behorden der
Zollverwaltung, auch soweit siec Aufgaben des zentralen Risikomanagements nach § 25 SchwarzArbG wahrneh-
men. Hintergrund ist vor allem, dass in das zentrale Risikomanagement Sozialdaten einbezogen werden. § 26
SchwarzArbG-E ist dabei eine Auspriagung zu § 25 SchwarzArbG-E (Regelung einer bestimmten Art und Weise
der Durchfiihrung des zentralen Risikomanagements), sodass nur § 25 SchwarzArbG in § 35 Absatz 1 Satz 4 SGB
I aufgefiihrt werden muss, damit auch das operative Daten- und Analysesystem vom Sozialgeheimnis umfasst ist.

Zu Artikel 12 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1 (§ 18m)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 3. Die Behorden der Zollverwaltung werden berechtigt, die
Daten aus dem Dateisystem der Beschiftigungsbetriebe, auch soweit sie Aufgaben nach § 25 SchwarzArbG-E im
Zusammenhang mit dem zentralen Risikomanagement durchfiihren, zu verarbeiten (s. Begriindung zu Nummer
3).

Zu Nummer 2 (§ 28a)
Es handelt sich um eine Folgeéinderung zur Anderung des § 2a SchwarzArbG.

Nach den Erkenntnissen der FKS handelt es sich bei den neu aufgenommenen Branchen des Friseur- und Kosme-
tikgewerbes um eine von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung besonders betroffene Branche. Die Branchen
werden folglich auch in den wortgleichen Katalog der sofortmeldepflichtigen Wirtschaftsbereiche und Wirt-
schaftszweige aufgenommen (vgl. Begriindung zu Artikel 1 Nummer 4).
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Der Anwendungsbereich des Absatzes 4 wird im Bereich der Fleischwirtschaft in der Form eingeschriankt, dass
das Fleischerhandwerk nach § 2 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes zur Sicherung von Arbeitnehmerrechten in der
Fleischwirtschaft ausgenommen wird. Aus dem Praxischeck Lebensmittelhandwerk wurde zur Entlastung vorge-
bracht, das Fleischerhandwerk nicht ldnger als Schwarzarbeitsschwerpunktbranche mit den damit verbundenen
Zusatzbelastungen nach § 2a SchwarzArbG, § 17 MiLoG und § 28a Abs. 4 SGB IV einzustufen. Eine Heraus-
nahme des Fleischerhandwerks kann auch auf die Erkenntnisse der FKS gestiitzt werden, dass das Fleischerhand-
werk im Vergleich zur Fleischindustrie weniger anfallig fiir Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung ist (vgl.
Begriindung zu Artikel 1 Nummer 4).

Im Sinne einer biirokratischen Entlastung wird die Branche Forstwirtschaft aus dem geltenden Branchenkatalog
gestrichen. Die seit 2009 im Katalog enthaltene Forstwirtschaft ist nunmehr zu streichen, da diese nach den Er-
kenntnissen der FKS in den letzten Jahren keine besondere Risikobranche mehr darstellt und die Beteiligten hier-
durch eine Entlastung erfahren. Die Analyseergebnisse der Generalzolldirektion zeigen, dass in der Gesamtbe-
trachtung der branchenbezogenen Priifungsergebnisse und im Branchenvergleich in Bezug auf die Regelung des
§ 2a SchwarzArbG im Zahlenkontext, die Forstwirtschaft als Katalogbranche in allen abgebildeten Priifungsas-
pekten fiir die Aufgabenwahrnehmung nach § 2 Absatz 1 SchwarzArbG eine untergeordnete Bedeutung in den
letzten Jahren hatte. Demnach ist die Forstwirtschaft als Schwarzarbeitsschwerpunktbereich aus dem Branchen-
katalog zu streichen. Daraus ergibt sich das Erfordernis einer Anpassung auch in dem wortgleichen Katalog der
sofortmeldepflichtigen Wirtschaftsbereiche.

Zu Nummer 3 (§ 28p)

Die Neuregelung flankiert die Fortentwicklung des Risikomanagements fiir Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS)
und ermdglicht es der Datenstelle der Rentenversicherung, anhand der zuvor nach § 26 Absatz 1 Satz 2 und 3
SchwarzArbG gemeinsam mit der Zentralstelle der FKS im Einvernehmen sowie im Einvernehmen mit der oder
dem Bundesbeauftragten fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit festgelegten Risikoindikatoren und
Risikoparameter die Basisdatei nach Satz 3 zu filtern (Datenselektion) und auf Grundlage der Ergebnisse die in
der Regelung genannten und fiir die nachgelagerte automationsgestiitzte Analyse und Bewertung notwendigen
Daten an die Zentralstelle zu tibermitteln. Die Festlegung der Risikoindikatoren nach Art und Inhalt bedingt letzt-
lich, ob die Datenselektion bei der Datenstelle allein ausreichend ist oder ob ein weitergehender Abgleich bei der
Zentralstelle zu erfolgen hat. Zusétzlich diirfen von der Datenstelle neben den ermittelten Risikofdllen (einschlieB3-
lich der einschligigen Risikoindikatoren und Risikoparameter) zur eindeutigen Identifikation und Zuordnung der
Datensitze zu einem bestimmten Arbeitgeber im Sinne von § 26 Absatz 2 Satz 2 SchwarzArbG die ihr von der
Bundesagentur fiir Arbeit fiir die betroffenen Arbeitgeber iibermittelten Daten nach § 18m Absatz 1 der betroffe-
nen Arbeitgeber an die Zentralstelle mit iibermittelt werden.

Die Ubermittlung erfolgt ausschlieBlich zur Durchfiihrung der automationsgestiitzten Analyse und Bewertung
nach § 26 SchwarzArbG hinsichtlich moglicher Risiken fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Be-
schiftigung in den aufgefiihrten Risikobranchen. Die Datenstelle der Rentenversicherung fiihrt anhand der im
Vorfeld festgelegten Risikoindikatoren und Risikoparameter eine Selektion in ihrem eigenen Datenbestand durch.
Bei Uber- oder Unterschreiten der Risikoparameter, abhiingig von der Art des Risikoindikators, werden die Ab-
gleichergebnisse als Risikofélle gespeichert. Der Datensatz des Risikofalles setzt sich aus dem einschldgigen Ri-
sikoindikator, dem dazugehorigen Risikoparameter und den Identifikationsmerkmalen (Name, Adressdaten, Be-
triebsnummer und die wirtschaftliche Tatigkeit des Beschéftigungsbetriebes) zusammen. Die hier ermittelten Ri-
sikofille (einschlieBlich des Datensatzes) werden an die Zentralstelle iibermittelt. Weitere Daten iiber den Daten-
satz des Risikofalls hinaus werden in diesem Zusammenhang nicht iibermittelt.

Soweit sich bei festgelegten Risikoindikatoren und Risikoparametern eindeutige Risikofélle nicht allein aus den
Daten der Datenstelle ableiten lassen und ein weiterer Datenabgleich mit anderen nach § 26 SchwarzArbG vor-
liegenden Daten von Zusammenarbeitsbehdrden und -stellen oder der Zollverwaltung bei der Zentralstelle selbst
erforderlich ist, darf die Datenstelle der Rentenversicherung neben den Daten nach § 28p Absatz 8 Satz 12 und
unabhéngig von der Datenselektion nach den Sétzen 9 bis 11 die weiteren Daten nach Satz 13 Nummer 1 bis 4
aus ihrem Datenbestand iibermitteln. Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn ein Missverhéltnis von Beschaf-
tigungsumfang (Daten der Datenstelle der Rentenversicherung) und Umsatzerzielung (Daten der Landesfinanz-
behorden) erkannt werden soll.
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Zu Artikel 13 (Anderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (§ 150)

Zu Buchstabe a

Die neue Dateniibermittlungsbefugnis wird geschaffen, um die FKS bei der Bekdmpfung von Schwarzarbeit und
illegaler Beschiftigung, insbesondere durch primér qualitativ hochwertige Priifungen und Ermittlungen, zu un-
terstiitzen. Zur Erreichung dieses Ziels bedarf es bei der FKS eines strukturierten und umfassenden operativen
Risikomanagements, um den risikoorientierten Priifansatz der FKS fortlaufend zu optimieren. Dafiir analysiert
und bewertet die Zentralstelle im Sinne des § 24 SchwarzArbG-E zukiinftig die aus den in § 26 Absatz 2 Schwarz-
ArbG-E genannten Quellen iibermittelten Daten hinsichtlich mdglicher Risiken fiir Schwarzarbeit und illegale
Beschiftigung. Daraus werden Risikohinweise generiert, die an die Hauptzolldmter ausgesteuert werden. Diese
beziehen diese Hinweise in ihre Entscheidung, wo Kontrollen durchzufiihren sind, ein.

Die Al-Datenbank nach § 150 Absatz 3 SGB VI enthélt dafiir relevante Daten, da sich aus den dort gespeicherten
Daten Hinweise auf Schwarzarbeit und illegale Beschéftigung ableiten lassen. Hierbei handelt es sich um perso-
nen-, arbeitgeber- und beschiftigungsbezogene Daten von Personen, die in Deutschland eine Beschéftigung oder
selbstindige Erwerbstitigkeit ausiiben, ohne den deutschen Rechtsvorschriften iiber die soziale Sicherheit zu un-
terliegen und fiir die eine so genannte A1-Bescheinigung ausgestellt wurde. Dies betrifft insbesondere Personen,
die nach Deutschland zur Ausiibung einer voriibergehenden Tatigkeit entsandt worden sind (Artikel 12 Verord-
nung (EG) Nr. 883/2004), Beamte nach Artikel 11 Absatz 3 Buchstabe b, Mehrfachbeschéftigte nach Artikel 13
sowie die von einer Ausnahmevereinbarung nach Artikel 16 betroffenen Personen.

Die Speicherung dieser Daten bei der Datenstelle der Rentenversicherung (DSRV) dient bereits aktuell der Uber-
priiffung einer Beschéftigung oder selbstindigen Tatigkeit in Deutschland, fiir die keine deutsche Sozialversiche-
rung durchgefiihrt wurde, durch die Kontrollbehdrden (vgl. Bundestagsdrucksachen 17/4978, S. 22 f., sowie
15/5704, S. 7 ff.). Die nach § 150 Absatz 3 SGB VI gespeicherten Daten beinhalten — mit wenigen Ausnahmen —
die Informationen, die an die DSRV durch die ausldandischen Triger iibermittelt werden.

Es ist gerechtfertigt, eine Ubermittlungsbefugnis fiir alle erforderlichen Daten aus der A 1-Datenbank nach § 150
Absatz 3 SGB VI zu schaffen.

Zunichst ermdglicht ein Abgleich der Daten in der Al-Datenbank nach § 150 Absatz 3 SGB VI mit denen den
Behorden der Zollverwaltung durch die Meldungen nach § 16 MiLoG, § 18 AentG und § 17b AUG (siehe § 26
Absatz 2 Nummer 3 SchwarzArbG-E) bekannten entsprechenden Daten (wie etwa Name und Geburtsdatum der
Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer, Angaben zum Arbeitgeber, Dauer der Tétigkeit und Einsatzort in
Deutschland) das Erkennen von Abweichungen und Widerspriichen.

Auch iiber den einfachen Abgleich der Daten hinaus kann eine Ubermittlung weiterer A 1-Daten erforderlich sein,
denn in der Zusammenschau der Daten der Al-Datenbank und der Daten aus den Meldungen nach § 16 MiLoG,
§ 18 AentG und § 17b AUG sowie ggf. weiterer Datenquellen ergibt sich ein vollstindigeres Bild von Entsen-
desituationen und Risikofaktoren lassen sich konkreter feststellen.

Dariiber hinaus kdnnen insbesondere folgende Daten aus weiteren Griinden erforderlich sein, um mit Hilfe spéter
festzulegender Risikoparameter Risikofille identifizieren zu koénnen:

e Staatsangehdrigkeit der Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer oder Selbststindigen: Identifikation von ver-
mehrter Tatigkeit von Personen mit Drittstaatsangehdrigkeit an bestimmten inldndischen Einsatzorten;

e Rechtsgrundlage fiir die Ausstellung einer A1-Bescheinigung: Identifikation von moglichen Féllen, in
denen die Voraussetzung fiir eine Mehrfachbeschéftigung im Sinne von Artikel 13 VO (EG) Nr.
883/2004 tatsichlich nicht vorliegen; Vorliegen von so genannten ,,Kettenentsendungen®;

e Angabe des Beschiftigungsverhdltnisses zwischen Arbeitgeber und dessen Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern: Identifikation einer Beschéftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei mehreren
Arbeitgebern;

e Angaben zum Auftraggeber: Identifikation von hiufig auftretenden kumulativen oder alternierenden Té-
tigkeiten von Personen, die den Rechtsvorschriften der sozialen Sicherheit eines anderen Mitgliedstaates
unterfallen, bei einem bestimmten Betrieb im Inland;
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e Angaben zum Arbeitgeber: Identifikation einer hdufigen Entsendung solcher Personen aus einem be-
stimmten Unternehmen im Ausland;

e Angabe des Einsatzortes: Identifikation des vermehrten Einsatzes solcher Personen an einem Einsatzort
im Inland, wenn auch fiir unterschiedliche Unternehmen,;

e Angabe zur stindigen Anschrift und/oder Anschrift in Deutschland der Arbeitnehmerinnen, Arbeitneh-
mer oder Selbststindigen: Identifikation des vermehrten Einsatzes von Personen mit demselben Wohn-
sitz im In- oder Ausland, Identifikation von Unterkiinften mit hoher Unterbringungszahl von entsandten
Personen in Risikobranchen;

e Angabe des Unternehmenssitzes und/oder des Niederlassungsmitgliedstaats: Identifikation des vermehr-
ten Einsatzes und/oder der Entsendung solcher Personen von bzw. bei Unternehmen mit demselben Sitz
oder jeweils des vermehrten Einsatzes von selbsténdigen Personen, Identifikation vermehrter Tétigkeiten
solcher Personen aus bestimmten Mitgliedstaaten.

Die Regelung dient vor allem dem Schutz von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Auf der Grundlage der
Risikoanalyse wird es den Behorden der Zollverwaltung ermdglicht, im Interesse und zum Schutz der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer effektiv zu priifen, ob Arbeitgeber ihre Pflichten zur Gewihrleistung der von den
Behorden der Zollverwaltung zu priifenden Arbeitsbedingungen einhalten.

Die Behorden der Zollverwaltung sind europarechtlich verpflichtet, risikoorientierte Kontrollen durchzufiihren.
Nach Artikel 10 Absatz 1 der Richtlinie 2014/67/EU miissen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass wirksame
Kontroll- und UberwachungsmaBnahmen eingesetzt werden und die Kontrollbehdrden wirksame und angemes-
sene Priifungen durchfiihren, um die Einhaltung der entsenderechtlichen Bestimmungen, wie etwa Zahlung der
Mindestentgelte, zu gewéhrleisten. Unbeschadet der Moglichkeit von Zufallskontrollen miissen diese Priifungen
auf einer Risikobewertung durch die zustindigen Behorden basieren.

Anstelle der Ubermittlung erforderlicher Daten nach § 150 Absatz 3 SGB VI gibt es auch kein gleich geeignetes,
milderes Mittel. Insbesondere eine Vorrisikoanalyse durch die DSRV und Ubermittlung lediglich der Daten be-
ziiglich der riskant eingestuften Fille ist kein gleich geeignetes, milderes Mittel. Dabei konnten Risikofdlle nur
anhand der isolierten Betrachtung festgestellt werden. Es konnen sich aber weitere Risikofélle aus der Zusam-
menschau der Daten ergeben, die nur der Zentralstelle im Sinne des § 24 SchwarzArbG-E und nicht der DSRV
vorliegen. In Betracht kommt z. B. ein Abgleich mit den Umsatzdaten (etwa ein iiberdurchschnittlich hoher Ein-
satz von ausldandischem Personal durch inlédndische Unternehmen verbunden mit einem erheblichen Umsatz). Ein
alleiniger Abgleich mit den in § 16 MiLoG, § 18 AentG und § 17b AUG enthaltenen Daten ist als milderes Mittel
ebenfalls nicht gleich geeignet. Die Al-Datenbank nach § 150 Absatz 3 SGB VI enthilt zum einen Daten, die
nicht im Rahmen einer Meldung nach § 16 MiLoG, § 18 AentG und § 17b AUG enthalten sind, aber fiir die
Risikobewertung erforderlich sein konnen, wie etwa Angaben, welches System der sozialen Sicherheit Anwen-
dung findet, oder dass eine Person in verschiedenen Mitgliedstaaten tdtig ist. Zum anderen werden in der Al-
Datenbank auch Fille der Beschéftigung im Inland erfasst, die nicht meldepflichtig nach § 16 MiLoG, § 18 AentG
oder § 17b AUG sind. Die Beriicksichtigung der Meldungen zu Selbststéindigen in der A1-Datenbank kann zudem
Hinweise auf eine eventuelle Scheinselbststandigkeit liefern, die bislang gar nicht beriicksichtigt werden koénnen.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Buchstabe a. Die Datenstelle der Rentenversicherung wird berechtigt,
die in § 150 Absatz 3a SGB VI-E genannten Daten zum automatisierten Abruf zur Verfligung zu stellen, auch
soweit die Behorden der Zollverwaltung Aufgaben nach § 25 SchwarzArbG-E im Zusammenhang mit dem zent-
ralen Risikomanagement durchfiihren. Es ist fiir die Durchfiihrung der Verfahren zwingend, dass auch die Daten-
iibermittlungen fiir die Aufgabenwahrnehmung nach § 25 SchwarzArbG durch automatisierten Abruf erfolgen.

Es handelt sich im Ubrigen hinsichtlich der Erginzung um die Verfolgung von Straftaten oder Ordnungswidrig-
keiten, die in Zusammenhang mit einem der in § 2 Absatz 1 SchwarzArbG genannten Priifgegenstinde stehen,
um eine Folgednderung zu Artikel 1 Nummer 10 Buchstabe c, um die parallele Ausgestaltung der Normen sicher-
zustellen.
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Zu Nummer 2 (§ 321)

Zu Buchstabe a

In § 321 Satz 1 Nummer 2 wird die Anderung des AufenthG durch das Fachkrifteeinwanderungsgesetz vom 15.
August 2019 (BGBI. I S. 1307) nachvollzogen. § 4 Absatz 3 des AufenthG (a. F.) ist entfallen. Der Verweis ist
entsprechend auf die Neuregelung des § 4a Absatz 5 AufenthG anzupassen.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung.

Zu Buchstabe ¢

Die Aufnahme des GSA Fleisch, des MiLoG und des AentG in § 321 Satz 1 stellt sicher, dass die zustdndigen
Behorden fiir die Verfolgung und Ahndung der VerstdBe liber konkrete Anhaltspunkte fiir Verstdfe unterrichtet
werden und tragt damit zur besseren Rechtsdurchsetzung und Verbesserung der behdrdlichen Zusammenarbeit
bei.

Zu Artikel 14 (Anderung des Bundeskriminalamtgesetzes)

Zu Nummer 1 (§ 29)

Mit der zunehmenden Bedeutung und der erweiterten Stellung der FKS bei der Kriminalititsbekdmpfung hat sich
der fachliche Informationsbedarf in den letzten Jahren weiterentwickelt. Die effektive und effiziente Verhinde-
rung und Bekdmpfung der Kriminalitit setzt voraus, dass alle verfiigbaren und relevanten Informationen auch fiir
die FKS unmittelbar und kurzfristig nutzbar sind. Der Zugriff auf diese Daten stellt die konsequente Fortfiihrung
der erforderlichen Entwicklung und der Bedeutung der FKS im Bereich der Strafverfolgung, die mit den durch
das Gesetz gegen illegale Beschéftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom 11. Juli 2019 neu geschaffenen Be-
fugnissen initiiert wurde, dar. Mit der Aufnahme der FKS in § 29 Absatz 3 BKAG kommt der Gesetzgeber auch
dem im Rahmen der Evaluierung des Gesetzes gegen illegale Beschéftigung und Sozialleistungsmissbrauch vom
11. Juli 2019 durch die Hauptzolldmter geduBerten Bedarf eines Zugriffs der FKS auf die Daten der polizeilichen
Informationssysteme nach.

Die bisherige Zusammenarbeit der FKS mit den Polizei- und Strafverfolgungsbehorden im Rahmen des einzel-
fallbezogenen Datenaustauschs und anlassbezogener gemeinsamer Ermittlungsgruppen oder Kooperationen ist
fiir eine erfolgreiche iibergreifende Bekdmpfung der schweren strukturellen und Organisierten Kriminalitit ange-
sichts der zunehmenden Komplexitit des Geschiftsmodells krimineller Vereinigungen tiber alle Kriminalitdtsbe-
reiche hinweg allein nicht ausreichend. Fiir das zielgerichtete Erkennen von Taterstrukturen sowie zur Koordinie-
rung, Anreicherung und der Bearbeitung der Verfahren besteht iiber die bisherige Zusammenarbeit hinaus das
gegenseitige Erfordernis des Abgleichs zwischen den Erkenntnissen verschiedener Ermittlungsbehdrden. Die
multidisziplindre Kooperation und ein gemeinsames Informationsmanagement auf der Basis einer modernen In-
formationsarchitektur ist elementar fiir eine erfolgreiche Kriminalitdtsbekdmpfung, wie bspw. Die Bekdmpfung
des Menschenhandels, der Zwangsarbeit und der Ausbeutung der Arbeitskraft. Der FKS kommt hierbei eine ent-
scheidende Rolle u. a. bei der Identifizierung von Opfern und Tatern des Menschenhandels zum Zwecke der
Ausbeutung durch eine Beschiftigung zu. Insbesondere auch die Erkenntnisse aus den Priifungen der FKS zu
VerstoBen und der Abgleich mit polizeilichen Daten sind fiir ein vollstdndiges Bild iiber vielleicht bereits zuvor
bekannt gewordene kriminelle Aktivitdten unabdingbar. Insbesondere im Bereich der Organisierten Kriminalitit
gilt, dass Téter oder Tatergruppierungen vielfach auch deliktsiibergreifend tdtig sind. Mit den verfligbaren Infor-
mationen kdnnen insbesondere Zusammenhénge erkannt und damit auch weitere Ermittlungen unterstiitzt werden,
um damit gezielter gegen organisierte Formen der Schwarzarbeit (schwere strukturelle Kriminalitit) und Organi-
sierte Kriminalitdt vorgehen zu kénnen.

Die Aufnahme in den polizeilichen Informationsverbund ermoglicht es der FKS kiinftig auf Augenhdhe mit den
weiteren Verbundteilnehmern wie bspw. Den Polizeien und der Steuerfahndung zu agieren. Die FKS kann somit
an den Strukturen und Prozessen zu der von Bund und Landern angestoenen IT-Konsolidierung im Ermittlungs-
bereich partizipieren. Doppelstrukturen, die durch vergleichbare Eigenentwicklungen entstehen wiirden, konnen
dadurch vermieden werden. Die Zentralstellenaufgabe des Zollkriminalamts nach dem Zollfahndungsdienstgesetz
bleibt hiervon unberiihrt.
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Eine Verbundteilnahme der FKS verbessert ma3geblich den Informationszugang zu polizeilichen Daten und die
Erkenntnisgewinnung sowohl fiir die Ermittlungsarbeit der FKS als auch fiir die iibrigen Verbundteilnehmer.
Bislang, auBerhalb des Verbunds, besteht fiir die FKS lediglich die Mdglichkeit im Rahmen der Wahrnehmung
ihrer vollzugspolizeilichen Aufgaben und Zustindigkeiten nach § 14 SchwarzArbG und nach den §§ 10a, 12d
ZollVG schriftlich oder telefonisch iiber die Lagedienste und Sprechfunkzentralen der Zollverwaltung Abfragen
in den Informationssystemen INPOL und SIS vorzunehmen. Dabei erhilt sie allgemeine Daten aus den Dateien
Personenfahndung, Sachfahndung und Erkennungsdienst. Daten zu spezifischen Deliktsfeldern von anderen Be-
horden werden in grofem Umfang nicht in den bisher fiir die FKS zugingigen Dateien, sondern in den konkreten
Fallbearbeitungssystemen bzw. phinomen- und deliktsbezogenen Dateien vorgehalten. Mit der Erweiterung der
Moglichkeiten zur Informationsgewinnung auf diese Dateien werden die Erkenntnisse der FKS nunmehr auch um
die weitergehenden relevanten Daten der Polizeivollzugsbehdrden angereichert. Durch den direkten Austausch
von Daten kdnnen Handlungsabldufe der ermittlungsfithrenden Stellen fachlich und zeitlich erheblich optimiert
werden. Insbesondere dem strafrechtlichen Beschleunigungsgebot kann damit Rechnung getragen werden.

Mit der Aufnahme der FKS in § 29 Absatz 3 als Teilnehmerin am polizeilichen Informationsverbund wird einer-
seits sichergestellt, dass der FKS die fiir die Erfiillung ihrer Ermittlungsaufgaben nach dem SchwarzArbG rele-
vanten polizeilichen Informationen unmittelbar zur Verfligung stehen. Andererseits profitieren die anderen Ver-
bundteilnehmer von der Bereitstellung ermittlungsrelevanter Informationen der FKS.

Gemal § 30 Absatz 1 BKAG werden Informationen bereitgestellt, die dem Erfordernis der Verhiitung und Ver-
folgung von Straftaten mit landeriibergreifender, internationaler oder erheblicher Bedeutung geniigen miissen.
Diese Regelungen werden durch allg. Relevanzkriterien und die datei-/deliktsspezifischen Bereitstellungsver-
pflichtungen (z. B. organisierte, banden- oder gewerbsmiBige Tatbegehungsweise, Tat- oder Téterbeziige in min-
destens ein weiteres Bundesland oder ins Ausland, Schwere der Tat, neue Tatbegehungsweise) konkretisiert. Es
ist davon auszugehen, dass grundsitzlich alle Verfahren der FKS aus dem Bereich der Organisierten Kriminalitéit
und der organisierten Formen der Schwarzarbeit bereits ein oder mehrere Relevanzkriterien erfiillen. Die FKS
fiihrt jahrlich Ermittlungen in mehr als 400 Verfahrenskomplexen, die der schweren strukturellen Kriminalitét
zuzuordnen sind. Des Weiteren steht zu erwarten, dass eine grole Anzahl von Verfahren unterhalb dieser
Schwelle ebenfalls zumindest eines der allgemeinen Kriterien erfiillen wird.

Insgesamt tragt die Verbundteilnahme der FKS dazu bei, dass kriminelle Strukturen schneller erkannt und Straf-
taten wirksamer bekdmpft werden kénnen. Die Teilnahme am polizeilichen Informationsverbund verbessert die
nationale Zusammenarbeit mit anderen Landes- und Bundpolizeibehorden, sowie iiber die Anbindung an SIS die
internationale Zusammenarbeit.

Durch die Moglichkeit der Informationseingabe im polizeilichen Informationsverbund durch die FKS konnen
Erkenntnisse nicht nur anlassbezogen, sondern nach allgemeinen kriminalistischen Aspekten zusammengefiihrt
werden. Der Austausch und die Zusammenarbeit mit anderen Ermittlungsbehdrden wird in seinen inhaltlichen
Abldufen dadurch effizienter, Informationsverlusten wird vorgebeugt und Mehrfachzustdndigkeiten konnen
schneller erkannt und vermieden werden. Insoweit besteht auch ein enger Zusammenhang zum Programm P20,
das ebenfalls der Effizienzsteigerung und dem verbesserten Informationsaustausch dient.

Die Dateniibermittlung von der FKS an das BKA, das den polizeilichen Informationsverbund nach Mafigabe des
BKAG unterhilt, steht dabei im Einklang mit den Vorgaben des Ausnahmetatbestands des sog. Verldngerten
Sozialdatenschutzes nach § 78 Absatz 1 Satz 6 SGB X sowie mit der Verbundrelevanz der Daten gemél § 30.

Nach § 35 Absatz 1 Satz 4 SGB I hat die FKS, soweit sie Aufgaben nach § 2 SchwarzArbG durchfiihrt, das So-
zialgeheimnis zu wahren. Nach § 15 SchwarzArbG gelten fiir die Aufgabenwahrnehmung der FKS hinsichtlich
der Sozialdaten die Vorschriften des Zweiten Kapitels des SGB X.

Im Fall der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens aus einer vorangegangenen Priifung i. S. v. § 2 SchwarzArbG
ist stets § 78 SGB X zu beachten. Dieser trifft besondere Regelungen fiir an Dritte {ibermittelte (hier: fiktive
Dateniibermittlung von der FKS als Stelle im Sinne von § 35 Absatz 1 SGB I an die FKS als Ermittlungsperson
der Staatsanwaltschaft) origindre Sozialdaten i. Satz d. § 67 Absatz 2 Satz 2 SGB X und Betriebs- und Geschifts-
geheimnisse i. Satz d. § 67 Absatz 2 Satz2 SGB X i. V. m. § 35 Absatz 4 SGB I. Fiir diese Daten wird der
Schutzumfang des Sozialgeheimnisses auf Dritte, d. h. Stellen, die nicht schon originir nach § 35 SGB I zum
Sozialdatenschutz verpflichtet sind, ausgeweitet (sog. Verlangerter Sozialdatenschutz). Sie diirfen nur fiir die ge-
miB der Ubermittlung genannten Zwecke verarbeitet werden.
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Eine Ausnahme ergibt sich aus § 78 Absatz 1 Satz 6 SGB X. Demnach diirfen Polizeibehorden, Staatsanwalt-
schaften, Gerichte oder Behorden der Gefahrenabwehr die iibermittelten Sozialdaten unabhéngig vom urspriing-
lichen Zweck der Ubermittlung fiir Zwecke der Gefahrenabwehr sowie der Strafverfolgung und der Strafvollstre-
ckung verwenden. Diese Verwendungszwecke sind abschliefend und stets auf einen konkreten Einzelfall bezo-
gen. Die Gefahrenabwehr erstreckt sich allgemein auch auf das Gefahrenvorfeld, also die Gefahrenvorsorge mit
dem Unterfall der Verhiitung von Straftaten. Der Eintritt der Gefahr einer Straftat soll bereits im Vorfeld verhiitet
werden. Nach den Polizeigesetzen umfassen die Aufgaben der Gefahrenabwehr insofern regelméBig auch die
Verhiitung von Straftaten (vgl. bspw. § 1 Absatz 5 des Bundespolizeigesetzes, § 5 Absatz 1 Satz 2 BKAG, § 1
Absatz 1 Satz 3 des Bremischen Polizeigesetzes, § 1 Absatz 1 Satz 3 des Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetzes
Rheinland-Pfalz, § 1 Absatz 1 Satz 3 des Niedersdchsischen Polizei- und Ordnungsbehdrdengesetzes, § 1 Ab-
satz 4 des Hessischen Gesetzes iiber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung). Geméal § 30 Absatz 1 Nummer 1
werden im polizeilichen Informationsverbund ausschlielich solche personenbezogenen Daten verarbeitet, deren
Verarbeitung fiir die Verhiitung und Verfolgung von Straftaten mit lénderiibergreifender, internationaler oder
erheblicher Bedeutung erforderlich ist. Die von der FKS iibermittelten Sozialdaten kénnen insofern unabhingig
von der urspriinglichen Zweckbindung von den Polizeibehérden fiir deren Aufgabenerfiillung im o. g. Sinne ver-
arbeitet werden.

Dies entspricht auch dem Zweck des § 78 Absatz 1 Satz 6 SGB X, der die Vorgabe des Artikels 23 Absatz 1
Buchstabe d der Verordnung (EU) 2016/679 umsetzt, wonach die nationale Regelung eine in einer demokrati-
schen Gesellschaft notwendige und verhaltnismédfige MaBinahme zur Verhiitung, Ermittlung, Aufdeckung oder
Verfolgung von Straftaten oder die Strafvollstreckung, einschlieBlich des Schutzes vor und der Abwehr von Ge-
fahren fiir die 6ffentliche Sicherheit sicherstellt (vgl. Bundestagsdrucksache 18/12611, S. 113).

Dariiber hinaus werden durch die Anderungen in § 29 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe a) und b) BKAG
ebenfalls die Kontrolleinheiten der Zollverwaltung Verbundteilnehmer. Einerseits nehmen die Kontrolleinheiten
der Hauptzolldmter grenzpolizeiliche Aufgaben im Rahmen der ihnen nach § 68 BpolG iibertragenen Aufgaben
wahr. Hierflir wird der in der bisherigen Fassung des § 29 Absatz 3 Nummer 4 BKAG geregelte Zugriff auf die
Daten des polizeilichen Informationsverbundes beibehalten.

Dariiber hinaus ist eine Abrufbefugnis fiir die Aufgabenwahrmehmung der Kontrolleinheiten der Hauptzolldmter
im Bereich der Verhiitung, Aufdeckung und Verfolgung von Steuerstraftaten erforderlich. Kernaufgabe der Kon-
trolleinheiten der Hauptzolldmter ist die zollamtliche Uberwachung des grenziiberschreitenden Warenverkehrs
nach § 1 Absatz 1 bis 3 ZollVG sowie die Uberwachung des grenziiberschreitenden Verkehrs mit Barmitteln und
gleichgestellten Zahlungsmitteln nach § 1 Absatz 4 ZollVG. Hierfiir sind die Kontrolleinheiten im gesamten Bun-
desgebiet sowie an den Grenzen des Zollgebietes der EU sowie der deutschen AuB3engrenze, insbesondere an den
Flug- und Seehéfen, auf Autobahnen, in grenziiberschreitend verkehrenden Ziigen, auf See und im grenznahen
Raum titig. Zur Durchfiihrung ihrer Aufgaben weist insbesondere § 10 ZollVG den Kontrolleinheiten der Haupt-
zollamter eine Vielzahl von Befugnissen zu, differenziert nach grenznahem Raum und auBerhalb des grenznahen
Raumes. Sofern es in Folge dessen zur Einleitung eines Steuerstrafverfahrens kommt, werden die Beschiftigten
der Kontrolleinheiten der Hauptzolldmter als Ermittlungsperson der Staatsanwaltschaft titig bzw. haben sie die-
selben Rechte und Pflichten wie die Behdrden des Polizeidienstes nach der Strafprozessordnung.

Mit der Aufnahme der Kontrolleinheiten in § 29 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 Buchstabe b) BKAG als Teilnehmer
am polizeilichen Informationsverbund wird einerseits sichergestellt, dass ihnen die fiir die Erfiillung ihrer Aufga-
ben nach dem ZollVG sowie ihrer Ermittlungsaufgaben nach der AO relevanten und verfiigbaren polizeilichen
Informationen unmittelbar und kurzfristig zur Verfiigung stehen. Dies trigt zu einer effektiven und effizienten
Verhinderung und Bekdmpfung der Kriminalitit bei. Der Zugriff auf diese Daten stellt die konsequente Fortfiih-
rung der bereits seit langer Zeit und stetig wachsenden Bedeutung der Kontrolleinheiten im Bereich der Strafver-
folgung, hier insbesondere im Bereich der grenziiberschreitenden Kriminalitét, dar. Fiir das zielgerichtete erste
Erkennen von Téterstrukturen sowie zur Koordinierung, Anreicherung und Bearbeitung der eigenen Verfahren
besteht fiir die Kontrolleinheiten ebenso das gegenseitige Erfordernis des Abgleichs zwischen den Erkenntnissen
der verschiedenen Ermittlungsbehdrden. Die multidisziplindre Kooperation ist auch hier elementar fiir eine er-
folgreiche Kriminalitdtsbekdmpfung, wie bspw. Die Bekdmpfung des Schmuggels mit Drogen oder Waffen. Mit
den verfligbaren Informationen kénnen insbesondere Zusammenhénge erkannt und damit auch weitere Ermittlun-
gen unterstiitzt werden. Umgekehrt profitieren die anderen Verbundteilnehmer von der Bereitstellung ermittlungs-
relevanter Informationen der Kontrolleinheiten, die diese aus ihren Kontroll- und Ermittlungsbefugnissen erhalten
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und hiermit den Informationsverbund anreichern konnen. SchlieBlich leisten die Kontrolleinheiten insbesondere
aufgrund ihrer Prisenz in der Fliche sowie an den Grenzen einen effektiven Beitrag im Zusammenhang mit Per-
sonenfahndungen anderer Verbundteilnehmer oder der Vollstreckung von Haftbefehlen.

Bislang besteht fiir die Kontrolleinheiten der Hauptzolldmter im Rahmen der Wahrnehmung ihrer vollzugspoli-
zeilichen Aufgaben und Zusténdigkeiten lediglich die Moglichkeit, nach §§ 10, 10a ZollVG schriftlich oder tele-
fonisch iiber die Lagedienste und Funkzentralen der Zollverwaltung Abfragen in den Informationssystemen IN-
POL und SIS vorzunehmen. Dabei erhalten sie allgemeine Daten aus den Dateien Personenfahndung, Sachfahn-
dung und Erkennungsdienst. Mit der Erweiterung der Moglichkeiten zur direkten Teilnahme am polizeilichen
Informationsverbund wird sichergestellt, dass auch weitergehende relevante Daten unmittelbar zur Verfiigung
stehen. Die Handlungsabldufe der ermittlungsfiithrenden Stellen konnen folglich fachlich und zeitlich erheblich
optimiert werden.

Ebenso wie bei den oben beschriebenen Informationen aus der Aufgabenwahrnehmung der FKS besteht ebenfalls
fiir die Kontrolleinheiten der Hauptzollamter die Vorgabe der Verbundrelevanz der Informationen nach § 30 Ab-
satz 1 BKAG. Dabei ist schon aufgrund der Aufgabenzuweisung zur Kontrolle des grenziiberschreitenden Ver-
kehrs (vgl. § 1 ZollVG) davon auszugehen, dass alle Verfahren der Kontrolleinheiten zumindest das Relevanz-
kriterium ,,Tatbezug zum Ausland erfiillen. Insgesamt tragt die Verbundteilnahme dazu bei, dass kriminelle
Strukturen schneller erkannt, diesbeziigliche Steuerstraftaten von den Kontrolleinheiten frithzeitig an ermittlungs-
fithrende Einheiten, insbesondere den Zollfahndungsdienst, abgegeben und wirksamer bekdmpft werden konnen.
Die Teilnahme am polizeilichen Informationsverbund verbessert die nationale Zusammenarbeit mit anderen Lan-
des- und Bundpolizeibehorden, sowie iiber die Anbindung an SIS die internationale Zusammenarbeit.

SchlieBlich soll den Behorden der Zollverwaltung im Rahmen ihrer Aufgabenwahrnehmung nach dem ZollVG
oder ZFdG zur Sicherung von eingesetzten Zollbediensteten, zum Schutz Dritter sowie zum Schutz wesentlicher
Vermogenswerte, Einsatzmittel und Objekte der Zugriff auf den polizeilichen Informationsverbund gewihrt wer-
den. Zum friihen Erkennen mdglicher Gefahrdungen sind hierfiir die im polizeilichen Informationsverbund ver-
arbeiteten Daten, insbesondere jene zu Zwecken der Fahndung nach Personen oder Sachen erforderlich, um
Kenntnisse insbesondere iiber mogliches Aggressionspotenzial, Waffenbesitz oder beispielsweise Betdubungs-
mittelkonsum zu erlangen und entsprechende EigensicherungsmaBnahen zum Schutz der Bediensteten oder Ein-
satzmittel und Einrichtungen der Verwaltung zu ergreifen. Zollbedienstete und ihre Verwaltungseinrichtungen
und Einsatzmittel sind regelmifBig von Dritten verursachten Gefahren ausgesetzt. Bei der Aufgabenerfiillung kann
es deshalb erforderlich werden, dass aus Griinden der Eigensicherung oder zum Schutz von Einsatzmitteln oder
Verwaltungseinrichtungen Mafinahmen gegen Dritte zu treffen sind. Diesen Zollbediensteten wird iiber einen
Zugriff auf den polizeilichen Informationsverbund die erforderliche Erkenntnislage zur Verfiigung gestellt, die
fiir die ermessensfehlerfreie Auswahl, ob und welche SchutzmaBBnahmen zu treffen sind, essentiell ist.

Zu Nummer 2 (§ 32)

Die Anpassung von Satz 2 erfolgt zum einen, da die Begrifflichkeit ,,Grenzzolldienst* nicht mehr zeitgemal ist.
Zum anderen wird durch die Ergiinzung die Unterrichtungspflicht zur Ubermittlung der verbundrelevanten Infor-
mationen von der FKS sowie der Kontrolleinheiten der Hauptzolldmter an das BKA klargestellt. Bei der FKS
handelt es sich um keine reine Strafverfolgungsbehdrde, sondern diese nimmt ihre polizeilichen Befugnisse nach
§ 14 SchwarzArbG ausschlieBlich bei der Verfolgung von Straftaten und Ordnungswidrigkeiten wahr, die mit
einem der in § 2 Absatz 1 SchwarzArbG genannten Priifgegenstdnde unmittelbar zusammenhéngen. Informatio-
nen aus Priifungen nach § 2 SchwarzArbG, die nicht zur Einleitung von Ermittlungsverfahren fiihrten, sollen nicht
Gegenstand der Informationsiibermittlung sein.

Insofern kommen fiir eine Informationsiibermittlung in den polizeilichen Informationsverbund einschrankend le-
diglich die Informationen aus Ermittlungsverfahren der FKS in Betracht, fiir die eine Verbundrelevanz nach § 30
Absatz 1 besteht. Danach diirfen personenbezogene Daten nur {ibermittelt werden, wenn deren Verarbeitung fiir
die Verhiitung und Verfolgung von Straftaten mit ldnderiibergreifender, internationaler oder erheblicher Bedeu-
tung oder fiir die dort genannten erkennungsdienstlichen Zwecke oder Zwecke der Fahndung nach Personen und
Sachen erforderlich ist. Nach § 30 Absatz 2 Satz 1 werden die Straftaten, fiir die eine Verbundrelevanz besteht,
nach den Kriterien bestimmt, die von den Verbundteilnehmern unter Beteiligung der jeweils zustindigen obersten
Bundes- oder Landesbehdrden festgelegt wurden. Bei der Festlegung oder Anderung der Kriterien wird nach § 30
Absatz 2 Satz 4 zudem der oder die Bundesbeauftragte fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit beteiligt.
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Uber die Anderung in Satz 3 wird klargestellt, dass sich die Dateniibermittlung der FKS neben den ohnehin im
Ermittlungsverfahren der FKS allgemein geltenden Vorschriften der StPO und des OwiG im Ubrigen auch nach
dem SchwarzArbG unter Beriicksichtigung der Vorschriften des SGB X (vor allem den verldngerten Sozialdaten-
schutz nach § 78 SGB X) und der AO richtet.

Die Ubermittlung von personenbezogenen Daten aus Ermittlungsverfahren der FKS an die Polizeibeh&rden richtet
sich nach den Vorschriften der StPO (§§ 474, 477 und 481 StPO fiir das Strafverfahren bzw. nach § 49b OwiG
i. V. m. den §§ 474, 477 und 481 StPO fiir das Bufigeldverfahren). Die Dateniibermittlung an das BKA nach
Absatz 4 ist nach § 481 Absatz 1 Satz2 StPO i. V. m. § 2 Absatz 3 BKAG zu dem dort genannten polizeilichen
Zweck, die Unterhaltung des einheitlichen polizeilichen Informationsverbundes nach Maligabe des BKAG, zu-
lassig.

Vergleichbar eingeschréinkt sollen die Kontrolleinheiten der Hauptzolldmter, die ebenfalls keine reinen Strafver-
folgungsbehorden sind, Daten an den Informationsverbund liefern, welche sie im Rahmen ihrer Ermittlungsbe-
fugnisse zur Verfolgung von Steuerstraftaten nach § 369 AO erlangen. Diese Dateniibermittlung steht dabei im
Einklang mit den Vorgaben des § 30 AO (Steuergeheimnis). § 32 Absatz 3 Satz 2 BKAG stellt insoweit eine
Offenbarungsbefugnis nach § 30 Absatz 4 Nr. 2 AO dar.

Zu den Nummern 3 und 4 (§§ 33a, 33b)

Es handelt sich um redaktionelle Folgednderungen aufgrund der Anpassung in § 29 Absatz 3 Nummer 4 BKAG.
Zugriffe auf das SIS kdnnen vonseiten der in § 29 Absatz 3 genannten Behorden der Zollverwaltung kiinftig als
Verbundteilnehmer auch direkt im polizeilichen Informationsverbund erfolgen.

Zu Artikel 15 (Anderung des Zollfahndungsdienstgesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 3)

Zu den Buchstabe a bis ¢

Die Formulierung der Aufgabe als Zentralstellenaufgabe fiir die Zollverwaltung verpflichtet das ZKA, grundsétz-
lich alle relevanten Erkenntnisse der Zollverwaltung in die Auskunft im Rahmen der Beteiligung als Erkenntnis-
stelle nach den entsprechenden Rechtsgrundlagen miteinflieBen zu lassen. Dies wird dem Bedarf der anfragenden
Behorden gerecht, alle relevanten Erkenntnisse des Zolls auf ihre gestellten Auskunftsersuchen zu erhalten.

Zu Nummer 2 (§ 13)

Zu Absatz 1

Durch die Ergéinzung des zweiten Halbsatzes in Satz 3 wird klargestellt, dass es sich bei § 13 um eine Durchbre-
chung des Steuergeheimnisses gemif § 30 Absatz 4 Nummer 2 der Abgabenordnung handelt. Dem dortigen Er-
fordernis einer ausdriicklichen Zulassung der Offenbarung oder Verwertung von durch das Steuergeheimnis ge-
schiitzten Daten ist damit in rechtssicherer Weise Geniige getan.

Zu Absatz 2

Die Aufgabenwahrnehmung der Zollverwaltung beruht auf einem Nebeneinander {iberwiegend nicht vernetzter
IT-Systeme. Dadurch liegen an vielen verschiedenen Stellen relevante Informationen iiber die mit der Zollver-
waltung interagierenden Beteiligten vor. Beteiligte sind beispielsweise Einfithrer, Anmelder und Antragsteller in
Zollverfahren. Derartige ,,Informationsinseln erschweren in erheblichem Mafe eine effektive und risikoange-
messene Bearbeitung von Verwaltungsvorgiangen, da Beteiligte mit vergleichbarer Risikobewertung durch den
nicht vollstindigen Kenntnisstand der bearbeitenden Stelle gegebenenfalls unterschiedlich und/oder nicht ihrer
Risikobewertung entsprechend behandelt werden. Die informationstechnische Entwicklung ermoglicht es, risiko-
relevante Informationen iiber Beteiligte an zentraler Stelle zusammenzufiithren und fiir eine gleich- und gesetz-
maBige Vorgangsbearbeitung zu nutzen. Absatz 2 benennt daher als einen Anwendungsfall des Absatzes 1 den
Betrieb eines zentralen, automatisationsgestiitzten Systems zur Beteiligtenbewertung, die anhand vordefinierter
Kriterien erfolgen soll. Ein solches System umfasst die Komponenten Identifikation des/der Beteiligten sowie die
eigentliche automatisierte Risikobewertung. Mit ihm kann auf Basis der bestmoglichen Datengrundlage einge-
schitzt werden, ob ein besonderes Risiko besteht, dass die von Beteiligten gemachten, unterlassenen oder diesen
zuzurechnenden Informationen von den tatsdchlichen Gegebenheiten abweichen. Dadurch kénnen weitere Mal3-
nahmen, bspw. Kontrollen, zielgerichtet getroffen werden. Eine fundierte Einschitzung dieses Beteiligtenrisikos
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ist fiir eine risikoorientierte und wirtschaftliche Vorgehensweise der Zollverwaltung erforderlich. Sie ist jeweils
auf die Bedarfe der angestrebten Zielverwendung im Bereich der Zollabfertigung bzw. Verbrauch-/Verkehrssteu-
ern konzipiert und beriicksichtigt sowohl positiv wie auch negativ wirkende Einflussfaktoren.

Diese Risikobewertung erfolgt nur im Rahmen eines konkret zu bearbeitenden Einzelfalles der Zollverwaltung.
Nur die im Rahmen dieses Einzelvorgangs Beteiligten werden in der Bewertung beriicksichtigt. Aus steuerlichen
Griinden kann das Erfordernis der Beriicksichtigung bestimmter Erlaubnisse, Bewilligungen oder Zulassungen
von einem oder mehreren an dem Vorgang Beteiligten erforderlich sein, die daher auch Gegenstand der Bewer-
tung sind. Es wird keine Datenbank mit individuellen Recherchemdéglichkeiten bereitgestellt. Der zu bearbeitende
Vorgang, welcher durch die Risikobewertung unterstiitzt werden soll, begrenzt daher ausdriicklich die Nutzung
des Bewertungssystems und damit die Verarbeitung personenbezogener Daten.

Die Zollverwaltung verfolgt damit das Ziel einer automatisierten Vorgangsbearbeitung risikoarmer Verwaltungs-
vorgénge, um die Bearbeitung von Masseverfahren wie bei der Warenabfertigung zu optimieren. Hierfiir ist eine
automatisierte Bewertung des Vorgangsrisikos unerlésslich. Durch eine zielgenaue Nutzung der iiber die Betei-
ligten vorhandenen Informationen in verschiedenen Quellsystemen der Zollverwaltung wird fiir risikoarme Ver-
waltungsvorginge eine automatische Entscheidung im Sinne des Begehrs der Beteiligten ermoglicht, sodass z. B.
die Abfertigung einer zur Einfuhr angemeldeten Ware rein digital bis zur entsprechenden Entscheidung durch
eine Zollbehdrde auf Basis der Angaben der Beteiligten erfolgt. Dem Begehr der Antragstellerinnen und Antrag-
steller wird damit sowohl schneller als bisher wie auch ohne das Risiko einer aufgrund des tatsdchlichen Risikos
des Vorgangs fachlich nicht erforderlichen KontrollmaBBnahme entsprochen. Hiermit kénnen Ressourcen der Zoll-
verwaltung zielgerichteter eingesetzt und somit Beteiligte von Kontrollen entlastet werden. Ist die automatisierte
Vorgangsbearbeitung aufgrund gegebener Risikoparameter nicht moglich, verbleibt es bei der wie bisher erfol-
genden manuellen Bearbeitung des Vorgangs.

Es ist zu erwarten, dass durch die automatisierte Bearbeitung risikoarmer Vorgédnge der Zollverwaltung im Rah-
men der Warenabfertigung sowie der Verkehrs- und Verbrauchsteuern die Anzahl der manuell zu bearbeitenden
Vorginge erheblich reduziert wird. Die automatisierte Bearbeitung der Vorgénge diirfte an sich zu einem schnel-
leren Bearbeitungsprozess fiihren. Im Gleichlauf stiinden bei gleichem Ressourceneinsatz wie beim Status Quo
verhéltnismaBig mehr Ressourcen fiir die Bearbeitung der librigen manuell zu bearbeitenden Vorginge zur Ver-
fligung, sodass auch hier in der Gesamtheit mit einer schnelleren Bearbeitung zu rechnen ist.

Die Ausgestaltung dieses automationsgestiitzten Systems beriicksichtigt die MaB3gaben des Bundesverfassungs-
gerichtes, welche dieses im Urteil vom 16. Februar 2023 (1 BvR 1547/19, 1 BvR 2634/20) zu den Befugnisnormen
fiir die automatisierte Datenanalyse im Hessischen Gesetz iiber die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung und dem
Hamburgischen Gesetz iiber die Datenverarbeitung der Polizei aufgestellt hat. Zwar sind die dort betroffenen
polizeilichen Systeme und die hier geregelte Beteiligtenbewertung nur bedingt vergleichbar. So unterscheidet sich
insbesondere die Zielrichtung der Datenverarbeitung. Die Datenverarbeitung in der zentralen Beteiligtenbewer-
tung ist nicht auf priventivpolizeiliche Mafinahmen der Gefahrenabwehr bis hin zu einem repressivpolizeilichen
Einschreiten gerichtet. Vielmehr sollen durch die Zollverwaltung zu bearbeitende Verwaltungsvorgénge bei der
Bearbeitung von Einzelféllen im Bereich der Zollabfertigung sowie der Verbrauch- und Verkehrssteuern digita-
lisiert werden. Gleichwohl werden den in der genannten Entscheidung gemachten Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts geniligende Beschrinkungen aufgestellt, um die Grundrechte der Beteiligten zu wahren. Fiir eine
solche Reduktion der Intensitédt des Eingriffs in Grundrechte muss der Gesetzgeber nach Maflgabe des Bundes-
verfassungsgerichts bestimmte Beschrankungen ausdriicklich im Gesetz regeln.

Die Maligaben des Absatzes 2 sowie der auf ihm aufbauenden Absitze 3 bis 6 gelten dabei nur fiir die Datenver-
arbeitung durch das beschriebene System der zentralen, automatisationsgestiitzten Beteiligtenbewertung. Ein-
schrankungen anderer Datenverarbeitungen auf Basis des Absatzes 1 sind damit nicht verbunden.

Zu Absatz 3

Satz 1 schliefit die Nutzung bestimmter Daten aus, deren Verarbeitung eine besondere Grundrechtsintensitét zur
Folge hitte. Diese Grundrechtsbeeintriachtigung kann aus der besonderen Sensibilitét der Daten (besondere Kate-
gorien von personenbezogenen Daten, bspw. Biometrische oder Gesundheitsdaten) herriihren oder aus der Ein-
griffsintensitit der MaBnahmen, durch welche die Daten gewonnen wurden (vgl. BverfG, aaO Rn. 118).
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Satz 2 dient der Klarstellung, dass eine Verkniipfung der automatisierten Analyse- oder Auswertungseinrichtung
mit dem Internet nicht erfolgt. Dariiber hinaus werden Daten, die in den geschiitzten Bereichen der sozialen Netz-
werke enthalten sind, nicht in automatisierten Verfahren im Sinne des § 13 Absatz 2 verarbeitet.

Zu Absatz 4

Der Absatz benennt die Datenarten, welche verarbeitet werden diirfen. Dabei wird zwischen fiir die Identifikation
von Beteiligten (Nummer 1) und fiir die eigentliche Risikobewertung (Nummer 2) unterschieden. Letztere konnen
aufgrund der Vielfalt der filir eine Einschidtzung des Risikos relevanten Informationen und deren Abhéingigkeit
vom jeweiligen Bewertungsszenario nur in Form generalisierender Oberbegriffe im Gesetz beschrieben werden.
Daher wird die gesetzliche Regelung durch die Verwaltungsvorschrift nach Absatz 9 flankiert, in welcher die zu
nutzenden Daten noch spezifischer auf die einzelnen Szenarien der Bewertung des Beteiligtenrisikos eingegrenzt
werden.

Zu Absatz 5

Der Absatz beschreibt die Methodik, mit welcher das Beteiligtenrisiko ermittelt wird. Hierbei ist aufgrund der
Vielfalt der Bewertungsszenarien nur die Darstellung der Grundziige der Bewertungsmethodik im Gesetz mog-
lich. Da an einem Verwaltungsvorgang regelméaflig mehrere Beteiligte involviert sind, ist die spezifische Betei-
ligtenkonstellation fiir die Gesamtbewertung des Vorgangs zur grundsitzlichen Eignung einer automatisierten
Bearbeitung abzubilden. Die eine manuelle Bearbeitung anzeigende Risikobewertung des Vorgangs kann sich
bereits durch einzelne Beteiligte, aber auch aus der Konstellation der in dem Vorgang involvierten Beteiligten
ergeben. Eine fiir jedes Bewertungsszenario spezifische Darstellung der Risikoeinschitzung und der dafiir heran-
gezogenen Vorgehensweise erfolgt im Wege der Verwaltungsvorschrift nach Absatz 9.

Zu Absatz 6

Zur Unterstiitzung der automatisierten Systeme nach Absatz 2 diirfen selbstlernende Systeme eingesetzt werden.
Der Einsatz dieser Systeme kann maBigeblich dabei unterstiitzen, die groen Datenmengen ressourcenschonend
zu bewiltigen und ein effizientes und modernes Datenmanagement zu gewihrleisten. Die Systeme sollen vor
allem im Sinne eines effizienten Vorgehens menschliche Tétigkeiten bei der Big-Data-Analyse substituieren und
verbessern.

Die selbstlernenden Systeme nach Absatz 6 sollen die automationsgestiitzten Systeme nach Absatz 2 lediglich in
der Form unterstiitzen, dass sie Vorschlidge zur Anpassung von Risikobewertungen erstellen, die vom Zollkrimi-
nalamt auf ihre Eignung hin zu priifen sind. Die Entscheidungsautonomie des Zollkriminalamtes bleibt uneinge-
schriankt gewahrt: Die Systeme diirfen ausschlie8lich Vorschlége fiir Parameter oder Bewertungen generieren, die
einer behordlichen Priifung auf Eignung und VerhéltnisméBigkeit unterliegen miissen. Dies schliefit die Gefahr
einer ,,Black Box“-Entscheidung eines Systems aus und stellt zugleich sicher, dass der Einsatz grundrechtskon-
form und transparent erfolgt. Die Systeme diirfen Vorschldge zu Punktwerten, Risikoparametern oder Schwellen-
werten ermitteln, jedoch keine finalen Entscheidungen treffen.

Eine verantwortungsvolle Nutzung der selbstlernenden Systeme ist dabei zu gewahrleisten. Das Zollkriminalamt
tragt dafiir Sorge, dass diese Systeme ausschlieB8lich Vorschlige erstellen, die durch eine menschliche Entschei-
dung bestétigt und begriindet werden miissen.

Eine alleinige Festlegung durch selbstlernende oder automatisierte Systeme scheidet aus. Die Systeme sollen bei
der Datenanalyse selbst keine Entscheidungen treffen oder das Ergebnis der menschlichen Entscheidungsfindung
wesentlich beeinflussen. Ferner soll der Einsatz der Systeme dazu dienen, Eingriffe zielgenauer und damit grund-
rechtsschonender zu gestalten. Selbstlernende und automatisierte Systeme, die eigenstindig Gefahrlichkeitsaus-
sagen iiber Personen treffen konnen, diirfen nicht eingesetzt werden.

Eine Beschrinkung auf bestimmte Quellsysteme und Datenarten ist im Gesetzestext auf Grund der Fiille nicht
moglich, sodass diese in der Verwaltungsvorschrift nach Absatz 9 aufgenommen werden. Beim Erlass der Ver-
waltungsvorschrift ist die oder der Bundesbeauftrage fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit anzuhéren,
vgl. Absatz 9.

Zu Absatz 8
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Satz 1 dient der Beriicksichtigung der Vorgaben aus dem Urteil des BverfG vom 16. Februar 2023. Durch orga-
nisatorische und/oder technische Vorgaben wird sichergestellt, dass Daten nur ihrer rechtlichen Verwendbarkeit
gemdl weiterverarbeitet werden. Die einzelnen technisch-organisatorischen Mafinahmen sind durch das Zollkri-
minalamt aufzustellen, umzusetzen und in der Datenschutz-Dokumentation festzuhalten.

Satz 2 stellt zur Begrenzung der automatisierten Anwendung zudem sicher, dass nur einzelne, entsprechend qua-
lifizierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Zugriff auf die Einrichtung haben und davon nur in dem durch den
gesetzlich zu regelnden Eingriffsanlass erforderlichen Zusammenhang Gebrauch machen kénnen (vgl. BverfG,
aa0 Rn. 117). Die durch das automationsgestiitzte System erzeugte Risikoeinschitzung wird nur im Zusammen-
hang mit einem durch die Zollverwaltung zu bearbeitenden Einzelvorgang angezeigt. Ein davon unabhéngiger
Zugriff auf das System, bspw. Die anlasslose Abfrage des Beteiligtenrisikos einer Person, ist nicht moglich. Daher
kann ein Zugriff auf das System nur zu dessen Erstellung und Pflege erfolgen.

Zu Absatz 9

Absatz 9 beauftragt das Bundesministerium der Finanzen zum Erlass einer Verwaltungsvorschrift, in welcher die
Datenarten nach Absatz 4 Nummer 2 und die Bewertungsmethoden nach Absatz 5 Satz 2 differenzierter und ge-
nauer ausgestaltet werden.

Eine abschlieBende Auflistung im Gesetz selbst ist aufgrund des Umfangs und eventuell notwendiger Anpassun-
gen infolge sich dynamisch dndernder (insbesondere europarechtlicher) Regelungen, Sachverhalte und Systeme
im Gesetz selbst nicht moglich. Durch die Darlegung der Grundziige in Absatz 4 Nummer 2 und Absatz 5 Satz 2
ist aber dem Erfordernis des Bundesverfassungsgerichts geniige getan, grundlegende Mafigaben zu Art und Um-
fang der Datenverarbeitung durch den Gesetzgeber selbst zu treffen (vgl. BverfG, aaO Rn. 115). Fiir die weitere
Ausgestaltung wird daher der vom Bundesverfassungsgericht ausdriicklich erdffnete Weg beschritten, dies der
Verwaltung aufzugeben (BverfG, aaO Rn. 121). Die Verdffentlichung der Verwaltungsvorschrift erfolgt in An-
lehnung an die im steuerlichen Bereich bestehende Regelung in § 88 Absatz 5 der Abgabenordnung nur soweit
dies die GleichméaBigkeit und GesetzmaBigkeit der Besteuerung nicht gefihrdet. Eine Veroffentlichung wiirde den
angestrebten Zweck der automatisierten Risikobewertung bereits unterlaufen, da es boswillige Beteiligte in die
Lage versetzen wiirde entsprechend angepasste Datensétze zu iibermitteln, um ungerechtfertigt eine automati-
sierte Vorgangsbearbeitung zu erlangen. Die Zollverwaltung konnte dem nur durch verstérkte allgemeine Kon-
trollmaBBnahmen begegnen, denen dann auch redliche Beteiligte unterworfen wéren und somit bereits dem mit der
automatisierten Risikobewertung eigentlich angestrebten Zweck der stirkeren Kontrolle risikobehafteter Vor-
ginge zuwiderliefen.

Zu Artikel 16 (Anderung des Zollverwaltungsgesetzes)

Da die Steuerdaten- Abrufverordnung entsprechende Dokumentations- und Aufzeichnungspflichten vorsieht, er-
folgt eine Protokollierung bzw. kann dann auch eine nachtrigliche Kontrolle erfolgen. Néheres wird in entspre-
chenden Dienstvorschriften geregelt. Da entsprechende Priifungs- und Aufzeichnungspflichten nicht nur in der
Steuerdatenabrufverordnung, sondern auch in den Gesetzen zum Datenschutz (BDSG sowie DSGVO) enthalten
sind, werden alle Daten von einer spiteren Aufzeichnungs- und Kontrollméglichkeit umfasst. Eine Regelung di-
rekt im ZollVG ist wegen der bereits bestehenden spezialgesetzlichen Vorschriften nicht notwendig; die Ver-
pflichtung zur Protokollierung ergibt sich im Ubrigen bereits aus § 76 BDSG bzw. Artikel 32 DSGVO. Die da-
tenschutzrechtlichen Regelungen gelten fiir alle Daten, die die Behorden der Zollverwaltung im Rahmen ihrer
Aufgaben bei der Uberwachung des grenziiberschreitenden Warenverkehrs verarbeiten (vgl. § 2a Absatz 2 AO).
Insoweit umfasst § 30 AO nicht nur die rein personenbezogenen Daten, sondern auch die Daten, die dariiber
hinaus erhoben werden. Die Ubermittlungsbefugnis stellt eine Offenbarungsbefugnis im Sinne des § 30 Absatz 4
Nummer 2 der Abgabenordnung dar.

Zu Artikel 17 (Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Abgabenordnung)

Durch die Anderung soll die Aufbewahrungsfrist fiir Buchungsbelege bei Banken, Versicherungen und Wertpa-
pierinstituten dauerhaft bei zehn Jahren bleiben. Dieses dient zur Sicherung des Steuersubstrats und der Bekdmp-
fung von Steuerhinterziehung. Der Einschrinkung des Kreises der Steuerpflichtigen auf Banken, Versicherungen
und Wertpapierinstitute liegt zugrunde, dass insbesondere die dort gefiihrten Belege unter anderem als Kontroll-
material zur Aufdeckung von Steuerhinterziehung verwendet werden konnen. Dies gilt vor allem aufgrund des
hohen Umsatzvolumens bei unbaren Zahlungen sowie bei baren Ein- und Auszahlungen.
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Zu Artikel 18 (Anderung des Handelsgesetzbuchs)

Durch die Anderung soll die Aufbewahrungsfrist fiir Buchungsbelege bei Banken, Versicherungen und Wertpa-
pierinstituten dauerhaft bei zehn Jahren bleiben. Dieses dient zur Sicherung des Steuersubstrats und der Bekdmp-
fung von Steuerhinterziehung. Der Einschrinkung des Kreises der Steuerpflichtigen auf Banken, Versicherungen
und Wertpapierinstitute liegt zugrunde, dass insbesondere die dort gefiihrten Belege unter anderem als Kontroll-
material zur Aufdeckung von Steuerhinterziehung verwendet werden konnen. Dies gilt vor allem aufgrund des
hohen Umsatzvolumens bei unbaren Zahlungen sowie bei baren Ein- und Auszahlungen.

Zu Artikel 19 (Folgeinderungen)

Es handelt sich im Folgenden um Anderungen zur Vereinheitlichung und Aktualisierung der Regelungen zur
Zusammenarbeit der Behdrden der Zollverwaltung mit den sie nach § 2 Absatz 4 unterstiitzenden Stellen bei der
Verfolgung und Ahndung von Verstofen.

Zu Absatz 1 (Anderung des Aufenthaltsgesetzes)

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine redaktionelle Anderung zugunsten einer Vereinheitlichung mit den vergleichbaren Rege-
lungen in § 23 Absatz 3 Satz 1 ArbSchG, § 18 Absatz 2 AUG, § 321 Satz 1 SGB VI, § 211 Satz 1 SGB VII und
§ 139b Absatz 7 der GewO.

Die Aufnahme des GSA Fleisch in § 90 Absatz 1 Nummer 8 stellt sicher, dass die zustéindigen Behorden fiir die
Verfolgung und Ahndung der VerstdBe iiber konkrete Anhaltspunkte fiir VerstoBe unterrichtet werden und trigt
damit zur besseren Rechtsdurchsetzung und Verbesserung der behordlichen Zusammenarbeit bei.

Zu Nummer 2

Die Umformulierung dient der Klarstellung, dass im Zuge der Unterrichtungspflicht nur die jeweils fiir die Ver-
stofie nach § 90 Absatz 1 Nummer 1 bis 10 zustéindigen bzw. von diesen sachlich betroffenen Stellen unterrichtet
werden miissen. Der Verweis auf die vorgenannten Nummern ist redundant.

Zu Absatz 2 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

In § 396 Satz 1 Nummer 2 wird die Anderung des AufenthG durch das Fachkrifteeinwanderungsgesetz vom 15.
August 2019 (BGBI. I S. 1307) nachvollzogen. § 4 Absatz 3 des AufenthG (a. F.) ist entfallen. Der Verweis ist
entsprechend auf die Neuregelung des § 4a Absatz 5 AufenthG anzupassen.

Zu Nummer 2
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.

Zu Nummer 3

Die Aufnahme des GSA Fleisch, des MiLoG und des AentG in § 396 Satz 1 stellt sicher, dass die zustdndigen
Behorden fiir die Verfolgung und Ahndung der VerstoBe iiber konkrete Anhaltspunkte fiir VerstoBe unterrichtet
werden und tragt damit zur besseren Rechtsdurchsetzung und Verbesserung der behdrdlichen Zusammenarbeit
bei.

Zu Absatz 3 (Anderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch)

Zu Nummer 1

In § 211 Satz 1 Nummer 2 wird die Anderung des AufenthG durch das Fachkrifteeinwanderungsgesetz vom 15.
August 2019 (BGBL. I S. 1307) nachvollzogen. § 4 Absatz 3 des AufenthG (a. F.) ist entfallen. Der Verweis ist
entsprechend auf die Neuregelung des § 4a Absatz 5 AufenthG anzupassen.

Zu Nummer 2
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung.



Drucksache 21/1930 — 148 - Deutscher Bundestag — 21. Wahlperiode

Zu Nummer 3

Die Aufnahme des GSA Fleisch, des MiLoG und des AentG in § 211 Satz 1 stellt sicher, dass die zustindigen
Behorden fiir die Verfolgung und Ahndung der VerstdB3e iiber konkrete Anhaltspunkte fiir VerstdBe unterrichtet
werden und tragt damit zur besseren Rechtsdurchsetzung und Verbesserung der behdrdlichen Zusammenarbeit
bei.

Zu Absatz 4 (Anderung der Gewerbeordnung)
Zu Nummer 1 (§ 139b)
Zu Buchstabe a (Absatz 7)

Zu Doppelbuchstabe aa

In § 139b Absatz 7 Nummer 1 wird die Anderung des AufenthG durch das Fachkrifteeinwanderungsgesetz vom
15. August 2019 (BGBI. I S. 1307) nachvollzogen. § 4 Absatz 3 des AufenthG (a. F.) ist entfallen. Der Verweis
ist entsprechend auf die Neuregelung des § 4a Absatz 5 AufenthG anzupassen.

Zu Doppelbuchstabe bb
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an die giiltige Kurzbezeichnung des SchwarzArbG.

Zu Doppelbuchstabe cc

Die Aufnahme des GSA Fleisch, des MiLoG und des AentG in § 139b Absatz 7 stellt sicher, dass die zustindigen
Behorden fiir die Verfolgung und Ahndung der VerstoB3e iiber konkrete Anhaltspunkte fiir VerstoBe unterrichtet
werden und tragt damit zur besseren Rechtsdurchsetzung und Verbesserung der behdrdlichen Zusammenarbeit
bei.

Zu Doppelbuchstabe dd

Die Umformulierung dient der Klarstellung, dass im Zuge der Unterrichtungspflicht nur die jeweils fiir die Ver-
stofle nach § 139b Absatz 7 Nummer 1 bis 10 zusténdigen bzw. von diesen sachlich betroffenen Stellen unterrich-
tet werden miissen. Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. Der Verweis auf die vorgenannten Num-
mern ist redundant.

Zu Buchstabe b (Absatz 8)

Es handelt sich um eine redaktionelle Angleichung an den nach dem SchwarzArbG gebrauchlichen Terminus
(vgl. § 2 Absatz 3 SchwarzArbG).

Zu Nummer 2 (§ 150a)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung aufgrund der Ergénzung und gednderten Nummerierung in
den BuB3geldnormen des § 21 Absatz 1 MiLoG und des § 23 Absatz 1 AentG.

Zu Absatz 5 (Anderung der FKS-Datenverordnung)

Zu Nummer 1

Anderung aufgrund der Erforderlichkeit, grundsitzlich alle der wesentlichen Kontaktdaten in ProFiS 2.0 verar-
beiten zu kdnnen, damit, falls ein Kontaktdatum wegfallt (beispielsweise wegen einer neuen und damit unbekann-
ten Mobilfunknummer), noch weitere Mdglichkeiten fiir eine Kontaktaufnahme zur Verfiigung stehen. Zusétzlich
werden durch diese Anderungen die Regelungen der FKS beziiglich der Speicherung von Kontaktdaten in Gleich-
klang gebracht. So diirfen derzeit nach § 6 Nr. 6 FKSDVO alle der vier der dort aufgefiihrten Kommunikations-
wege gespeichert werden

Zu Nummer 2

Anderung zur Mdglichkeit der Verarbeitung der Kleinunternehmer-Identifikationsnummer und der Betriebsnum-
mer. Mit der Kleinunternehmer-Identifikationsnummer kénnen unmittelbar zielgerichtete Anfragen zu gemelde-
ten KU-Umsétzen beim BZSt als auch ggf. bei den zusténdigen Stellen in den jeweiligen EU-Mitgliedsstaaten
abgefragt werden. Diese Anderung ist insbesondere zur Feststellung von wirtschaftlichen Titigkeiten und einem
Tatigkeitsumfang im Aufgabenwahrmehmungskontext der FKS erforderlich. Dariiber hinaus konnen
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Informationen zu festgestellten Kleinunternehmerumsitzen bei vorliegenden méglichen Anhaltspunkten fiir Um-
gehungen oder Manipulationen zur Erfiillung der Mitteilungspflichten zielgerichtet an das BZSt {ibermittelt wer-
den.

Die Betriebsnummer dient der eindeutigen Identifizierung eines Unternehmens und wird unter anderem bei Ab-
fragen bei dem Portal der Deutschen Rentenversicherung, zur Anforderung eines Datenreport Arbeitgebers oder
zur Erhebungshilfe genutzt werden. Im Rahmen des operativen Informations- und Datenanalysesystems ist die
Betriebsnummer eines der Identifikationsmerkmale zur Zusammenfiihrung der einzelnen Risikofille .

Zu Nummer 3

Ermittlungsverfahren gegen vertretungsberechtigte Organe, oder faktisch Vertretende des Unternehmens oder
das Unternehmen selbst werden auch im Anwendungsbereich des OwiG gefiihrt. Eine Speicherung der Daten in
ProFiS 2.0 ist daher auch fiir diese Fille erforderlich, um einen Gleichklang zwischen den Strafverfahren und
den Owi-Verfahren herzustellen, sowie die Speicherung von relevanten Informationen in ProFiS 2.0
datenschutzrechtlich zu legitimieren und dem der FKS eingerdumten Ermessen zur Durchfithrung von
vermogensabschopfenden Malnahmen im Owi-Verfahren nachzukommen.

Zu Nummer 4

Anderung der Verordnung zur Mdglichkeit der Speicherung von Risikoindikatoren. Risikoindikatoren sind Teil
des Datenkranzes der Risikohinweise, die im Rahmen der Aussteuerung an die Ortsebene {ibersendet werden.
Die einschligigen Indikatoren sind relevant fiir die Erstellung des Risikohinweises und dienen zur Kontrolle
und zum Einstieg in die Priifung nach dem SchwarzArbG.

Zu Nummer 5

Anderung der Verordnung zur Vermeidung, dass vorldufige SicherungsmaBnahmen bei natiirlichen Personen als
Drittschuldner im Rahmen eines Vermogensarrestes nicht in ProFiS 2.0 verarbeitet werden konnen. Selbiges gilt
auch fiir Einzelunternehmen.

Zu Nummer 6
Anderung zur Angleichung an die Anderung des § 1 Abs.1 Nr. 3 FKSDVO.

Zu Absatz 6 (Anderung der Mindestlohnmeldeverordnung)
Zu Nummer 1

Folge der Anderung von § 16 MiLoG und § 18 Abs. 1 AentG, so dass auch bei Einsatzplanungen nach § 2 Ab-
satz 2 der Mindestlohnmeldeverordnung (MiLoMeldV) die entsprechenden Angaben zu titigen sind. Anstelle
eines Verweises auf das AentG beziehungsweise des MiLoG ist nunmehr konkret aufgelistet, welche Angaben
der Arbeitgeber in der Einsatzplanung anzugeben hat. Dies dient nicht zuletzt der Rechtsklarheit.

Zu Nummer 2

Folge der Anderung von § 16 MiLoG und § 18 Abs. 1 AentG, so dass auch bei Einsatzplanungen nach § 2 Absatz
3 MiLoMeldV die entsprechenden Angaben zu titigen sind. Anstelle eines Verweises auf das AentG beziehungs-
weise des MiLoG ist nunmehr konkret aufgelistet, welche Angaben der Arbeitgeber in der Einsatzplanung anzu-
geben hat. Dies dient nicht zuletzt der Rechtsklarheit.

Zu Nummer 3

Die Anderung dient der Konkretisierung der bisherigen Ausfiihrungen. Es soll klargestellt werden, dass aus-
schlieBlich die Beforderungen, die eine Entsendung im Sinn des Abschnitts 9, Unterabschnitt 2 des AentG dar-
stellen nicht als ausschlie8lich mobile Tétigkeit gelten. Nach dem bisherigen Wortlaut wiirden bestimmte Befor-
derungen von Unternehmern des StraBenverkehrssektors mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der Europii-
schen Union oder des Europédischen Wirtschaftsraums nicht als mobile Tétigkeit gelten und folglich keiner Mel-
depflicht gemdB Absatz 3 unterliegen
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Zu Nummer 4

Die Regelung sieht vor, dass im Falle eines Arbeitsverhiltnisses eine Rechtsverordnung nach § 3a des AUG,
hier die Sechste Verordnung iiber eine Lohnuntergrenze in der Arbeitnehmeriiberlassung vom 23. Oktober 2024
(BGBI. 2024 1 Nr. 333) (LohnUGAUYV 6), Anwendung findet, die Unterlagen nach § 17c des AUG
bereitzuhalten, beziehungsweise, im Fall einer mobilen Tétigkeit, auf Anforderung der Zollbehorden fiir die
Priifung in deutscher Sprache im Inland bereitzustellen sind.

Zu Absatz 7 (Anderung der Steuerdaten-Abrufverordnung)

Eine Ubermittlung von steuerlichen Daten der Landesfinanzverwaltung und dem BZSt, die beim BZSt gespeichert
sind, ist grundsétzlich gem. § 30 Absatz 6 Satz 1i. V. m. § 30 Absatz 4 Nummer 4 und Nummer 5 Buchst. A bzw.
§ 30 Absatz 4 Nummer 2 i. V. m. § 31a Absatz 2 Satz 1 i. V. m. Absatz 1 Nummer 1 Buchst. A i. V. m. § 30
Absatz 6 Satz 2 und 3 der AO i. V. m. der Steuerdaten-Abrufverordnung (StDAV) zuldssig, soweit eine Erforder-
lichkeit fiir die Datenerhebung der Behorden der Zollverwaltung fiir die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem
SchwarzArbG vorliegt. Jedoch besteht bisher fiir Amtstréger der Zollverwaltung oder gleichgestellte Personen im
Rahmen der Wahrnehmung ihrer Aufgaben und Befugnisse nach dem SchwarzArbG keine entsprechende Befug-
nis, da sie nicht zu dem in § 3 StDAV aufgezihlten Personenkreis gehoren. Aus diesem Grund wird § 3 StDAV
entsprechend ergénzt.

Eine Ubermittlung/Offenbarung von steuerlichen Daten durch die Behérden der Landesfinanzverwaltung an die
Behorden der Zollverwaltung ist durch § 31a Absatz 1 Nummer 1 Buchst. A AO erdffnet, sofern diese Daten fiir
die Durchfithrung eines Strafverfahrens, eines BuBBgeldverfahrens oder eines anderen gerichtlichen oder Verwal-
tungsverfahrens mit dem Ziel der Bekdmpfung von illegaler Beschéftigung oder Schwarzarbeit erforderlich sind.
Gem. § 31a Absatz 2 AO handelt es sich dabei um eine Mitteilungsverpflichtung, wenn deren Erfiillung nicht mit
einem unverhdltnisméafBigen Aufwand verbunden ist. Ein automatisierter Abruf entsprechender Daten aus der Lan-
desumfassenden Namensauskunft (Datenbank ,,LUNA*) durch Amtstréger oder gleichgestellte Personen der Be-
hérden der Landesfinanzverwaltung fiir die entsprechende Ubermittlung ist nach § 3 Nummer 3 StDAV i.V.m. §
30 Absatz 4 Nummer 2 i. V. m. § 31a Absatz 1 Nummer 1 Buchst. A AO zuldssig.

Zur Durchfiihrung der automationsgestiitzten Analyse und Bewertung hinsichtlich moglicher Risiken fiir das Auf-
treten von Schwarzarbeit und illegaler Beschiftigung nach § 26 Absatz 1 SchwarzArbG diirfen die steuerlichen
Daten durch die Behorden der Landesfinanzverwaltung fiir den automatisierten Abruf nach § 26 Absatz 2
SchwarzArbG gem. § 31a Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 AO iibermittelt werden.

Ein Verfahren zum automatisierten Abruf von Daten an Empfinger auBBerhalb der fiir die Speicherung verant-
wortlichen Stelle soll nur eingerichtet werden, wenn es wegen der Vielzahl von Ubermittlungen oder wegen ihrer
besonderen Eilbediirftigkeit unter Beriicksichtigung der schutzwiirdigen Interessen der Betroffenen angemessen
ist (§ 2 Absatz 2 StDAV). Im Rahmen der Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschéftigung durch die
Finanzkontrolle Schwarzarbeit ist von einer erhdhten Anzahl eilbediirftiger Ubermittlungsersuchen auszugehen.
Unter Beachtung der schutzwiirdigen Interessen der Betroffenen ist die Einrichtung eines Verfahrens zum auto-
matisierten Datenabruf aus der Landesumfassenden Namensauskunft (Datenbank ,,LUNA®) fiir die Bediensteten
der FKS in dem festgelegten Datenrahmen angemessen.

Hinsichtlich des Datentransfers von steuerlichen Daten an die Zentralstelle nach § 25 SchwarzArbG zum Zwecke
der automationsgestiitzten Analyse nach § 26 SchwarzArbG ist von einer erhdhten Anzahl von Ubermittlungen
auszugehen. Somit ist die Einrichtung eines Verfahrens zum automatisierten Datentransfer der steuerlichen Daten
in dem festgelegten Datenrahmen angemessen.

Zu Absatz 8 (Anderung des Gesetzes iiber die Alterssicherung der Landwirte)
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung zur Einfiigung des Absatzes 3a im § 150 SGB VI.
Zu Artikel 20 (Weitere Anderung des Schwarzarbeitsbekimpfungsgesetzes)

Es besteht bei der Neuregelung die Gefahr, durch Anpassung der Unternehmensstruktur und Herausgliederung
oder Zersplitterung von Unternehmensbereichen die Regelung zu umgehen und missbrauchlich von der Hand-
werksausnahme Gebrauch zu machen. Bspw. Konnten kleinere Industrieunternehmen versucht sein, sich als
Handwerksbetriebe zu deklarieren. Auch eine Abspaltung von Industriebereichen in rechtlich selbstindige
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Handwerkseinheiten wire moglich. Viele groBe Fleischkonzerne haben teilweise bereits in Handwerksrollen ein-
getragene Betriebe.

Eine vergleichbare Differenzierung erfolgt bereits in § 2 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes zur Sicherung von Arbeit-
nehmerrechten in der Fleischwirtschaft (GSA Fleisch), wonach das Fleischerhandwerk von den Regelungen der
§§ 6 bis 6b GSA Fleisch ausgenommen ist. Bei der Einfiihrung des Arbeitsschutzkontrollgesetzes hat sich gezeigt,
dass die Fleischindustrie grole Anstrengungen unternimmt, um sich aus dem Anwendungsbereich des GSA
Fleisch, insbesondere aus der Geltung des Direktanstellungsgebots (§ 6a GSA Fleisch), heraus zu definieren. In
diversen Rechtssachen wurde von den Unternehmen der Fleischwirtschaft die Geltung des GSA Fleisch fiir ihren
Geschiftsgegenstand abgestritten. Auch der Abschlussbericht zur Evaluation nach § 8 GSA Fleisch dokumentiert,
dass Unternehmen der Fleischwirtschaft in der Vergangenheit gesetzliche Moglichkeiten juristisch findig zu ih-
rem Vorteil ausnutzten.

Um eine missbrauchliche Ausnutzung der Handwerksausnahme zu verhindern, soll die Regelung zur Einschrén-
kung des Anwendungsbereichs im Bereich der Fleischwirtschaft nach § 2a Absatz 1 Nummer 8 SchwarzArbG
befristet werden und in fiinf Jahren nach dem Inkrafttreten des Gesetzes wieder auler Kraft treten. Ob und ggf.
wie die Regelung des § 2a Absatz 1 Nummer 8 SchwarzArbG angepasst oder fortgefiihrt werden soll, wird im
Rahmen einer Evaluierung gepriift. Dabei wird untersucht, ob die Ziele des Gesetzes trotz der Einschrinkung des
Anwendungsbereiches erreicht oder gefordert wurden und ob es zu Umgehungen des Anwendungsbereichs des §
2a SchwarzArbG sowie des § 28a SGB IV durch die Fleischindustrie kam oder vermehrt Verstofie im Fleischer-
handwerk aufgetreten sind.

Zu Artikel 21 (Weitere Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 20. Die Befristung der Regelung zur Einschrinkung des An-
wendungsbereichs im Bereich der Fleischwirtschaft nach § 28a Absatz 4 Nummer 8 SGB 1V soll gleichermallen
befristet werden und in flinf Jahren nach dem Inkrafttreten des Gesetzes wieder auBer Kraft treten. Ob und ggf.
wie die Regelung angepasst oder fortgefiihrt werden soll, wird im Rahmen einer Evaluierung gepriift (vgl. Be-
griindung zu Artikel 20).

Zu Artikel 22 (Einschrinkung eines Grundrechts)

Die Vorschrift entspricht dem Zitiergebot, da das Grundrecht aus Artikel 10 GG durch die Regelung in Artikel 2
eingeschrankt wird.

Zu Artikel 23 (Inkrafttreten)
Die Anderungen dieses Gesetzes treten iiberwiegend am Tag nach der Verkiindung in Kraft.

Da die Anderungen in den Artikel 6 (MiLoG), 8 (AentG) und 10 (AUG) sowie in Artikel 19 Absatz 6 Nummer 1
Buchstaben a, b und d (MiLoMeldV) Meldepflichten fiir Arbeitgeber und Verleiher betreffen, bedarf es fiir diese
einen zeitlichen Vorlauf fiir die technische Anpassung des Meldeportal Mindestlohns und fiir die Information der
Meldepflichtigen mit Sitz im Ausland. Die Einfiihrung einer angemessenen Ubergangsfrist zwischen der techni-
schen Umsetzung und dem Inkrafttreten eines Gesetzes ist aus verwaltungspraktischer Sicht unerldsslich. So
konnten ansonsten beispielweise MeldeverstoB3e (z. B. Meldeportal-Mindestlohn) sanktioniert werden, obwohl
die technischen Anpassungen aufgrund fehlender Vorlaufzeit noch nicht abgeschlossen sind. Dies wiirde be-
troffene Arbeitgeber und Unternehmen vor unverschuldete Herausforderungen stellen und zu einer unnétigen
Belastung der Verwaltung fiihren. Aus den genannten Griinden ist eine Ubergangsfrist unerlisslich, um eine ord-
nungsgeméife und rechtssichere Umsetzung neuer gesetzlicher Vorgaben zu gewihrleisten.

Die abweichende Inkrafttretensregelung fiir Artikel 1 Nummer 17 Buchstabe b ist zur korrekten Ausfithrung der
dort genannten redaktionellen Korrekturen erforderlich.

Die Riickdnderungen von § 2a Absatz 1 Nummer 8 SchwarzArbG sowie § 28a Absatz 4 Nummer 8 SGB IV sollen
spater in Kraft treten (siehe Begriindungen zu Artikeln 20 und 21).



Drucksache 21/1930

- 152 -

Aktualisierte Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1

NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekimp-

fung (NKR-Nr. 7700, BMF)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit Stand vom 5. August 2025 mit fol-

gendem Ergebnis gepriift:

I Zusammenfassung

Wirtschaft

Jahrlicher Erfiillungsaufwand (Entlastung):
davon aus Biirokratiekosten (Entlastung):
Einmaliger Erfiillungsaufwand:

davon aus Biirokratiekosten:

rund - 6,3 Mio. Euro
rund - 6,3 Mio. Euro
rund 800 000 Euro
rund 800 000 Euro

Verwaltung

Bund

Lander

Jahrlicher Erfiillungsaufwand:

Einmaliger Erfiillungsaufwand:

Jahrlicher Erfiillungsaufwand:

Einmaliger Erfiillungsaufwand:

rund 78,9 Mio. Euro
rund 26,9 Mio. Euro

keine Auswirkungen

rund 140 000 Euro

»One in, one out”’-Regel

Nach Darstellung des Ressorts stellt der
jahrliche Erfiillungsaufwand der Wirtschaft
in diesem Regelungsentwurf im Sinne der
,0ne in, one out“-Regel der Bundesregie-
rung ein, Out” von 6,3 Mio. Euro dar.

Weitere Kosten

Nach Darstellung des Ressorts sollen die
Staatsanwaltschaften durch das Gesetz jahr-
lich um ca. 59 Mio. Euro im justiziellen
Kernbereich entlastet werden.
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Digitaltauglichkeit (Digitalcheck)

Das Ressort hat Moglichkeiten zum digita-
len Vollzug der Neuregelung (Digitaltaug-
lichkeit) gepriift und hierzu einen Digital-
check mit nachvollziehbarem Ergebnis
durchgefiihrt. Fiir das operative Informa-
tions- und Datenanalysesystem (OIDA) ist
eine gelungene Visualisierung vorgelegt
worden.

Evaluierung

Ziele:

Kriterien/Indikatoren:

Datengrundlage:

Die Neuregelung wird spatestens im Jahr
2031 in Gesamtschau mit dem Gesetz gegen
illegale Beschaftigung und Sozialleistungs-
missbrauch evaluiert.

Einddmmung der illegalen Beschaftigung
und Schwarzarbeit sowie des Sozialleis-
tungsbetrugs

Entwicklung des Erfiillungsaufwandes im
Verhaltnis zu der Entwicklung des Fallauf-
kommens und der Priif- und Ermittlungser-
gebnisse der Finanzkontrolle Schwarzarbeit

e Ergebnisse der Nachmessung des Erfiil-
lungsaufwands durch das Statistische
Bundesamt sowie

e Ergebnisse der Evaluierung des Geset-
zes gegen illegale Beschaftigung und So-

zialleistungsmissbrauch

Nutzen des Vorhabens

Das Ressort hat den Nutzen des Vorhabens
im Vorblatt des Regelungsentwurfs wie
folgt beschrieben:

e Starkung der Rechts- und Sozialord-
nung, insbesondere durch gerechtere
Arbeitsbedingungen

e Vermeidung unfairer Wettbewerbsver-
zerrungen zu Lasten der redlichen Un-

ternehmen

Regelungsfolgen

keine Einwande.

Die Darstellung des Erflillungsaufwands ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der
Nationale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags
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II Regelungsvorhaben

Mit dem vorliegenden Entwurf soll insbesondere die Grundlage fiir einen risikoorientierten Priifan-
satz der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) geschaffen werden. Zukiinftig soll die FKS durch den
Einsatz eines neuen Informations- und Datenanalysesystems grofie Datenmengen systematisch hin-
sichtlich bestehender Risiken fiir das Auftreten von Schwarzarbeit und illegaler Beschaftigung aus-

werten sowie daraus eine Risikobewertung ableiten kdnnen.

Die gesetzlichen Schwarzarbeitsschwerpunktbranchen sollen angepasst werden, um in den zuletzt
besonders auffilligen Risikobereichen starker auf Verstofde zu achten. Neu in den Branchenkatalog
aufgenommen werden Friseur- und Kosmetiksalons; aus dem Branchenkatalog gestrichen werden

die Unternehmen der Forst- und Fleischereibranche.

Die Bekdmpfung von organisierten Formen der Schwarzarbeit und organisierter Kriminalitét soll

durch eine Teilnahme der FKS am polizeilichen Informationsverbund verbessert werden.

Verstofie sollen durch die FKS durch eine Kompetenzerweiterung bei der selbststandigen Durchfiih-
rung von Ermittlungsverfahren effizienter geahndet werden, indem das aufwendige vorgelagerte Ab-
gabeerfordernis wegfallt und die FKS Ermittlungsverfahren selbstandig durchfiihrt und entspre-

chende Gerichtsverfahren betreut.

Des Weiteren erfolgt eine Anpassung der iiber das Meldeportal-Mindestlohn meldepflichtigen Daten
von Arbeitgebern mit Sitz im Ausland und eine Verlangerung der Aufbewahrungsfristen von Bu-

chungsbelegen fiir Finanzunternehmen.

III Bewertung

Wirtschaft
. Kataloganpassung Friseur- und Kosmetiksalons und Forst- und Fleischereiunternehmen

Durch die Anpassung des Katalogs der besonders fiir Verstofde im Bereich der Schwarzarbeit und
illegalen Beschaftigung anfalligen Branchen entsteht aufgrund der Aufnahme des Bereichs der Fri-
seur- und Kosmetiksalons ein Erfiillungsaufwand von einmalig rund 819 000 Euro. Ferner fallt flr
die Unternehmen der Friseur- und Kosmetiksalons ein laufender Erfiillungsaufwand in Héhe von
rund 1,7 Mio. Euro an, da diese zukiinftig mehr Kontrollpflichten (z. B. der Ausweismitfithrungs-

pflicht) unterliegen. Gleichzeitig werden die Unternehmen der Forst- und Fleischereiwirtschaft, die
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zukiinftig nicht mehr im Katalog enthalten sind, von laufenden Erfiillungsaufwand in Héhe von
rund 2,5 Mio. Euro entlastet.

. arbeitsrechtliche Entsendemeldungen

Die zusdtzlichen Angaben in den Meldepflichten verursachen einen jahrlichen Erfiillungsaufwand
von rund 613 000 Euro.

. Effizientere Priifungsabliufe

Durch die digitalen Priifungsmoglichkeiten der elektronischen Unterlageniibermittlung und der
elektronischen Einsichtnahme von der Amtsstelle aus sollen die Unternehmen um rund 6,4 Mio.

Euro jihrlichen Erfiilllungsaufwand entlastet werden.

Dies betrifft insbesondere Sach- und Personalaufwendungen im Bereich der Bereitstellung von Un-
terlagen wie z. B. Kopieren (Aufwand fiir Papier und Druckerpatronen) oder Datentrédgeriiberlas-
sung (CD, DVD). Solche Unternehmen, die bereits iiber eine cloudbasierte Datenhaltung und -bereit-
stellung verfiigen, haben zusétzliche Entlastungen im Hinblick auf eine Datentrageriiberlassung
(USB, externe Festplatte) sowie ein nicht mehr erforderlicher Personaleinsatz fiir den Datenexport

(Zusammenstellung der Daten und Export iiber Schnittstellen auf ein Datenmedium).

° Aufbewahrungsfristen filir Finanzunternehmen

Die Verldngerung der Aufbewahrungsfristen von Buchungsbelegen fiir Banken, Versicherungen und
Wertpapierinstitute von 8 auf 10 Jahre fiihrt zu einem jahrlichen Erfiillungsaufwand von rund 336
000 Euro.

Verwaltung

Bund

einmalig

Der Erfiillungsaufwand fiir die Umsetzung des Gesetzes betragt auf Bundesebene einmalig rund
26,9 Mio. Euro (davon rund 16,2 Mio. Euro bei der Zollverwaltung, 10,6 Mio. Euro beim Informati-
onstechnikzentrum Bund (ITZBund), sowie bei den Tragern der gesetzlichen Rentenversicherung

und Bundesagentur fiir Arbeit zusammen rund 100 000 Euro).

jdhrlich

Der jahrliche Erfillungsaufwand fiir Personal- und Sachaufwand betragt rund 78,9 Mio. Euro. Mit
57,7 Mio. Euro entfillt davon der Grofdteil auf die Zollverwaltung. Der Aufwand entsteht dabei insbe-

sondere in Zusammenhang mit der Fortentwicklung des Risikomanagements sowie der selbststandi-

gen Ermittlungsverfahren der FKS. Daneben entstehen fiir die Trager der Rentenversicherung
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jahrliche Aufwande in Hohe von rund 11 Mio. Euro, fiir das ITZBund in Héhe von rund 9,8 Mio. Euro

und fiir das Bundeskriminalamt in Hohe von rund 400 000 Euro.
Lander

Fiir die Lander weist der Entwurf keinen laufenden Erfiillungsaufwand, jedoch einmaligen Erfiil-

lungsaufwand fiir die IT-Umsetzung in der Steuerverwaltung in Hohe von rund 140 000 Euro aus.

5. August 2025

Lutz Goebel Ulla Ihnen

Vorsitzender Berichterstatterin fiir das
Bundesministerium der Finanzen
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Vorabfassung — wird durch die lektorierte Fassung ersetzt.
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Abbildung 1: Visualisierung operatives Informations- und Datenanalysesystem (OIDA)

Anlage
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Anlage 3
Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 1057. Sitzung am 26. September 2025 beschlossen,
zu dem Gesetzentwurf gemal Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

1. Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b (§ 3 Absatz 1a, Absatz 1b Satz 1 SchwarzArbG), Nummer 6 Buch-
stabe b (§ 4 Absatz 1 Satz 3, 4, Absatz 1a, Absatz 1b Satz 1, 2, 3 SchwarzArbG), Nummer 7 Buchstabe a
Doppelbuchstabe dd (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 4 SchwarzArbG), Nummer 8 (§ 5a Absatz 1 Satz 1, 2.
Absatz 2 Satz 1, 2, 3, 5, 6 SchwarzArbG), Nummer 23 (§ 15 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3
Satz 2, Absatz 4 Satz 1 SchwarzArbG)

Artikel 1 ist wie folgt zu &dndern:

a) In Nummer 5 Buchstabe b (§ 3 Absatz 1a, Absatz 1b Satz 1), Nummer 6 Buchstabe b (§ 4 Absatz 1
Satz 3, Absatz 1a, Absatz 1b Satz 1, 3), Nummer 8 (§ 5a Absatz 2 Satz 6) ist jeweils nach der Angabe
,Zollverwaltung* die Angabe ,,und die nach Landesrecht fiir die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach diesem Gesetz zustindigen Behdrden zur Durchfithrung von Priifungen nach
§ 2 Absatz 3 einzufligen.

b) In Nummer 6 Buchstabe b (§ 4 Absatz 1 Satz 4, Absatz 1b Satz 2), Nummer 7 Buchstabe a Doppel-
buchstabe dd (§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 4), Nummer 23 (§ 15 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1,
Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 1) ist jeweils nach der Angabe ,,Zollverwaltung® die Angabe ,,und der
nach Landesrecht fiir die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach diesem Gesetz zu-
stindigen Behorden zur Durchfiihrung von Priifungen nach § 2 Absatz 3 einzufiigen.

¢) In Nummer 8 (§ 5a Absatz 1 Satz 1, 2, Absatz 2 Satz 1, 2, 3, 5) ist jeweils nach der Angabe ,,Zollver-
waltung“ die Angabe ,,und den nach Landesrecht fiir die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach diesem Gesetz zustdndigen Behorden zur Durchfithrung von Priifungen nach § 2 Ab-
satz 3 einzufligen.

Begriindung:

Mit dem Gesetzentwurf sollen die Priifungs-, Ermittlungs- und Ahndungsprozesse sowie die Pro-
zessabldufe der Finanzkontrolle Schwarzarbeit vereinfacht und effizienter ausgestaltet werden.
Hierzu werden den Zollbehorden neue Befugnisse eingerdumt, die auch bei den nach Landesrecht
zustiandigen Behorden fiir die Verfolgung und Ahndung von handwerks- und gewerberechtlichen
VerstoBen zu effizienteren Arbeitsbedingungen fithren wiirden.

Mit dem neuen § 3 Absatz 1a Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz (SchwarzArbG) ist vorgesehen,
dass neben der Erteilung von Auskiinften sowie der Einsichtnahme von Unterlagen und Daten vor
Ort dies dariiber hinaus an der Amtsstelle oder durch eine schriftliche beziehungsweise elektroni-
sche Ubermittlung oder Einsichtnahme erfolgen kann. Es sind keine Griinde erkennbar, weshalb
diese Befugnis nicht auch fiir die nach Landesrecht zustindigen Behorden gelten sollte. Der Prii-
fungsort sowie die Art der Ubermittlung beziehungsweise Einsichtnahme kann von den Bedienste-
ten ebenso einzelfallbezogen im Rahmen ihrer Ermessensausiibung und unter Beachtung des Ver-
héltnismaBigkeitsgrundsatzes festgelegt werden. Die Regelung entspricht der Mitwirkungspflicht
nach § 5 Absatz 1 Satz1 Nummer 3 SchwarzArbG-E und einer analogen Anwendung des § 4
Absatz 1b SchwarzArbG-E. Damit soll die Moglichkeit geschaffen werden, dass eine schriftliche
beziehungsweise elektronische Befragung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von der Amts-
stelle aus durchgefiihrt werden kann.
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Die Neuregelung in § 4 Absatz 1a soll ebenso die Mdglichkeit stirken, die weitere Priifung der Un-
terlagen und Daten an die Amtsstelle zu verlagern und dort fortzusetzen. In dem neu eingefiigten
Absatz 1b ist zudem vorgesehen, dass alternativ zur Einsichtnahme vor Ort drei weitere Varianten
zur Verfiigung stehen, um die Unterlagen und Daten der Priifbeteiligten zu iiberpriifen. Auch diese
Befugnis sollte gleichermafBen fiir die nach Landesrecht zustéindigen Behorden gelten.

Die Ergidnzungen in den weiteren Paragraphen werden bendtigt, um die Umsetzung der Ergénzun-
gen in den §§ 3 und 4 SchwarzArbG-E abzusichern.

2. Zu Artikel 1 Nummern 6 Buchstabe ¢ - neu - (§ 4 Absatz 2 SchwarzArbG), Nummer 7 Buchstabe e - neu -
(§ 5 Absatz 6 - neu - SchwarzArbG), Nummer 8 (§ 5a SchwarzArbG), Nummer 12 Buchstabe b (§ 7 Ab-
satz 1b - neu - SchwarzArbG), Nummer 25 Buchstabe ¢ (§ 17 Absatz 1 Nummer 12 - neu - SchwarzArbG)

Artikel 1 ist wie folgt zu dndern:
a) Nach Nummer 6 Buchstabe b ist der folgende Buchstabe ¢ einzufiigen:
»C)  Absatz 2 wird durch den folgenden Absatz 2 ersetzt:

»(2) Zur Durchfiihrung der Priifungen nach § 2 Absatz 3 sind die nach Landesrecht fiir die
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten zustindigen Behorden nach diesem Gesetz
befugt, unangekiindigt Geschiftsraume und Grundstiicke der Priifbeteiligten wahrend der Ge-
schiftszeiten zu betreten und dort Einsicht in die Unterlagen und Daten zu nehmen, von denen
anzunehmen ist, dass aus ihnen Umfang, Art und Dauer der Ausiibung eines Gewerbes, eines Rei-
segewerbes oder eines zulassungspflichtigen Handwerks oder der Beschéftigungsverhiltnisse her-
vorgehen oder abgeleitet werden kdnnen, sofern Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass Schwarzar-
beit im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummer 4 und 5 geleistet wird. Absdtze 1, 1a und 1b gelten ent-
sprechend.*

b) Nach Nummer 7 Buchstabe d ist der folgende Buchstabe e einzufiigen:
»€)  Nach Absatz 5 wird der folgende Absatz 6 eingefiigt:

,»(0) Die Absitze 1 bis 5 gelten entsprechend fiir die in § 2 Absatz 3 genannten Be-
horden, sofern Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass Schwarzarbeit im Sinne des § 1 Absatz 2 Num-
mern 4 und 5 geleistet wird.*
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¢) Nummer 8 § 5a ist durch den folgenden § 5a zu ersetzen:
»9 5a
Elektronische Einsichtnahme in und Ubermittlung von Unterlagen und Daten

1) Der Priifbeteiligte hat den Behdrden der Zollverwaltung die elektronische Einsicht-
nahme in seine Daten und Unterlagen an Amtsstelle zu ermdglichen. Der Zugang fiir die Einsichtnahme
ist den Behorden der Zollverwaltung kostenlos zu ermdglichen. Der Zugriff auf die Unterlagen und
Daten richtet sich nach Absatz 2.

2) Der Priifbeteiligte hat den Behorden der Zollverwaltung auf Verlangen Unterlagen und
Daten elektronisch zu iibermitteln, sofern dies fiir den Priifbeteiligten technisch moglich ist. Der Priif-
beteiligte hat den Behdrden der Zollverwaltung die Daten in einem maschinell auswertbaren Format zu
tibermitteln. Werden zwischen dem Priifbeteiligten und den Behorden der Zollverwaltung Daten tiber-
mittelt, die dem Sozialdatenschutz unterliegen, so sind diese Daten mit einem sicheren und mit den
Behorden der Zollverwaltung abgestimmten Verfahren zu verschliisseln; sofern alle betroffenen Perso-
nen schriftlich eingewilligt haben, kann auf eine Verschliisselung verzichtet werden. Der Nachweis der
schriftlichen Einwilligung nach Satz 4 ist den Behorden der Zollverwaltung unaufgefordert elektronisch
zu libermitteln. Eine elektronische Benachrichtigung iiber die Bereitstellung von Daten zur elektroni-
schen Einsichtnahme oder iiber den Zugang elektronisch an die Behorden der Zollverwaltung {ibermit-
telter Daten darf auch ohne Verschliisselung iibermittelt werden.

3) Die Absitze 1 und 2 gelten entsprechend fiir die in § 2 Absatz 3 genannten Behdrden,
sofern Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass Schwarzarbeit im Sinne des § 1 Absatz 2 Nummern 4 und
5 geleistet wird.*

d) Nummer 12 Buchstabe b ist durch den folgenden Buchstaben b zu ersetzen:
,D0)  Nach Absatz 1 werden die folgenden Absétze 1a und 1b eingefiigt:

»(12) Die Behorden der Zollverwaltung < ... weiter wie Vorlage ...>.

(113

(1b) Absatz 1a gilt entsprechend fiir die in § 2 Absatz 3 genannten Behorden.
e) Nummer 25 Buchstabe c ist durch den folgenden Buchstaben ¢ zu ersetzen:
,»¢) Nach Nummer 10 werden die folgenden Nummern 11 und 12 eingefiigt:
L1, das Zollkriminalamt < ... weiter wie Vorlage ... > oder

12. die in § 2 Absatz 3 genannten Behorden fiir die Durchfiihrung eines Ermittlungsverfah-
rens wegen des Verdachts einer Ordnungswidrigkeit nach § 8.“ «

Begriindung:

Der Entwurf des Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekdmpfung
sieht hinsichtlich der Anderung des Gesetzes zur Bekimpfung der Schwarzarbeit und illegalen Be-
schiftigung (SchwarzArbG) unter anderem vor, dem Zoll — Finanzkontrolle Schwarzarbeit — wei-
tere Befugnisse einzurdumen. Die hier antragsgegenstindlichen Anderungen und Ergéinzungen zu
diesem Entwurf sollen einen sich anndhernden Gleichklang der Befugnisse mit denen der nach Lan-
desrecht fiir die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Sinne des Schwarzarbeits-
bekdmpfungsgesetzes zustdndigen Behdrden erzeugen.

Die Befugnisse bei Priifungen von Unterlagen und Daten werden durch den Entwurf neu geregelt
und erweitert. Eine Erweiterung dieser Befugnisse zur Durchfiihrung von Priifungen nach § 2 Ab-
satz 3 SchwarzArbG auch fiir die hier nach Landesrecht fiir die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten zusténdigen Behorden ist daher unerlésslich.

Die aus den Duldungs- und Mitwirkungspflichten resultierenden Befugnisse werden durch den Ent-
wurf neu geregelt und erweitert. Eine Erweiterung dieser Befugnisse fiir die in § 2 Absatz 3
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SchwarzArbG genannten Landesbehdrden ist daher ebenfalls geboten.

Mit der Einfligung des Absatzes 1a zu § 7 SchwarzArbG wird fiir die Behorden der Zollverwaltung
das Instrument des sogenannten Sammelauskunftsersuchens nunmehr auch zur Aufgabenwahrneh-
mung nach dem Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz verankert. Die in der Begriindung hierfiir ge-
nannten Sachverhalte gelten allerdings auch fiir die in § 2 Absatz 3 SchwarzArbG genannten Lan-
desbehorden.

Neu aufgenommen wurde fiir die Ubermittlung von Daten aus dem zentralen Informationssystem
fiir die Finanzkontrolle Schwarzarbeit auf Ersuchen in § 17 Absatz 1 Nummer 11 SchwarzArbG-E
,,das Zollkriminalamt zur Erfiillung seiner Aufgaben nach § 3 Absatz 7 Nummer 3 und 4 des Zoll-
fahndungsdienstgesetzes®. Die in § 2 Absatz 3 SchwarzArbG genannten Landesbehdrden hingegen
haben nach wie vor keine Moglichkeit, auf das zentrale Informationssystem zuriickzugreifen.
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Oftmals stehen die dort gefithrten Ermittlungsverfahren wegen Schwarzarbeit vielfach auch im Zu-
sammenhang mit illegaler Beschiftigung sowie mit weiteren Vergehen nach dem Schwarzarbeits-
bekdmpfungsgesetz, die in den Zustindigkeitsbereich der Finanzkontrolle Schwarzarbeit fallen.

In vielen Fillen ist es den in § 2 Absatz 3 SchwarzArbG genannten Landesbehdrden jedoch nicht
moglich, etwaige Zusammenhinge zu erkennen, beziehungsweise es liegen dort keine Erkenntnisse
iiber bereits von der Finanzkontrolle Schwarzarbeit geplante Priifungshandlungen oder sogar einge-
leitete Ermittlungen wegen Ordnungswidrigkeiten und Straftaten gegen den Priifbeteiligten bezie-
hungsweise Betroffenen / Beschuldigten vor.

Eine Ubermittlung von Daten aus dem zentralen Informationssystem an die in § 2 Absatz 3
SchwarzArbG genannten Landesbehdrden konnte dazu beitragen, bei der Verfolgung nicht uner-
hebliche Synergieeffekte unter allen mit der Bekdmpfung von Schwarzarbeit und illegaler Beschif-
tigung befassten Akteuren zu erzeugen.

3. Zu Artikel 1 Nummer 18 Buchstabe ¢ - neu - (§ 12 Absatz 5 Satz 1, 3 SchwarzArbG)
Nach Artikel 1 Nummer 18 Buchstabe b ist der folgende Buchstabe ¢ einzufiigen:

,»¢) In Absatz 5 Satz 1 und 3 wird jeweils die Angabe ,,Behdrden der Zollverwaltung* durch die Angabe
,in Absatz 1 genannten Verwaltungsbehorden® ersetzt.*

Begriindung:

In § 12 Absatz 5 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz (SchwarzArbG) wird geregelt, dass in den Fél-
len, in denen die Staatsanwaltschaft an der Hauptverhandlung nach § 75 Absatz 2 des Gesetzes liber
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) nicht teilnimmt, das Gericht den Behorden der Zollverwaltung Ge-
legenheit gibt, die Griinde vorzubringen, die aus ihrer Sicht fiir die Entscheidung von Bedeutung
sind. Dies gilt auch, wenn das Gericht erwigt, das Verfahren einzustellen. Der Vertreter der Behor-
den der Zollverwaltung erhilt in der Hauptverhandlung auf Verlangen das Wort. Thm ist zu gestatten,
Fragen an Betroffene, Zeugen und Sachverstindige zu richten.

Die nach Landesrecht zustidndigen Verwaltungsbehdrden fiir die Verfolgung von Ordnungswidrig-
keiten nach dem Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz hingegen konnen sich in der Hauptverhandlung
nur auf § 76 OWIG stiitzen. Daher wird angeregt, die Bestimmungen des § 12 Absatz 5 Schwarz-
ArbG dahingehend zu erginzen, dass die dort genannten Befugnisse der Behdrden der Zollverwal-
tung auch fiir die in § 12 Absatz 1 Nummer 2 und 3 SchwarzArbG genannten nach Landesrecht
zustandigen Behorden gelten.
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4.  Zu Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe a (§ 14a Absatz 1 Satz 1 SchwarzArbG)

In Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe a § 14a Absatz 1 Satz 1 ist nach der Angabe ,,Tat“ die Angabe ,,aus-
schlieBlich“ einzufiigen.

Begriindung:

Der Gesetzentwurf sieht in Artikel 1 Nummer 20 Anderungen in § 14a Absatz 1 Schwarzarbeitsbe-
kampfungsgesetz (SchwarzArbG) vor. Insbesondere werden die Behorden der Zollverwaltung dazu
ermédchtigt, Ermittlungsverfahren kiinftig selbststédndig durchzufiihren, wenn die Tat eine Straftat
nach § 266a StGB oder — eingeschréankt auf bestimmte Fallkonstellationen — nach § 263 StGB dar-
stellt.

Der Wortlaut des § 14a SchwarzArbG-E bedarf einer Einschrankung. Er wiirde andernfalls den Be-
horden des Zolls in Féllen der Tateinheit mit Steuerdelikten die Bearbeitung von Steuerstrafverfah-
ren zuweisen. Insbesondere wéren danach die Behorden der Zollverwaltung auch fiir die selbststén-
dige Ahndung von Lohnsteuerhinterziehung zusténdig, die in Tateinheit zu Taten nach § 266a StGB
stehen. Daraus ergeben sich neben praktischen auch verfassungsrechtliche Bedenken, die einer Zu-
stindigkeitsverschiebung entgegenstehen. Die Neuregelung darf daher nur in Fillen greifen, in de-
nen es sich ausschlieBlich um eine der aufgezéhlten Straftaten nach § 266a StGB und § 263 StGB
handelt.

Zu den praktischen Bedenken

Nach § 386 Absatz 1 Satz 1 AO ermittelt beim Verdacht einer Steuerstraftat die Finanzbehorde. Fi-
nanzbehorden sind gemal § 386 Absatz 1 Satz 2 AO sowohl die Finanzédmter als auch die Haupt-
zollamter. Sachlich zustindig ist gemdB § 387 Absatz 1 AO die Finanzbehdrde, welche die be-
troffene Steuer verwaltet. Die Verwaltung der Lohnsteuer ist Aufgabe der Finanzidmter der Lénder
(Artikel 108 Absatz 2 des Grundgesetzes). Damit wire die zustindige Finanzbehdrde zur Ahndung
von Lohnsteuerhinterziehung das Finanzamt.

Die Finanzémter fithren Ermittlungsverfahren unter Beachtung der gesetzlichen Grenzen selbststén-
dig durch, wenn die Tat ausschlieBlich eine Steuerstraftat darstellt. Begeht hingegen etwa ein Ar-
beitgeber Straftaten nach § 266a StGB und § 370 AO in Tateinheit, hat das Finanzamt keine selbst-
stindige Ermittlungsbefugnis, sondern legt den Vorgang der Staatsanwaltschaft vor. Hierbei handelt
es sich um Fille, in denen der Arbeitgeber die Straftaten nicht unmittelbar selbst begeht, sondern
mittelbar durch einen Dritten, insbesondere einen Steuerberater. Die Staatsanwaltschaft ist Herrin
des Ermittlungsverfahrens und kann die Hauptzollaimter im Ermittlungsverfahren hinzuziehen.
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Von dieser bewidhrten Zweiteilung weicht der Gesetzentwurf nun ab, indem bei tateinheitlicher Be-
gehung von Lohnsteuerhinterziehung einerseits und dem Vorenthalten und Veruntreuen von Ar-
beitsentgelt andererseits die Ermittlungsbefugnis insgesamt bei den Ahndungssachgebieten der
Hauptzolldmter liegen soll. Damit soll iiber die Lohnsteuerhinterziechung eine Stelle entscheiden, die
diesbeziiglich iiber keine besondere Expertise verfiigt und nach der Regelung der Abgabenordnung
sachlich unzustindige Behorde ist.

Fraglich wire dann ebenfalls, ob und inwieweit die Bundesbehorden kiinftig die Landesfinanzbe-
horden (Finanzamter) {iber steuerlich relevante Priifungsfeststellungen unterrichten, um die Gleich-
méaBigkeit der Besteuerung zu wahren.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass § 2 Absatz 2 SchwarzArbG die Priifung der
Erfiillung der steuerlichen Pflichten (hier die zutreffende Lohnversteuerung) ausschlieBlich den zu-
standigen Landesfinanzbehorden {ibertragt. Die Behorden der Zollverwaltung sind lediglich zur Mit-
wirkung an den Priifungen der Landesfinanzbehdrden berechtigt. Die beabsichtigte Anderung des
§ 14a SchwarzArbG tangiert jedoch diese Aufgabenzuweisung, da im Rahmen eines selbststindig
gefiihrten Ermittlungsverfahrens wie oben erwéhnt auch der eingetretene Lohnsteuerschaden zu er-
mitteln wire. Dies wire allerdings eine steuerliche Priifung, fiir die die Zollbehdrden nach § 2 Ab-
satz 2 SchwarzArbG nicht zusténdig sind.

Zu den verfassungsrechtlichen Bedenken

Weiterhin bestehen verfassungsrechtliche Zweifel, da die Begriindung zu dem Gesetzentwurf sich
auf Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes stiitzt. Es wird angefiihrt, dass eine bundeseigene
Verwaltung dringend erforderlich sei, da es aufgrund einer angespannten Personalsituation Zeichen
einer Uberlastung der Strafjustiz und vor allem der Staatsanwaltschaften gebe.

Hier ist zundchst anzumerken, dass Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes eine Notverwal-
tungskompetenz normiert und als Ausnahme von den allgemeinen Grundsétzen daher eng auszule-
gen ist. Denn die Notverwaltungskompetenz fiithrt dazu, dass der Bund Verwaltungskompetenzen
an sich zieht, die nach der verfassungsrechtlichen Grundkonzeption den Landern zustehen. Bei ei-
nem groBziigigen Verstindnis bestiinde die Gefahr, dass das in Artikel 83 des Grundgesetzes veran-
kerte Prinzip des Foderalismus allméhlich ausgehdhlt und damit verfassungsméBige Sicherungen
umgangen werden konnten.

Zunichst wiirde die Ubertragung der Verfahrensherrschaft nicht zu der im Entwurf in Aussicht ge-
stellten Zentralisierung auf die Hauptzollamter fithren. Denn die Hauptzolldmter wéren ohne Einbe-
ziehung der Finanzdmter voraussichtlich nicht in der Lage, die Lohnsteuerhinterziehung angemes-
sen zu ahnden, da dort die Expertise zur Festsetzung und Erhebung der Lohnsteuer fehlt. Damit liefe
die beabsichtigte Regelung letztlich auf eine unzuldssige Mischverwaltung hinaus.
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Dariiber hinaus stiitzt sich die Begriindung des Gesetzentwurfes auf die Personalknappheit in der
Justiz. Dies stellt jedoch keinen legitimierenden Ansatz fiir die beabsichtigte Zustiandigkeitsiibertra-
gung von den Léndern auf den Bund dar. Der Fachkréftemangel betrifft die 6ffentliche Verwaltung
in weiten Bereichen und hat zur Folge, dass es der Bund mit einem solchen Ansatz in der Hand
hatte, Zustandigkeiten auch aus anderen Bereichen — nach Belieben — in seinem Sinne zu zentrali-
sieren. Das ist auch vor dem Hintergrund hochst bedenklich, dass die Strafverfolgung eine originir
in Landerzusténdigkeit liegende Aufgabe darstellt.

5.  Zu Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb (§ 14a Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 2. 3.4, 5.6,
7. 8 SchwarzArbG)

Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb ist durch den folgenden Doppelbuchstaben bb zu

ersetzen:
,,bD) Satz 2 wird wie folgt gedndert:
aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst:
,»1. der Verdacht besonders schwerer Félle von Straftaten nach Absatz 1 Satz 1 gegeben
ist,*
bbb) In den Nummern 2 und 3 wird die Angabe ,,worden ist™ jeweils durch die Angabe ,,wer-
den soll ersetzt.
cce) In Nummer 6 wird die Angabe ,,die nicht im Strafbefehlsverfahren festgesetzt werden
kann, gestrichen.
ddd) In Nummer 7 wird die Angabe ,,wird“ durch die Angabe ,,werden soll* ersetzt.*
Begriindung:

Laut Begriindung zum Gesetzentwurf soll bei Betrug in besonders schweren Fillen gemil § 263
Absatz 3 StGB, z. B. wegen bandenméBiger oder gewerbsméBiger Begehung, auch zukiinftig auf-
grund der damit verbundenen besonderen Schwierigkeiten die Staatsanwaltschaft gemil § 14a Ab-
satz 2 Satz 2 Nummer 3 SchwarzArbG-E zustindig bleiben. Dies ist im Ergebnis zu unterstiitzen,
aber in den Gesetzeswortlaut ausdriicklich als eigene Fallgruppe aufzunehmen, da nicht alle beson-
ders schweren Fille der Tatbegehung zwingend eine besondere Schwierigkeit der Strafsache bedin-
gen.

Wenn eine Freiheitsstrafe zu erwarten ist, ist es stets angezeigt, dass das Ermittlungsverfahren unter
der Verantwortung der Staatsanwaltschaft gefiihrt wird.
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Die selbststédndige Durchfiihrung von Ermittlungsverfahren durch die Behorden der Zollverwaltung
soll die Staatsanwaltschaften von der Priifung massenhaft auftretender, einfach gelagerter und daher
schnell zu ermittelnder Sachverhalte entlasten. Ein einfach gelagerter Fall ist jedoch nicht gegeben,
wenn eine Freiheitsstrafe im Raum steht, auch wenn diese noch im Strafbefehlsverfahren festgesetzt
werden konnte. Es stellt sich bereits die Frage, ob angesichts der Folgen fiir die oder den Beschul-
digten und mit Blick auf die erforderliche Entscheidung liber mogliche Bewéhrungsauflagen ein Fall
des § 14a Absatz 2 Nummer 4 SchwarzArbG (nach aktueller Z&hlung) anzunehmen ist (,,besondere
Schwierigkeiten®).

Davon abgesehen liegt gemal §§ 407 Absatz 2 Satz 2, 408b Strafprozessordnung (StPO) ein Fall
der notwendigen Verteidigung vor, wenn das Gericht erwégt, dem Antrag auf Erlass eines Strafbe-
fehls mit einer zur Bewdhrung ausgesetzten Freiheitsstrafe zu entsprechen. Aus rechtsstaatlichen
Gesichtspunkten ist es aber sinnvoll und geboten, bereits vor Abschluss der Ermittlungen eine
Pflichtverteidigerbestellung nach § 140 Absatz 2 StPO zu priifen. Vor der Neufassung des § 408b
StPO durch das Gesetz zur Neuregelung des Rechts der notwendigen Verteidigung vom 10. Dezem-
ber 2019 war die Staatsanwaltschaft verpflichtet, den entsprechenden Antrag zu stellen, wenn und
sobald sie davon ausging, dass ein Fall des § 407 Absatz 2 Satz 2 StPO vorliegt, vgl. § 408b
Satz 2 StPO a. F. 1. V. m. § 141 Absatz 3 Satz 2 StPO a. F. Dass der Gesetzgeber dahinter zuriick-
fallen wollte, ist nicht ersichtlich. Aus § 408b StPO lésst sich vielmehr die gesetzliche Wertung
ableiten, dass die Mitwirkung einer Verteidigerin bzw. eines Verteidigers geboten ist bzw. die oder
der Beschuldigte sich nicht selbst verteidigen kann, sobald ernsthaft erwogen wird, einen Strafbefehl
zu beantragen, der auf Freiheitsstrafe mit Strafaussetzung zur Bewidhrung lautet (vgl.
MiiKoStPO/Eckstein, 2. Aufl. 2024, StPO § 408b Rn. 10 a. E.). Anders als in der Begriindung zum
Gesetzentwurf unterstellt geniigt in diesen Fallkonstellationen also nicht eine bloB3e schriftliche An-
horung der oder des Beschuldigten (vgl. Seite 111 vorletzter Absatz a. E.). Es ist vielmehr zu priifen,
ob bereits vor Abschluss der Ermittlungen eine Pflichtverteidigerbestellung zu erfolgen hat. Diese
Priifung ist aber der Staatsanwaltschaft vorzubehalten.
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6. Zu Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe ¢ (§ 14a Absatz 4 Satz 3, 4 - neu - SchwarzArbG)
Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe ¢ § 14a Absatz 4 Satz 3 ist durch die folgenden Sétze zu ersetzen:

,,Die Behorden der Zollverwaltung unterrichten die Staatsanwaltschaft frithzeitig {iber alle anhingigen Er-
mittlungsverfahren, bei denen anzunehmen ist, dass die Staatsanwaltschaft das Verfahren an sich ziehen
wird. In den Fillen der Sitze 1 und 2 kann die Staatsanwaltschaft im Einvernehmen mit den Behorden der
Zollverwaltung die Strafsache wieder an die Behorden der Zollverwaltung abgeben.*

Begriindung:

Trotz selbststdndiger Durchfiihrung des Ermittlungsverfahrens durch die Behdrden der Zollverwal-
tung muss die Staatsanwaltschaft insoweit ,,Herrin des Verfahrens® bleiben, als sie dieses zur Durch-
setzung ihrer Vorstellungen jederzeit gemil3 § 14a Absatz 4 Satz 2 SchwarzArbG-E wieder an sich
ziehen kann. Damit die Staatsanwaltschaft ihr Recht und ihre Pflicht zur Priifung einer Evokation
auch in jedem Einzelfall und in jedem Stadium des Verfahrens sachgerecht ausiiben kann, muss sie
aber in den ,,in Betracht kommenden Fillen® frithzeitig eingebunden sein. Die Behorden der Zoll-
verwaltung haben daher die Staatsanwaltschaft {iber alle dort anhidngigen Ermittlungsverfahren, bei
denen eine Evokation nicht fern liegt, frithzeitig zu unterrichten (vgl. zu § 386 Absatz 4 AO BGH,
Beschluss vom 30. April 2009 (1 StR 90/09)).

Diese Unterrichtungspflicht ist in § 14a Absatz 4 in einem neugefassten Satz 3 ausdriicklich aufzu-
nehmen. Zur weiteren Konkretisierung — beispielsweise durch die Festlegung von Schadenshéhen —
bedarf es dann bundesweit einheitlicher Verwaltungsvorgaben, die vom BMF oder der Generalzoll-
direktion in Abstimmung mit den Landesjustizverwaltungen in einem néchsten Schritt zu erlassen
sind.
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Zu Artikel 1 (SchwarzArbG)

Es wird gebeten, im weiteren Gesetzgebungsverfahren im Zuge der Reform des Schwarzarbeitsbekdmp-
fungsgesetzes den Schutz und die Unterstiitzung von Betroffenen von Menschenhandel und Arbeitsausbeu-
tung zu starken.

Begriindung:

Der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) obliegt einerseits der Priifauftrag als fiskalische Kontroll-
und Strafverfolgungsbehorde. Andererseits erfiillt sie funktionelle Aufgaben einer Arbeitsinspektion
zum Schutz von Beschiftigtenrechten. Der daraus entstehende Zielkonflikt lieBe sich langfristig nur
durch Auflésung dieser Doppelrolle beheben.

In der Schwerpunktsetzung des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes iiberwiegt bisher der Schutz
fiskalischer Interessen, um Steuerausfille und Beitragsverluste der Sozialversicherung zu verhin-
dern sowie diesbeziigliche Straftaten zu ahnden.

Der Bundesrepublik Deutschland obliegt aufgrund ihrer Verantwortung als Zielland fiir Arbeitsmig-
ration sowie in Umsetzung internationaler Verpflichtungen aus der im Jahr 2019 erfolgten Ratifi-
zierung des Protokolls zum ILO-Ubereinkommen Nr. 29 iiber Zwangsarbeit aus dem Jahr 2014 und
dem Status Deutschlands als Pathfinder-Country im Rahmen der UN-Alliance 8.7 eine besondere
Verpflichtung, jeglichen Formen von Arbeitsausbeutung und Zwangsarbeit strategisch und nachhal-
tig vorzubeugen, diese Missstéinde wirksam zu bekdmpfen und die Opfer solcher Straftaten zu schiit-
zen.

Um diesem Anspruch gerecht zu werden, empfehlen sich im Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz fol-
gende Anpassungen:

- Entsprechend den Empfehlungen der Gruppe von Expertinnen und Experten des Europarats zur
Bekampfung des Menschenhandels (GRETA, Dritter Evaluationsbericht aus dem Jahr 2024, Num-
mer 168) sollte innerhalb der FKS eine klare Trennung zwischen dem Schutz von Beschiftigten
vor Arbeitsausbeutung und polizeilichen Kontrollaufgaben vorgenommen werden;

- die Identifizierung und Unterstiitzung von Opfern von Arbeitsausbeutung oder Menschenhandel
sollte als prioritidre Aufgabe im Gesetz festgelegt und in Grundziigen definiert werden;

- konkrete Schutzvorgaben, wie zum Beispiel das Non-Punishment-Prinzip in § 154c Absatz 2
Strafprozessordnung oder Kompetenzen der Zollbehorde zur Bescheinigung von Anhaltspunkten
fiir Menschenhandel nach dem Aufenthaltsgesetz, sollten gesetzlich verankert werden;

- Indikatoren fiir Menschenhandel und Arbeitsausbeutung sollten im Rahmen des Zentralen Risiko-
managements Beriicksichtigung zur Priorisierung von Uberpriifungen finden.

Zu Artikel 3 (§ 93 Absatz 8 Satz 1 Nummer 4 - neu - AO)

Artikel 3 ist durch den folgenden Artikel 3 zu ersetzen:

»Artikel 3
Anderung der Abgabenordnung

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2025 (BGBI. 2025 I Nr. 24) wird
wie folgt gedndert:

1. §3laAbsatz 1 Satz 1... <...weiter wie Vorlage...>.

2. § 93 Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a)

In Nummer 2 wird die Angabe ,,ist, und* durch die Angabe ,,ist,” ersetzt.
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b) In Nummer 3 wird die Angabe ,,ist.“ durch die Angabe ,,ist, und* ersetzt.

c) Nach Nummer 3 wird die folgende Nummer 4 eingefiigt:
»4. den inlandischen Aufsichtsbehorden, soweit dies flir ihre Aufgabenerfiillung nach dem Geld-
wischegesetz oder nach der Richtlinie (EU) 2024/1640 erforderlich ist.” «
Als Folge ist die EU-Rechtsakte-Liste um die folgende Nummer 7 zu erginzen:

,»7. Richtlinie (EU) 2024/1640 des Européischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2024 iiber die von
den Mitgliedstaaten einzurichtenden Mechanismen zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems
fiir Zwecke der Geldwische oder der Terrorismusfinanzierung, zur Anderung der Richtlinie
(EU) 2019/1937 und zur Anderung und Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/849 (ABI. L 2024/1640,

19.6.2026)
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Begriindung:

Aufsichtsbehorden im Nichtfinanzsektor bendtigen zur Erfiillung ihrer Aufgaben, ebenso wie die
Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht, einen Zugang zum Kontenabrufverfahren, um auf
diese Weise Umsitze und Transaktionen im Rahmen der Aufsichts- und Priaventionstitigkeit um-
fassend analysieren und bewerten zu kénnen.

Bei der Bearbeitung von Hinweisen anderer Behorden (vor allem Ermittlungsbehdrden) dréngt sich
der Schluss auf, dass Verpflichtete Informationen gegeniiber den Aufsichtsbehdrden vorenthalten
konnten. Geeignete Mechanismen, dies zu iiberpriifen, haben die Aufsichtsbehdrden im Nichtfi-
nanzsektor zurzeit nicht. Damit die Aufsichtsbehorden ein Gesamtbild der Geschéftstétigkeiten des
Verpflichteten erhalten, ist es essentiell, dass sie bei deren Priifung auch Einsicht in die Geschifts-
konten der Gewerbetreibenden nehmen kdnnen. SchlieBlich besteht eine gesetzliche Pflicht des Ver-
pflichteten, der Aufsichtsbehdrde eine vollstindige Auskunft {iber Geschiftsangelegenheiten,
Transaktionen und Unterlagen vorzulegen, damit die Aufsichtstitigkeit ausgefiihrt werden kann.
Eine unvollstindige Mitwirkung wire nach § 56 Absatz 1 Nummer 73 Geldwéschegesetz (GwQG)
buBlgeldbewehrt. Wiirde die Aufsichtsbehdrde durch ein Kontenabrufverfahren feststellen konnen,
dass der Verpflichtete wissentlich Konten, obwohl vorhanden, nicht benennt, so kann dies als Ord-
nungswidrigkeitentatbestand nach § 56 Absatz 1 Nummer 73 GwG bebufit werden.

Mit der Durchbrechung des Steuergeheimnisses nach § 31b AO, wonach die Aufsichtsbehdrde unter
anderem erfragen kann, ob die Verpflichteten wahrheitsgemaf Auskunft iiber ihre Umsétze/Einnah-
men gegeben haben, verhélt es sich dhnlich. Die Aufsichtsbehdrde hat einen Mechanismus erhalten,
mit dem diese den Wahrheitsgehalt von Aussagen des Verpflichteten iiberpriifen und/oder einzel-
fallbezogen ein angemessenes Bufigeld festsetzen kann. Mit einem Kontenabrufverfahren wiirde die
Aufsichtsbehorde einen zusitzlichen Mechanismus erhalten, mit welchem die Aussagen des Ver-
pflichteten {iber seine Konten iiberpriift werden konnten.

Fiir die Feststellung, ob der Verpflichtete die Unterlagen zu allen bestehenden Geschéftskonten zur
Verfiigung stellt oder ob einzelne existierende Konten unterschlagen werden, wére auch fiir Auf-
sichtsbehdrden im Nichtfinanzsektor die Moglichkeit des Kontoabrufverfahrens ein sachgerechtes
und zweckmaéBiges Instrument. Dadurch wéren die Aufsichtsbehérden im Nichtfinanzsektor in der
Lage, sich im Rahmen ihrer Aufsichtsbefugnisse gemél § 51 GwG ein vollstédndiges Bild iiber alle
relevanten Zahlungsvorgéinge zu verschaffen, welche die Pflichten nach dem Geldwéschegesetz aus-
16sen.
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Des Weiteren muss die Aufsichtsbehdrde nach § 44 Absatz 1 GwG Verdachtsmeldungen an die
Zentralstelle fiir Finanztransaktionsuntersuchungen (FIU) abgeben, sobald Tatsachen vorliegen, die
nahelegen, dass ein Vermogensgegenstand mit Geldwésche oder Terrorismusfinanzierung im Zu-
sammenhang steht. In dem GoAML-Meldesystem der FIU ist es unabdingbar, dass man so viele
Informationen wie mdglich angibt. Darunter fallen auch Angaben zu den unterschiedlichen Konten,
die auf den Namen/die Firma des Verpflichteten laufen. Damit die Aufsichtsbehorde vollstindige
Informationen im Rahmen der Verdachtsmeldung abgeben kann, ist es erforderlich, dass sie Zugang
zu den Informationen des Verpflichteten erhilt, die auch eine Aussage iiber vorhandene Konten
geben konnen. Auf diese Weise konnen im GoAML-System Verkniipfungen zu Féllen hergestellt
werden, welche zunéchst fiir die FIU nicht ersichtlich sind. Liegen der Aufsichtsbehorde nicht alle
Informationen vor, so kann diese keine qualifizierten Meldungen an die FIU abgeben. Auch kénnen
mit solch einem Zugang qualifiziertere Meldungen an Strafverfolgungsbehdrden nach § 55 Absatz 1
i. V. m. § 54 Absatz 3 GwG abgegeben werden.

In der Vergangenheit wurde ein Zugriff mit dem Argument abgelehnt, dass die Aufsichtsbehorden
keine Ermittlungsbehdrden seien. In § 93 Absatz 8 AO sind jedoch neben den Strafverfolgungsbe-
horden auch weitere Verwaltungsbehorden benannt, die einen Zugriff auf das Kontenabrufverfahren
haben.

9. Zu Artikel 3 Nummer 3 (§ 31a Absatz 1 Satz 1 AO)

Der Bundesrat bittet im weiteren Gesetzgebungsverfahren um Priifung, inwieweit weitere Offenbarungsbe-
fugnisse (z. B. in Form von gegenseitigen direkten Zugriffen) und wechselseitige Datenaustauschmoglich-
keiten fiir alle Strafverfolgungsbehdrden und die Aufsichtsbehdrden fiir Geldwéscheaufsicht geschaffen wer-
den kénnen, um ein einheitliches und konsistentes System zum Datenaustausch zu entwickeln. Das Ziel eines
solchen Systems sollte sein, Finanzkriminalitit in Génze effektiver bekdmpfen zu kdnnen.

Begriindung:

Die Erweiterung der tatsdchlichen und rechtlichen Mdglichkeiten zum Datenaustausch und die
Schaffung weitergehender Offenbarungsbefugnisse sind seit ldngerer Zeit erhobene Forderungen
der steuerstrafrechtlichen Praxis und der Geldwéscheaufsichtsbehorden des Nichtfinanzsektors.

Aus steuerstrafrechtlicher Sicht bedarf es dringend einer grundlegenden Uberpriifung vorhandener
Offenbarungsbefugnisse und Datenaustauschmoglichkeiten, um die Finanzkriminalitit
— Steuerhinterziehung, Geldwésche und Terrorismusfinanzierung — effektiver bekdmpfen zu kon-
nen.
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Das mit Artikel 3 Nummer 3 verfolgte Vorhaben stellt gerade in Bezug auf das Steuergeheimnis
nach § 30 AO einen Paradigmenwechsel dar. Eine derartige Systemumstellung nur bezogen auf den
Arbeitsbereich der Finanzkontrolle Schwarzarbeit einzufiithren, erscheint noch nicht ausreichend,
um Finanzkriminalitét in all ihren Erscheinungsformen effektiver zu bekdmpfen.

Vielmehr sollten alle Strafverfolgungsbehdrden und auch die Aufsichtsbehdrden fiir Geldwische
fiir die Schaffung eines einheitlichen und konsistenten Systems zum Datenaustausch zu Zwecken
der Verfolgung von Finanzkriminalitét in den Blick genommen werden.

Dieses System muss den datenschutzrechtlichen Regelungen entsprechen und den Vorgaben des
Steuergeheimnisses nach § 30 AO gerecht werden.

Dariiber hinaus miissten die tatséchliche Administrierbarkeit und praktische Umsetzbarkeit eines
automationsgestiitzten Datenaustausches sichergestellt sein.

10. Zu Artikel 4 (§ 4 Nummer 4a UStG)

11.

Mit Artikel 26 im Jahressteuergesetz 2024 vom 2. Dezember 2024 (BGBI. 1 2024 Nr. 387) wurde die soge-
nannte Umsatzsteuerlagerregelung in § 4 Nummer 4a UStG samt den dazugehorigen weiteren Vorschriften
aufgehoben. Diese Anderungen treten — ohne Ubergangsregelung — am 1. Januar 2026 in Kraft. Unsicher-
heiten herrschen iiber die umsatzsteuerrechtlichen Konsequenzen fiir die sich am 1. Januar 2026 noch in
Umsatzsteuerlagern befindlichen Gegenstinde.

Zur Schaffung von Rechtssicherheit und Rechtsklarheit fordert der Bundesrat im weiteren Gesetzgebungs-
verfahren dazu auf, fiir Gegensténde, die vor dem 1. Januar 2026 eingelagert und zum 1. Januar 2026 noch
nicht ausgelagert worden sind, eine Ubergangsregelung zu schaffen.

Zu Artikel 4 (Anderung des Umsatzsteuergesetzes)

Das Umsatzsteuerrecht ist innerhalb der Europdischen Union auf der Grundlage des Artikels 113 AEUV
weitgehend harmonisiert. Die auf dieser Rechtsgrundlage erlassene Richtlinie 2006/112/EG (sogenannte
Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie) ordnet in Artikel 132 obligatorische Steuerbefreiungen fiir dem Gemein-
wohl dienende Tatigkeiten an, die der nationale Gesetzgeber in § 4 UStG umgesetzt hat. Nach der hochst-
richterlichen
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12.

Rechtsprechung des EuGH sollen die Steuerbefreiungen die Kosten dieser dem Gemeinwohl dienenden Leis-
tungen senken und sie dadurch dem Einzelnen, der sie in Anspruch nehmen mochte, zuganglicher machen
(vgl. z. B. EuGH-Urteil vom 11. Mai 2023, C-620/21).

Dieses Ziel wird jedoch z. B. im Bereich der gewerblichen Fortbildungsanbieter nicht im erforderlichen Um-
fang erreicht. Da fiir Unternehmen der Vorsteuerabzug aus zur Verwendung fiir steuerfreie Umsétze bezo-
genen Eingangsleistungen nach § 15 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 UStG ausgeschlossen ist, werden diese ent-
richteten Vorsteuerbetrige zum Kostenfaktor und flieBen in die Entgelthohe fiir die dem Gemeinwohl die-
nende Leistung ein. Bei den Leistungen an voll zum Vorsteuerabzug berechtigte Leistungsempfanger fiihren
die obligatorischen Steuerbefreiungen somit im Ergebnis zu einer Verteuerung, worin gar ein gewisser Wi-
derspruch zum Neutralititsgrundsatz der Umsatzsteuer gesehen werden kann.

Zur vollumfanglichen Erreichung des vom Richtliniengeber gewiinschten Ziels — insbesondere auch bei dem
Gemeinwohl dienenden Leistungen an zum Vorsteuerabzug berechtigte Unternehmen — ist es deshalb erfor-
derlich, die dem Gemeinwohl dienenden Steuerbefreiungen in Artikel 137 Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie
aufzunehmen und somit optionsfahig auszugestalten.

Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, sich auf Unionsebene fiir eine entsprechende Anderung der
Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie einzusetzen.

Zu Artikel 11 (§ 35 Absatz 1 Satz 4 SGB I), Artikel 13 Nummer 1 Buchstabe b (§ 150 Absatz 5 Satz 1 SGB
Vi)

a) Artikel 11 ist durch den folgenden Artikel 11 zu ersetzen:
HArtikel 11

Das Erste Buch Sozialgesetzbuch < ... weiter wie Vorlage ... > wird wie folgt gedndert:

In § 35 Absatz 1 Satz 4 wird nach der Angabe ,,Aufgaben nach § 2 die Angabe ,,oder 25 und nach der
Angabe ,,des Zehnten Buches durchfiihren* die Angabe ,,die nach Landesrecht zustindigen Behorden
bei ihren Aufgaben nach § 2 Absatz 3 Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetz* eingefiigt.*
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b)

In Artikel 13 Nummer 1 Buchstabe b § 150 Absatz 5 Satz 1 ist nach der Angabe ,,Priifgegenstinde ste-
hen“ die Angabe ,,den nach Landesrecht zustéindigen Behorden, soweit sie Aufgaben nach § 2 Absatz 3
des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes durchfithren oder Ordnungswidrigkeiten verfolgen, die in Zu-
sammenhang mit einem der in § 2 Absatz 1 des Schwarzarbeitsbekdmpfungsgesetzes genannten Priif-
gegenstinde stehen® einzufiigen.

Begriindung:

Die nach Landesrecht zustdndigen Behdrden haben nach § 2 Absatz 3 Schwarzarbeitsbekdmpfungs-
gesetz (SchwarzArbG) den Auftrag, personenbezogene Sozialdaten im Rahmen ihrer Priifbefug-
nisse zu erheben, jedoch fehlt es an einem effizienten, gesicherten und den Vorschriften des Daten-
schutzes entsprechenden Abfrageweg zum Abgleich der vorgelegten Unterlagen.

Es ist daher zielfithrend, den nach Landesrecht zustdndigen Behorden gemél § 2 Absatz 3 Schwarz-
ArbG die Teilnahme am automatisierten Datenabrufnach § 79 SGB X bei den Rentenversicherungs-
trigern zu ermoglichen.

Durch Aufnahme als auskunftsberechtigte Behorde in § 35 Absatz 1 SGB 1. V. m. Verbindung mit
§ 150 Absatz 5 SGB 1V (lex specialis) wiirde den nach Landesrecht zustdndigen Behorden die Mog-
lichkeit eroffnet, die erforderlichen Daten zeitnah iiber eine gesicherte Verbindung, analog der Be-
fugnisse der Zollbehorden, zu erhalten.

Fiir die Teilnahme am automatisierten Datenabruf legt § 150 Absatz 5 SGB VI den Kreis der mog-
lichen Teilnehmer an einem automatisierten Abrufverfahren abschlie3end fest.

Uber die konkreten Voraussetzungen, an deren Vorliegen die Zulissigkeit der Einrichtung eines
solchen Verfahrens im Einzelfall gekniipft ist, enthdlt § 150 Absatz 5 SGB VI keine Aussage. Die
Voraussetzungen bestimmen sich daher nach § 79 SGB X, wonach die Einrichtung eines automati-
sierten Abrufverfahrens wegen der Vielzahl der zu erwartenden Ubermittlungen oder wegen ihrer
besonderen Eilbediirftigkeit angemessen sein muss.

Die Eilbediirftigkeit ergibt sich aus der Tatsache, dass die Informationen unverziiglich im Rahmen
einer Kontrolle bendtigt werden, um UnregelmiaBigkeiten aufzudecken und entsprechende MalBnah-
men zeitnah ergreifen zu konnen.
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Eine besondere Bedeutsamkeit der Eilbediirftigkeit ergibt sich insbesondere bei Baustellenkontrol-
len. Im Hinblick auf die Uberwachung der Einhaltung der Meisterpflicht im Handwerksrecht ist es
elementar, Uberwachungsbehdrden mit effizienten Kontrollmdglichkeiten auszustatten. Insbeson-
dere bei der Priifung auf mogliche Betriebsleiterfiktionen sind die bei den Rentenversicherungstré-
gern vorliegenden Informationen ausschlaggebend fiir eine ordnungsgeméfBe Uberpriifung.

In der Praxis ergeben sich teilweise Bearbeitungszeiten von bis zu zwei Monaten, was dazu fiihrt,
dass die Stilllegung von Baustellen aufgrund von Verstd8en gegen die Voraussetzungen der zulas-
sungspflichtigen Handwerke ins Leere laufen, da die Bauten in der Zwischenzeit bereits fertigge-
stellt wurden.

13. Zu Artikel 14 Nummer 1 (§ 29 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 BKAG)

Der Bundesrat bittet darum, die Steuerfahndungsstellen schnellstmdglich an das polizeiliche Informations-
system (INPOL) anzuschlieBen. Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, die Moglichkeit zur Teilnahme an
INPOL zugunsten der Zollverwaltung zu erweitern. Diese Erweiterung darf nicht dazu fiihren, dass es bei
der technischen Anbindung der Steuerfahndungsstellen an INPOL zu weiteren Verzogerungen kommt.

Begriindung:

Das polizeiliche Informationssystem (INPOL) umfasst ein elektronisches Fahndungs- und Aus-
kunftssystem, das vom Bundeskriminalamt betrieben wird. In diesem System sind fiir Zwecke der
Strafverfolgung und der Gefahrenabwehr Informationen zu Personen und Sachen gespeichert. Zu-
griff auf INPOL haben bisher das Bundeskriminalamt, die Landeskriminaldmter, die sonstigen Po-
lizeibehdrden der Lénder, die Bundespolizei, die Polizei beim Deutschen Bundestag, mit der Wahr-
nehmung grenzpolizeilicher Aufgaben betraute Behdrden der Zollverwaltung, die Zollfahndungs-
dmter und das Zollkriminalamt. Die Steuerfahndungsstellen in den Léndern sind durch eine Ande-
rung des Bundeskriminalamtsgesetzes seit August 2021 rechtlich ebenfalls zur Teilnahme an IN-
POL berechtigt, bisher allerdings technisch noch nicht angeschlossen. INPOL enthilt wichtige In-
formationen fiir die Steuerfahndungsstellen. Steuerfahnderinnen und Steuerfahnder kdnnen bei ihrer
taglichen Arbeit stets spontan mit Gefahrensituationen konfrontiert sein. Das betrifft zum Beispiel
Durchsuchungen und Beschlagnahmen bei Beschuldigten oder Dritten. Um das Gefahrenpotential
einschétzen zu konnen, miissen Fahnderinnen und Fahnder bei den voraussichtlich anzutreffenden
Personen wissen, ob und welche polizeilichen Erkenntnisse vorliegen.
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Anlage 4
Gegeniuflerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates

Die Bundesregierung duf3ert sich zur Stellungnahme des Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Moderni-
sierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekdmpfung wie folgt:

Zu Ziffer 1

(Zu Artikel 1 Nummer 5 Buchstabe b [§ 3 Absatz 1a, Absatz 1b Satz 1 SchwarzArbG], Nummer 6 Buchstabe b
[§ 4 Absatz 1 Satz 3, 4, Absatz 1a, Absatz 1b Satz 1, 2, 3 SchwarzArbG], Nummer 7 Buchstabe a Doppelbuch-
stabe dd [§ 5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 4 SchwarzArbG], Nummer 8 [§ 5a Absatz 1 Satz 1, 2, Absatz 2 Satz 1,
2,3, 5, 6 SchwarzArbG], Nummer 23 [§ 15 Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1, Absatz 3 Satz 2, Absatz 4 Satz 1
SchwarzArbG])

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates, die §§ 3, 4, 5 und 5a SchwarzArbG-E zu éndern,
priifen.

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates, § 15 SchwarzArbG-E zu dndern, ab.

Der Gesetzentwurf sieht fiir die FKS eine Teilnahme am polizeilichen Informationsverbund vor, hinsichtlich
dessen die Datenverarbeitungsbefugnisse fiir die Behorden der Zollverwaltung in § 15 SchwarzArbG-E geén-
dert werden sollen. Eine Teilnahme der nach Landesrecht zustindigen Schwarzarbeitsbekdmpfungsbehérden am
polizeilichen Informationsverbund ist dagegen nicht vorgesehen. Die nach Landesecht zustindigen Schwarzar-
beitsbekdmpfungsbehorden haben auch keine vergleichbaren Strafverfolgungsbefugnisse wie die Behdrden der
Zollverwaltung nach § 14 SchwarzArbG. Die vorgeschlagene Ubertragung der Regelung des § 15 Schwarz-
ArbG-E auf die nach Landesrecht zustindigen Schwarzarbeitsbekdmpfungsbehdrden wird daher abgelehnt.

Gegen eine Aufnahme der nach Landesrecht zustindigen Schwarzarbeitsbekdmpfungsbehorden in § 15 Absatz

1 Satz 1 SchwarzArbG, der vorsieht, dass fiir die Wahrnehmung der Aufgaben nach dem SchwarzArbG durch
die Behorden der Zollverwaltung hinsichtlich der Sozialdaten die Vorschriften des Zweiten Kapitels des Zehn-
ten Buches Sozialgesetzbuchs gelten, spricht, dass durch die nach Landesrecht zustindigen Schwarzarbeitsbe-
kdmpfungsbehdrden keine sozialrechtlichen oder am Sozialrecht angelehnten Aufgaben wahrgenommen werden
(vgl. auch die Begriindung zur Ablehnung zu Ziffer 14 zu Artikel 11 [§ 35 Absatz 1 Satz 4 SGB I], Artikel 13
Nummer 1 Buchstabe b [§ 150 Absatz 5 Satz 1 SGB VI). Damit wiirde auch § 15 Absatz 1 Satz 2 SchwarzArbG
gelten, der besagt, dass diese Aufgaben in datenschutzrechtlicher Hinsicht auch als Aufgaben nach dem Sozial-
gesetzbuch gelten. Es fehlt bei den gewerbe- und handwerksrechtlichen Aufgaben der Lénder jedoch ein ver-
gleichbarer Bezug zum Sozialrecht wie er bei den Aufgaben der Behorden der Zollverwaltung vorliegt.

Zu Ziffer 2

(Zu Artikel 1 Nummern 6 Buchstabe ¢ - neu - [§ 4 Absatz 2 SchwarzArbG], Nummer 7 Buchstabe e - neu - [§ 5
Absatz 6 - neu - SchwarzArbG], Nummer 8 [§ 5a SchwarzArbG], Nummer 12 Buchstabe b [§ 7 Absatz 1b - neu
- SchwarzArbG], Nummer 25 Buchstabe ¢ [§ 17 Absatz 1 Nummer 12 - neu - SchwarzArbG])

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates priifen.

Zu Ziffer 3
(Zu Artikel 1 Nummer 18 Buchstabe ¢ - neu - [§ 12 Absatz 5 Satz 1, 3 SchwarzArbG])
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Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates priifen.

Zu Ziffer 4
(Zu Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe a [§ 14a Absatz 1 Satz 1 SchwarzArbG])

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates priifen.

Die Bundesregierung wird sich mit den Argumenten der Lander erneut auseinandersetzen. Gleichwohl werden
die vorgetragenen praktischen und verfassungsrechtlichen Bedenken hinsichtlich des Wegfalls des Ausschliel3-
lichkeitserfordernisses von der Bundesregierung nicht geteilt.

Die verfassungsrechtlichen Bedenken beziehen sich vordergriindig auf die Verwaltungskompetenz nach Artikel
87 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes. Mit der Erweiterung der Regelung fiir die selbstdndige Durchfiihrung
von Ermittlungsverfahren werden zur Entlastung der Lénderjustiz Aufgaben auf die Bundeszollverwaltung
iibertragen. Die Voraussetzungen fiir die Inanspruchnahme der genannten Verwaltungskompetenz liegen nach
hiesiger Ansicht vor.

Im Hinblick auf die obligatorische Verwaltungszusténdigkeit der Lander (Artikel 108 Absatz 2 GQG) ist die Ab-
grenzung zwischen steuerverwaltender und strafverfolgender Tatigkeit insoweit zentral. Bei der Verfolgung von
Steuerstraftaten handelt es sich nicht um steuerverwaltende, sondern um polizeiliche Tétigkeiten. Die Zustan-
digkeit der Lander beruht daher nicht auf Artikel 108 Absatz 2 GG, sondern auf Artikel 83 GG (Allzusténdig-
keit der Lénder). Die Aufgabe ist somit auch tauglicher Gegenstand fiir eine Ubertragung auf den Bund nach
Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 GG.

Die Begriindung der Verwaltungskompetenz des Bundes nach Artikel 87 Absatz 3 Satz 2 des Grundgesetzes
setzt voraus, dass ein dringender Bedarf fiir die Aufgabenerledigung durch den Bund besteht. Die Praxis hat ge-
zeigt, dass die seinerzeit erwartete Entlastungswirkung fiir die Staatsanwaltschaften nicht eingetreten ist, da
Verfahren aufgrund des zu stark eingeengten Anwendungsbereichs und damit verbundenen Zustindigkeitsfra-
gen oftmals nicht an die Behorden abgegeben werden. Aufgrund der allgemein bekannten Belastungssituation
der Justiz und der bekannten Reibungsverluste beim Abgabeerfordernis durch das unnétige mehrfache Hin- und
Riicksenden von Akten kann eine reibungsarme, umfassende und effektive Ausfithrung der Aufgaben nicht ge-
wihrleistet werden. Die Ubertragung auf den bundeseigenen Verwaltungsunterbau ist fiir eine sachgerechte
Aufgabenwahrnehmung dringend erforderlich.

Durch die Anderungen wird eine unzulissige Mischverwaltung nicht etabliert. Vor dem Hintergrund des Grund-
satzes selbstindiger Eigenverwaltung wird eine Mischverwaltung verfassungsrechtlich erst relevant, wenn eine
Gliedkorperschaft in die organisatorische Selbstiandigkeit, in die Aufgabenerfiillung oder in das Verwaltungs-
verfahren der anderen durch verbindliche Weisungen, Vetorechte o. 4. eingreift und damit deren Integritit be-
eintrachtigt. Dies ist hier nicht der Fall, eine klare Zustandigkeitsabgrenzung ist stets gewéhrleistet.

Kompetenzprobleme bei der Zustindigkeitsiibertragung auf den Zoll fiir die Ahndung weiterer mit der Beitrags-
vorenthaltung tateinheitlich mitverwirklichter Straftaten wie die Lohnsteuerhinterziechung werden von der Bun-
desregierung nicht gesehen.

Die in Rede stehenden Sachverhalte sind regelméBig einfach gelagert und betreffen vorranging unzutreffende
Lohnangaben, aufgrund derer zugleich Sozialversicherungsbeitrdge und Lohnsteuern in zu geringer Hohe abge-
fithrt werden.
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Es besteht hier bereits eine intensive und etablierte Zusammenarbeit zwischen FKS und Landesfinanzbehorden
bei der Schwarzarbeitsbekampfung. Etwaige Kompetenziiberschneidungen mit den Landesfinanzverwaltungen
im Bereich der Steuerhinterziehung konnen untergesetzlich im Wege der Anpassung der bestehenden Zusam-
menarbeitsvereinbarung zwischen der Zollverwaltung und der Landesfinanzverwaltung geregelt werden.

Die Regelung stellt zudem grundlegend auf die Verfahrenshoheit der Staatsanwaltschaft ab und 16st Zusténdig-
keitsfragen und Kompetenzkonflikte zugunsten der Staatsanwaltschaft auf. Die Staatsanwaltschaft kann jeder-
zeit ihr Evokationsrecht ausiiben. Im Zweifel, z. B. bei Unsicherheit {iber die besondere Schwierigkeit der Straf-
sache, verbleibt diese in der Zustdndigkeit der Staatsanwaltschaft. Nach der bereits geltenden und auch kiinfti-
gen Rechtslage beantragen die Behorden der Zollverwaltung den Erlass eines Strafbefehls bei dem zusténdigen
Gericht iiber die Staatsanwaltschaft, die damit den weiteren Verlauf des Verfahrens beeinflussen kann.

Zu Ziffer 5
(Zu Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb [§ 14a Absatz 2 Satz 2 Nummer 1, 2, 3,4, 5,6, 7, 8
SchwarzArbG])

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates priifen.

Die Anderung ist aus Sicht der Bundesregierung nicht zwingend erforderlich, da besonders schwere Fille auf-
grund der damit verbundenen besonderen Schwierigkeiten auch bereits von § 14a Absatz 2 Satz 2 Nummer 3
SchwarzArbG-E erfasst sind. Gegen die Aufnahme einer klarstellenden Ergénzung bestehen aber auch keine
Bedenken. Besonders schwere Betrugsfille gem. § 263 Absatz 3 StGB sollen ausweislich der Gesetzesbegriin-
dung von der Befugnis zur selbststédndigen Ermittlungsfithrung nicht erfasst sein. Die vorgeschlagene Ergén-
zung des § 14a Absatz 2 Satz 2 SchwarzArbG-E um eine neue Nummer 1 wiirde dies klarstellen. Die Formulie-
rung der neuen Nr. 1 wiirden dann auch fiir besonders schwere Félle des § 266a StGB gelten, welche ebenfalls
bereits auch bisher fiir die selbststindigen Ermittlungsfiihrung ungeeignet waren, da es sich hierbei ebenfalls um
keine einfach gelagerten Sachverhalte handelt.

Zu Ziffer 6
(Zu Artikel 1 Nummer 20 Buchstabe ¢ [§ 14a Absatz 4 Satz 3, 4 - neu - SchwarzArbG])

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab.

Die vorgeschlagene Formulierung eines neuen § 14a Absatz 4 Satz 3 SchwarzArbG-E fiir eine vorsorgliche Un-
terrichtungspflicht ldsst offen, in welchen konkreten Fillen die Staatsanwaltschaft von den Behorden der Zoll-
verwaltung zu unterrichten ist. Welche Fille die Staatsanwaltschaft an sich ziehen wird, wird sich in der Praxis
regelméBig nicht vorhersehen lassen. Um dieser unbestimmten Unterrichtungspflicht zu geniigen, wére eine
Fiille von Vorabmeldungen an die Staatsanwaltschaft zu erwarten. Die Staatsanwaltschaft miisste sich erneut
mit diesen Féllen bereits im Vorfeld befassen. Damit wiirde der neu geregelte Wegfall des vorgelagerten Abga-
beerfordernisses und die Intention, die Staatsanwaltschaften dadurch weiter zu entlasten, konterkariert.

Unabhingig davon wird durch den neuen § 14a Absatz 2 Satz 3 SchwarzArbG-E ergénzt, dass die Fille bei
Zweifeln stets an die Staatsanwaltschaft abzugeben sind. Die Ergénzung lduft insofern bereits auf die begehrte
Unterrichtungspflicht hinaus, begrenzt den Anwendungsfall jedoch auf Félle mit Unsicherheiten, bei denen stets
eine Entscheidung der Staatsanwaltschaft herbeizufiihren ist.

Soweit auf eine untergesetzliche Konkretisierung hingedeutet wird, so bietet sich diese grundsitzlich fiir die
Ausgestaltung der Zusammenarbeit mit der Staatsanwaltschaft an, um das Evokationsrecht der
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Staatsanwaltschaft auszuiiben und bestimmte Fallkonstellationen im Vorfeld festzulegen, bei denen regelmafig
besondere Schwierigkeiten nach § 14a Absatz 2 Satz 2 Nummer 3 SchwarzArbG-E oder Unsicherheiten im
Sinne von § 14a Absatz 2 Satz 3 SchwarzArbG-E anzunehmen sind. Eine Notwendigkeit fiir die vorgeschlagene
Unterrichtungspflicht wird daher nicht gesehen.

Zu Ziffer 7
(Zu Artikel 1 [SchwarzArbG])

Die Bundesregierung nimmt die Empfehlungen des Bundesrates zur Kenntnis.

Der Bundesrat empfiehlt, im weiteren Gesetzgebungsverfahren im Zuge der Reform des SchwarzArbG den
Schutz und die Unterstiitzung von Betroffenen von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung zu stiarken.

Die Bundesregierung ist offen fiir Vorschldge zur Stirkung der Aufgabenwahrnehmung der FKS, sowohl im
Hinblick auf die Bekdmpfung von Menschenhandel im Zusammenhang mit Beschéftigung, Zwangsarbeit und
Ausbeutung der Arbeitskraft als auch im Bereich des Opferschutzes.

Der Bedarf von Rechtsdnderungen im SchwarzArbG wird aktuell jedoch nicht gesehen.

So beteiligen sich das Bundesministerium der Finanzen sowie die Generalzolldirektion an einer Reihe von Zu-
sammenarbeitsformaten und Arbeitsgruppen den Themen Menschenhandel und Arbeitsausbeutung und werden
regelméBig i. R. d. nationalen und internationalen Zusammenarbeit beteiligt. Mit dem Nationalen Aktionsplan
gegen Arbeitsausbeutung und Zwangsarbeit sowie dem Nationalen Aktionsplan zur Pravention und Bekédmp-
fung des Menschenhandels wurden zuletzt aulerdem zahlreiche Mafinahmen auch fiir die FKS durch die Bun-
desregierung beschlossen, die u. a. den weiteren Ausbau der Zusammenarbeit mit den relevanten Behdrden und
Stellen und von Kooperationen sowie die Erweiterung des Informationsangebotes der Zollverwaltung fiir Be-
troffene von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung zum Gegenstand haben.

Neben der aktiven Bekdmpfung von Menschenhandel im Zusammenhang mit Beschéftigung, Zwangsarbeit und
Ausbeutung der Arbeitskraft wird hierbei stets auch der Schutz fiir Opfer betrachtet. Auf Bundesebene erfolgt u.
a. eine Teilnahme an den Bund-Lénder-Arbeitsgruppen zur Thematik, die den Austausch, die Zusammenarbeit
und die Koordination zwischen den an der Bekdmpfung von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung beteilig-
ten Ministerien, den Léndern und zivilgesellschaftlichen Akteuren ermoglichen. Im Rahmen ihres gesetzlichen
Mandats leistet die FKS somit bereits einen wichtigen Beitrag bei der Bekdmpfung ausbeuterischer Arbeitsbe-
dingungen und des damit im Zusammenhang stehenden Menschenhandels.

Die FKS hat den Auftrag, Schwarzarbeit und illegale Beschiftigung, worunter auch die Bekdmpfung von Men-
schenhandel im Zusammenhang mit Beschiftigung, Zwangsarbeit und Ausbeutung der Arbeitskraft fallt, als
Priif- und Ermittlungsbehorde zu bekdmpfen. Damit steht fiir die FKS die Strafverfolgung bzgl. der Téter aus-
beuterischer Arbeitsbedingungen und damit in Zusammenhang stehenden Menschenhandels im Vordergrund.
Der Opferschutz wird bei der Aufgabenwahrnehmung der FKS vollumféanglich beriicksichtigt, darunter auch die
bestehenden Schutzvorgaben. Die dariiberhinausgehende erforderliche Hilfe erhalten Opfer von Menschenhan-
del und Arbeitsausbeutung iiber die zustindigen Fachberatungsstellen, mit denen die FKS in engem Kontakt
steht und zu denen sie die Opfer von Menschenhandel und Arbeitsausbeutung vermittelt.

Die Empfehlungen des Bundesrates werden aber bei der fortlaufenden Priifung etwaigen Anpassungsbedarfs
einbezogen werden. Dies betrifft sowohl den Hinweis auf die Beriicksichtigung von Indikatoren fiir
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Menschenhandel und Arbeitsausbeutung im Rahmen des zentralen Risikomanagements als auch die Erlaubnis
zur Bescheinigung von Anhaltspunkten fiir Menschenhandel im Sinne des § 59 Absatz 7 Satz 1 Aufenthaltsge-
setz.

Zu Ziffer 8
(Zu Artikel 3 [§ 93 Absatz 8 Satz 1 Nummer 4 - neu - AO])

Die Bundesregierung wird den Vorschlag im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1640 néher prii-
fen.

Die in dem Regelungsvorschlag in Bezug genommene Richtlinie (EU) 2024/1640 sieht eine Modernisierung des
Kontenabrufverfahrens vor. Die Richtlinie (EU) 2024/1640 wird in einem gesonderten Gesetzgebungsvorhaben
umgesetzt werden.

Zu Ziffer 9
(Zu Artikel 3 Nummer 3 [§ 31a Absatz 1 Satz 1 AO])

Die Bundesregierung lehnt eine unbestimmte Erweiterung von Offenbarungsbefugnissen und wechselseitigen
Datenaustauschmoglichkeiten fiir und gegeniiber Geldwéscheaufsichtsbehdrden oder Strafverfolgungsbehdrden
ab. Bereits nach geltendem Recht ist eine Offenbarung von nach § 30 geschiitzten Daten unter bestimmten Vo-
raussetzungen an die Geldwéscheaufsichtsbehdrden (z. B. § 31b Absatz 1 AO) oder an die Strafverfolgungsbe-
horden (z.B. § 30 Absatz 4 Nummer 5 AO) zuldssig. Ob weitere Offenbarungsbefugnisse in speziellen Féllen
notwendig sind, wird die Bundesregierung auerhalb dieses Gesetzgebungsverfahrens priifen.

Zu Ziffer 10
(Zu Artikel 4 [§ 4 Nummer 4a UStG])

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates zu.

Die Ubergangsregelung sollte nach Ansicht der Bundesregierung auch eine Vorgabe enthalten, ab welchem
Zeitpunkt die Gegensténde spitestens als (umsatzsteuerpflichtig) ausgelagert gelten.

Zu Ziffer 11
(Zu Artikel 4 [Anderung des Umsatzsteuergesetzes])

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Die Einfiihrung eines Optionsrechts in der Mehrwertsteuersystemrichtlinie, indem die Steuerbefreiungen, die
nach dieser Richtlinie als gemeinwohldienlich gelten, in den Artikel 137 dieser Richtlinie aufgenommen wer-
den, setzt eine Anderung dieser unionsrechtlichen Be-stimmung voraus. Hierfiir miisste zuniichst die Européi-
sche Kommission von ihrem exklusiven Initiativrecht Gebrauch machen und dem Rat einen entsprechenden
Rechtssetzungsvorschlag unterbreiten. Ferner wiirde die Annahme eines derartigen Vorschlags im Rat die Zu-
stimmung aller Mitgliedstaaten (Einstimmigkeit) erfordern. Vor diesem Hintergrund erscheint ein Vorstof3 der
Bundesregierung auf EU-Ebene, wie er von BY beschrieben wird, wenig aussichtsreich.
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Zu Ziffer 12
(Zu Artikel 11 [§ 35 Absatz 1 Satz 4 SGB 1], Artikel 13 Nummer 1 Buchstabe b [§ 150 Absatz 5 Satz 1 SGB
Vi)

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab.

Fiir die Aufgaben der nach Landesrecht zustdndigen Behorden nach § 2 Absatz 3 SchwarzArbG ist ein automa-
tisierter Abruf von Sozialdaten bei der Datenstelle der Rentenversicherung (DSRV) nicht gerechtfertigt. Unab-
hiingig davon, dass unklar ist, auf welcher Grundlage derzeit bereits eine Ubermittlung von Daten zwischen den
nach Landesrecht zustdndigen Behdrden und der Rentenversicherung auflerhalb eines automatisierten Abrufver-
fahrens stattfindet (vgl. § 71 Absatz 1 Satz 1 Nummer 7 SGB X)) gilt: Die Daten, welche die Behdrden der Zoll-
verwaltung aktuell und zukiinftig erhalten, sind - wie alle Abrufe und Dienste nach § 150 SGB VI - spezifisch
auf die Aufgabenwahrnehmung der Zollbehdrden zugeschnitten und daher nicht auf die Aufgabenwahrnehmung
der nach Landesrecht zustdndigen Behorden iibertragbar.

Dementsprechend ist auch eine Aufnahme der nach Landesrecht bestimmten Stellen, die Aufgaben nach § 2 Ab-
satz 3 SchwarzArbG ausiiben, in § 35 SGB I zuriickzuweisen. Diese landesrechtlichen Stellen nehmen keine
sozialrechtlichen oder am Sozialrecht angelehnten Aufgaben wahr. Die in § 35 SGB I aufgezihlten Aufgaben
der Behorden der Zollverwaltung wurden vor allem wegen ihres unmittelbaren Bezuges zu Aufgaben der Leis-
tungstriger in § 35 SGB I aufgenommen. Es geht nicht nur darum, dass sie in den Genuss von Privilegien kom-
men sollen, sondern vor allem auch darum, dass bei der Erfiillung dieser Aufgaben die Zollbehorden gleicher-
maBen verpflichtet sind, das Sozialgeheimnis bei der Erfiillung ihrer Aufgaben zu wahren. Ein solcher Bezug
zum Sozialrecht ist bei den gewerbe- und handwerksrechtlichen Aufgaben der Lander nicht erkennbar.

Zu Ziffer 13
(Zu Artikel 14 Nummer 1 [§ 29 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 BKAG])

Die Bundesregierung nimmt die Bitte des Bundesrates zur Kenntnis.

Die Bundesregierung hat entsprechende Maflnahmen veranlasst, damit die technische Anbindung der Steuer-
fahndungsstellen an das polizeiliche Informationssystem INPOL nunmehr umgesetzt werden kann.



	Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung
	der Schwarzarbeitsbekämpfung
	Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen.
	Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen.
	Zu Buchstabe a (Daten aus der Datenselektion)
	Zu Buchstabe b (Daten aus der A1-Datenbank)
	Zu Buchstabe a
	Zu Buchstabe a
	Zu Buchstabe b
	Zu Buchstabe c
	Zu Buchstabe d
	Zu Buchstabe a
	Zu Buchstabe b

	Aktualisierte Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates (NKR) gem. § 6 Abs. 1 NKRG
	Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung und Digitalisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung (NKR-Nr. 7700, BMF)
	I Zusammenfassung
	II Regelungsvorhaben
	III Bewertung





